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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich heiße Sie alle herzlich willkommen zu unserer 
heutigen, 21. Sitzung des Landtags von Nordrhein-
Westfalen. Da es unsere erste Sitzung im neuen Jahr 
ist, wünsche ich Ihnen zu Beginn persönlich alles 
Gute und Gesundheit, aber auch unserem Land ins-
gesamt alles Gute. Ein gutes neues Jahr! 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Mein Gruß gilt auch den Gästen auf der Zuschauer-
tribüne, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Medien und den Zuschauerinnen und Zuschauern an 
den Bildschirmen im Land. 

Für die heutige Sitzung haben sich acht Abgeord-
nete entschuldigt; die Namen werden in das Proto-
koll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung haben wir die 
Verpflichtung einer neuen Abgeordneten gemäß 
§ 2 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung. 

Der Landeswahlleiter des Landes Nordrhein-Westfa-
len hat mir mit Schreiben vom 22. Dezember 2022 
mitgeteilt, dass Frau Susanne Schneider von der 
FDP mit Wirkung vom 1. Januar 2023 als Nachfolge-
rin für den Abgeordneten Herrn Professor Dr. An-
dreas Pinkwart, FDP, Mitglied des Landtags gewor-
den ist. Ich darf Frau Susanne Schneider nun zu mir 
bitten, damit ich die nach § 2 unserer Geschäftsord-
nung vorgesehene Verpflichtung vornehmen kann. 
Alle Anwesenden bitte ich, soweit es Ihnen möglich 
ist, sich für diese Verpflichtung von ihren Plätzen zu 
erheben. 

(Die Abgeordneten erheben sich von ihren 
Plätzen.) 

Sehr geehrte Frau Kollegin Schneider, ich bitte Sie, 
die folgenden Worte der Verpflichtungserklärung an-
zuhören und anschließend durch Handschlag zu be-
kräftigen: 

„Die Mitglieder des Landtags von Nordrhein-
Westfalen bezeugen vor dem Lande, dass sie 
ihre ganze Kraft dem Wohle des Landes Nord-
rhein-Westfalen widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, die übernommene 
Pflicht und Verantwortung nach bestem Wissen 
und Können erfüllen und in der Gerechtigkeit ge-
genüber jedem Menschen dem Frieden dienen 
werden.“ 

Sehr geehrte Frau Kollegin Schneider, ich heiße Sie 
als neue Abgeordnete in der 18. Wahlperiode herz-
lich willkommen und wünsche Ihnen viel Erfolg bei 
der Arbeit. Herzlichen Glückwunsch und alles Gute! 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank – Die Abgeordneten nehmen ihre 
Plätze wieder ein.) 

Wir kommen jetzt zu: 

1 Debakel um die Talbrücke Rahmede auf der 
A45 – nach dem Schweigekartell jetzt eine 
Löschaffäre in der Staatskanzlei des Minister-
präsidenten? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/2670 

In Verbindung mit: 

Neubau verschoben und Wirtschaftsregion 
lahmgelegt – politische Verantwortung für De-
saster um Rahmede-Talbrücke muss aufge-
klärt werden! 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/2671 

In Verbindung mit: 

Die Brücken-Affäre: Was wusste Herr Wüst? 
Wann und warum wurden in großem Stil in 
mehreren Behörden E-Mails aus dem fragli-
chen Zeitraum gelöscht? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2672 

Die Fraktionen von SPD und FDP sowie die Fraktion 
der AfD haben jeweils mit Schreiben vom 23. Januar 
2023 gemäß § 95 Abs. 1 der Geschäftsordnung zu 
einer aktuellen Frage der Landespolitik eine Aus-
sprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache, und als Erster hat für die 
SPD der Abgeordnete Herr Vogt das Wort. 

Alexander Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident und Ver-
kehrsminister a. D. Wüst! 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sehr geehrter Herr Chef der Staatskanzlei und Minis-
ter Liminski! Sehr geehrter Herr Landtagsdirektor 
und Ex-Büroleiter Dautzenberg! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrte Betroffene! 

(Beifall von der SPD) 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 8 Plenarprotokoll 18/21 

 

Unbestrittener Fakt ist: Die Talbrücke Rahmede ist 
unpassierbar. Unbestrittener Fakt ist: Zum Amtsan-
tritt von Hendrik Wüst als Verkehrsminister im Jahr 
2017 bestand bereits Sanierungsbedarf. Unbestritte-
ner Fakt ist: Herr Wüst hat in seiner Amtszeit als Ver-
kehrsminister nichts dafür getan, dass dieses Brü-
ckendesaster verhindert wurde. 

Eine Fehlentscheidung, Herr Wüst, die eine ganze 
Region in ein gewaltiges Verkehrschaos gestürzt hat. 
Eine Fehlentscheidung, unter der die Menschen im 
Märkischen Kreis leiden; derzeit fahren über 20.000 
Pkws durch dieses Gebiet, die umgeleitet werden 
müssen. Eine Fehlentscheidung, die Unternehmen, 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ganz 
Südwestfalen vor existenzielle Nöte stellt.  

Fakt ist: Es geht schon lange nicht mehr um eine ein-
zelne Brücke, es geht um viel, viel mehr. 

Herr Wüst, um in Ihrem Sprachbild zu bleiben: Die 
Menschen müssen dank Ihnen jeden Tag vor Wut 
und Verzweiflung ins Lenkrad beißen. 

(Beifall von der SPD und Henning Höne 
[FDP]) 

Herr Wüst, es hätte Größe gezeigt, wenn Sie sich 
hingestellt und gesagt hätten: Ja, es gab da Fehlent-
scheidungen, 

(Zuruf von der CDU) 

die korrigiert werden müssen. Ich übernehme per-
sönlich Verantwortung, und wir machen alles, um in 
dieser Region wieder voranzukommen. 

Wir haben uns die ganze Zeit die Frage gestellt: Wa-
rum haben Sie das eigentlich nicht gemacht? Wenn 
wir uns einmal den Zeitstrahl anschauen, dann kann 
ich Ihnen das sagen: weil Sie zu dem Zeitpunkt, als 
die Brücke gesperrt wurde – Ende 2021 – mitten im 
Wahlkampf waren und nicht als inkompetenter Ver-
kehrsminister dastehen wollten. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Was haben Sie dann gemacht? Sie haben erst ver-
sucht, Ihrem Vorgänger die ganze Verantwortung zu-
zuschieben. Das hat nicht funktioniert, weil die Ver-
schiebungen des Baustarts komplett in Ihrer Amts-
zeit lagen. 

Dann haben Sie von der fachlichen Ebene gespro-
chen und gesagt: Ich bin gar nicht verantwortlich, 
sondern meine Mitarbeitenden sind verantwortlich. 

(Zuruf von der SPD: Oh!) 

Sie schieben also die Verantwortung auf Ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Das sagt auch einiges 
über Ihren Führungsstil aus. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Sven Wolf [SPD]: Genau! Ganz ge-
nau!) 

Das hat aber auch nicht so richtig funktioniert. Darum 
hat sich die Landesregierung anscheinend überlegt: 
Versuchen wir es einmal mit Vertuschen. – Auf ein-
mal verschwinden Akten und Mails. Man bekommt 
den Eindruck: Das ist ein System, das System 
„Wüst“. 

(Herbert Reul [CDU]: Oh! – Zurufe von der 
CDU: Oh!) 

Herr Wüst, Sie und ich sind doch lange genug im Par-
lament. Wir wissen doch alle, dass eine fachliche 
Entscheidung genau dann zustande kommt, wenn 
ein entsprechender politischer Wille da ist. 

Bereits in Ihrer kleinen Regierungserklärung im Ver-
kehrsausschuss im September 2017 haben Sie zur 
Instandhaltung der Straßen und Brücken erklärt – ich 
zitiere Sie –: „Und hier steht die Politik in Verantwor-
tung.“ 

Genau diesen politischen Willen versuchen Sie hier 
die ganze Zeit zu verschleiern. Erst gestern in der 
Landespressekonferenz haben Sie sich um Kopf und 
Kragen geredet. Anstatt Antworten zu geben, haben 
Sie immer mehr Fragen aufgeworfen. 

Eine der zentralen Fragen ist: Wie brisant muss ei-
gentlich ein Mailverkehr gewesen sein, dass die Lan-
desregierung anscheinend vorsätzlich zum Mittel des 
Löschens greift? Wovor hatten Sie, Herr Wüst, Herr 
Liminski und auch Herr Dautzenberg, so viel Angst, 
wenn es ans Tageslicht kommt? 

Wenn man darüber nachdenkt, gibt es zwei mögliche 
Varianten: Die erste Variante ist, dass es gar keine 
fachliche Entscheidung war, sondern eine politische. 
Die zweite Variante könnte aber auch sein: Vielleicht 
wurden anstatt der Brücken lieber Landstraßen prio-
risiert, vielleicht lieber PR-Projekte, bei denen man 
mehr Fotos erzeugt, die man hinterher auf Instagram 
posten kann. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Warum werden eigentlich in einem Ministerium über-
haupt E-Mails gelöscht? Das interessiert nicht nur die 
Menschen im Märkischen Kreis und in Südwestfalen, 
sondern in ganz Nordrhein-Westfalen. 

Warum interessiert das ganz Nordrhein-Westfalen? 
Das kann ich Ihnen sagen: Jetzt tritt ein Dominoeffekt 
ein, der weit über den Märkischen Kreis hinausreicht: 
Umleitungsverkehr, der zustande kommt, da die 
Rahmedetalbrücke gesperrt ist, belastet jetzt auch 
die Brücken der Ausweichstrecken über das zumut-
bare Maß hinaus und bedroht Lieferketten in ganz 
Nordrhein-Westfalen. Die wirtschaftlichen Auswir-
kungen sind dabei noch gar nicht absehbar, und alles 
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lässt sich zurückführen auf die Entscheidungen in 
der Zeit, als Sie Verkehrsminister waren. 

Herr Wüst, ich sage Ihnen jetzt noch einmal: Tragen 
Sie hier heute die Verantwortung! Sagen Sie das öf-
fentlich, und legen Sie die Mails offen! 

Wenn man sich die Mails und die Daten, die bisher 
geliefert wurden, ansieht, dann stellt man fest: Wir 
haben nicht die Situation, dass irgendein Server-
problem vorlag, sondern es ist mit chirurgischer Prä-
zision genau das gelöscht worden, was uns und was 
viele Journalistinnen und Journalisten interessiert. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Sven Wolf [SPD]: Genau!) 

Da sind nicht nur Mails gelöscht worden, sondern es 
müssen auch Postausgänge gelöscht worden sein. 
Kurz: Das ist Ihr System. 

Darum fordern wir Sie als Ministerpräsidenten auf: 
Übernehmen Sie heute Verantwortung für das ge-
samte Brückendebakel! Entschuldigen Sie sich bei 
den Menschen und bei den Unternehmen, und 
schaffen Sie endlich Transparenz! Ansonsten wer-
den wir das für Sie tun. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Vogt. Herr Kollege Vogt, Sie haben zu Beginn eine 
unparlamentarische Äußerung getätigt. Dafür muss 
ich Sie rügen. – Ich darf dann für die FDP dem Ab-
geordneten Höne das Wort erteilen. 

(Zuruf von der SPD: Er hat „Dautzenberg“ ge-
sagt! – Heiterkeit von der SPD) 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die A45 ist die Hauptschlag-
ader Westfalens. Allein über die jetzt gesperrte Rah-
medetalbrücke fuhren vor ihrer Sperrung jeden Tag 
rund 48.000 Pkw und 16.000 Lkw. Es ist eine Haupt-
schlagader, die rund 160 Weltmarktführer in Süd-
westfalen versorgt hat. 

Die Sperrung der Rahmedetalbrücke wirkt wie ein 
Gerinnsel in dieser Hauptschlagader, und die daraus 
resultierenden Thrombosen sind lebensgefährlich. 
Es ist eine existenzielle Frage für die Wirtschaftsre-
gion Südwestfalen, eine der Top-3-Industrieregionen 
hier in Nordrhein-Westfalen. Da droht ein volkswirt-
schaftlicher Infarkt, und das ist keine Übertreibung. Laut 
IW Köln drohen in einem Zeitraum von fünf Jahren 
volkswirtschaftliche Schäden in Höhe von rund 2 Milli-
arden Euro. 

In diesem Komplex sind unterschiedliche Aspekte zu 
betrachten. Wir müssen politisch über die Beschleu-
nigung des Ersatzneubaus sprechen. Dazu kann ich 
sagen: Wir Freien Demokraten unterstützen jede 
noch so kleine Maßnahme, die zur Beschleunigung 

beiträgt. Wir müssen auf allen Ebenen wirklich alles 
dafür tun, dass der Verkehr dort schnellstmöglich 
wieder rollen kann. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Wir müssen daraus auch für die Planungsbeschleu-
nigungen in anderen Bereichen und bei anderen Pro-
jekten lernen. Im weiteren Verlauf der A45 gibt es 60 
weitere Brücken. Es gibt auch eine sogenannte 
Schwesterbrücke gleicher Bauart in Hagen. Unzäh-
lige Sanierungen von Brücken stehen in den kom-
menden Jahren an. Das heißt, die Herausforderun-
gen gehen weit über Lüdenscheid hinaus. 

Daher geht es jetzt darum, aus diesem Verfahren zu 
lernen, indem wir zum Beispiel den politischen Mut 
und die politische Kraft haben, zu sagen, dass es für 
Ersatzneubauten eine pauschale Genehmigung gibt. 
Es gibt dann auch keine Klagemöglichkeiten mehr, 
weil wir diesen Mühlstein loswerden müssen, der un-
sere Infrastruktur bedroht. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Es gibt auch eine politische Dimension. Die Men-
schen fragen sich, wie es eigentlich zu der Sperrung 
kommen konnte und wer dafür die Verantwortung 
trägt. Es wurde jetzt schon länger politisch diskutiert 
und nachgefragt. 

Zwei Kernfragen aus den letzten Wochen und Mona-
ten sind heute Thema in dieser Aktuellen Stunde. 
Diese Kernfragen lauten: Haben höchste Repräsen-
tanten des Staates die Unwahrheit gesagt? Welches 
Verhältnis hat dieser Ministerpräsident eigentlich zur 
Wahrheit? 

Darüber müssen wir sprechen. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Ich will das anhand von drei zentralen Fragen tun: 

Erstens. Wann wurden eigentlich die Entscheidun-
gen für die Verschiebung der Sanierung bzw. des 
Neubaus getroffen? Für politische Beobachter ist es 
wenig überraschend, dass der Ministerpräsidenten 
zunächst einmal gesagt hat: Das war ich gar nicht, 
das war mein Amtsvorgänger. – Es ist ja nicht neu, 
dass Verantwortung weggeschoben wird, ob auf Vor-
gänger oder nach Berlin oder sonst wohin.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Unterlagen aus dem Ministerium, die Medien über 
das Informationsfreiheitsgesetz erhalten haben, be-
legen nun aber: Diese Aussage ist unwahr. 2016 
wurde beschlossen, einen Ersatzneubau vorzuneh-
men. Das war das Einzige, was vor der Amtszeit von 
Verkehrsminister Hendrik Wüst beschlossen wurde. 
Während der Amtszeit des Verkehrsministers Hen-
drik Wüst kamen dann mehrere Verschiebungen. 
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Jetzt gibt es einen Rettungsversuch. Den gab es 
auch gestern in der Landespressekonferenz, als der 
Ministerpräsidenten sagte, er habe ja gar nicht von 
Sanierung, sondern von Neubau gesprochen. Herr 
Ministerpräsident, das sind Spitzfindigkeiten. Das ist 
Wortklauberei. Die Menschen werden das nicht ak-
zeptieren, und es entlässt Sie vor allen Dingen nicht 
aus der Verantwortung für dieses Desaster. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Es gibt eine zweite Frage. Der Ministerpräsident hat 
stets betont, dass die Entscheidung zur Verschie-
bung – ja oder nein – bzw. zur Priorisierung auf der 
Fachebene getroffen wurde, also gar nicht politisch, 
sondern von den Expertinnen und Experten im Haus 
ohne Einfluss der Hausspitze und ohne Kenntnis des 
damaligen Verkehrsministers.  

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Auch hierzu gibt es jetzt Unterlagen aus dem Minis-
terium. Medien haben sie bekommen und berichten. 
Diese Unterlagen belegen, dass es in der Hausspitze 
doch Erkenntnisse gab. Ihr Staatssekretär hat näm-
lich damals nach den Priorisierungen gefragt. Die 
Hausspitze war also involviert. 

Die Idee, dass der Staatssekretär nach der Priorisie-
rung fragt und der Minister nichts davon wusste, kann 
man haben, aber wer sich ein bisschen im Verwal-
tungswesen auskennt, der weiß, dass das wahr-
scheinlich eher weit hergeholt ist. 

(Kirsten Stich [SPD]: Dann wäre er ein 
schlechter Minister, wenn er das täte!) 

Also, Herr Ministerpräsident, der Versuch, die Ver-
antwortung auf die Fachebene abzuschieben, ist 
auch gescheitert.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Man kann jetzt ein kleines Zwischenfazit ziehen. Es 
soll Verantwortung abgeschoben werden, und man 
versucht, mit ein paar Spitzfindigkeiten den Kopf aus 
der Schlinge zu ziehen. Aber die Unterlagen, die hier 
vorliegen, legen den Verdacht nahe, dass Öffentlich-
keit und Parlament bewusst getäuscht wurden. 

Das gilt für den Ministerpräsidenten und übrigens 
auch für seinen Nachfolger Minister Krischer. Ich er-
innere nur einmal an die Fragestunde hier im Hause 
am 2. November des letzten Jahres. Damals wurden 
30 Fragen zu diesem Sachverhalt gestellt, und 20-mal 
hat Minister Krischer gesagt, es lägen keine Unterla-
gen vor. Dazu wisse er nichts und könne er nichts 
sagen. 

Auch hierzu gab es jetzt von Medien Anfragen nach 
dem Informationsfreiheitsgesetz. Es zeigt sich: Es la-
gen sehr wohl Unterlagen vor. Jetzt sagt Herr Minis-
ter Krischer: Die Fragen wurden nicht richtig gestellt. 

(Lachen von der FDP und der SPD – Gordan 
Dudas [SPD]: Da muss der Minister selber la-
chen, guck mal!) 

Ich habe alles beantwortet, aber wenn Sie mehr hät-
ten wissen wollen, hätten Sie die Frage anders, zu 
anderen Zeiträumen, nach anderer Technik stellen 
müssen. 

(Kirsten Stich [SPD]: Da müssen wir uns aber 
anstrengen, demnächst die richtigen Fragen 
zu stellen! – Zuruf von Angela Freimuth [FDP]) 

Dazu kann ich nur sagen: Sie haben schnell von Ih-
rem Vorvorgänger gelernt, was die Spitzfindigkeiten 
angeht. Aber auch das werden wir Ihnen nicht durch-
gehen lassen. Auch das entlässt Sie nicht aus der 
Verantwortung. Diese Fragestunde bleibt uns in Er-
innerung. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Drittens müssen wir uns die Frage stellen: Ist die weitere 
Aufklärung gefährdet? Die Unterlagen und die E-Mails 
stoppen genau an der Stelle, an der es spannend 
wird, genau an den Stellen, an denen man Antworten 
bekommen könnte. 

(Sven Wolf [SPD]: Das ist wie bei einem guten 
Krimi! – Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Zweite 
Staffel!) 

Die Landesregierung sagt: Die Regeln zur Veraktung 
und zur Archivierung haben wir eingehalten, das war 
alles streng nach Gesetz. – Das kann sein. Ich kann 
das zum jetzigen Zeitpunkt noch gar nicht abschlie-
ßend beurteilen. Aber Sie müssen doch selber zuge-
ben, dass das schon ein sehr großer und vor allen 
Dingen ein sehr angenehmer Zufall für diese Landes-
regierung ist. Uns fällt es schwer, das wirklich zu 
glauben.  

Meine Damen und Herren, stoppen Sie die Sala-
mitaktik, legen Sie die Unterlagen offen, stehen Sie 
zu Ihrer Verantwortung! Ich kann Ihnen sagen: Im In-
teresse der Menschen in dieser Region bleiben wir 
am Ball. Der Instrumentenkasten der Opposition ist 
groß und in dieser Frage noch lange nicht ausge-
schöpft. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Höne. – Für die AfD spricht der Abgeordnete Herr 
Esser.  

Klaus Esser*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Bür-
ger! Alle 13 Sekunden donnert ein Lkw in unmittelba-
rer Nähe ihres Hauses entlang, so dröhnend, dass 
ihre Fenster klirren, so massiv, dass Möbel wackeln, 
so wuchtig wie ein kleines Erdbeben. Im Schnitt alle 
13 Sekunden, und das rund 6.000 Mal am Tag 
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sieben Tage die Woche! Und Frachtverkehr fährt na-
türlich auch nachts. 

Diese Situation müssen die Menschen in Lüden-
scheid seit über einem Jahr ertragen. Viele Anwoh-
ner sind von Umleitungsstraßen geradezu umzingelt. 
Psychische Belastung, Lärm, Feinstaubbelastung, 
abstürzende Immobilienpreise, Abwanderung von 
Unternehmen und Arbeitsplätzen – ein Aderlass an 
Lebensqualität für Lüdenscheid und die gesamte Re-
gion Südwestfalen. 

Der WDR zitiert eine Anwohnerin: 

„Der Lieferverkehr nachts: DHL, DPD, Amazon. 
All diejenigen, die nachts gerne fahren, die hu-
pen. Man steht senkrecht im Bett. […] Es geht ein-
fach nicht mehr.“ 

Neben der persönlich-menschlichen Tragödie liegt 
auch die Wirtschaft der Region am Boden. Die Fol-
gen, so sagen Unternehmer, sind vergleichbar mit ei-
ner Naturkatastrophe: Tiefstände bei Investitionen 
und Neugründungen, Verzögerungskosten durch 
Staus und Umleitungen. Auch bundesweite Liefer-
ketten sind teils empfindlich gestört. Fachkräfte keh-
ren der Region den Rücken. Das Institut der deut-
schen Wirtschaft errechnet gigantische Verluste und 
die wirtschaftlichen Schäden für Südwestfalen auf 
täglich – und das ist konservativ gerechnet – mindes-
tens 1 Million Euro. 

Die Schäden dieser Brückenkatastrophe sind gigan-
tisch. Die A45 ist nicht irgendeine Straße, sondern 
eine Hauptschlagader zwischen dem Ruhrgebiet und 
dem Rhein-Main-Gebiet. Mit der Brückensperrung im 
Rahmedetal ist die A45 eine nun durchtrennte Le-
bensader. 

Das alles sind die konkreten Folgen von falschem 
Handeln und Fehlentscheidungen, die Sie, Herr 
Wüst, als damaliger Verkehrsminister und Ihr dama-
liges Haus in Sachen „Rahmedetalbrücke“ zu verant-
worten haben. 

Doch das Versagen geht auch mit der aktuellen 
schwarz-grünen Landesregierung weiter. Sie schaf-
fen es beispielsweise nicht, Stichwort „Planfeststel-
lung“, den administrativen Teil des Brückenneubaus 
zu beschleunigen. Sie schaffen es nicht, den Fern-
verkehr um Lüdenscheid herumzuleiten. 

Was Sie aber geschafft haben – und das ist wirklich 
ganz überragend –, ist Tempo 30 für ganz Lüden-
scheid. Stark! In einer Region, in der man – wir haben 
es selbst beim Besuch mit dem Verkehrsausschuss 
vor Ort gesehen – mit 5 bis 10 km/h im Stop-and-go 
fahren kann, hilft Tempo 30 wenig bis gar nichts. Die 
Bürger vor Ort können über solche Placebomaßnah-
men nur zynisch lachen. 

Seit dem 2. Dezember 2021 ist die Rahmedetalbrü-
cke gesperrt, und noch immer gibt es kein Datum für 
eine Sprengung, keinen Startschuss für einen 

Neubau und erst recht keinen Zeitpunkt für die Öff-
nung einer neuen Brücke. Warum eigentlich nicht? 

Als ob diese Situation nicht schon schlimm genug 
wäre, kommt nun ein weiterer Skandal obendrauf, 
nämlich das plötzliche Verschwinden oder gegebe-
nenfalls Löschen von Schriftverkehr, der – Kollege 
Höne hat es gesagt – komischerweise genau an dem 
entscheidenden Zeitpunkt abbricht, der Verantwort-
lichkeiten aufzeigen sollte. 

Fest steht: Bereits 2011 gab es im damaligen Lan-
desbetrieb Straßenbau NRW eine Projektgruppe, um 
die A45 zu sanieren. 2015 folgte der Planungsauftrag 
für den Brückenneubau. Bereits 2019 sollte dieser 
starten. Warum wurde der Neubau nicht begonnen, 
sondern im Wissen um die Schäden an der Brücke 
immer weiter verschoben? 

An dieser Stelle, Herr Wüst, beginnt Ihre Salamitak-
tik. Sie weichen aus, behaupten Dinge, die sich 
schnell als falsch herausstellen, und einmal ertappt, 
versuchen Sie, die Vorgänge als ganz normal zu be-
zeichnen. Sie sagten, die Entscheidung zur Ver-
schiebung des Neubaus sei vor Ihrer Amtszeit als 
Verkehrsminister getroffen worden. Das stellte sich 
als falsch heraus. Selbst der WDR schreibt in seinem 
gestrigen Bericht – Zitat –: 

„Die Entscheidungen, den Neubau der Brücke im-
mer weiter aufzuschieben, fallen vollständig in 
Hendrik Wüsts Amtszeit als Verkehrsminister.“ 

Ergo haben Sie an dieser Stelle gelogen. 

In einer Fragestunde hier im Parlament auf Antrag 
der SPD-Fraktion ließen Sie Ihr Kabinett – damals in 
Person von Minister Krischer – mehrfach aufsagen, 
es lägen hierzu keine Dokumente und Akten vor, die 
seien alle bei der Autobahn GmbH des Bundes. Auch 
dies stellte sich alsbald als falsch heraus. Wieder ge-
logen! 

Sie sagten, die Entscheidung zur Verschiebung des 
Neubaus sei rein fachlich und nicht politisch getroffen 
worden. Auch hier deuten interne Mails darauf hin, 
dass wohl auch diese Aussage falsch sein könnte – 
interne Mails, die bis zu einem gewissen Zeitpunkt 
vorhanden sind und dann ganz urplötzlich abbre-
chen. Das erinnert schon stark, nennen wir es mal, 
an die Ursula-von-der-Leyen-Vorgehensweise, mög-
licherweise belastendes Material einfach zu löschen. 

Gleichzeitig – und das machen Sie ebenso perfekt 
wie Ihr Amtskollege in Berlin – muss man natürlich 
„scholzen“, wie es im Volksmund schon heißt, also 
Erinnerungslücken und Ahnungslosigkeit vortäu-
schen. 

Heute verlangen alle Oppositionsparteien hier im 
Parlament geschlossen Antworten. Dass Sie jetzt 
gleichzeitig von AfD, SPD und FDP zur Auskunft ge-
drängt werden, sollte Ihnen Hinweis genug sein, was 
da auf Sie zukommt. 
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Die Rahmedetalbrücke liegt zwar jetzt in der Verant-
wortung der Autobahn GmbH des Bundes, steht aber 
auch stellvertretend für etwa 6.000 Brücken, die in 
der Verantwortung des Landesbetriebs Straßenbau 
NRW liegen. Vor über einem Jahr wurden davon bei-
spielsweise 219 Brücken inspiziert. Von diesen un-
tersuchten Brücken müssen nun 107 neu gebaut 
werden, also fast jede zweite Brücke. Das würde 
hochgerechnet etwa 3.000 anstehende Neubauten 
ergeben. Tatsächlich neu gebaut wurden allerdings 
gerade einmal zwölf Brücken. Das ist natürlich eine 
hypothetische Hochrechnung, aber das zeigt das 
Verhältnis. So kann es nicht weitergehen. 

Eigentlich sprechen wir heute nicht nur über einen, 
sondern über gleich mehrere Skandale. Das 
Schlimmste ist jedoch diese wahrscheinliche Vertu-
schung durch Löschung von möglicherweise belas-
tendem Material. Das zeigt schon eine gewisse krimi-
nelle Energie, ganz abgesehen von Arroganz und – 
by the way – Missachtung des Parlaments. Das 
scheint Ihnen allerdings nicht mehr so wichtig zu 
sein. 

Während Sie hier im Parlament einen politischen 
Limbo samt Salamitaktik aufführen, donnern weiter 
etwa 6.000 Lkw täglich durch Lüdenscheid – sieben 
Etage die Woche, im Schnitt alle 13 Sekunden einer. 
Als Verantwortungsträger könnte ich mit dieser Ge-
wissheit nachts nicht ruhig schlafen. Dass Sie es 
ganz offensichtlich dennoch können, sagt viel, aber 
leider nichts Gutes über Sie aus. 

Wir werden diese wirklich unfassbaren Vorgänge mit 
dem Instrumentenkasten, der der Opposition zur 
Verfügung steht, wie Kollege Höne schon sagte, im 
Sinne der Bürger aufklären. Darauf können Sie sich 
verlassen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Esser. – 
Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Krauß 
das Wort. 

Oliver Krauß (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dass die 
heutige Aktuelle Stunde gleich von drei Fraktionen 
beantragt wurde, wird nach den bisherigen Redebei-
trägen nichts daran ändern, dass die heutige Debatte 
nicht zu den Sternstunden des Parlaments gehören 
wird, wenn wir am Ende der Legislaturperiode Bilanz 
ziehen. 

(Zurufe von der SPD)  

Wir haben jetzt drei Redebeiträge gehört, die nahezu 
völlig frei von Fakten waren, 

(Beifall von der CDU und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE] – Widerspruch von der SPD) 

eine Aneinanderreihung von Behauptungen, von 
Mutmaßungen, von Spekulationen.  

Lassen Sie mich daher bitte mit ein paar Fakten be-
ginnen: Die CDU-geführte Landesregierung hat, als 
sie noch die Zuständigkeit für Planung und Bau der 
Bundesautobahnen hatte, die Mittel für externe Pla-
nungen jedes Jahr erhöht. 2017 waren es 78,6 Milli-
onen Euro, 2018 waren es 97,8 Millionen Euro, 2019 
waren es dann schon 110,3 Millionen Euro, und im 
Jahr 2020 waren es 136 Millionen Euro. 

Auch die Mittel, die Anzahl der Planerinnen und Pla-
ner beim Landesbetrieb haben wir erhöht. 2018 wa-
ren es 61 Stellen mehr, 2019 waren es 57 Stellen 
mehr …, 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

– Hören Sie doch bitte erst einmal zu, Frau Kollegin. – 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

… und 2020 waren es 53 Stellen mehr. In Summe 
macht das 171 Stellen mehr als unter der Vorgänger-
regierung. 

(Zuruf von der SPD: Trotzdem sind die Mails 
verschwunden!) 

– Frau Kollegin, die CDU-geführte Landesregierung 
hat, als wir im Land noch die Zuständigkeit für Pla-
nung und Bau der Autobahnen hatten, fast 600 Milli-
onen Euro mehr Bundesmittel für Infrastrukturmaß-
nahmen abgerufen, mehr Mittel als NRW eigentlich 
zustanden. Und die CDU-geführte Landesregierung 
hat, als sie noch die Zuständigkeit für Planung und 
Bau der Autobahnen hatte, den Sanierungsstau auf-
gelöst und einen Planungs-, Genehmigungs- und 
Bauhochlauf bei der Verkehrsinfrastruktur organi-
siert. 

(Beifall von der CDU) 

Und der Minister, der das gemacht hat: Der hieß 
Hendrik Wüst. 

Nachdem wir nun ein paar Fakten gehört haben, 
kommen wir jetzt zur Rahmedetalbrücke. 

(Zurufe von der SPD: Ah!) 

Es bleibt dabei: Wenn gebaut wird, wenn saniert 
wird, ist das auch bei der Rahmedetalbrücke keine 
politische Entscheidung. Das ist und bleibt eine Ent-
scheidung der Fachleute: völlig unabhängig davon, 
wer Minister ist, völlig unabhängig davon, wer der ört-
lich zuständige Abgeordnete ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Und das ist auch gut so. Das müssen Ingenieure ent-
scheiden und nicht Politiker und bitte auch keine Voll-
juristen. 
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(Beifall von der CDU – Sven Wolf [SPD]: Dann 
können wir ja alle nach Hause gehen, dann 
braucht man uns ja nicht!) 

Bei der Sauerlandlinie reden wir über rund 60 Brü-
ckenbauwerke. Das ist ein hochdynamischer Pro-
zess. Der Zeitplan für die Realisierung der A45-Pro-
jekte wurde und wird ständig fortgeschrieben, auch 
für die Rahmedetalbrücke. 

(Zuruf von der SPD) 

Wer diese Tatsache ausblenden will, blendet die 
Fachlichkeit aus. 

(Beifall von der CDU und Michael Röls [GRÜNE]) 

Gab es zur Rahmedetalbrücke Reden im Plenum, 
Debatten? Nein. Gab es hierzu Kleine Anfragen? 
Nein. Sie wissen auch, warum das nicht der Fall war: 
weil die Rahmedetalbrücke kein Problemfall war, weil 
die Ingenieure nicht Alarm geschlagen haben. Und 
warum haben sie nicht Alarm geschlagen? Weil die 
Brücke regelmäßig überprüft wurde. 2011, 2014, 
2017, 2020 – die Prüfergebnisse waren stets gleich: 
Die Brücke muss erneuert werden, aber es wurden 
keine Mängel festgestellt, die Einfluss auf die Stand-
sicherheit des Bauwerks gehabt hätten, selbst 2020 
nicht. 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Es gab aus Sicht der Ingenieure ganz offensichtlich 
kein akutes Problem. Aus heutiger Sicht, mit dem 
heutigen Wissen war es unbestritten ein Fehler, den 
Neubau der Rahmedetalbrücke nicht zu priorisieren. 

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Physik wurde ja 
gerade erst erfunden!) 

Das sagt die Leiterin der Autobahn GmbH, und das 
hat der damalige Verkehrsminister und heutige Mi-
nisterpräsident gestern gesagt. 

(Zuruf von Volkan Baran [SPD]) 

Wir alle gäben viel dafür, diesen Fehler schnell korri-
gieren zu können, aber bleiben Sie doch bitte fair: Die 
Kolleginnen und Kollegen beim Landesbetrieb haben 
ihre Entscheidung nicht mit dem heutigen Wissen, 
sondern auf Basis der seinerzeitigen Prüfberichte ge-
troffen. 

(Volkan Baran [SPD]: Unglaublich!) 

Gestatten Sie mir bitte eine persönliche Bemerkung: 
Wenn Sie jetzt auf Ingenieure des Landesbetriebs 
eindreschen … 

(Widerspruch von der SPD – Alexander Vogt 
[SPD]: Das machen wir nicht!) 

Wenn Sie jetzt auf Ingenieure des Landesbetriebs 
eindreschen … 

(Weiterer Widerspruch von der SPD – Glocke) 

Wenn Sie jetzt auf Ingenieure des Landesbetriebs 
eindreschen wollen, 

(Alexander Vogt [SPD]: Der Ministerpräsident 
redet davon, doch nicht wir!) 

wie es einige schon außerhalb des Plenums getan 
haben, nur weil sie versuchen, einen anderen zu tref-
fen, 

(Gordan Dudas [SPD]: Wer denn? – Zuruf von 
der SPD: Sagen Sie es doch!) 

den Ministerpräsidenten zu treffen, dann ist das un-
angebracht und nicht anständig. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: Ge-
nau, Herr Wüst!) 

Das zeigt, dass es Ihnen nicht um die Menschen vor 
Ort geht, sondern nur darum, im Nachgang die er-
folgreiche Arbeit des ehemaligen Verkehrsministers 
zu diskreditieren. 

(Lachen von der SPD) 

Wenn es Ihnen um die Menschen vor Ort ginge, wür-
den Sie Ihren Einfluss in Berlin geltend machen. Wie 
steht es um Ihren Einsatz, lieber Herr Kollege Höne, 
gegenüber dem Bundesverkehrsminister, Ihrem Par-
teifreund? 

(Zuruf von der SPD) 

Warum beschleunigt Minister Volker Wissing nicht 
endlich die Planung? 

(Beifall von der CDU) 

Ideen haben wir geliefert; er müsste umsetzen. 

Wann kommt endlich die Sprengung? Der Bundes-
verkehrsminister wollte sie zur Chefsache machen 
und noch im vergangenen Jahr umsetzen, doch die 
marode Brücke steht leider immer noch. 

Von dieser Debatte bleibt für mich bisher der schale 
Beigeschmack, dass es den antragstellenden Fraktio-
nen nicht um eine Sachverhaltsaufklärung zu gehen 
scheint, nicht um Verbesserungen für die Menschen 
vor Ort, sondern um Ablenkung davon, dass die für 
den Neubau zuständige Bundesregierung ihre Haus-
aufgaben nicht macht. Sie kommt nicht voran. 

(Beifall von der CDU und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE]) 

Ich lade Sie zur Sachverhaltsaufklärung ein. Dazu 
haben CDU und Bündnis 90/Die Grünen eine Aus-
schusssitzung beantragt. Ich lade Sie ein, gemeinsam 
in Berlin Druck zu machen, damit dieser Neubau – und 
nicht nur dieser – endlich Fahrt aufnimmt, denn nur 
das wird den Menschen vor Ort wirklich helfen, und 
nur so werden wir der uns übertragenen Verantwor-
tung gerecht. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
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(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Zuruf von Stefan Zimkeit 
[SPD] – Lachen von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Krauß. – Für die Fraktion der Grünen hat der Abge-
ordnete Herr Metz das Wort. 

Martin Metz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sperrung der Rah-
medetalbrücke ist für die Region eine Katastrophe und 
für unser ganzes Bundesland eine Herausforderung. 
Die Bevölkerung leidet unter den Ausweich- und Um-
leitungsverkehren. Die Menschen sind frustriert, und 
das kann man verstehen. 

Die Kommunen haben große Probleme. Unterneh-
men vor Ort erleben erhebliche Beeinträchtigungen 
bei der verkehrlichen Erreichbarkeit oder durch die 
Abwanderung von Fachkräften. Auf allen Ebenen 
müssen wir unseren Beitrag dazu leisten und unsere 
Kräfte darauf verwenden, der Region zu helfen. Die 
Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen 
sehen nicht weg, und sie sehen nicht zu. Wir sehen 
hin und handeln, um Probleme zu lösen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Dieser Gestaltungswille für eine gute Zukunft der Re-
gion sollte im Vordergrund stehen, doch heute be-
schäftigen wir uns leider einmal mehr eher mit der 
Vergangenheit. 

Das Drama der Rahmedetalbrücke ist das Ergebnis 
jahrzehntelanger falscher verkehrspolitischer Priori-
täten. Es ist ja kein Geheimnis, dass man über Jahr-
zehnte mehr Neubau betrieben und den Erhalt der 
Straßeninfrastruktur vernachlässigt hat. Davon kann 
sich keine Partei freimachen, auch wenn ich für die 
Grünen vielleicht in Anspruch nehmen könnte, dass 
sie hierfür am wenigsten Verantwortung tragen. 

Aber es hilft alles nichts. Die Brücken der 60er- und 
70er-Jahre sind schlichtweg für die Lkw-Verkehre 
des 21. Jahrhunderts nicht ausgelegt. Sie können die 
Belastung nicht verkraften, und das Problem haben 
wir bundes- und landesweit. 

Damit Lüdenscheid sich nicht noch zigmal wieder-
holt, lautet die strategische Schlussfolgerung für die 
Zukunft bei Straßen – nicht nur verbal, sondern im 
realen Handeln, finanziell wie personell –: konse-
quenter Erhalt von Neubau und wo es geht, müssen 
Güter auf die Schiene und weg von der Straße. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Die aktuelle Debatte ist aber von den Analysen und 
strategischen Diskussionen dieser Art weit entfernt 
und voller Vorwürfe und Mutmaßungen. Die Fakten 
und Abläufe sind alle schon seit über einem Jahr auf 

dem Tisch und sind auch hier im Plenum und in den 
Ausschüssen mannigfach diskutiert worden. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Sie wussten seit einem 
Jahr, dass es gelöschte Emails gibt?) 

Es wurde eben auch schon in der Debatte gesagt, 
und ich will das nicht alles wiederholen: 2010 war 
schon völlig klar, dass eine Sanierung oder ein Neu-
bau erfolgen muss. Dann wurde der Plan geändert, 
und es wurde priorisiert. Die Überprüfungen der Brü-
cken ergaben, dass sie noch halten wird, wie Kollege 
Krauß es richtigerweise gesagt hat. Man hat dann 
andere Brücken mit genau den gleichen Problemen 
vorgezogen. Am 2. Dezember 2021 war man auf ein-
mal geschockt, weil eine neue Überprüfung kam, die 
sagte: Die Schäden sind doch größer. Es muss eine 
Sperrung geschehen. 

Im Nachhinein sind alle klüger, und sicherlich müs-
sen alle Beteiligten daraus für die Zukunft lernen. Der 
jetzige Ablauf taugt aber nicht für Skandalisierungs-
versuche, wie sie hier von SPD und die FDP unter-
nommen werden. Die Vokabeln sind deutlich: 
Schweigekartell, Debakel, Löschaffäre, Vertu-
schungsversuch, Glaubwürdigkeitsprobleme, 
Falschbehauptungen, Missachtung. Das sind Ihre 
Vokabeln. 

(Beifall von den GRÜNEN – Alexander Vogt 
[SPD]: Exakt beschrieben!) 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Damit wollen Sie 
jetzt wieder den Fokus auf die Vergangenheit legen 
und irgendwelche angeblich fehlenden Akten skan-
dalisieren. Dabei ist es doch ganz einfach: Es wurde 
schon vor über einem Jahr hier im Plenarsaal ganz 
eindeutig gesagt – ich zitiere aus der Stellungnahme 
der damaligen Verkehrsministerin –:  

Nicht nur die formelle Zuständigkeit ist an die Auto-
bahn GmbH übergegangen. Mit ihr sind auch die 
rund 2.200 Kolleginnen und Kollegen des Landesbe-
triebs Straßenbau zur Autobahn GmbH gewechselt. 
Ebenso sind sämtliche Verträge, Akten und schriftli-
chen Vorgänge – kurz: die vollständige Dokumenta-
tion – zu den Autobahnprojekten von Straßen.NRW 
an die Autobahn GmbH gegangen. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Und Herr 
Gabriel!) 

Das ist also alles nichts Neues. Doch ein Jahr später 
gibt es dann dieses bizarre Vorgehen, obwohl oder 
weil man weiß, dass die Landesregierung nicht über 
alle Akten verfügen kann: SPD und FDP adressieren 
zig Detailfragen zur Historie an diese Landesregie-
rung, fordern Unterlagen an, um sich dann zu be-
schweren, dass damit die Fragen nicht beantwortet 
werden könnten, obwohl sie eigentlich genau dies 
wissen sollten. 

Angesichts solcher Vorgehensweisen müssen sich 
SPD und FDP den Vorwurf gefallen lassen, dass es 
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ihnen nicht um die Sache, nicht um Lösungen und 
nicht um die Menschen geht, sondern um politische 
Taktiererei. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Die Vorwürfe passen jetzt auch nicht zum Vorgehen 
des Landesverkehrsministeriums. Zu den Detailfra-
gen wurde klar gesagt: Wenn man die richtig beant-
worten will, so geht das nur mit den Projektakten. Es 
wurde transparent und auch schriftlich dargelegt, 
dass es beim Land Unterlagen gibt, aber dass man 
damit die Fragen nicht beantworten kann. 

(Zuruf von der SPD: Wann denn?) 

Die Restunterlagen – das, was noch da war – wurden 
alle transparent der Presse und den Fraktionen zur 
Verfügung gestellt. 

(Alexander Vogt [SPD]: Freiwillig, nicht wahr? – 
Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Das Landesverkehrsministeriums hat hier korrekt 
und transparent gehandelt. 

Wenn Sie ehrlich sind, dann erkennen Sie, dass die 
jetzt veröffentlichten Unterlagen auch nicht irgend-
welche Hinweise dazu geben, dass damals in Sa-
chen „Brücke“ etwas skandalös gelaufen wäre, auch 
wenn Sie es sich so sehr wünschen. 

Währenddessen aber werden im Übrigen diejenigen, 
die die Akten haben, nämlich die Autobahn GmbH mit 
ihrem Vorgesetzten FDP-Verkehrsminister Wissing – 
Minister eines SPD-Bundeskanzlers Scholz –, von 
Ihnen offenbar mit diesen ganzen Fragen nach der 
Historie nicht behelligt. Wir können uns natürlich alle 
vorstellen, warum dies so ist, nämlich weil Ihnen die 
Antworten vielleicht gar nicht gefallen würden. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Verschwörungsideolo-
gie!) 

Die Fakten und Abläufe sind weiterhin eindeutig. 
SPD und FDP verwenden ihre Energie für Skandali-
sierungsversuche der Vergangenheit und für politi-
sche Scharmützel. Das ist der Unterschied zur 
schwarz-grünen Koalition, die mit aller Kraft in diesen 
schwierigen Jahren die Menschen, die Kommunen 
und die Unternehmen vor Ort unterstützt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Was jetzt und für die Zukunft wichtig ist – das haben 
wir auch breit debattiert –, darauf sollten wir die Kraft 
verwenden. Wir müssen darauf achten, dass die Au-
tobahn GmbH tatsächlich die Sprengung und den Er-
satzneubau schnellstmöglich hinkriegt. Die Landes-
regierung und der Verkehrsminister machen da ent-
sprechenden Druck. Es muss eine Lösung für den 
Schwerlastverkehr her. Auch hier hat das Verkehrs-
ministerium mit allen Beteiligten nach rechtlich be-
lastbaren Lösungen gesucht und sie gefunden. 

Am Ende muss aber diese schwierige Abwägung, 
wie man das genau macht, von den Kommunen ge-
macht werden. Die Konzepte für die Infrastruktur im 
nachrangigen Netz müssen überprüft und permanent 
fortgeschrieben werden. 

Die Region braucht Hilfe, um die nächsten Jahre mit 
hohen Belastungen zu bestehen. Da sind Bund und 
Land gefragt; nicht nur jetzt, sondern auch – wie ge-
sagt – in der nächsten Zeit.  

Ein kleiner Baustein ist zum Beispiel das Projekt – 
Ministerin Neubaur war hierfür in der Region –, das 
eine Förderung bekommt. Viele weitere Bausteine 
müssen folgen. 

Die Region ist bereit, die aktuelle dramatische Lage 
als Auftakt zu sehen und verstärkt Mobilitätsalterna-
tiven wie ÖPNV und Radwege, auch um das Stra-
ßennetz zu entlasten. Das hilft der Region. Das ist 
das, worum es jetzt und in Zukunft geht. 

(Nadja Lüders [SPD]: Zynisch!) 

Und das wird angepackt. – Danke für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister Kri-
scher das Wort. 

Oliver Krischer*), Minister für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr: Herr Präsident! Liebe Abgeordnete! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich … 

(Zuruf von der SPD: Entschuldige mich! – Hei-
terkeit von der SPD) 

– Nach den Redebeiträgen, die ich gerade von den 
Oppositionsfraktionen gehört habe, wäre von denen 
eine Entschuldigung angebracht. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich habe nämlich nichts gehört, was in irgendeiner 
Weise einen Vorwurf gegen diese Landesregierung 
rechtfertigen würde, meine Damen und Herren. 

(Zurufe von der SPD – Zuruf von Marcel Hafke 
[FDP]) 

Ich möchte hier eines sagen und klarstellen: 

(Zurufe von der SPD) 

Seit einem Jahr – und ich kann das seit dem 29. Juni 
beurteilen, seitdem ich im Amt bin – sind diese Lan-
desregierung, das Ministerium, Straßen.NRW und 
die Menschen, die dort den ganzen Tag arbeiten, da-
bei, die Situation für die Betroffenen vor Ort zu ver-
bessern, zu handeln und Probleme zu lösen. Ich er-
lebe eine Opposition, die nichts beiträgt, die – im Ge-
genteil – mit unsinnigen und fragwürdigen Kleinen 
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Anfragen die Menschen hier von der Arbeit abhält. 
Das muss an der Stelle mal gesagt werden. Und hier 
möchte ich … 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Ale-
xander Vogt [SPD]: Das ist ja ein Bild von Po-
litik! – Sven Wolf [SPD]: Unglaublich! – Kirsten 
Stich [SPD]: Unverschämtheit! – Alexander 
Vogt [SPD]: Und so was von den Grünen! – 
Stefan Zimkeit [SPD]: Unglaublich! – Unruhe – 
Glocke) 

– Es scheint ja offensichtlich eine gewisse Emotion 
zu geben,  

(Henning Höne [FDP]: Ne, ne! – Weitere Zu-
rufe – Unruhe – Glocke) 

weil, meine Damen und Herren, … 

(Sven Wolf [SPD]: Herr Minister Limbach, 
schenken Sie dem mal eine Verfassung! – 
Alexander Vogt [SPD]: Er soll mal nachlesen, 
was die Rolle von Opposition ist! – Weitere Zu-
rufe) 

Mein Ministerium hat zahlreiche Anfragen in diesem 
Zusammenhang wahrheitsgemäß, umfassend und 
klar beantwortet, nach bestem Wissen und Gewis-
sen, und wir haben alles Entsprechende dargelegt. 

(Kirsten Stich [SPD]: Unglaublich!) 

Das, was Sie die ganze Zeit an der Stelle versuchen, 
ist, immer durch eine dezente Änderung des Frage-
gegenstands plötzlich etwas darzustellen, als ob es 
da einen Widerspruch gibt. Ich kenne das ja. Ich war 
selbst 13 Jahre in der Opposition und weiß, 

(Kirsten Stich [SPD]: Ach, daher haben Sie 
das Verständnis von Opposition! – Weitere 
Zurufe von der SPD) 

wenn man nicht die Antwort bekommt, die man an 
der Stelle haben will, 

(Unruhe – Glocke) 

dass man versucht, durch eine Veränderung des 
Fragegegenstands das dann entsprechend anders 
zu machen. 

Meine Damen und Herren, ich finde es nicht redlich, 
wie Sie hier vorgehen. Es ist Ihr gutes Recht, was Sie 
an der Stelle tun. 

(Alexander Vogt [SPD]: Ah! – Sven Wolf 
[SPD]: Unverschämtheit! – Zuruf von Kirsten 
Stich [SPD]) 

Ja, wir werden auch in Zukunft weiterhin alles beant-
worten,  

(Weitere Zurufe von der SPD) 

aber ich will jetzt mal an einer Stelle auf einen Punkt 
hinweisen: Wir haben – es wurde eben in den Reden 

deutlich dargestellt – nun mal eine Zuständigkeitsän-
derung, 

(Zuruf von der SPD: Oh!) 

und die entscheidenden Unterlagen, die Projektakten 
sind nicht in meinem Haus, die sind bei der Autobahn 
GmbH. 

(Zuruf von Angela Freimuth [FDP]) 

So. Jetzt bin ich dem Vorsitzenden des Verkehrsaus-
schusses ausdrücklich dankbar, dass er die zustän-
dige Leiterin, Frau Sauerwein-Braksiek, zu einer Sit-
zung des Verkehrsausschusses eingeladen hat, da-
mit die Fragen der Opposition, der SPD, zu diesen 
Vorgängen beantwortet werden können 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Der Bürger!) 

die uns immer wieder gestellt werden, wo wir gesagt 
haben: Das können wir nicht beantworten, weil wir die 
Unterlagen nicht haben. Die Frau saß im Ausschuss. 
Was ist passiert, meine Damen und Herren? – Keine 
einzige Frage von SPD und FDP! 

(Zuruf von Gordan Dudas [SPD]) 

Wer an der Stelle nicht fragt, Herr Dudas, der will of-
fensichtlich keine Antwort haben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Mir ist inzwischen klar – 
ich habe das beim ersten Ausschussbesuch nicht ver-
standen, warum Sie keine Frage gestellt haben –, wa-
rum Sie die Kollegin nicht befragt haben. Die hätte 
Ihnen eine Antwort gegeben, die Ihnen nicht gefallen 
hätte, 

(Alexander Vogt [SPD]: So ein Blödsinn! – Zu-
ruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

die Ihre Geschichte, die Sie heute hier wieder ver-
breitet haben, an der Stelle zerstört hätte. 

(Kirsten Stich [SPD]: Unterstellung!) 

Dann, meine Damen und Herren, hat der Ausschuss-
vorsitzende, Herr Goeken, etwas Richtiges getan. 
Wir hatten eine weitere Ausschusssitzung in Kreis-
haus in Lüdenscheid, und da war Frau Sauerwein-
Braksiek wieder da. Da habe ich als Minister ge-
dacht: Jetzt kommen aber Fragen, gerade wo die 
Menschen dahinten im Saal sitzen und die Antworten 
hören wollen. Wir lesen ja immer: Die Region wartet 
auf die Antworten. 

(Zuruf von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 

Keine einzige Frage der Opposition zu diesem 
Thema! Meine Damen und Herren, wer da nicht fragt, 
der will offensichtlich keine Antworten haben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der SPD) 

Ich möchte an einer Stelle eines deutlich machen. 
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(Nadja Lüders [SPD]: Dass Sie gerade gesagt 
haben, dass Sie nicht zuständig sind! – Zuruf 
von Sarah Philipp [SPD]) 

Den Versuch zu unternehmen, einen Verkehrsminis-
ter – das kann man als Opposition gerne machen –, 
der nachher Ministerpräsident ist, für etwas verant-
wortlich zu machen, ist offensichtlich etwas, was man 
als Opposition tut. Ich habe das in Berlin früher auch 
versucht – mit wechselndem Erfolg. 

(Lachen von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, aber das ist doch nicht 
das eigentlich Problem, das wir haben. 

(Zuruf von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 

Um das eigentliche Problem, das wir haben, Herr 
Höne, haben Sie eben schön drumherum geredet. 
Ich sage Ihnen jetzt die Zahlen des Bundesverkehrs-
ministeriums von Herrn Wissing. Wir haben in Nord-
rhein-Westfalen 873 Autobahnbrücken im Zuständig-
keitsbereich der Autobahn GmbH, die in den nächs-
ten zehn Jahren saniert werden müssen. Und was 
hat die Autobahn GmbH im Zuständigkeitsbereich 
von Herrn Wissing geschafft? 31 Brücken in 2021 
und 43 Brücken im Jahr 2022. 

Wer im Kopfrechnen gut ist, merkt sofort, das ist nicht 
einmal die Hälfte dessen, was erforderlich ist. Wenn 
in Berlin nicht schnell etwas passiert bei dem Kolle-
gen Wissing und hier andere Prioritäten gesetzt wer-
den, dann haben wir nicht nur einmal „Rahmede“ im 
Land, dann haben wir „Rahmede hoch acht“ im Land. 
Das, meine Damen und Herren, ist der eigentliche 
Skandal! 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich werfe das überhaupt nicht Herrn Wissing vor, 
denn Herr Wissing hat das genauso wie ich nur ge-
erbt. 

(Nadja Lüders [SPD]: Er kann die Erbschaft ja 
ausschlagen!) 

Aber, Herr Höne, was ich dem Kollegen in Berlin vor-
werfe, ist, dass er eine völlig falsche Debatte um 
Neubau anfängt, statt sich darauf zu konzentrieren, 
die Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen, für die er 
ganz konkret verantwortlich ist, zu erhalten. Da höre 
ich überhaupt nichts. Ganz im Gegenteil! Wir müssen 
hier aus Nordrhein-Westfalen als schwarz-grüne 
Landesregierung Ihren Bundesverkehrsminister trei-
ben. Von der SPD ist auch gar nichts zu hören. Und 
das ist unser zentrales Problem der Zukunft, meine 
Damen und Herren. Das muss hier einmal klarge-
stellt werden! 

(Anhaltender und lebhafter Beifall von der 
CDU und den GRÜNEN – Zuruf von Kirsten 
Stich [SPD]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Für die SPD hat der Abgeordnete Dudas das Wort. 

Gordan Dudas (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 
Herr Krischer, Ihr Auftritt ist an Arroganz nicht mehr 
zu übertreffen. Sie werden dem Anspruch dieses 
Hauses hier nicht gerecht. 

(Lebhafter Beifall von der SPD und der FDP) 

Zwei Dinge möchte ich festhalten. 

Erstens. Ihre Rede hat bewiesen, dass Sie ein Um-
welt- und Naturschutzminister sind, aber kein Ver-
kehrsminister. Denn Sie hören im Verkehrsaus-
schuss nicht zu. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Es interessiert Sie nicht, was im Verkehrsausschuss 
an Themen ansteht. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Zweitens. Frau Sauerwein-Braksiek kann uns keine 
Fragen beantworten, wer warum welche Mails ge-
löscht hat. Das kann nur der Ministerpräsident und 
nicht die Fachebene. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Merken Sie sich das! 

(Nadja Lüders [SPD]: Genau! – Lachen von 
der CDU) 

– Das ist lustig. Ja, es ist lustig, wenn die Menschen 
in Lüdenscheid und Umgebung leiden. Das habe ich 
bei Ihnen schon länger gemerkt. 

(Zuruf von der CDU: Sie sind lustig!) 

Aber kommen wir jetzt zum Thema. Am 2. Dezember 
2021 wurde das Leben der Menschen in Lüden-
scheid und den umliegenden Städten und Gemein-
den an Volme und Lenne und damit im gesamten 
Märkischen Kreis und der gesamten Industrieregion 
Südwestfalen von einer Sekunde auf die andere 
komplett auf den Kopf gestellt. Als Industrieregion 
Nummer eins in Nordrhein-Westfalen wurden wir von 
jetzt auf gleich von der Lebensader A45 abgeschnit-
ten. Seither walzt eine Unmenge an zusätzlichen 
Fahrzeugen über die Umleitungsverkehre und die 
Ausweichstrecken in der gesamten Region. Schwer-
last- und Pkw-Verkehr sorgen für massive zusätzli-
che Belastung. 

Das hat Auswirkungen auf alle und alles bei uns zu 
Hause – angefangen bei den Anwohnerinnen und 
Anwohnern der Umleitungsstrecken, die diese 
Blechlawine seit über einem Jahr ertragen müssen: 
Abgas, Dreck, Vibration, natürlich den Lärm, der viele 
nachts nicht schlafen lässt, Ärger mit rücksichtslosen 
Auto- und Lastwagenfahrern, die hupen, Müll aus 
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dem Fenster werfen, ihre Notdurft verrichten und 
Menschen durch ihre Fahrweise gefährden. Aus gu-
tem Grund haben Eltern Angst um ihre Kinder, wenn 
sie zur Schule gehen oder sich am Nachmittag mit 
ihren Freunden treffen. 

Das ist eine unzumutbare dauerhafte Ausnahmesitu-
ation für die Menschen, die hier bei uns leben. Und 
die Infrastruktur – also Straßen, Brücken und Geh-
wege – bröckelt immer weiter und schneller vor sich 
hin. 

Hinter dieser Beschreibung stehen zahlreiche 
Schicksale von Menschen und Betrieben, die nichts 
dafürkönnen, dass die Talbrücke Rahmede 2019 
nicht rechtzeitig erneuert wurde. Diese Menschen 
wollen natürlich schnellstmöglich eine neue Brücke. 
Sie wollen aber auch, dass in der Zwischenzeit alles 
getan wird, damit der überregionale Transitverkehr, 
der hier nur durchführt und weder Ursprung noch Ziel 
hat, endlich aus der Region ferngehalten wird. 

Diese Menschen wollen aber noch etwas: Respekt, 
Herr Metz. Dazu zählt, dass die furchtbare Situation 
auch außerhalb der Region verstanden wird, dass 
die Landesregierung ernsthaft und wahrhaftig mit 
ihnen umgeht. 

Aber gerade bei Wahrhaftigkeit, bei Transparenz und 
bei Ehrlichkeit hapert es zunehmend; denn bis heute 
wird nicht Klartext gesprochen, warum die Brücke 
nicht schon 2019 erneuert wurde. 

Was aber klar ist: Als die Brücke schon mehrere Mo-
nate gesperrt war, teilte der frühere Verkehrsminister 
und heutige Ministerpräsident Hendrik Wüst Anfang 
April 2022, wenige Wochen vor der Landtagswahl, 
mit, dass diese im Nachhinein so fatale Entschei-
dung vor seiner Amtszeit als Minister gefallen sei – 
was sich aber, wie wir alle wissen, nach Presse-
recherchen als falsch erwiesen hat. Außerdem – so 
der Ministerpräsident – sei es eine fachliche Ent-
scheidung gewesen. 

Ja, ja. Nach seiner Wahrnehmung sind wahlweise 
entweder die Vorgängerregierung oder aber seine ei-
genen Fachleute beim Landesbetrieb schuld. Eigene 
Verantwortung? Fehlanzeige! 

Auch zum Ablauf der Geschehnisse kann das Land 
angeblich nichts mehr sagen. Die Zuständigkeit für 
Autobahnen und damit die Talbrücke war ja zum 1. 
Januar 2021 auf die Autobahn GmbH des Bundes 
übergegangen, und alle – wir kennen dieses Wort zu 
gut – Projektakten seien damals übergeben worden, 
weshalb man nichts dazu sagen könne, was damals 
passiert sei, wusste der heutige Minister für Umwelt 
und Naturschutz in der Fragestunde zu berichten. 

Aber diese Nebelkerze wird nicht zünden. Denn auch 
diese Aussage erweist sich mittlerweile als falsch, 
und es wurde klar: Es liegen doch Akten vor. 

Nach diesen zwei Falschinformationen kommt jetzt 
natürlich – aller schlechten Dinge sind drei – die 
dritte: Zufällig wird der Mailverkehr zwischen Staats-
kanzlei und Verkehrsministerium aus dem Jahr 2020 
gelöscht, und zwar in beiden Häusern – in beiden, 
Herr Ministerpräsident. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das 
Schlimme daran ist, dass aufgrund der Omerta, des 
Schweigekartells der Landesregierung, viele Fakten 
nicht auf den Tisch kommen und weiterhin verschlei-
ert werden. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD – Zuruf von 
Gregor Golland [CDU]) 

Denn klar ist: Im besten aller schlimmen Fälle hat 
Hendrik Wüst einen millionen-, vielleicht milliarden-
schweren Fehler – von den Folgen für Menschen und 
Wirtschaft in der Region ganz zu schweigen – zu ver-
antworten. Im schlimmsten Fall hat sich nun der Mi-
nisterpräsident zusätzlich noch in ein Konstrukt aus 
Unwahrheiten verstrickt. Und dieser Eindruck verfes-
tigt sich auch durch diese Debatte aktuell immer 
mehr. 

Das ist fatal; denn es sorgt für einen tiefen Vertrau-
ensbruch bei den Menschen und der Wirtschaft einer 
ganzen Region, eines ganzen Landes. Die Men-
schen in Südwestfalen wollen nämlich nicht mehr 
länger hinter die Fichte geführt werden. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und der FDP) 

Sie wollen endlich wissen, warum in Deutschland so 
etwas geschehen kann, mit dem ihr Leben von jetzt 
auf gleich auf den Kopf gestellt wird. 

Das ist alles schlimm genug. Aber dabei bleibt es 
nicht. Vor nicht einmal zwei Wochen heißt es plötz-
lich, dass die B236-Brücke in Altena für alle Fahr-
zeuge oberhalb von 3,5 t gesperrt werden muss. Die-
ser weitere Brückenlockdown ist eine Bankrotterklä-
rung der Landesregierung – und das auf Kosten der 
örtlichen Industrie und Unternehmen und somit auch 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(Beifall von der SPD) 

Mit dem Ministerpräsidenten ist es wie mit den ver-
schwundenen Akten: Man kann ihn sehen, aber er ist 
nicht da. Herr Ministerpräsident, der Schaden ist an-
gerichtet. Die Talbrücke Rahmede ist nie mehr be-
fahrbar, und die Region leidet. Weitere Brücken 
mussten bereits für den Verkehr abgelastet werden.  

Ebenso haben Sie Ihr leeres Versprechen, den Ver-
kehr aus der Region zu verbannen, bis heute nicht 
eingelöst. Stattdessen wälzen Sie die Verantwortung 
zum Durchfahrtsverbot wie beim Schwarzer-Peter-
Spiel auf die Kommunen und somit auf den Landrat 
und auf die Bürgermeister ab. Dabei ist klar: Sie tra-
gen hier die Verantwortung. 
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Nachdem Sie bislang geschwiegen, vernebelt und 
abgewiegelt haben, haben Sie heute vielleicht die 
letzte Chance, sich zu erklären. Machen Sie endlich 
reinen Tisch und schaffen Sie Transparenz: Schluss 
mit Behauptungen, die widerlegt werden, Schluss mit 
Nebelkerzen, Schluss mit Salamitaktik, Schluss mit 
der Verschiebung von Verantwortung auf andere, 
Schluss mit unerklärlich gelöschten Mails.  

Sorgen Sie endlich für Transparenz, und überneh-
men Sie Verantwortung für Ihr Handeln und das der 
Landesregierung. Nutzen Sie hier und heute die 
Chance: Durchbrechen Sie Ihre Taktik des Aussit-
zens. Machen Sie aus dem ohnehin schon schlim-
men Rahmede-Desaster nicht auch noch ein Rah-
mede-Gate. Sie haben es heute und hier in der 
Hand. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die CDU-Fraktion hat jetzt der Kollege Schwarzkopf 
das Wort. Es ist seine erste Rede in diesem Hohen 
Haus. 

(Beifall von der CDU) 

Ralf Schwarzkopf (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Bis vor Kurzem 
konnten Sie unten im Foyer des Landtags noch ein 
Bild der Rahmedetalbrücke sehen. Im Rahmen des 
Wettbewerbs zum Pressefoto des Jahres war dort 
die Arbeit eines Künstlerkollektivs zu sehen, das über 
die gesamte Länge der Brücke in einer grandiosen 
Aktion mit großen weißen Buchstaben folgende Auf-
forderung geschrieben hat: „Lasst uns Brücken 
bauen.“ 

Motivation für diese Aktion waren vor allem die Aus-
wirkungen der Sperrung der Autobahn A45 für die 
Stadt Lüdenscheid und für die Menschen in der ge-
samten Region. Wir haben bereits von den Zahlen 
der Fahrzeuge auf der Bedarfsumleitung und von 
den Zumutungen gehört, die die Menschen in dieser 
Region seitdem jeden Tag erleben müssen. Ich 
möchte das noch um ein paar Beispiele ergänzen. 

Vom Dauerstau vor der Haustür, von dem Lärm, von 
den Abgasen rund um die Uhr haben wir gehört. Aber 
es gibt auch eine dramatisch erhöhte Unfallgefahr 
vor Ort. Pendler, die bisher aus dem Norden kom-
mend bei uns in der Region gearbeitet haben, kündi-
gen jetzt ihre Stellung, weil ihnen der Anfahrtsweg zu 
weit ist. In meinem mittelständischen Betrieb haben 
seitdem bereits fünf Mitarbeiter die Stellung gekün-
digt, weil ihnen der Weg zu weit geworden ist.  

Speditionen fahren Unternehmen nicht mehr an, und 
wenn sie es überhaupt noch tun, dann nur gegen 
Aufpreis. Kunden finden nicht mehr den Weg zu den 
Händlern, die an der Bedarfsumleitung ansässig 
sind. Kleine Betriebe mussten bereits aufgeben. 

Größere Unternehmen lagern mittlerweile ganze Ab-
teilungen aus und haben ein Büro jenseits der Brü-
cke. 

Ein Gutachten, welches die IHK Südwestfalen im Ap-
ril 2022 in Auftrag gegeben hat, hat für die gesamte 
Region einen volkswirtschaftlichen Gesamtschaden 
von 1,8 Milliarden Euro berechnet. Dabei gehen wir 
davon aus, dass die Brücke in fünf Jahren neu ge-
baut ist. 

Was mich persönlich aber besonders bewegt, sind 
zum Beispiel die Herausforderungen für Pflege-
dienste. Diese erreichen ihre Klienten nur sehr 
schwer und können aufgrund der Zusatzkosten teil-
weise die Pflegeverträge nicht mehr wahrnehmen.  

Gute und einfache Lösungen für die Umfahrung der 
Staus gibt es bei uns nicht. Unsere Region ist von 
Bergen und schmalen Tälern geprägt. Die wenigen 
alternativen Routen, die wir haben, sind schon vor 
der Sperrung stark frequentiert worden. 

Durch einen ungenehmigten Schwerlasttransport 
wurde auch noch eine weitere Brücke in Altena be-
schädigt. Sie musste abgelastet werden. Das bedeu-
tet, dass auch dort jetzt keine Lkw mehr fahren dür-
fen, die mehr als 3,5 t wiegen. Ein Unfall auf einer 
Nebenstrecke, eine Panne mit einem liegengebliebe-
nen Fahrzeug oder Schnee um diese Jahreszeit füh-
ren unweigerlich dazu, dass unsere Region völlig 
zum Stillstand kommt. Auch die Schiene ist leider 
keine Alternative. Wie Sie vielleicht wissen, ist die 
Volmetalbahn aufgrund von Hochwasserschäden 
nicht befahrbar.  

Meine Heimatstadt, die Stadt Lüdenscheid, hat zu-
dem enorme zusätzliche finanzielle Aufwendungen. 
Wir müssen eine neue zusätzliche Feuerwache im 
nördlichen Stadtgebiet bauen, um die Reaktionszei-
ten gewährleisten zu können. Dafür müssen wir ei-
nen hohen Millionenbetrag ausgeben. 

Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen von CDU und Grünen haben bisher ein ganzes 
Maßnahmenbündel geschnürt, um die Situation vor Ort 
zu verbessern. Seit Dezember verbessert der RE 34, 
finanziert vom Verkehrsministerium, das SPNV-
Angebot zwischen Dortmund und Siegen und bietet 
damit für die Pendler eine Alternative zur Sauerland-
linie. Die Coworking Spaces „Hub45“, finanziert vom 
Wirtschaftsministerium, sollen künftig ebenfalls die 
Zahl der Pendler reduzieren.  

Die Stadt ist vom Land in die Lage versetzt worden, 
Tempo 30 für Teile der Bedarfsumleitung festzuset-
zen und damit die Anwohner ein wenig zu entlasten. 
Das ist im Übrigen keine Petitesse, wie das vorhin 
vorgetragen worden ist. Es macht einen Unterschied, 
ob ein Vierzigtonner nachts mit 70 oder mit 30 Kilo-
metern pro Stunde vor der Haustür herfährt. 

(Beifall von der CDU)  
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Die rechtliche Grundlage für die Anordnung des 
Durchfahrtsverbots für den Schwerlasttransitverkehr 
ist geschaffen worden. Jetzt kann die Region ge-
meinsam daran arbeiten, diese auch für alle beteilig-
ten Städte in Kraft zu setzen. Unternehmen, die di-
rekt von der Sperrung betroffen sind, werden mit 
günstigen Krediten unterstützt. 

Wir arbeiten auch an weiteren Entlastungsmaßnah-
men. Das Schulministerium prüft derzeit, welche Al-
ternativen Berufsschülern angeboten werden kön-
nen, damit sie aus der Region nicht über die A45 zum 
Unterricht ins Ruhrgebiet pendeln müssen. Das 
Kommunalministerium ist mit der Stadt Lüdenscheid 
im Gespräch über die Finanzierung des zusätzlichen 
Feuerwehrstandorts. Das Haus von Karl-Josef 
Laumann prüft derzeit, wie man die Pflegedienste 
entlasten kann. 

Das Einzige, was uns wirklich nachhaltig helfen wird, 
bleibt dennoch der Bau einer neuen Brücke. Es 
wurde bereits viel von politischer Verantwortung ge-
sprochen, aber ganz ehrlich: Hätten danach nicht be-
reits viel früher alle politisch Verantwortlichen den Er-
halt und die Erneuerung unserer Infrastruktur – ins-
besondere der A45 – auf der Agenda haben müs-
sen? 

Nach der deutschen Einheit war doch schnell er-
kennbar, dass die Brücken aus den 70er-Jahren 
nicht für den zusätzlichen Verkehr und die deutlich 
schwereren Lkw geeignet waren. Damals hätte es 
schon einen Masterplan für die Königin der Autobahn 
geben müssen. 

Die Menschen, die uns gewählt haben, müssen da-
rauf vertrauen können, dass wir die Grundlage unse-
res Wohlstands, zu der ich sehr wohl auch die Infra-
struktur zähle, und der persönlichen Freiheit – sprich: 
der Mobilität – erhalten. Ich bin fest davon überzeugt, 
dass die Bürger hier keine kleinliche Diskussion über 
parteipolitische Animositäten hören und sehen wol-
len. 

(Zuruf von Angela Freimuth [FDP]) 

„Lasst uns Brücken bauen“ war und ist eine drin-
gende Aufforderung, gemeinsam an diesem Projekt 
zu arbeiten. Ich würde mich freuen, wenn wir hier in 
Düsseldorf und in Berlin diese Botschaft nicht nur se-
hen, sondern auch ernsthaft umsetzen. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Kollege 
Schwarzkopf, herzlichen Glückwunsch zu Ihrer ers-
ten Rede hier im Hohen Haus bei einem teilweise 
doch brisanten Thema. – Für die FDP-Fraktion hat 
jetzt ihr Vorsitzender Herr Höne das Wort. Bitte 
schön. 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das ist eine bemerkenswerte 
Debatte; da lohnt es, noch einmal genauer hinzu-
schauen, zum Beispiel auf den Kollegen Metz, der 
eben gesagt hat, es läge doch alles seit einem Jahr 
auf dem Tisch.  

Das ist falsch. Wir sprechen hier insbesondere über 
Erkenntnisse aus den letzten Tagen und Wochen, 
über Medienrecherchen und die Aufklärung, die da-
hintersteckt. Wäre dem nicht so, wäre eine Aktuelle 
Stunde nach der Geschäftsordnung übrigens auch 
gar nicht möglich gewesen. 

(Beifall von der SPD) 

Letztlich setzen wir genau das fort, was der Kollege 
Arndt Klocke im Dezember 2021 angekündigt hat, 
sich nämlich mal die letzten viereinhalb Jahre ge-
nauer anzuschauen, um zu analysieren, wie es denn 
zur Sperrung kommen konnte.  

(Zuruf von Martin Metz [GRÜNE]) 

Jetzt wollen Sie davon auf einmal nichts mehr wis-
sen. Das hat also offensichtlich mit Ihrem Rollen-
wechsel zu tun. Sie müssen sich fragen, wer eigent-
lich fachlich arbeiten möchte und wer nicht. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Kollege Krauß hat gesagt, die Debatte sei frei von 
Fakten gewesen. Herr Kollege Krauß, die Opposition 
hat aus Unterlagen aus den Ministerien und aus Me-
dienberichten zitiert. Das müsste dann ja heißen, 
dass falsch ist, was in diesen Unterlagen steht. 

(Thorsten Schick [CDU]: Was Sie zitiert ha-
ben!) 

Das müsste heißen, dass man nichts von dem glau-
ben kann, was dort drinsteht. Sie haben ein paar Fak-
ten genannt: die Erhöhung der Stellen und die Erhö-
hung der Mittel für den Straßenbau, was wir übrigens 
gemeinsam gemacht haben. Das war von den Fak-
ten her alles richtig. Das Problem war nur: Das hatte 
nichts, aber auch rein gar nichts, mit der Rahmede-
talbrücke zu tun; das war eine Nebelkerze. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Dann kam der Vorwurf, dass die Opposition Verant-
wortung an die Ingenieurinnen und Ingenieure abdrü-
cken würde. Niemand von der Opposition hat hier be-
hauptet, die Fachebene sei es gewesen. Es waren 
Ihre Leute, die die Verantwortung auf die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter abschieben. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Wir sollten noch einmal über das Thema „Planungs-
beschleunigung“ sprechen. Herr Krischer, da bin ich 
auch ungeduldig und wünsche mir, dass wir alles un-
ternehmen, um Planungen zu beschleunigen. Die 
Ampel in Berlin hat sich dazu entsprechende Pläne 
gemacht. Die Wahrheit ist: Die Grünen wollen aus-
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schließlich für ihre Spielwiesen Planungen beschleu-
nigen, bei Verkehrsinfrastruktur und bei Straßen aber 
gerade nicht. Das blockiert Robert Habeck doch im 
Moment. 

(Beifall von der FDP – Widerspruch von den 
GRÜNEN) 

Wer hat denn mit Klage bei der Rahmedetalbrücke in 
der Situation gedroht? Das war doch Ihr grünes Vor-
feld, das waren NABU & Co, die in dieser Situation 
mit Klagen gedroht haben, um einen Neubau noch 
zu verzögern. Das ist Ihr Vorfeld; dafür tragen Sie 
auch Verantwortung, mein lieber Herr Krischer. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Nur um das hier geradezurücken: In dieser Debatte 
geht es mittlerweile viel weniger um die Frage, ob es 
auf Grundlage der Erkenntnisse von damals richtig 
oder falsch war, auf einen Ersatzneubau anstatt auf 
eine Sanierung zu setzen. Darum geht es in dieser 
Debatte eigentlich schon lange nicht mehr. Es geht 
um den Umgang mit Fehlern, um die Reflexion der 
damaligen Entscheidung, um den Umgang mit der 
Wahrheit und um die Salamitaktik, die diese Landes-
regierung an den Tag legt. 

Ich sage Ihnen: In den meisten Fällen stolpert man 
politisch nicht über den Fehler, der gemacht wurde, 
sondern über den Umgang mit genau diesem Fehler. 
Sie sind auf dem besten Weg, genau diesen Pfad 
einzuschlagen. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Herr Krischer ist vor einiger Zeit in einem anderen 
Zusammenhang als Heimlichtuer des Monats ausge-
zeichnet worden; ich glaube, da ging es um den Flug-
hafen Düsseldorf. Er scheint diesen Preis falsch ver-
standen und sich mit seinem Verhalten in der Frage-
stunde im November für eine der nächsten Preisver-
leihungen beworben zu haben. Er hat auch heute die 
Chance verpasst, aufzuklären und wirklich Fragen zu 
beantworten. 

Viel bemerkenswerter ist aber etwas anderes, Herr 
Minister Krischer. Viel bemerkenswerter ist, dass 
sich ein Mitglied der Landesregierung – hier zu Gast 
im Hause – an dieses Pult stellt  

(Zuruf von Florian Braun [CDU]) 

und oberlehrerhaft in selten gesehener Arroganz An-
fragen von Abgeordneten bewertet. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Diese Fragen leiten sich aus dem verfassungsmäßi-
gen Recht und dem Auftrag an dieses Haus ab, Ihr 
Handeln zu kontrollieren. Dass Sie das hier so abtun, 
zeigt, dass Sie ein schwieriges Verhältnis zu Ihrem 
Amt, ein schwieriges Verhältnis zur Landesverfas-
sung haben. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU) 

Und, meine Damen und Herren, dass die Koalitions-
fraktionen gerade da am lautesten geklatscht haben, 
zeigt, dass sie mit Beginn der Regierungszeit ihre 
Abgeordnetenrechte unten an der Garderobe abge-
geben haben. Zum Schämen ist das! Zum Schämen! 

(Beifall von der FDP und der SPD – Zurufe von 
der CDU und den GRÜNEN) 

Diese Landesregierung ist großartig darin, zentrale 
Anfragen überhaupt nicht zu beantworten. Ich sehe 
hier auch die stellvertretende Ministerpräsidentin, die 
offensichtlich, um im Zitat von Herrn Krischer zu blei-
ben, Anfragen auch unsinnig findet und bis heute 
Fragen zum RWE-Deal nicht beantwortet. Ich kann 
Ihnen sagen: Da gibt es den Rechtsweg. Und ich 
kann Ihnen sagen: Die Freien Demokraten haben 
keine Angst, diesen Rechtsweg zu beschreiten, weil 
Sie die Verantwortung haben, Fragen aus dem Par-
lament, aus der Öffentlichkeit zu beantworten.  

Ihre Nebelkerzen und Ihre Heimlichtuerei schaden 
der politischen Debatte und der politischen Kultur in 
diesem Land. Sie missachten damit die verfassungs-
gemäßen Rechte dieses Hohen Hauses. Das sollten 
Sie aus dieser Debatte mit nach Hause nehmen. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Und wenn es einer Entschuldigung nach dieser De-
batte bedarf, dann bedarf es einer Entschuldigung 
der Landesregierung, die sich hier hingestellt hat und 
Abgeordnete, die ihre Rechte wahrnehmen, die ihren 
Auftrag wahrnehmen, maßregeln, bewerten und 
oberlehrerhaft abstempeln wollte. 

Meine Damen und Herren, wer diese Debatte ab-
lehnt, wer diese Debatte abtut, der will offensichtlich 
nicht aus den Fehlern lernen, die da passiert sind. 
Das ist die eigentliche schlechte Botschaft für die 
Menschen in diesem Land und für die vielen weiteren 
Sanierungen und Infrastrukturprojekte, die vor uns 
liegen. 

Ich kann nach dem bisherigen Verlauf dieser Debatte 
festhalten: Die Landesregierung hat eine große 
Chance vertan, hier reinen Tisch zu machen. Die 
Landesregierung hat eine große Chance vertan, 
Transparenz an den Tag zu legen. Offensichtlich will 
man lieber nicht lernen, als offen zu den Fehlern und 
zur Verantwortung zu stehen. Das ist eine ganz 
schlechte Nachricht für dieses Land. Wir werden da 
weiter dranbleiben. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die AfD-Frak-
tion steht schon Herr Loose bereit. Bitte schön. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 
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13. Dezember 2021, also vor 13 Monaten, bean-
tragte die Alternative für Deutschland hier im Landtag 
eine Aktuelle Stunde zur Sperrung der Rahmedetal-
brücke an der A45. Das Präsidium entschied damals, 
dass das Thema nicht aktuell genug sei, und es 
wurde nicht auf die Tagesordnung genommen.  

Anscheinend, vielleicht, war das Thema auch ein 
bisschen unangenehm; denn der verantwortliche 
Verkehrsminister Wüst wurde nur wenige Wochen 
zuvor zum Ministerpräsidenten gewählt. Vielleicht 
brauchte man auch nur etwas Zeit, um E-Mails ir-
gendwie verschwinden zu lassen. Wer weiß das 
schon so genau?  

Zeit haben die Bürger in den belasteten Städten in 
und um Lüdenscheid aber nicht. Dort kriecht der Ver-
kehr häufig in Schrittgeschwindigkeit durch die Stra-
ßen, belästigt die Anwohner, nervt die Fahrer, kostet 
viele Ressourcen. Bis heute, auch 13 Monate nach 
dem Beginn der Sperrung, ist die Brücke immer noch 
nicht gesprengt. Es liegt noch nicht einmal ein Termin 
für die Sprengung vor, meine Damen und Herren. 

Schuld an diesem Desaster sind übrigens immer die 
anderen: Im Frühjahr war es die Haselmaus, die ge-
sichtet wurde, jetzt ist es der Bund, der ja zuständig 
sei. Um Ausreden sind Herr Wüst und sein Verkehrs-
minister – immerhin könnten Sie ja mit Ihrem abge-
brochenen Biologiestudium vielleicht bei der Situa-
tion mit der Haselmaus helfen – beide nicht verlegen. 
Aber die Bürger brauchen keine Ausreden, Herr Mi-
nisterpräsident, die Bürger brauchen entschlossenes 
Handeln. 

(Beifall von der AfD) 

In Kroatien wurde eine 2,4 km lange Autobahnbrücke 
in nur drei Jahren fertiggestellt – mit Geldern aus der 
EU und damit auch mit Geldern der Bürger aus 
NRW. In den 60er-Jahren wurde die Rahmedetalbrü-
cke übrigens ebenfalls in nur drei Jahren gebaut. 
Jetzt können die Bürger froh sein, wenn die Regie-
rung das in der doppelten Zeit, in sechs Jahren, 
schafft oder zumindest die Sprengung in drei Jahren 
hinkriegen würde. Denn bei der baugleichen Talbrü-
cke Brunsbecke dauert allein das schon über vier 
Jahre, und die Brücke ist immer noch nicht ge-
sprengt. 

Die Menschen in der Region sind zu Recht sauer. 
Die Menschen wollen, dass sich endlich was tut. 
Doch die Landesregierung sitzt das Problem aus. 
Warum beschleunigen Sie nicht den Bau der Brü-
cken – auch anderer Brücken – an der A45? Warum 
werden keine Bauingenieure eingestellt, die sich um 
solche Projekte kümmern? Schließlich kann es jeder-
zeit passieren, dass auch die Umleitungsbrücken 
ausfallen, ebenso kaputt sind, ebenso abgerissen 
werden müssen. 

Und nicht nur die Anwohner in der Region leiden, 
sondern auch die zahlreichen Unternehmen im 

Umfeld. Der Express schrieb bereits vor fast exakt 
einem Jahr – ich zitiere –: „,Dramatisch‘ Brücken-
Chaos an der A45 vernichtet Arbeitsplätze.“ Unter-
nehmen und Gewerkschaften warnten vor den Fol-
gen und verlangten Tempo bei Abriss und Neubau. 
Das Thema gehört ganz oben auf die Agenda, for-
derte der Chef der Industrie- und Handelskammer in 
Siegen. 

Ganz oben auf die Agenda: Das wäre dann bei 
Ihnen, Herr Wüst. Sie haben allerdings das Chaos 
erst produziert. Denn Sie haben den Neubau der 
Rahmedetalbrücke verschoben. 

Gerade im Sauerland finden sich attraktive Arbeitge-
ber, Hidden Champions, Unternehmer mit erstklassi-
gem Ruf in der Welt, die fest verwurzelt in NRW sind. 
Aber wie lange können sich die Unternehmen dort 
noch halten? Wie lange wollen sich die Unternehmen 
dort noch halten? 

Denn neben kaputten Brücken haben wir noch an-
dere Probleme in NRW: höhere Energiepreise, hohe 
Löhne, fehlende Facharbeiter, fehlende Ressourcen. 
Hier brauchen Unternehmen Perspektiven. Denn 
sonst sind die Unternehmen und die daran hängen-
den Arbeitsplätze bald im Ausland. 

Hohe Energiepreise: Was macht die Landesregie-
rung hier? Sie verschärft das Problem. Die Landes-
regierung verhindert weiter die günstige Kernkraft, 
die Landesregierung verhindert die Nutzung der 
preisgünstigen heimischen Braunkohle. 

Fehlende Ressourcen – zum Bau von Brücken brau-
chen wir Beton, der aus Sand und Kies gemacht wird –: 
Was macht die Landesregierung hier? Sie verschärft 
das Problem. Sie erschwert den Abbau von Sand 
und Kies in NRW und will ihn sogar in einigen Regi-
onen ganz abschaffen. 

Fehlende Facharbeiter: Was macht die Landesregie-
rung hier? Sie verschärft das Problem. Sie lässt es 
zu, dass jedes Jahr Zehntausende gut ausgebildete 
Facharbeiter Deutschland verlassen und dafür Zehn-
tausende unqualifizierte Arbeiter nach NRW einwan-
dern.  

Die Landesregierung ist nicht Teil der Lösung, die 
Landesregierung ist Teil des Problems. Der Fisch 
stinkt vom Kopf her. 

(Beifall von der AfD) 

Statt für Bauarbeiten im Dreischichtbetrieb gibt NRW 
sein Geld lieber für Klima-Klimbim aus: 100 Millionen 
Euro für sogenannte Wasserstoff-Leuchtturmpro-
jekte, 90 Millionen Euro für E-Tankstellen und andere 
Dinge. 

Das hilft den kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen dort aber nicht. Sie brauchen gute Rahmen-
bedingungen und endlich eine Zukunft. 
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Gerade in dieser Region gibt es viele Autozulieferer. 
Doch bald gibt es hier in NRW wohl keine Autobauer 
mehr. Opel: schon zu. Jetzt will Ford weg. Wieder 
werden Tausende ihren Arbeitsplatz verlieren. Die 
einzigen, die das ansprechen – auch dazu haben wir 
eine Aktuelle Stunde beantragt –, sind von der Alter-
native für Deutschland, während Sie alle schweigen. 

Herr Ministerpräsident Wüst, tun Sie endlich etwas 
für unsere Unternehmen und unsere Arbeitsplätze, 
oder räumen Sie Ihren Sessel. Für Freiheit, Wohl-
stand und Vernunft. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung hat jetzt Minister Liminski das Wort. Bitte 
sehr. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Wieso nicht Herr Wüst? – 
Zuruf von der CDU: Das bestimmen nicht Sie! – 
Stefan Zimkeit [SPD]: Er bestimmt selber, 
wenn er sich drückt! – Weitere Zurufe) 

– Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Das 
Thema, über das wir heute diskutieren, ist ein wichti-
ges. Die Sperrung der Rahmedetalbrücke ist eine 
schwere Belastung für die Menschen und Unterneh-
men in der Region. 

(Christian Dahm [SPD]: Und für diese Region!) 

Insofern sind Fragen zur Sache sicherlich berechtigt, 
geradezu geboten. 

Dementsprechend hat der Ministerpräsident gestern 
klare Aussagen dazu gemacht. Sie haben sie ver-
nommen. Es waren zum einen Aussagen in der Sa-
che, zum anderen aber auch zum Umgang damit. 

Zur Sache hat der Ministerpräsident ausgeführt, dass 
die Entscheidung 2014, nicht zu sanieren, nicht zu 
reparieren, sondern alleine auf einen Neubau zu set-
zen, falsch war. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Warum erzählt 
er es uns denn nicht selber?) 

Er hat ebenso – das möchte ich in Erinnerung rufen – 
deutlich gemacht, dass die Entscheidungen im Nach-
hinein, in seiner Amtszeit, die diesen Schaden nicht 
verhindern konnten, ebenso falsch waren. Das ist 
gestern deutlich gesagt worden. 

Zum Umgang hat der Ministerpräsident angekündigt, 
dass alle offenen Fragen beantwortet werden. Das 
ist längst der Fall. Das wissen Sie auch. 

(Zuruf von Gordan Dudas [SPD]) 

Der Umweltminister bzw. sein Haus haben den Spre-
cherinnen und Sprechern des Verkehrsausschusses 
am vergangenen Freitag nämlich eine entspre-
chende Antwort auf eine IFG-Anfrage zugänglich ge-
macht. Gestern ist eine zusätzliche Verkehrsaus-
schusssitzung beantragt worden, um abermals Fra-
gen zu ermöglichen. Ebenso gestern hat die Staats-
kanzlei unsere Antwort an den gleichen Journalisten – 
auch im Rahmen einer IFG-Anfrage – ebenfalls allen 
Sprecherinnen und Sprechern des Verkehrsaus-
schusses zugänglich gemacht. Darin enthalten ist die 
mir damals vorgelegte Terminvorbereitung für den 
besagten Termin bei der IHK Siegen. 

Ich meine, diese Transparenz zu einem Vorgang die-
ser Art sucht eher ihresgleichen, als dass sie zu wün-
schen übrig lässt. – Das zur Sache. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Jetzt möchte ich – deswegen war es mir wichtig, hier 
noch das Wort zu ergreifen – auf den Vorwurf einge-
hen, der eben erhoben worden ist, nämlich auf den 
Vorwurf der Intransparenz, den ich aller Entschie-
denheit zurückweise. Das will ich deutlich sagen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Worüber reden wir? Um es klarzumachen und zu un-
terscheiden erst einmal Folgendes: Alles, was für die 
Entscheidung in der Sache zur Rahmedetalbrücke 
notwendig und relevant ist, befindet sich in der ent-
sprechenden Projektakte. Diese lag zu keinem Zeit-
punkt in der Staatskanzlei, sondern befindet sich 
dort, wo sie sich befinden soll, und sie ist nach mei-
ner Hoffnung und Kenntnis vollständig. Insofern 
braucht man da keinen gegenteiligen Eindruck zu er-
wecken. 

Worum es geht, ist eine Vorbereitung einer informa-
torischen Terminvorbereitung für einen Termin mei-
nerseits bei der IHK Siegen im Juni 2020. Das ist es, 
worüber wir reden. Wir reden also nicht über Unter-
lagen, die irgendwelche Entscheidungen im Kontext 
der Rahmedetalbrücke vorbereitet haben, sondern 
über Informationen für eine Terminvorbereitung. 

Das ist im Übrigen Usus. So weit liegt Ihre Regie-
rungszeit ja nicht zurück, als dass man das bereits 
vergessen haben sollte. 

Insofern ist der Vorwurf, der erhoben worden ist, 
dass an der Stelle die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter nicht ordentlich veraktet haben, aus meiner Sicht 
ein ungeheuerlicher Vorgang. Ich will das deutlich zu-
rückweisen und klarmachen, dass wir hier über eine 
Praxis sprechen, die vor 2017 genauso gängig war. 
Dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in eigener Zu-
ständigkeit entscheiden, was aktenrelevant ist und 
was nicht, war auch schon vor 2017 so. 

Überdies reden wir über zwei Mitarbeiter, die zwischen-
zeitlich ihre Häuser verlassen haben. Dass E-Mail-
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Fächer ehemaliger Mitarbeiter nicht bis ultimo aufbe-
wahrt werden, war ebenfalls schon vor 2017 so. 

Sie wissen das alles also, erwecken hier aber trotz-
dem einen gegenteiligen Eindruck. Ehrlicherweise 
motiviert das die Menschen in der Region nicht; es 
frustriert sie. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich würde mir wünschen, es würde mit dem gleichen 
Elan und dem gleichen Eifer an Lösungen in der Sa-
che gearbeitet, und zwar auf allen Ebenen, wo wir 
alle miteinander Verantwortung tragen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die SPD-Fraktion hat jetzt Herr Kollege Vogt das 
Wort. 

Alexander Vogt (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Krischer, die grüne Fraktion ist 
heute auffallend ruhig. Wir stellen uns die ganze Zeit 
die Frage, warum Sie sich, obwohl Sie und die Abge-
ordneten der Grünen zur gesamten Zeit in der Oppo-
sition saßen, vehement in einen Kampf schmeißen 
und versuchen, dieses Spiel, das seitens der CDU 
gespielt wird, mitzuspielen. Was Sie hier aufgeführt 
haben, ist wirklich bemerkenswert. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU – 
Oliver Krischer, Minister für Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr: Danke für das Kompli-
ment!) 

Herr Krischer, das fing aber ja nicht erst heute an, 
sondern am 2. November. 

(Zuruf von der CDU) 

Damals fand hier im Parlament die Fragestunde 
statt. Herr Höne hat schon darauf hingewiesen. Es 
wurden über 30 Fragen an Sie gestellt. Immer wieder 
sagten Sie, Ihnen lägen keine Akten vor. 

Auf meinem Platz hier im Plenarsaal liegen drei 
große Aktenordner. Das alles sind Dokumente, die 
nachträglich an die Presse und an uns geliefert wur-
den, obwohl Sie vorher behauptet haben, in Ihrem 
Ministerium liege zu diesen Vorgängen überhaupt 
nichts vor. Das ist ein Skandal, Herr Krischer! 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Das Problem ist, dass Sie uns erst erzählen, es gebe 
überhaupt nichts an Akten. Es kommen dann auch 
Ordner mit Sachen, bei denen man sich die Frage 
stellt, warum Sie uns das zuschicken. Sie haben die 
Akten detailliert archiviert; es sind beispielsweise 
Saalpläne mit Sitzplänen enthalten, wer wo sitzt, 
wenn der Ministerpräsident oder ein Staatssekretär 

irgendwo auftreten. Das alles sind Sachen, die Sie 
uns jetzt gegeben haben. Es sind aber auch Sachen 
enthalten wie die Mails, die irgendwann abbrechen. 
Wir stellen uns daher die Frage, warum Sie uns auf 
der einen Seite solche unwichtigen Sachen schicken, 
während auf der anderen Seite der Mailverkehr ein-
fach abbricht. Dazu haben wir also Fragen, und unter 
anderem deswegen gibt es heute diese Aktuelle 
Stunde. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Als eigentlicher Skandal beim Umgang dieser Lan-
desregierung mit gewählten Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern ist heute noch einmal sichtbar 
geworden, dass Sie uns alle hier erst irgendwie für 
dumm verkaufen und sagen, es gebe keine Akten, 
und dann die IFG-Anfrage eines Journalisten not-
wendig ist, um diese Akten herauszurücken. Sie ha-
ben das nicht freiwillig gemacht und das Parlament 
nicht freiwillig informiert, sondern es bedurfte einer 
offiziellen IFG-Anfrage, sodass Sie die Sachen recht-
lich herausrücken müssen. Darum liegen diese Ak-
ten da, und darum ist überhaupt ans Licht gekom-
men, dass ein Mailverkehr gelöscht wurde. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Herr Liminski, dieser Trick wurde seitens der Landes-
regierung zweimal versucht; nämlich einmal von 
Ihnen und einmal von Herrn Krischer. Nicht wir ha-
ben aber irgendwelchen Mitarbeitenden vorgewor-
fen, dass nicht richtig veraktet wurde, sondern wir 
werfen Ihnen vor, dass Sachen gelöscht wurden, die 
vorher veraktet waren. Das ist das Problem, Herr Li-
minski. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Diese Aktuelle Stunde heute zusammengefasst: 
Herr Liminski hat gerade noch einmal alles erklärt, 
was eigentlich Herr Wüst hätte erklären können. Herr 
Wüst, die Menschen im Märkischen Kreis, in Süd-
westfalen bzw. in ganz Nordrhein-Westfalen, die von 
diesem Verkehrschaos und diesem Brückendesaster 
betroffen sind, haben eigentlich erwartet, dass der 
Chef dieser Landesregierung und ehemalige Ver-
kehrsminister ans Pult tritt, sich entschuldigt und auf-
klärt, wie es für die Region, für die Menschen und für 
die Wirtschaft vor Ort weitergehen soll. Diese 
Chance haben Sie leider verpasst. Das tut uns leid, 
aber das sagt auch viel über diese Landesregierung 
aus. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit schließe ich diese Aktuelle Stunde. 

Ich rufe auf: 
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2 Schutz der Biodiversität in NRW – global den-
ken und lokal handeln. 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/2480 

Für die CDU-Fraktion hat Dr. Ralf Nolten das Wort. 
Bitte schön. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Schöpfung ist ein Ge-
schenk, das wir noch nicht in Gänze kennen, aber 
bereits stückchenweise verlieren. Wir achten nicht 
genug auf unseren Konsum, auf unsere Mobilität und 
auf unseren Flächenbedarf. Das hat Konsequenzen 
in den Ländern des Südens, mit denen wir über die 
Globalisierung stärker als jede Generation vor uns 
verbunden sind. 

Unzufrieden mit der Umsetzung von FFH-, Vogel-
schutz- und Wasserrahmenrichtlinie treibt die EU 
ihre Biodiversitätsstrategie voran. Seitens des Bun-
des wird andernorts Flächenschutz über finanzielle 
Anreize betrieben. Wir bleiben hingegen für den Er-
halt der heimischen Tier- und Pflanzenwelt verant-
wortlich. 

Gerade auf der örtlichen Ebene machen die Kommu-
nen, die Landwirtschaft, der Forst, der Naturschutz 
und die Heimatverbände im Siedlungsbereich, auf 
der Feldflur, auf den Wiesen und im Wald manches 
richtig gut. Sie legen Blühstreifen an, pflegen exten-
sive Grünflächen und lassen Saumbiotope entste-
hen, wo früher kurz gemähte Rasenflächen waren. 
Die Fläche im Vertragsnaturschutz stieg in NRW in 
den letzten sieben Jahren von 25.000 auf 40.000 ha. 
Und doch reicht das nicht, um den Artenrückgang in 
allen Bereichen zu stoppen. 

Was können wir tun? Unsere Naturschutzgesetzge-
bung kennt verschiedene Instrumente, mit denen un-
ter anderem die biologische Vielfalt gesichert werden 
soll. Verbote und Gebote bei Schutzgebietsauswei-
sungen, die Eingriffsregelung oder der Vertragsna-
turschutz sind seit Jahrzehnten nahezu unverändert 
im Einsatz; in NRW basierend auf flächendeckender 
Landschaftsplanung als konzeptionellem Rahmen. 

Die Landschaftspläne legen auf örtlicher Ebene für 
die offene Landschaft die Naturschutzgebiete und 
andere schützenswerte Bereiche fest, beschreiben 
die konkreten Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
und geben Hinweise, wo Hecken, Ackerraine und 
Blühstreifen angelegt und Bäume gepflanzt werden 
sollten. Vieles ist in der Umsetzung jedoch unkoordi-
niert. Ob Ausgleichsmaßnahmen, Vertragsnatur-
schutz, freiwillige Pflanzaktionen – oft fehlt der Bezug 
zum Landschaftsplan. 

Für seine Umsetzung gilt zudem, was die Biodiversi-
tätsstrategie 2015 schon feststellte: Insbesondere 
zur Beseitigung der Vollzugsdefizite ist eine sachge-
rechte Personalausstattung in der Naturschutzver-
waltung auf allen Ebenen erforderlich. 

Wir wissen nicht, wie es bei unseren kleinteiligen 
Schutzgebieten um die Natur vor unserer Haustüre 
wirklich bestellt ist, ob wir unsere Naturschutzziele 
bereits erreicht haben oder wie viel Prozent der Flä-
che wir für den Biotopverbund wirklich benötigen. Die 
Ökologische Flächenstichprobe hat als Referenz ihre 
Berechtigung. Hilft sie uns aber in der Breite? 

Für die konkrete Situation vor Ort sind die von der EU 
vorgeschlagenen Indizes – der Schmetterlingsindex 
für das Grünland, der Feldvogelindex für Ackerflä-
chen, das Set für Waldflächen bestehend aus sechs 
Indikatoren sowie der Indikator zur organischen Koh-
lenstoffsequestrierung – ein Aufschlag. 

Wir wollen den Kreis, die Kommunen, die Landwirte, 
die Naturschützer, die Biostationen, die Landwirt-
schaftskammer und die Stiftungen vor Ort an einen 
Tisch bringen, um gezielt Landschaftspläne umzu-
setzen. Die Zusammenarbeit vor Ort ist uns wichtig. 
Wir wollen dabei neue Wege gehen und modellhaft 
neue Vertragsangebote ausprobieren, die erfolgsba-
siert sind. 

Erstmalig formuliert der EU-Verordnungsentwurf zur 
Nature Restoration auch Vorgaben für die Städte: 5 % 
Grünflächen und eine Blattdachbedeckung von 10 % 
in 2050.  

Für die größeren Städte brauchen wir Grünord-
nungspläne, mithin Konzepte, wie Straßenbegleit-
grün, Friedhöfe, Parks, Fassaden und Dachbegrü-
nungen zu einem grünen Netzwerk werden. Das hilft 
nicht nur gegen den Artenschwund, sondern auch 
gegen Staub- und Hitzebelastung oder gegen Über-
schwemmungen bei Starkregen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Fließgewässer vernetzen Biotopstrukturen. Es 
braucht eine strategische Finanz- und Maßnahmen-
planung auf Ebene der Regierungsbezirke und des 
Landes, um die wichtigsten Maßnahmen zur Errei-
chung der Durchgängigkeit in den nächsten Jahren 
über Flurbereinigung, Flächenkauf und Ausgleichs-
maßnahmen wie versprochen im dritten Bewirtschaf-
tungsplan umzusetzen. 

Biodiversität zu fördern heißt, Lebensqualität zu ge-
winnen. Lassen Sie uns im Ausschuss über die bes-
ten Wege dorthin auf der Grundlage unseres strate-
gischen Ansatzes diskutieren. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun Dr. Wille das Wort. – 
Bitte sehr. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im De-
zember 2022 hat im kanadischen Montreal die 15. 
Vertragsstaatenkonferenz zur UN-Biodiversitäts-
konferenz stattgefunden. 

Dort wurden auf völkerrechtlicher Ebene die Eck-
punkte zum Schutz unserer natürlichen Lebens-
grundlage verhandelt. Dies bildet auch für uns in 
NRW den Rahmen unserer Politik. 

Worum geht es hier? – Bei der Klimakrise ist fast je-
dem klar, warum diese lebensbedrohend ist: Dürre 
gefährdet Trinkwasserversorgung und Landwirt-
schaft, der steigende Meeresspiegel überflutet Küs-
tenregionen und die steigende Temperatur macht im-
mer größere Bereiche der Welt unbewohnbar. 

Die Biodiversitätskrise dagegen ist zwar genauso 
existenzgefährdend, aber ihre Auswirkungen sind oft 
erst auf den zweiten Blick erkennbar: Fehlen bestäu-
bende Insekten, sterben zahlreiche Pflanzen aus und 
Erträge in der Landwirtschaft gehen zurück. Wenn 
Stoffkreisläufe unterbrochen werden, wenn wichtige 
Bodenorganismen wie zum Beispiel Regenwürmer 
den Kreislauf von Zersetzung, abgestorbener Bio-
masse hin zu neuen Nährstoffen nicht mehr machen, 
merken wir die Verschlechterung nur mit zeitlicher 
Verzögerung. 

Die Auswirkungen sind aber fundamental, auch 
wenn das Problembewusstsein in der Gesellschaft 
noch nicht so ausgeprägt ist. 

Bei der Weltnaturkonferenz in Montreal wurde am 
19.12.2022 ein Rahmenabkommen zum Schutz der 
globalen Biodiversität verabschiedet. Das Abkom-
men ist ein Meilenstein für den Erhalt der Biodiversi-
tät und ein wichtiges Signal des Aufbruchs. Mit klaren 
Zielvereinbarungen spannt die internationale Ge-
meinschaft einen Schutzschirm für die Natur gegen 
den rasanten Verlust der Arten- und Ökosysteme 
auf. 

Unter anderem sollen bis zum Jahr 2030 ein Drittel 
der Land- und Meeresfläche unter effektiven Schutz 
gestellt werden. Der Einsatz von Pestiziden soll hal-
biert und umweltschädliche Subventionen abgebaut 
werden. Zudem werden die Rechte indigener Ge-
meinschaften gestärkt und die Länder des globalen 
Südens, die häufig nicht über die notwendigen Mittel 
für Natur- und Artenschutz verfügen, sollen Unter-
stützung erhalten. 

Diese Versprechen gilt es nun mit Leben zu füllen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Die Klimakrise, die Biodiversitätskrise und das Arten-
sterben können nur gemeinsam gelöst werden. Mit 
dem vorliegenden Antrag umreißen wir verschiedene 
Vorhaben der Koalition von CDU und Grünen im Be-
reich des Biodiversitätsschutzes. 

Wir wollen zum einen unser Fachkonzept, die Bio-
diversitätsstrategie NRW von 2015, auf den aktuellen 
Stand bringen. Die Weiterentwicklung landesweiten 
Biotopmonitorings ist als Steuerungsinstrument der 
Maßnahmen unerlässlich. 

Zahlreiche Einzelpunkte stehen an: die Ergänzung 
des landesweiten Biotopverbundes um die Modellre-
gion des Rheinischen Reviers, die Ausweisung eines 
zweiten Nationalparks. Wir müssen die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinien beschleunigen und da-
mit wichtige Maßnahmen zur Wiederherstellung frei-
fließender Gewässer und zum ökologischen Hoch-
wasserschutz – auch ein Aspekt der Biodiversität – 
einleiten. 

Einige andere Punkte, die wir mit dem Antrag auf den 
Weg bringen, hat mein Kollege von der CDU, Herr 
Ralf Nolten, gerade dargestellt.  

Nicht zuletzt gilt auch im Naturschutz: Ohne Geld 
geht es nicht. Daher stellen wir dieses Jahr mit dem 
„Landesprogramm zum Erhalt der biologischen Viel-
falt“ erste Finanzmittel für konkrete Maßnahmen zur 
Verfügung – auch in Kombination mit anderen Pro-
grammen der EU und des Bundes, um hier möglichst 
viel Fördermittel nach NRW zu holen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Mit der schrittweisen Verdopplung des Naturschut-
zetats versetzen wir die verschiedenen Akteure wie 
Kommunen, Landkreise, biologische Stationen und 
Verbände in die Lage, mehr Projekte zum Schutz der 
Biodiversität umzusetzen.  

Mit dem vorliegenden Antrag und darüber hinaus 
machen wir deutlich, dass sich unsere Politik gut in 
die globalen und nationalen Politikkonzepte einfügt 
und Nordrhein-Westfalen seiner Verantwortung ge-
recht wird, getreu dem Motto: Global denken, lokal 
handeln. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die SPD-Fraktion hat jetzt Kollege Schneider das 
Wort. 

René Schneider (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In-
sekten retten, Artenschwund stoppen – mit diesem 
Anspruch war die größte Volksinitiative Nordrhein-
Westfalens im Sommer 2021 gestartet. Am Ende 
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haben 115.000 Menschen für die acht Forderungen 
der Volksinitiative „Artenvielfalt“ unterschrieben. 

Dazu zählte damals unter anderem der Wunsch nach 
einer naturverträglichen Landwirtschaft und nach ei-
nem zweiten Nationalpark in der Senne. 

Leider hat sich die schwarz-gelbe Mehrheit damals 
wenig bis gar nicht um diese Forderungen geschert, 
sondern die Behandlung im Ausschuss und im Ple-
num auf ein Mindestmaß reduziert, 

(Zuruf von Bianca Winkelmann [CDU]) 

Frau Winkelmann. Zu lästig war vor allem Ihnen von 
der CDU damals das Bündnis aus Naturschutzorga-
nisationen, der SPD und auch der Grünen kurz vor 
der Landtagswahl. 

Wie groß die Versäumnisse der vorherigen Landes-
regierung im Bereich des Artenschutzes waren, zeigt 
sich heute. Es zeigt sich heute nämlich daran, dass 
man im Antrag zur rot-grünen Biodiversitätsstrategie 
von 2015 zurückkehren muss, um überhaupt einen 
Anpack bei dem Thema zu bekommen.  

Knapp ein Jahr, nachdem NABU und BUND hier im 
Landtag regelrecht abgefertigt worden sind, liegt nun 
also ein Antrag zum Schutz der Biodiversität in Nord-
rhein-Westfalen vor. Er trägt auch die Unterschriften 
zahlreicher grüner Kolleginnen und Kollegen, die da-
mals die Volksinitiative unterstützt haben. Doch im 
Antragstext wird diese erfolgreiche Volksinitiative 
kein einziges Mal erwähnt. Auch die acht Forderun-
gen spielen eine geringe bis gar keine Rolle mehr im 
Antrag. Sie sind vielmehr durch den Mixer gedreht 
worden. Herausgekommen ist eine Aneinanderrei-
hung einzelner Wünsche aus den Fraktionen der 
CDU und der Grünen.  

Offenkundige Widersprüche auch im eigenen Han-
deln werden dabei anscheinend schlicht ignoriert. 
Sie wollen die Weidetierhaltung durch eine Prämie 
stützen, weigern sich aber, die Weidetierhalter beim 
Schutz gegen den Wolf ausreichend und dauerhaft 
finanziell auszustatten. Sie sprechen von der Redu-
zierung der Pflanzenschutzmittel, halten das Tor für 
deren Nutzung in Naturschutzgebieten aber weiter-
hin sperrangelweit offen. Positionen wie beim Natio-
nalpark Senne räumen Sie quasi über Nacht, indem 
Sie plötzlich einfach ein offenes Beteiligungsverfah-
ren propagieren. Schuld sei die neue militärische 
Lage, die eine Übergabe zur zivilen Nutzung verun-
mögliche. 

Liebe grüne Kolleginnen und Kollegen, das hätte 
man auch schon im Frühjahr 2022 absehen können, 
als Sie noch fröhlich mit der Senne Wahlkampf ge-
macht haben. Eines Ihrer diesbezüglichen Plakate 
hängt noch immer an einer Ihrer Bürotüren hier im 
Landtag. Mal ehrlich: Vielleicht hängen Sie das mal 
ab.  

Aber mittlerweile muss man ja schon froh sein, wenn 
das Thema überhaupt angepackt wird. Daran, den 
Landtag und seinen Ausschuss an diesem Prozess 
zu beteiligen, mussten wir Sie erst erinnern.  

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Oh je!) 

Überhaupt knirscht es in den beiden zuständigen Mi-
nisterien gewaltig. Der Haushalt 2023 ist das beste 
Beispiel dafür. Die auch im vorliegenden Antrag voll-
mundig gelobten Biologischen Stationen erhalten 
nämlich erst mal gar nichts. Die rund 7 Millionen Euro 
unter der Haushaltsstelle „Biostationen“, so erfuhren 
die staunenden Ehrenamtler und befristeten Projekt-
beschäftigten vor Ort, seien gar nicht für sie, sondern 
irgendwie auch für alle anderen und alles andere be-
stimmt. Auf Summen festlegen wollte man sich dabei 
nicht. Ich sage Ihnen, wo Ihr handwerkliches Prob-
lem liegt: Eigentlich wollten Sie schon jetzt die drin-
gend notwendige Million auszahlen. Weil die Aus-
zahlung aber noch an der zwingenden Kofinanzie-
rung der notorisch klammen Kreise und kreisfreien 
Städte zu scheitern drohte, müssen Sie nun erst die 
Förderrichtlinien ändern.  

Wenn Sie doch nur einmal bereit wären, die drän-
gendsten Fragen unserer Zeit – über diese reden wir 
in Zusammenhang mit der Artenvielfalt – gemeinsam 
mit der Opposition zu diskutieren, dann kämen wir 
auch auf passende und schnell wirksame Lösungen. 
Es freut uns deshalb, dass Sie diesmal – übrigens 
anders als beim Umweltscheck, der eilig durchge-
wunken wurde, aber bis heute noch nicht eingeführt 
ist – einer Überweisung das Wort reden und diese 
beantragen. Eine Anhörung zum Thema ist ebenfalls 
angekündigt. Ich hoffe inständig, dass Sie die Er-
kenntnisse daraus anschließend nicht einfach acht-
los wegwerfen, wie Sie das mit der Volksinitiative Ar-
tenvielfalt getan haben. Der Überweisung stimmen 
wir deshalb selbstverständlich zu. – Glückauf und 
Gottes Segen! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Kollege Brockes 
für die FDP-Fraktion. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die schwarz-grüne Regierungsko-
alition will also die Biodiversitätsstrategie fortschrei-
ben, das Monitoring verbessern und einen Beteili-
gungsprozess für einen zweiten Nationalpark initiie-
ren. Der Erhalt der Biodiversität ist neben dem Klima-
schutz ohne Zweifel eine der größten, wenn nicht so-
gar die größte Herausforderung, vor der wir stehen. 
Dieser Herausforderung müssen wir gerecht werden 
und bestehende Beschlüsse dieses Hauses rasch 
umsetzen.  

(Beifall von Anja Butschkau [SPD]) 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 28 Plenarprotokoll 18/21 

 

Aber das tut Schwarz-Grün eben nicht. Der vorlie-
gende Antrag ist leider nur ein Schaufensterantrag. 
Für die Fortschreibung der Biodiversitätsstrategie 
braucht es diesen Antrag nicht; denn die Verbesse-
rung und Weiterentwicklung des Monitoring der Bio-
diversität haben wir hier bereits in der vergangenen 
Legislaturperiode gefordert und auch beschlossen. 
Aber leider hat dies bisher weder das ehemals 
schwarzgeführte noch das jetzt grüngeführte Um-
weltministerium umgesetzt. Auch die Forderung, 
eine landesweite Übersicht der vorhandenen Land-
schafts- und Grünordnungspläne vorzulegen, haben 
wir in der vergangenen Legislaturperiode nicht nur 
aufgestellt, sondern ebenfalls beschlossen. Es ha-
pert nicht an der Beschlussfassung, sondern an der 
Umsetzung durch diese Landesregierung. 

(Beifall von der FDP) 

Die FDP-Fraktion hat im Oktober 2022 in einer Klei-
nen Anfrage Drucksache 18/1097 die Landesregie-
rung gefragt, wie es mit der Umsetzung der Be-
schlüsse aus dem Antrag „Das Anliegen der Volks-
initiative für den Artenschutz in Nordrhein-Westfalen 
würdigen und Artenschutz stärken“ Drucksache 
17/15755 steht, den ich gerade schon erwähnte. Sie 
schreiben in Ihrer Antwort, dass der Vertragsnatur-
schutz ein wichtiges Instrument ist. Ist das wirklich al-
les, was die schwarz-grüne Landesregierung zu dem 
Anliegen der Volksinitiative für den Artenschutz in 
Nordrhein-Westfalen zu sagen hat? 

Würde sich das Umweltministerium um die Umset-
zung der befassten Beschlüsse aus den Anträgen 
Drucksache 17/16579 und Drucksache 17/15755 be-
mühen, bräuchte es diesen Antrag nicht. 

(Beifall von der FDP) 

Herr Minister Krischer, dank Ihrer Nichttätigkeit ver-
lieren wir an dieser Stelle sehr viel wertvolle Zeit. Dar-
über hinaus fehlen in dem vorliegenden Antrag von 
CDU und Grünen konkrete Maßnahmen. Das sehen 
nicht nur die Oppositionsfraktionen so, sondern das 
ist Ihnen soeben auch vom NABU per Pressemel-
dung bestätigt worden. Was ist zum Beispiel mit kon-
kreten Maßnahmen für die Landwirtschaft? Diese 
soll darin unterstützt werden, ihre Flächen naturver-
träglich zu bewirtschaften. Ich frage Sie: Mit welchen 
konkreten Maßnahmen möchte Schwarz-Grün die 
Landwirtschaft unterstützen? Davon steht in Ihrem 
Antrag nämlich nichts. 

Schwarz-Grün schreibt von innovativen Lösungen. 
Aber welche sind damit gemeint, meine Damen und 
Herren? All diese Fragen bleiben hier offen. 

Meine Damen und Herren, Schwarz-Grün will einen 
weiteren Nationalpark. Für uns Freie Demokraten 
kann ich sagen: Ideologisch getriebene Prestigepro-
jekte 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

wie die Ausweisung von Nationalparks gegen die In-
teressen der Bürgerinnen und Bürger vor Ort lehnen 
wir ab. 

(Beifall von der FDP) 

Die FDP-Fraktion hätte gerne gemeinsam einen An-
trag aus der Enquetekommission zu diesem Thema 
auf den Weg gebracht, um den ergebnisorientierten 
Naturschutz zu stärken. Schwarz-Grün hat mit dem 
vorliegenden inhaltsleeren Antrag diese Chance für 
ein gemeinsames Signal für Biodiversität leider ver-
tan. Das ist sehr bedauerlich. 

(Zuruf von Dr. Ralf Nolten [CDU]) 

Der Überweisung stimmen wir natürlich zu. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD spricht nun Herr Schalley. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Direkt zum Antrag. Ja, die 
Biodiversität ist weltweit bedroht. Da sind wir völlig 
einer Meinung. 

Doch was genau die Schöpfung und die Vielfalt auf 
der Welt bedroht, das können und wollen Sie nicht 
sehen. Sie ordnen alle politischen Maßnahmen zum 
Naturschutz Ihrer heiligen Kuh des Klimaschutzes 
unter. Dabei ist die größte Gefahr für die Vielfalt auf 
der Welt ein Phänomen, das in Ihrer universalisti-
schen Ideologie fest verankert ist: die Globalisierung. 

Die fortschreitende Angleichung der Lebensverhält-
nisse ist die größte Gefahr für die biologische Vielfalt. 
Im Schlepptau des weltweiten Warenverkehrs drin-
gen gebietsfremde Arten in Ökosysteme vor, deren 
Gleichgewicht sie destabilisieren. Invasive Neobiota 
verdrängen heimische Arten und schleppen Krank-
heiten ein, gegen die es in den lokalen Populationen 
keine Resistenzen gibt. In Ermangelung von Fress-
feinden breiten sie sich ungebremst aus oder sind 
selbst Fressfeinde heimischer Arten, die sich dieser 
neuen Bedrohung nicht anpassen können. 

Selbst aus Sicht der EU-Kommission ist die Verbrei-
tung invasiver gebietsfremder Arten – und das gilt so-
wohl für Tiere als auch für Pflanzen – einer der 
Hauptfaktoren für den Verlust an biologischer Vielfalt. 

Auch in der Agrobiodiversität, also der Vielfalt in der 
Landwirtschaft, sorgt die Globalisierung dafür, dass 
die Mannigfaltigkeit zurückgeht. Die globale Anglei-
chung der Lebensverhältnisse verdrängt lokale Nutz-
pflanzen, Nutztiere und tradierte Anbaumethoden. 

Dieser Effekt lässt sich bereits im Lokalen gut nach-
vollziehen: So bestimmen weniger als 20 Apfelsorten 
das Angebot im deutschen Lebensmitteleinzel-
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handel. Vor rund 100 Jahren waren es noch über 
1.000 verschiedene Sorten, die in Deutschland an-
gebaut, verkauft und konsumiert wurden. Bei Kultur-
pflanzen sind bereits über 70 % der Sorten weltweit 
ausgestorben, bei uns in Mitteleuropa über 90 %. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Doch diesen Aspekt blenden Sie geflissentlich aus. 
Sie reden von Diversität, aber kommen über Rechen-
spiele mit Nachkommastellen bei Durchschnittstem-
peraturen nicht hinaus. Insofern ist die Behauptung 
der Grünen, dass mit der Energiewende der Klima-
wandel aufzuhalten und damit auch das Artenster-
ben zu stoppen sei, völlig absurd. 

Ausgestorbene Arten und zerstörte Ökosysteme le-
ben auch nicht wieder auf, wenn wir die Ziele des Pa-
riser Klimaabkommens einhalten. Nehmen wir dazu 
das Beispiel des Regenwaldes. Der Regenwald wird 
nicht kleiner, weil der Klimawandel für das Absterben 
der Bäume sorgt. Nein, in den Tropen wird der Wald 
gerodet, um Flächen für Sojaanbau, Palmölplanta-
gen oder Holz zur Papierherstellung zu gewinnen, 
also von Ihnen bejubelte nachwachsende Rohstoffe. 
2016 waren 41 % des Palmölimports nach Deutsch-
land für die Verwendung in Biodiesel bestimmt. 

Auch das Papier, für das grünerseits immer gerne als 
nachwachsender Rohstoff geworben wird, hat eine 
zweifelhafte Umweltbilanz. In der Herstellung wird 
fast doppelt so viel Energie benötigt wie für eine Plas-
tiktüte. Hinzu kommt die deutlich höhere Belastung 
von Luft und Wasser durch Stickoxide, Schwefeldio-
xide und andere Chemikalien, mit denen die Zellstoff-
fasern behandelt werden müssen. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Jetzt vermischen 
Sie aber alles miteinander!) 

Sich über die Abholzung des Regenwaldes in Brasi-
lien zu beklagen und den damit einhergehenden Ver-
lust an Biodiversität anzuprangern, ist doppelt heuch-
lerisch, wenn hier in Deutschland genau dasselbe 
getan wird, um Industrieanlagen zur Energieerzeu-
gung in Wäldern zu erbauen. 

Gehen wir weiter in Ihrem klimapolitischen großen 
Sprung nach vorne. Der von den Industrieanlagen 
auf Kosten der Natur produzierte Strom soll dann 
Elektroautos aufladen. Die Akkus der Autos benöti-
gen Lithium und Kobalt. Doch die Lithiumförderung 
verbraucht in Chile 21 Millionen Liter Grundwasser, 
sorgt für das Austrocknen der örtlichen Seen und zer-
stört damit den Lebensraum zahlreicher Arten. Auch 
Kobalt wird im Kongo unter widrigsten Bedingungen 
für Mensch und Natur abgebaut. Der Treppenwitz 
dieser Energie- und Klimapolitik: Elektroautos wer-
den am Ende ihres Lebens samt Akku nach Afrika 
oder Osteuropa verschifft, also in Länder mit gerin-
geren Umweltstandards, wo sie dann irgendwo ver-
klappt werden. 

Hier zeigt sich der wahre Kern der Globalisierung: 
Für das gute Gewissen wird die Umweltverschmut-
zung einfach ausgelagert. 

Der Bergsteiger Reinhold Messner wird passender-
weise mit den Worten zitiert: 

Alternative Energien sind sinnlos, wenn sie genau 
das zerstören, was man durch sie schützen will: 
die Natur. 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Dagegen würde 
er sich jetzt wehren!) 

Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung hat nun Herr Minister Krischer 
das Wort. Bitte sehr. 

Oliver Krischer, Minister für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte den Koalitionsfrakti-
onen von CDU und Grünen für diesen Antrag aus-
drücklich danken. Denn ich finde es angemessen 
und richtig, dass wir uns angesichts der Weltnatur-
konferenz und der Einigung, die für viele unerwartet 
kam, hier im Landtag Nordrhein-Westfalen und in der 
Landesregierung mit dem Verlust der biologischen 
Vielfalt auseinandersetzen. 

Meine Damen und Herren, das Abkommen beinhal-
tet, mindestens 30 % der weltweiten Land- und Mee-
resfläche bis 2030 unter effektiven Schutz zu stellen, 
und wird auf der gleichen Ebene wie das Pariser Kli-
maabkommen eingeordnet. Das ist ein historischer 
Erfolg. Insofern finde ich es absolut richtig, dass das 
hier im Landtag mit einem Antrag hinterlegt, diskutiert 
und eine Anhörung dazu durchgeführt wird. Ich 
danke also der Landesregierung ausdrücklich dafür, 
dass sie es hier zum Thema macht. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Wir fangen hier in Europa aber nicht bei null an, denn 
die Europäische Union hat im Rahmen ihrer Biodiver-
sitätsstrategie 2030 bereits entsprechende Ziele. Es 
geht allein darum, dass wir jetzt diskutieren müssen, 
wie wir das in Nordrhein-Westfalen, in Deutschland 
umsetzen. Das ist die entscheidende Debatte, die 
nun geführt werden muss. 

Es braucht eine Verständigung über die Art des 
Schutzes. Deshalb werden wir uns als Land Nord-
rhein-Westfalen selbstverständlich in die Debatte um 
die nationale Strategie zur biologischen Vielfalt, die 
überarbeitet und aktualisiert werden muss, einbrin-
gen und dort unsere Ziele, unsere Vorstellungen ver-
ankern. Wir werden auch berücksichtigen – das 
wurde eben schon angesprochen –, dass entspre-
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chende Mittel des Bundes nach Nordrhein-Westfalen 
kommen müssen, um hier Dinge umzusetzen. 

Wichtig ist aus unserer Sicht, dass wir bei den heute 
schon bestehenden Schutzgebieten über eine Fort-
entwicklung reden und dass wir offen darüber reden, 
wo es Defizite gibt und wo wir mehr tun müssen. Das 
gehört zusammen. Genauso gehört dazu, dass wir 
die Biodiversitätsstrategie aus dem Jahr 2015 fort-
schreiben müssen. Angesichts des Montrealer Über-
einkommens ist es an der Zeit, das in Nordrhein-
Westfalen voranzubringen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Es wurde gerade angesprochen: Die Landesregie-
rung hat sich das Ziel gesetzt, die Erfolgsgeschichte 
in der Eifel mit einem zweiten Nationalpark fortzu-
schreiben. Dazu werden wir in Kürze ein Beteili-
gungsverfahren beginnen. Das ist ein zentrales Na-
turschutzprojekt der Landesregierung. Ich finde, 
Nordrhein-Westfalen ist groß genug für zwei Natio-
nalparks. Es ist an der Zeit, dass sich eine Landes-
regierung diesem Ziel jetzt ernsthaft widmet und das 
umsetzt. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Beim Thema „Landschaftsplanung“ haben wir schon 
eine ganze Menge getan, aber jetzt geht es darum, 
konkrete Maßnahmen zu finanzieren, Förderrichtli-
nien und Förderprogramme anzupassen und zu ef-
fektivieren. Das haben wir im Naturschutzetat unter 
anderem mit dem Programm für biologische Vielfalt 
getan. 

Wir wollen insgesamt mehr möglich machen. Trotz 
schwieriger finanzieller Rahmenbedingungen ist der 
Naturschutz ein Handlungsschwerpunkt dieser Lan-
desregierung. 

Selbstverständlich sollen auch die Biologischen Sta-
tionen weiter und besser gefördert werden. Herr 
Schneider, ich kann Sie da beruhigen: Es geht 
selbstverständlich darum, dass die Förderrichtlinie 
angepasst werden muss. Das kann nur – das wissen 
Sie auch ganz genau – im Einvernehmen mit den 
kommunalen Beteiligten und den anderen im Bereich 
der Biologischen Stationen Aktiven geschehen. Das, 
meine Damen und Herren, machen wir so. 

Wir stärken auch die Vertragsnaturschutzmaßnah-
men in der Landwirtschaft. Im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik und des dazugehörigen Strate-
gieplans stehen uns Fördermittel von insgesamt über 
500 Millionen Euro für mehrjährige Umweltmaßnah-
men zur Verfügung. Wir wollen nämlich, dass die 
Landwirtinnen und Landwirte, die sich hier engagie-
ren, entsprechend entlohnt werden. Das werden wir 
in Zukunft weiter stärken. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass diese 
Landesregierung bei der Biodiversität, beim Natur-
schutz unterwegs ist. Ich freue mich auf die Diskus-
sionen über dieses wichtige Thema im Ausschuss, 
bei der Anhörung und danke für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Mi-
nister Krischer. – Wir sind somit, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, am Schluss der Aussprache. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/2480 an den Ausschuss für 
Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Ich frage, wer der Über-
weisungsempfehlung zustimmt. – Das sind die Frak-
tionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 
und AfD und der fraktionslose Abgeordnete Dr. Blex. 
Wer stimmt dagegen? – Ich sehe keine Gegenstim-
men. Wer enthält sich? – Ich sehe auch keine Ent-
haltungen. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

3 Einsatzkräfte schützen und Vertrauen in die 
Handlungsfähigkeit unseres Rechtsstaats be-
wahren – die Landesregierung muss Konse-
quenzen aus der Silvesternacht ziehen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/2553 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der SPD der Kollegin Christina 
Kampmann das Wort. Sie steht auch schon am Red-
nerpult. 

Christina Kampmann (SPD): Ganz genau. Vielen 
Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! In der Politik begegnen uns jeden Tag Dinge, 
die man mal mehr und mal weniger nachvollziehen 
kann. Ein Phänomen, das seit ein paar Jahren zu-
nehmend auftritt, ist mir – und ich glaube, auch vielen 
von Ihnen – aber absolut unverständlich. Angriffe auf 
Sanitäter, auf Feuerwehrleute, auf Polizistinnen, auf 
genau die Menschen, die uns eigentlich schützen, 
lassen sich überhaupt nicht nachvollziehen. 

Für uns alle hier muss klar sein: Wer Einsatzkräfte 
angreift, der greift unsere gesamte Gesellschaft an. 
Es gibt keinen einzigen Grund, der das auch nur an-
satzweise rechtfertigen kann. 
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(Beifall von der SPD, Dr. Julia Höller [GRÜNE], 
Norwich Rüße [GRÜNE] und Dr. Werner Pfeil 
[FDP]) 

Jeder Angriff ist ein Angriff auf uns alle und muss auf 
das Schärfste verurteilt werden. 

Silvester hat sich das, was sich offensichtlich bei vie-
len angestaut hat, auch in vielen Städten in Nord-
rhein-Westfalen Bahn gebrochen. Die Gewaltex-
zesse in Essen, in Bochum, in Bonn und in Hagen 
suchen ihresgleichen, und sie sind beschämend, weil 
sie genau diejenigen trafen, die eigentlich helfen 
wollten. 

Wer mit Böllern auf Polizisten schießt, mit Feuer-
werkskörpern auf Sanitäter, und wer Feuerwehrleute 
mit Flaschen bewirft, der muss unseren Rechtsstaat 
mit aller Härte zu spüren bekommen. 

(Beifall von der SPD, Marc Lürbke [FDP] und 
Olaf Lehne [CDU]) 

Wir als SPD sagen: Wir brauchen null Toleranz bei 
Angriffen auf Einsatzkräfte. 

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es in 
keiner Weise akzeptabel, dass die Landesregierung 
dieses Problem offensichtlich seit Jahren nicht in den 
Griff bekommt. 

(Gregor Golland [CDU]: Lächerlich!) 

Im Jahr 2019 hat Innenminister Reul medienwirksam 
den Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt“ veröf-
fentlicht. Dieser Plan sollte eigentlich genau das ver-
hindern, was an Silvester passiert ist. Wir fragen uns: 
Was tut der Innenminister, was tun Sie, Herr Reul, 
um Einsatzkräfte vor solchen Gewalttätern zu schüt-
zen? Offensichtlich schaffen Sie es nicht, die zu 
schützen, die für den Schutz der Menschen in ihrem 
eigenen Bundesland den Kopf hinhalten müssen. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Gregor 
Golland [CDU]) 

Und dann stellen sich Markus Söder und Friedrich 
Merz bei Weißwurst und Brezeln mit einem unerträg-
lichen Populismus hin und tun so, als sei das alleine 
ein Problem von Berlin. Ich sage Ihnen aber in aller 
Deutlichkeit: Wer diese Angriffe verharmlost, indem 
er sie für Wahlkampfzwecke instrumentalisiert, wer 
rassistische Ressentiments schürt, der sollte sich 
schämen und vielleicht auch einfach mal Nein sagen, 
wenn Markus Lanz anfragt. 

(Beifall von der SPD – Thorsten Klute [SPD]: 
Jawohl!) 

Die wirklichen Paschas sitzen an den Spitzen von 
CDU und CSU,  

(Beifall von der SPD – Gregor Golland [CDU]: 
Ekelhaft und widerlich!) 

und sie haben nicht begriffen, dass ein modernes 
Land Einwanderung braucht. 

Mit unserem Antrag möchten wir deutlich machen, 
dass dieses Thema für die SPD mehr als ein kurzer 
Aufreger nach Silvester ist. 

(Zuruf von Bianca Winkelmann [CDU]) 

Wir fordern von der Landesregierung, von Ihnen, 
Herr Reul, ein klares Konzept dazu, wie man dieses 
Problem in den Griff bekommen möchte. Dazu ge-
hört eine bessere personelle Ausstattung der Justiz-
behörden, damit Straftaten zügig geahndet werden 
können. Dazu gehören auch sozialpolitische Maß-
nahmen. Die dürfen dabei nicht außen vor gelassen 
werden, denn Prävention ist immer noch der beste 
Ansatz, um Straftaten in Zukunft zu verhindern. 

(Beifall von der SPD) 

In der Silvesternacht wurden 42 Beamtinnen und Be-
amte verletzt. Diese Bilanz ist wirklich verheerend. 
Der Innenminister ließ daraufhin verlauten, die Strafe 
müsse auf dem Fuße folgen. 

Das klingt so, als habe die CDU mit der Führung die-
ses Landes bisher gar nichts zu tun gehabt. Dabei 
haben schon Silvester 2020/2021 auf dem Markt-
platz in Essen-Altenessen 50 Täter randaliert. Gegen 
acht Verdächtige wurde damals ermittelt. Raten Sie 
mal, wer bis heute verurteilt wurde? Niemand, kein 
einziger dieser Täter. 

Sie, Herr Reul, sagen also 2023, dass die Strafe auf 
dem Fuße folgen müsse, und haben selbst als Ver-
treter der Landesregierung offensichtlich nichts oder 
nicht genug dafür getan, damit das eine abschre-
ckende Wirkung auf weitere Täter hat. 

(Beifall von der SPD) 

Dann lassen Sie vor der letzten Ausschusssitzung 
Anstecknadeln für mehr Respekt verteilen  

(Heiterkeit von Thorsten Klute [SPD]) 

und loben Ihre Kampagne selbst, als könnte ein klei-
ner Pin am Revers wieder gutmachen, was Sie offen-
sichtlich seit Jahren versäumen. Ich sage Ihnen ganz 
ehrlich: Mir wäre das peinlich. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Gregor 
Golland [CDU]) 

In der Silvesternacht haben sich unter einer CDU-
geführten Landesregierung rechtsfreie Räume auf-
getan. Wer an Silvester 2022/2023 im Einsatz war, 
der hat chaosartige Zustände erlebt. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Von innerer Sicherheit waren wir in dieser Nacht so 
weit entfernt wie Friedrich Merz von einer differen-
zierten Integrationsdebatte. 

(Beifall Thorsten Klute [SPD]) 
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Deshalb fordern wir Sie auf: Nehmen Sie diese Sil-
vesternacht zum Anlass, um endlich ein Problem zu 
lösen, das wir schon seit Jahren haben. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die Redezeit, 
Frau Kollegin. 

Christina Kampmann (SPD): An meinen nachfol-
genden Redner: Versuchen Sie einfach gar nicht, 
das Problem kleinzureden oder von Nordrhein-West-
falen abzulenken. 

(Gregor Golland [CDU]: Das müssen ausge-
rechnet Sie sagen!) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die Redezeit, 
Frau Kollegin. 

Christina Kampmann (SPD): Das hilft denen, die für 
unsere tägliche Sicherheit ihren Kopf hinhalten, näm-
lich kein bisschen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Fraktion 
der CDU hat nun der Kollege Gregor Golland das 
Wort. 

(Christian Dahm [SPD]: Jetzt kommt die Rei-
terstaffel zum Einsatz!) 

Gregor Golland (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass ausgerechnet 
die SPD das Thema „Silvesterkrawalle“ für sich ent-
deckt hat, entbehrt nicht einer gewissen Ironie der 
Geschichte. Schließlich war es die Regierung Kraft, 
die 2015/2016 bei der Kölner Silvesternacht erst ge-
schwiegen, dann verharmlost und bis zuletzt be-
schwichtigt hat. 

Das war in mehrfacher Hinsicht ein Wendepunkt. Er 
führte zur Veränderung der öffentlichen Wahrneh-
mung, zur Verschärfung von Gesetzen und zur Wahl-
niederlage der SPD bei der Landtagswahl 2017. Sie 
haben die Probleme und deren Ursachen nämlich bis 
zum Schluss geleugnet. Dass Sie sich jetzt hier an-
maßen, darüber zu urteilen, was wir im Bereich der 
inneren Sicherheit machen, ist schon ein starkes 
Stück. 

Das, was Sie von der SPD mit diesem Antrag laut-
hals beklagen und fordern, wollten Sie jahrelang in 
Ihrer Regierungszeit nicht wahrhaben und haben es 
in Ihrer Regierungszeit auch nicht angepackt. 

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Also fünf Jahre 
zurück!) 

Nun entdecken Sie in der Opposition dieses Thema 
für sich und erkennen richtigerweise, dass es – ich 
zitiere – „nicht ‚die eine Lösung‘“ gibt. 

Wir verurteilen hoffentlich alle jedwede Gewalt gegen 
Polizisten, Feuerwehrleute und Rettungssanitäter. 
Die Frage ist nur, ob unsere Appelle bei der Täterkli-
entel gehört, verstanden und umgesetzt werden. 

(Zuruf von der SPD: Oh!) 

Ich befürchte, die Antwort lautet: leider nicht. 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Es gehört im Übrigen mehr dazu, als runde Tische 
oder einen Gipfel gegen Jugendgewalt wie in Berlin 
zu fordern. Ausgerechnet Berlin führen Sie von der 
SPD als Beispiel an, wo es seit Jahren massive Prob-
leme mit Gewalt und Respektlosigkeit gegenüber 
Staat und Gesellschaft gibt und wo eine SPD-
Bürgermeisterin so tut, als sei sie politisch nicht für 
ihre eigene Stadt verantwortlich. 

In Nordrhein-Westfalen werfen Sie uns vor, das Ziel 
der 3.000 Neueinstellungen bei der Polizei verfehlt zu 
haben. Dabei vergessen Sie, dass zur Amtszeit von 
Innenminister Jäger in den ersten Jahren gerade ein-
mal halb so viele Polizisten eingestellt wurden. Sie 
verschweigen auch, dass erst mit unserem Koaliti-
onsvertrag seit Sommer 2022 die Zahl von 3.000 an-
gestrebt wird. Ich bin zudem sehr zuversichtlich, dass 
wir diese auch erreichen werden. 

(Beifall von der CDU – Marc Lürbke [FDP]: 
Schauen wir mal!) 

In Ihrem heutigen Antrag fordern Sie des Weiteren – 
ich zitiere –: 

„Zur Verbesserung des Schutzes und der Sicher-
heit von Einsatzkräften […] Maßnahmen zum 
Schutz gegen Angriffe und Deeskalationstraining 
zum verbindlichen Teil ihrer Aus- und Fortbildung 
machen.“ 

Den ersten Teil verstehe ich noch. Aber was bitte soll 
Deeskalationstraining bei aggressiven Gewalttätern, 
die gezielt, geplant und bewusst angreifen, bringen? 
Das ist eine Unverschämtheit gegenüber unseren 
Einsatzkräften. 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD]: Die 
fordern das selbst! Vielleicht sprechen Sie mal 
mit ihnen!) 

Nicht die haben zu deeskalieren, sondern die Täter 
gehören bestraft in diesem Land. 

(Beifall von der CDU) 

Genau das ist unsere Aufgabe als Politiker: die Ge-
setze zu beschließen, die unsere Exekutive und un-
sere Justiz konsequent anwenden kann. Das haben 
wir getan. 
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Wir haben kein Regelungsdefizit, sondern müssen 
den Vollzug der Regeln stärker umsetzen und durch-
setzen. Nicht umsonst heißt es in unserem Koaliti-
onsvertrag mit den Grünen: 

„Wir stehen für eine grundrechtsorientierte Si-
cherheitspolitik und die konsequente Durchset-
zung des Rechts.“  

Und weiter: 

„Die Menschen in Nordrhein-Westfalen erwarten 
zu Recht vom Staat, dass er für ihre Sicherheit 
sorgt – unabhängig von Alter, Geschlecht, Her-
kunft, Hautfarbe, Religion, sexueller Identität und 
anderer Merkmale.“ 

Genau das, meine Damen und Herren, werden wir in 
unserer guten Koalition weiter umsetzen 

(Zuruf von Elisabeth Müller-Witt [SPD]) 

und stimmen einer Überweisung an den Innenaus-
schuss zu. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Herr 
Kollege Golland. – Jetzt spricht für die Fraktion von 
Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin Dr. Höller. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Jeder Angriff auf Ret-
tungskräfte, auf Polizeibeamtinnen und -beamte ist 
inakzeptabel. Dass Helferinnen und Helfer in der Sil-
vesternacht attackiert wurden, macht mich wütend. 

Polizei und Rettungskräfte tragen Sorge für die Si-
cherheit aller Menschen und riskieren dabei immer 
wieder ihre eigene Gesundheit. Sie sind seit Mona-
ten enormen Belastungen ausgesetzt und leisten ih-
ren Einsatz weiterhin unermüdlich, während andere 
feiern. Die Täter müssen ermittelt und die Taten straf-
rechtlich verfolgt werden. Da ist die Staatsanwalt-
schaft dran. 

Ich bedanke mich bei allen Einsatzkräften für ihre 
professionelle Arbeit in dieser besonderen Silvester-
nacht, aber eben auch an allen anderen 364 Tagen 
und in den Nächten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Bitte lassen Sie uns alle differenziert auf das im An-
trag skizzierte Problem schauen. Hier reflexartig ras-
sistische Ressentiments zu bedienen, wie es der 
AfD-Antrag tut, der uns nachher noch Zeit stiehlt, ist 
unterkomplex und schäbig. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Zu-
ruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Auch wenn ich nicht alle der in dem SPD-Antrag auf-
geführten Schlussfolgerungen teile, bin ich froh, dass 

Sie versuchen, einen sachlichen Debattenbeitrag zu 
leisten. Denn leider werden solche Vorfälle viel zu oft 
instrumentalisiert: eine schnelle Schlagzeile zum 
Preis der Stigmatisierung gesellschaftlicher Gruppen 
und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. 

Für das Problem „Gewalt gegen Einsatzkräfte“ brau-
chen wir kluge, durchdachte Lösungen. Nur ein Teil 
der Lösungen liegt im Bereich der Innenpolitik. 

(Christina Kampmann [SPD]: Genau!) 

Wir müssen uns viele Fragen stellen. Weshalb führen 
wir die Debatte über Gewalt gegen Einsatzkräfte jetzt 
nach Silvester und nicht etwa nach Karneval oder dem 
Oktoberfest, wo es auch immer wieder zu Übergriffen 
kommt? 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wen markieren wir in unserer Gesellschaft als nicht 
dazugehörig, und was macht das mit diesen Men-
schen? Faktenbasierte Innenpolitik bedeutet auch: Um 
kluge Lösungen zu erarbeiten, müssen wir das Problem 
kennen und uns deshalb die Zahlen ansehen. 

Während der Silvesternacht wurden in NRW 33 Straf-
anzeigen im Zusammenhang mit Angriffen auf polizei-
liche Einsatzkräfte erfasst. Insgesamt wurden 41 poli-
zeiliche Einsatzkräfte verletzt. Zum Jahreswechsel 
2018/19 waren es 40. Die Zahl sonstiger verletzter 
Personen ist sogar gesunken. 

Damit will ich nichts verharmlosen. Jeder verletzte 
Mensch ist einer zu viel. Aber wir müssen diese Zah-
len in einen Kontext setzen. Hatten wir dieses Silves-
ter eine besondere Quantität der Delikte? Das 
scheint nicht der Fall zu sein. Hatten wir eine beson-
dere Qualität? Da müssen wir genau hinsehen. 

Es gibt in Deutschland seit mindestens einem Jahr-
zehnt einen langfristigen Abstieg der Gewaltdelikte 
bei jungen Menschen. Das können Sie jede Krimino-
login und jeden Gewaltforscher fragen. Haben wir 
also ein grundsätzliches Problem mit ansteigender 
Jugendgewalt? Nein. Müssen wir uns trotzdem um 
die Fälle kümmern, die es gibt? Ja, ganz unbedingt. 

Es handelt sich bei den Jugendlichen, die gewalttätig 
werden, immer wieder um männliche Jugendliche 
und Heranwachsende aus benachteiligten Stadttei-
len, die aus einer spontanen Gruppendynamik her-
aus, oft in Verbindung mit Alkohol, Gewaltdelikte be-
gehen. Hinzu kommt, dass Gesellschaften nach Kri-
sen fragil sind. Das alles sind keine neuen Erkennt-
nisse, sondern Basics der kriminologischen For-
schung. 

Wir müssen uns also fragen: Was machen Männlich-
keitsbilder aus? Was machen Gruppendynamiken 
aus? Was macht Alkohol? Welchen Einfluss hat Mar-
ginalisierung auf Gewalt? Was für einen Effekt haben 
die Erfahrungen aus der Coronapandemie? Was be-
wirken die ständige Verfügbarkeit von Kameras und 
das Teilen auf Social Media? 
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Wenn wir uns diese Fragen stellen, dann sehen wir: 
Der innenpolitische Werkzeugkasten passt nicht zu 
den skizzierten gesellschaftlichen Problemen. 

Ich gehe sogar noch einen Schritt weiter. Wir sollten 
uns davor hüten, die Ursachen gesamtgesellschaftli-
cher sozialpolitischer Probleme durch Law and Or-
der, wie es manch einer fordert, anzugehen, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

wobei Ordnungsrecht natürlich ein Teil der Lösung 
ist, genau wie die Stärkung der Justiz zur schnelleren 
Ermittlung der Täter, genau wie Sozial- und Famili-
enpolitik mit Maßnahmen zur Verbesserung von Bil-
dungsteilhabechancen für Familien in prekären 
Stadtteilen, genau wie Integrationspolitik und genau 
wie Jugendpolitik und sicher noch einiges mehr. 

Prävention ist das Schlüsselwort, Prävention in all 
diesen Bereichen. Wir im Innenbereich können unse-
ren Teil dazu beitragen, zum Beispiel durch die Stär-
kung des Landespräventionsrats, durch die Stärkung 
der Zusammenarbeit vor Ort zwischen Bildungsein-
richtungen, Polizei, Zivilgesellschaft und auch durch 
die Stärkung von Bezirksbeamten, die genau wissen, 
wo es in ihren Vierteln gerade schwierig wird. 

Darüber müssen wir sprechen. Ich freue mich daher 
auf die weiteren Beratungen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Ich danke Ihnen. – 
Für die Fraktion der FDP erteile ich nun dem Kolle-
gen Herrn Lürbke das Wort. 

Marc Lürbke*) (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, wenn Voll-
chaoten – so muss man die ja bezeichnen – und Ge-
walttäter die Silvesternacht hemmungslos als Bühne 
für Gewaltexzesse gegen unsere Einsatzkräfte, also 
gegen unsere Polizeibeamten, gegen unsere Feuer-
wehrleute, gegen Rettungssanitäter, missbrauchen, 
dann, glaube ich, muss der Rechtsstaat als Antwort 
klare Kante zeigen. Sonst fühlen sich die Einsatz-
kräfte, aber auch die Bürger alleingelassen. 

Das Tragen einer Uniform darf unsere Staatsvertre-
ter, darf unsere Einsatzkräfte doch nicht gefährden, 
sondern wir brauchen das Gegenteil. Das Tragen ei-
ner Uniform muss unsere Einsatzkräfte schützen. 

Deswegen brauchen wir eine spürbare Rechtsdurch-
setzung bei allen Übergriffen, aber vor allen Dingen 
mehr gesellschaftlichen Respekt, Wertschätzung 
und Anerkennung. Nicht weniger haben unsere Ein-
satzkräfte für ihren schwierigen Job verdient, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Die nötige Diskussion darüber wurde leider, muss 
man sagen, im politischen Deutschland im langsam 
ausklingenden Silvesterkater wieder einmal so er-
wartbar wie nichtssagend geführt: auf der einen Seite 
die Grünen, die komplexe Problemlagen wie ge-
wohnt lieber ausblenden wollen und vollumfänglich 
Böller verbieten möchten, auf der anderen Seite die 
CDU, die sich nicht zu schade ist, die Lebensleistung 
Hunderttausender Mitbürgerinnen und Mitbürger mit 
Migrationshintergrund mal eben bei „Lanz“ mit einem 
Fragezeichen zu versehen, und im Bund leider auch 
im schlechtesten AfD-Style dabei ist, Vornamen rauf 
und runter abzufragen zu wollen. Beides hilft in die-
ser Debatte nicht. 

Da frage ich mich natürlich, wo eigentlich die gemein-
same Linie dieser schwarz-grünen Koalition ist. Sie 
ist hier schwer zu erkennen. 

(Zustimmung von Volkan Baran [SPD]) 

Wir müssen uns die Mühe machen, diese Herausfor-
derung vor Ort auch wirklich anzugehen. Und seien 
wir ehrlich: Das wird kein Sprint, sondern ein Mara-
thon. 

Aber unterm Strich sind wir das den Menschen in die-
sem Land schuldig. Denn oftmals herrscht bei den Tä-
tern der Silvesternacht ja anscheinend die Meinung 
vor: Wir sind stark, und der Staat ist schwach. – Da 
wird dann munter und hemmungslos randaliert und 
bedroht. Die Taten entstehen meist aus größeren 
Gruppen heraus. Auch darüber müssen wir spre-
chen. Die Täter werden in der Tat oftmals kaum zur 
Rechenschaft gezogen. 

Deshalb sind aus unserer Sicht, aus der Sicht der 
FDP, hier zwei Dinge zu tun, nämlich erstens eine 
klare Linie zu ziehen – eine klare Linie, die in aller 
Schärfe zwischen denen, die sich an Recht und Ge-
setz halten, und denen, die es nicht tun, unterschei-
det. Wer Rettungskräfte, Polizeibeamte, die Feuer-
wehr, Passanten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Verkehrsbetriebe oder sonstige Unbeteiligte mit 
Böllern, mit Steinen und mit Stangen angreift, der ist 
ein Straftäter. Er ist in diesem Moment auch weder 
gesellschaftlich benachteiligt noch fühlt er sich zu-
rückgesetzt noch sollte man ihm zuhören. Er ist ein 
Straftäter, und als solcher muss er dann auch die 
Härte des Rechtsstaates zu spüren bekommen. 

(Beifall von der FDP) 

Dafür braucht es auch keine symbolpolitische De-
batte um noch schärfere Gesetze; denn die haben 
wir längst. Was fehlt, sind personelle Ressourcen, 
um den Tätern wirklich schnelle und spürbare Kon-
sequenzen aufzuzeigen. Diese Aufgabe muss Jus-
tizminister Limbach doch sofort zur Chefsache ma-
chen. Wir brauchen in solchen Fällen flächende-
ckend und überall den Einsatz beschleunigter Ver-
fahren, damit Strafe spürbar auf dem Fuße folgen 
kann. Sonst bleiben am Ende feixende Täter und 
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frustrierte Einsatzkräfte, die sich im Stich gelassen 
fühlen. Das dürfen wir nicht zulassen. Deswegen 
muss das ganz oben auf die Tagesordnung. 

Mein zweiter Punkt: Ja, wir müssen die Probleme in 
diesem Land auch bei der Integration klar benennen 
und lösen – aber bitte ohne Vorurteile, bitte ohne 
Scheuklappen in der Debatte. Vorhandene Probleme 
darf man nicht tabuisieren, ja. Man darf sie aber auch 
nicht nur auf junge Männer mit Migrationshintergrund 
verengen. Gleichzeitig wäre es allerdings ein Fehler 
der demokratischen Fraktionen, diese Umstände zu 
ignorieren. 

Es wäre übrigens auch ein fatales Signal an die Mit-
bürgerinnen und Mitbürger mit Migrationshinter-
grund, die sich meiner Erfahrung nach über diese 
schwarzen Schafe und die massive Gewalt, die von 
diesen Gruppen ausgeht, am allermeisten ärgern. 
Glauben Sie mir mal! Der Geschäftsmann in 
Marxloh, die Einzelhändlerin in Essen und die tür-
kischstämmige Familie in Bonn erwarten doch eben-
falls eine klare Kante des Rechtsstaats gegen solche 
Ausbrüche. 

Umso ärgerlicher sind dann Einlassungen von Fried-
rich Merz, der mit süffisantem Lächeln von „kleinen 
Paschas“ spricht. Solche kurzfristigen Geländege-
winne in die eigene Bubble hinein tragen doch gar 
nichts zur dringend notwendigen Lösung dieser 
Problemlage bei. 

Deswegen müssen wir im Ausschuss wirklich inten-
siv darüber sprechen. Hier gibt es viel zu tun. 

Sprechen wir noch einmal mit den Blaulichtberufen 
darüber, wie wir als Politik hier noch stärker auch 
kurzfristig helfen und unterstützen können. 

Schauen wir aber auch auf unser Rechts- und Jus-
tizsystem und überlegen, wie wir dort ebenfalls digi-
taler, effizienter und attraktiver für Fachkräfte werden 
können. 

Und – ich möchte beim Bild des Marathons bleiben – 
schauen wir auf keinen Fall weg. Im Gegenteil! Bil-
dung, Perspektiven, Teilhabe, Prävention und Res-
pekt müssen wir überall in Nordrhein-Westfalen kon-
sequent schaffen. Das ist kleinteilig und oft anstren-
gend, aber lohnt sich auf jeden Fall. 

Wir sollten im Ausschuss darüber sprechen, wie wir 
das bewerkstelligen können. – Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Dr. Zerbin. 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Berlin ist die historische 
Hauptstadt von Deutschland, ehemals Spree-Athen. 
Berlin ist arm und leider nicht mehr sexy. Das hat 
auch viel mit der SPD zu tun. Silvester ging es wieder 
rund: Silvesterkracher gegen Passanten sowie Ret-
tungs- und Einsatzkräfte. 

Bilder aus Berlin und auch in Nordrhein-Westfalen – 
deswegen debattieren wir ja darüber – zeigten meist 
junge Männer südländischer Abstammung. Die CDU 
versuchte eine Anfrage, stellte sie aber ein. 

Kollege Lürbke, natürlich ist es wichtig, auch zu gu-
cken, woher diese Leute kommen. Denn ansonsten 
kann ich das Problem gar nicht analysieren. 

Das haben wir 2021 mal gemacht. Da haben wir uns 
die Delinquenz an Bahnhöfen hier in Nordrhein-
Westfalen angeschaut. Die ersten Plätze auf der 
Liste hatten türkische und arabische Vornamen. 
Ganz am Ende kam erst Kevin. 

Was ist passiert? Gibt es nicht genug runde Tische 
und Integrationskurse, wie es im SPD-Antrag heißt? 
Das ist wohl nicht das Problem. Delinquenz, Devi-
anz, also Kriminalität, ist in menschlichen Gesell-
schaften normal; selbst im Vatikanstaat gibt es das. 
Nur die starke Veränderung, die Häufung, ist dann 
pathologisch. Nach Durkheim spricht man von Ano-
mie, also einem Zustand der Regellosigkeit. In die-
sen driften wir langsam ab. 

Die neue Normalität: Silvesterausschreitungen, bür-
gerkriegsähnliche Zustände wie in Hamburg beim 
G7-Gipfel, in Frankfurt: Feiern erlebnisorientierter 
junger Männer, Selbstmordattentate, Angriffe auf 
Lehrkräfte wie vor einigen Tagen in Ibbenbüren, An-
griffe gegen Angestellte im Jobcenter, gegen Polizis-
ten, gegen Krankenschwestern in Notfallambulan-
zen, gegen Feuerwehrleute usw. Das ist die Norma-
lität. 

Dann wird aber mit zweierlei Maß gemessen. Sind es 
biodeutsche Täter? Sind sie post mortem rechtsext-
rem wie in Hanau, obwohl der Mann offensichtlich 
Vorerkrankungen hatte und paranoid und schizoph-
ren war! Migranten sind in der Regel psychisch krank 
und müssen geheilt werden, und alles hat natürlich 
nichts mit dem Islam zu tun. 

(Zurufe von der SPD: Was? – Wie bitte?) 

Die Polizei hat sich in den letzten Jahren verändert. 
Es gibt natürlich gute Sachen und schlechte Sachen. 
Sie ist rechtsstaatlicher geworden. Aber es fehlt der 
Schutzmann, gerne auch die Schutzmännin, und die 
Ultima Ratio, das Gewaltmonopol, muss auch mit 
Gewalt durchgesetzt werden. 

Es herrscht ein falsches Paradigma, gerade bei der 
SPD. Wer Deeskalation will, muss auch Eskalation 
kennen. Das besagt nicht nur die Spieltheorie, son-
dern auch die Menschenkenntnis. 
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Die Polizei in Nordrhein-Westfalen, Herr Reul, ist in 
den letzten Dekaden mehr oder weniger kastriert 
worden. Permanent steht sie unter Verdacht von 
Rechtsextremismus. Der Schneid ist ihr abgekauft 
worden. Hierarchie ist verpönt und ist systematisch 
weggemendelt worden. 

Die Abschaffung des mittleren Dienstes war ein Feh-
ler. Es gibt nur noch Häuptlinge und keine Indianer 
mehr. Wer in einer Postenkette steht oder den Ver-
kehr auf der Straße regelt, braucht kein Abitur und 
muss auch nicht unbedingt ein Bachelorstudium ab-
solviert haben. 

Das Sicherheitsvakuum wird teilweise mit Sicher-
heitsunternehmen gestopft. Dort arbeiten Menschen 
zum Mindestlohn und in prekären Verhältnissen. 

(Herbert Reul, Minister des Innern: So ist das 
Leben!)  

Repression ist notwendig, sie kuriert aber langfristig 
keine politischen Führungsfehler. Null Toleranz oder 
Zero Tolerance, wie es im Original heißt, ist nicht das 
alleinige Heilmittel. Es schafft nur neue Probleme, 
wie man in den USA sieht. Die Black-Lives-Matter-
Bewegung hat es gezeigt.  

Kriminalität ist ein gesellschaftliches Problem, und 
Religion gehört auch dazu. Religion ist sozialer Kitt, 
gerade im migrantischen Milieu. Die naive Vorstel-
lung, dass Religion per se gut ist, ist falsch. Sie kann 
spalten und Gewalt erzeugen. Das haben wir im Zeit-
raffer in den 1980er- und 1990er-Jahren auf dem 
Balkan gesehen. 

Vor mehr als zehn Jahren hat Thilo Sarrazin, ihr ehe-
maliger kluger Parteisoldat, ein Buch geschrieben, 
eine schonungslose Aufklärung im Klartext, eine Be-
urteilung der Lage. Viele Daten, wenige Bilder. Was 
haben Sie gemacht? Sie haben sich nicht damit aus-
einandergesetzt. Sie haben ihn zur Persona non 
grata erklärt und in die soziale Wüste geschickt, an-
statt sich mit seinen Argumenten auseinanderzuset-
zen. Das fällt Ihnen jetzt hier auf die Füße.  

Sie haben das falsche Paradigma. Sie verschlimm-
bessern, und die Lage in der inneren Sicherheit wird 
immer prekärer. Das Problem muss an den Wurzeln 
angepackt werden. Heilige Texte sind von Menschen 
geschrieben, nicht von Göttern. Anstatt runde Tische 
zu fordern, liebe SPD, sollten Sie mal ein 1.400 Jahre 
altes Buch kritisieren. 

Wir lehnen den Antrag ab, denn Opiumsucht kann 
man nicht mit Heroin bekämpfen. Der Überweisung 
stimmen wir allerdings zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung hat nun Minister Reul das Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren Abgeordnete! Zu der letz-
ten Rede fällt mir nichts mehr ein. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Mit dem Motto: „Es lebe das Vorurteil, nur fest daran 
glauben und immer feste draufhauen“ löst man keine 
Probleme. Ich glaube, es gibt hier im Hause einen 
großen Konsens, dass man all diese Fragen nur be-
antworten kann, wenn man sehr differenziert heran-
geht und auch alle Aspekte beleuchtet. Wir sind uns 
auch einig – da bin ich sicher –, dass Gewalt gegen 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst von keinem hier 
akzeptiert wird. Das gehört nicht zum Berufsrisiko, 
und wir werden uns nicht damit abfinden. Das ist 
nicht hinnehmbar, und es ist eine Aufgabe von allen, 
die in der Regierung oder in der Administration Ver-
antwortung tragen – auch im Parlament –, dem vor-
zubeugen.  

Deswegen versuchen wir als Landesregierung, un-
sere Beschäftigten zu schützen. Ich sage ganz be-
wusst „versuchen“, Frau Kampmann, weil ich nicht 
den Anspruch habe, dass man alles perfekt und auf 
einmal hinkriegt. Das ist leider ein langer Prozess. 
Aber Vorwürfe allein helfen uns auch nicht weiter. Da 
helfen nur Taten, vielleicht auch ein langer Atem. Da-
von haben wir in den letzten Jahren einiges versucht 
zu leisten. Ich will darauf antworten, weil die Frauen 
und Männer, die bei Polizei, Feuerwehr und Ret-
tungsdienst arbeiten … Übrigens nicht nur die. Wenn 
wir über Silvester reden, meinen wir nur die. Es gibt 
auch noch andere Bedienstete im öffentlichen Be-
reich, die solche Angriffe zu erleiden haben. Gucken 
Sie sich mal die Rathäuser an. Wir haben deswegen 
versucht, da einzelne Maßnahmen zu beginnen: die 
Arbeitsgruppe „Innovatives Melde- und Erfassungs-
system Gewaltübergriffe“, kurz IMEG, das Projekt 
„FeuerwEhrensache“, das Lagebild „Gewalt gegen 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte“, Ausbau der psychologischen Unterstützung 
der Polizei. 

Noch besser ist natürlich, schon vor der Gewalt an-
zusetzen, also – darauf ist auch schon hingewiesen 
worden – Stichwort „Prävention“. Deswegen möchte 
ich den Präventionsatlas Nordrhein-Westfalen erwäh-
nen. Wir haben gemeinsam – Landeskriminalamt und 
Landespräventionsrat Nordrhein-Westfalen – diesen 
Atlas entwickelt. Jeder, auch Bürgerinnen und Bür-
ger, kann hier auf die Suche nach lokalen Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartnern in Sachen Prä-
vention gehen. Dieser Atlas erleichtert den Zugang 
zu Hilfeeinrichtungen, fördert zugleich die Vernet-
zung sowie den Austausch der mit Präventions- und 
Sicherheitsthemen befassten Expertinnen und Ex-
perten.  

Der Landespräventionsrat setzt sich aus verschiede-
nen staatlichen und nichtstaatlichen Einrichtungen 
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und Organisationen, Verbänden und Vereinen zu-
sammen. Er vernetzt und beteiligt alle Akteure, die 
tätig sind. Die Geschäftsführung – das muss ich hin-
zufügen – liegt nicht bei mir, sondern beim Justizmi-
nisterium.  

Das sind alles nur Beispiele, die ich hier nennen will 
und die zeigen, dass wir die Lage im Blick haben und 
ein vielfältiges Angebot geschaffen haben. Das 
Thema ist wichtig. Es ist auch für mich ein persönli-
ches Anliegen. Frau Kampmann, da haben Sie voll-
kommen recht. Das habe ich nicht aus Versehen ge-
sagt. Ich finde, das sind wir unseren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern schuldig, dass wir uns darum küm-
mern. Wir stärken damit direkt unsere Beschäftigten 
und stellen uns hinter sie. Das sind nämlich Leute, 
um die wir uns kümmern müssen. Dabei gilt immer 
die Leitlinie, wenn man dagegen vorgehen muss: 
Null Toleranz bei Gewalt. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wichtig und richtig ist, dass die Polizei zu stärken ist 
und genauso, dass wir sie ausrüsten. Wir stehen im 
Wettbewerb mit anderen auf dem Arbeitsmarkt. Des-
wegen – und darauf ist auch eben hingewiesen wor-
den – brauchen wir genügend Menschen, die sich für 
diesen Dienst einsetzen und zur Verfügung stellen. 
Das ist nicht einfach. Wir werden da sicherlich in Zu-
kunft noch mehr Anstrengungen unternehmen müs-
sen. Wir haben eine Taskforce eingerichtet, die sich 
darum bemüht, dass wir wirklich diese 3.000 qualifi-
zierten Leute zusammenkriegen. Unser Problem ist 
nicht, dass wir nicht genug Bewerbungen haben. Wir 
haben jetzt wieder 11.000 und ein paar Hundert be-
kommen. Es sind reichlich da. Aber wir wollen auch 
die Besten und die Geeigneten haben. Ein Teil ist 
also eine ausreichende Anzahl von Polizistinnen und 
Polizisten. Die Entwicklungen in den letzten Jahren 
waren gut.  

Dazu gehören auch noch Fragen von gesetzlichen 
oder ordnungsrechtlichen Maßnahmen. Ich will ein 
Beispiel nennen: Waffenverbotszonen. Wenn ich 
mich recht erinnere, haben wir die erst vor Kurzem 
eingeführt. Die gab es nicht schon vor langen Jahren. 
Die sind neu. Die sind auch kein Allheilmittel, aber 
eine Hilfe, um in bestimmten Bereichen zu verhin-
dern, dass Menschen mit Waffen rumlaufen. Das ist 
ein starker Eingriff in Grundrechte. Das muss man 
wissen. Deswegen muss man das sorgfältig prüfen 
und überlegen.  

Übrigens kommt in dem Antrag auch das Thema 
„Schreckschusswaffen“ vor. Wir können in der Waf-
fenverbotszonenverordnung die Regelungen des 
Waffengesetzes nicht außer Acht lassen. Um eine 
solche Waffe führen zu können, muss man einen 
Kleinen Waffenschein haben. Wer diesen regulär er-
worben hat, darf die Waffe auch in Waffenverbotszo-
nen bei sich führen. Das ist eben alles nicht so ein-
fach. Deswegen habe ich dieses Beispiel mal 

genannt. Es ist auch klug, darüber nachzudenken, an 
welchen Stellen wir nachschärfen und noch besser 
werden müssen.  

Last, but not least: Am Besten schützt der die Polizei, 
der dafür sorgt, dass sie eine ordentliche Ausrüstung 
hat. Fragen Sie mal Polizisten, was da in den letzten 
Jahren passiert ist. Da brauche ich, glaube ich, gar 
nichts zu machen. Das Thema ist erledigt. Da sind 
wir auf einem super Weg. Wir haben wahnsinnig viel 
geleistet. Aber auch das alleine wird das Problem 
nicht lösen.  

Ich habe nur einen Teil der Aspekte angesprochen; 
andere sind eben in der Debatte vorgetragen wor-
den. Das Thema zu lösen, ist eine Mammutaufgabe, 
erfordert langen Atem, kontinuierliches Arbeiten, dif-
ferenzierte Sichtweisen, aber keine flotten Sprüche. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Herr 
Minister Reul. – Damit sind wir am Schluss der Aus-
sprache und kommen zur Abstimmung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/2553 an den Innenausschuss – 
federführend –, an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, an den Ausschuss für Heimat 
und Kommunales, an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend, an den Rechtsausschuss sowie 
an den Integrationsausschuss. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung sollen im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind 
die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP und AfD sowie der fraktionslose Abgeord-
nete Dr. Blex. Wer stimmt dagegen? – Ich sehe keine 
Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Keine Enthaltun-
gen. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe auf: 

4 Kommunikation und IT-Sicherheit im Falle eines 
Katastrophenfalles durch einheitliche Planbar-
keit sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/2564 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP dem Kollegen Dr. Pfeil 
das Wort. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kol-
legen! In der letzten Legislaturperiode haben wir 
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schon einiges beim Katastrophenschutz gemacht, 
aber es geht immer noch mehr. 

Das Leben einer modernen Gesellschaft ist tagtäg-
lich und in nahezu allen Bereichen von einer zuver-
lässigen Infrastruktur insbesondere der Energie- und 
Stromversorgung im Bereich der IT abhängig. Genau 
ein solches modernes Leben sowie die Kommunika-
tion und die Informationsbeschaffung sind nicht mög-
lich, wenn die Versorgung mit Elektrizität und Was-
ser, die Entsorgung von Müll und Abwasser, Ver-
kehrsmittel und Verkehrswege, elektronische Kom-
munikationssysteme oder die allgemeine digitale Inf-
rastruktur aufgrund eines Katastrophenfalls, eines 
Cyberangriffs oder einer Mangellage ausfallen. 

Wie real die Gefahr ist und wie schwer das Leben 
ohne zuverlässige Energieversorgung ist, zeigt uns 
der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine, in dem 
gezielt die Energieinfrastruktur angegriffen wird. 
Deshalb ist es umso wichtiger, gut vorbereitet zu sein 
und durch einheitliche Planung Sicherheit zu schaf-
fen, zum Beispiel vor einem Cyberangriff. 

Bereits des Öfteren habe ich hier im Plenum die drin-
gende Notwendigkeit eines funktionierenden Kata-
strophen- und Bevölkerungsschutzes aufgezeigt und 
gefordert, ihn flächendeckend auf die drängendsten 
Szenarien verbessert aufzustellen. Daher fordere ich 
mit dem vorliegenden Antrag meiner Fraktion vor al-
lem vier Punkte:  

Erstens. Die einheitliche Implementierung soge-
nannter Leuchttürme. In allen Kommunen müssen 
wir einheitliche flächendeckende Systeme zentraler 
Anlaufstellen für die Bevölkerung einrichten – der In-
nenminister hat schon dazu aufgefordert –, die Hilfe-
suchenden dienen sollen. In Nordrhein-Westfalen 
gibt es zwar bereits punktuell solche Katastrophen-
schutzleuchttürme mit einheitlichen Mindeststan-
dards, doch leider sind solche Systeme in Nordrhein-
Westfalen nicht flächendeckend vorhanden. 

Meines Erachtens müssen diese sogenannten 
Leuchttürme über folgende Funktionen verfügen:  

– Satelliteninternet mit Hotspotfunktion, 

– die Erreichbarkeit von Einsatzkräften muss ge-
währleistet sein, 

– die Verbindung zu Krankenhäusern und Behör-
den muss sichergestellt sein, 

– Lademöglichkeiten für akkubetriebene Kommuni-
kationsmittel müssen vorhanden sein und 

– die Versorgung mit Frischwasser sowie die Ver-
sorgung pflegebedürftiger Menschen muss ge-
währleistet sein. 

Es reicht nicht, Herr Minister, mit Anweisungen zu ar-
beiten. Die Kreise und kreisfreien Städte dürfen nicht 
alleingelassen werden, brauchen Planbarkeit und 

neben konkreten Vorgaben, die bisher so nicht vor-
handen sind, weitere Gelder, 

(Beifall von der FDP) 

damit auch gehandelt werden und das Sicherheits-
gefühl in der Bevölkerung weiter wachsen kann. 

Zweitens. Die Gründung eines Cyber-Hilfswerks. Um 
digitale Infrastrukturen bei Katastrophen und Cy-
berangriffen funktionsfähig zu halten oder schnell 
wiederherstellen zu können, befürworten wir die Ein-
richtung einer spezialisierten IT-Notfalleinheit. Mit ei-
nem solchen Hilfswerk sollen ehrenamtlich tätige 
Spezialistinnen und Spezialisten im Notfall schnell 
die hauptamtlichen Einsatzkräfte unterstützen sowie 
technische Expertise und Einsatzbereitschaft in dem 
neuen Cyber-Hilfswerk bündeln. 

Drittens. Einheitliche Kooperationen manifestieren. 
Zum wiederholten Male mussten wir feststellen, dass 
Kommunikation eine der Schwachstellen in der deut-
schen Sicherheitsarchitektur ist. Nicht zuletzt hat das 
Hochwasserereignis in Teilen von Nordrhein-Westfa-
len im Juli 2021 das Erfordernis von bevölkerungsre-
levanten Informationen vergegenwärtigt. Das betrifft 
die Zusammenarbeit auf allen Ebenen. Daher for-
dern wir im vorliegenden Antrag den Aufbau eines 
zentralen Informations- und Datenmanagements Be-
völkerungsschutz. 

Viertens. Bereitstellung von Satelliteninternet, Not-
stromaggregaten und Internettelefonie. Als letzten 
Punkt fordern wir eine zuverlässige Kommunikation 
in Echtzeit mittels redundanter Systeme. Daher soll-
ten alle Behörden, Wasserwerke, die Justiz sowie 
weitere für die kritische Infrastruktur relevante Stellen 
über Satelliteninternet verfügen, das im Notfall einge-
setzt und auch als Hotspot für die Bevölkerung die-
nen kann. Auch fordern wir die Bereitstellung von 
Notstromaggregaten sowie Internettelefonie für all 
die eben von mir genannten Bereiche, um notfalls 
über alle möglichen Ersatzsysteme verfügen zu kön-
nen. 

Nur mit einheitlichen barrierefreien analogen sowie 
digitalen Kommunikationsmöglichkeiten können wir 
die Resilienz der Bevölkerung stärken und gleicher-
maßen die Kommunen entlasten, denn nur mit einer 
einheitlichen Vorgehensweise können wir mehr Si-
cherheit für die Menschen vor Ort in Krisenfällen ge-
währleisten und die Kommunen handlungsfähig ma-
chen. Ich freue mich auf die Diskussion im Aus-
schuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU hat nun der Kollege Herr 
Schnelle das Wort. 
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Thomas Schnelle (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der noch 
kurzen Legislaturperiode beschäftigen wir uns nun 
zum wiederholten Male mit einem Antrag zum Schutz 
kritischer Infrastrukturen und zum Katastrophen-
schutz in NRW. Das meine ich gar nicht negativ, son-
dern das begrüße ich, denn das ist ein wichtiges 
Thema, und es ist gut, dass wir ihm breiten Raum in 
den politischen Debatten hier im Landtag im Plenum, 
im Innenausschuss, aber auch in allen anderen Aus-
schüssen einräumen. Denn der Schutz der kritischen 
Infrastruktur und die Vorsorge von Katastrophen be-
trifft nicht nur das Innenressort, sondern auch viele 
andere Ressorts der Landesregierung.  

Kollege Pfeil hat richtigerweise viele Szenarien, die 
auftreten können, gerade dargestellt. Es war daher 
auch richtig, dass die regierungstragenden Fraktio-
nen bereits im November-Plenum letzten Jahres ver-
schiedene Maßnahmen zum Schutz der kritischen 
Infrastruktur auf den Weg gebracht haben. Einer der 
wichtigsten Punkte hierbei war sicher die Einrichtung 
einer Koordinierungsstelle „Kritische Infrastruktur“ 
der sogenannten KoSt KRITIS im Innenministerium. 
Diese ist zwischenzeitlich auf den Weg gebracht und 
steht kurz vor der Errichtung.  

In dieser Stelle werden zukünftig die kritischen Struk-
turen der Landesregierung dann auch ressortüber-
greifend koordiniert. Der Schutz der kritischen Infra-
struktur muss dabei immer mit dem Katastrophen-
schutz gedacht werden, gerade hier auf Landesebene. 
Daher bin ich froh, dass die Zukunftskoalition aus Grü-
nen und CDU im neuen Landeshaushalt 15 Stellen für 
eine Landesstelle für den Katastrophenschutz im In-
nenministerium bereitgestellt hat. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Hiermit werden die Kapazitäten im Innenministerium 
geschaffen, um den gestiegenen Anforderungen an 
den Katastrophenschutz und einer stärkeren Koordi-
nierungsfunktion des Landes gerecht zu werden.  

Auch hat das IM in seinem Sensibilisierungserlass 
und der Handlungshilfe „Krisenmanagement“ beim 
Versorgungsausfall gemeinsam mit den kommuna-
len Spitzenverbänden den Kommunen Handlungshil-
fen an die Hand gegeben. Man sieht: Das Thema 
„Schutz kritischer Infrastruktur und Katastrophen-
schutz“ wird sowohl von den regierungstragenden 
Fraktionen als auch von der Landesregierung ernst 
genommen. 

Im Innenausschuss befinden wir uns gerade im An-
hörungsverfahren zum Antrag der SPD-Fraktion aus 
dem November-Plenum. Daher finde ich den Zeit-
punkt Ihres Antrags, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der FDP-Fraktion, nun nicht ganz so glücklich. Aber 
wir können ja auch diesen Antrag oder die Hinweise 
in der Diskussion mit aufnehmen. 

Inhaltlich möchte ich aber auch einige Anmerkungen 
machen. Ich habe manchmal den Eindruck, dass bei 
Ihren Anträgen verschiedene, sicherlich auch wich-
tige und richtige Initiativen im Bereich KRITIS, Kata-
strophenschutz oder Brandschutz nach einzelnen 
Schlagwörtern oder Meinungen von einzelnen Grup-
pen oder Fachleuten herausgegriffen werden, ohne 
vorab diese Vorschläge breiter zu prüfen und ohne 
ein Gesamtbild einzuholen. 

Ich will hierfür einige Beispiele nennen. Sie nennen 
hier die Etablierung eines Cyber-Hilfswerks. Das ist 
sicherlich auf den ersten Blick, vielleicht auch auf den 
zweiten Blick eine prüfenswerte Sache. Allerdings 
schlägt die Arbeitsgemeinschaft KRITIS, die das, 
glaube ich, auch erfunden hat, in ihrem Konzept vom 
9. November letzten Jahres selbst vor, ein solches 
Hilfswerk beim THW anzubinden, und hat deshalb 
den Arbeitstitel auch nicht zufällig gewählt. Das 
würde auch die unbedingt notwendige Akzeptanz für 
ein solches Hilfswerk begründen, denn die Leute 
müssten demnächst dann, wenn sie eingesetzt wer-
den, mit hochsensiblen Daten umgehen. 

Sie nennen hier die Leuchttürme. Leuchttürme sind 
bestimmt ein sehr gutes Instrument und werden auch 
in vielen Kommunen und Kreisen etabliert. Aufgabe 
dieser Leuchttürme ist die Aufrechterhaltung des 
Kontaktes zu den Behörden, Informationsweiter-
gabe, gegebenenfalls Versorgung der Bevölkerung.  

Allerdings gehen einige Ihrer Forderungen dabei zu 
weit. Sie können nicht die komplette Kommunikation 
der Leute herstellen, und sie können auch nicht die 
Versorgung pflegebedürftiger Menschen überneh-
men. Damit würden wir diese Leuchttürme vollkom-
men überfordern. Hier müssen andere Betreuungs-
punkte geschaffen werden, die in der Zahl auch ge-
ringer sein dürfen als die eigentlichen Leuchttürme. 

Sie nennen Satelliteninternet. Satelliten sind sicher-
lich eine wichtige Sache, um Kommunikation zu här-
ten. Aber auch die stoßen an ihre Kapazitätsgrenzen, 
wenn andere Behörden oder gar das Militär sie be-
nötigen oder auch wenn Behörden gar nicht mehr in 
der Lage sind, Informationen ins Internet einzustel-
len. 

Dann fordern Sie pauschal die Unterstützung weite-
rer KRITIS-Betreiber mit Landesmitteln für Satelliten-
internet und Notstrom. Das mag in einigen Bereichen 
vielleicht richtig sein, aber da, wo auch mit kritischer 
Infrastruktur Geld verdient wird, muss nicht das Land 
in die Bresche springen. 

Zusammengefasst: Ich freue mich sehr, dass wir uns 
im Ausschuss mit dem Katastrophenschutz und dem 
Schutz kritischer Infrastruktur weiter beschäftigen, 
wünsche mir da eine breitere Auseinandersetzung 
mit dem Thema. Der Überweisung stimmen wir da-
her natürlich zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun der Kollege Herr 
Falszewski das Wort. 

Benedikt Falszewski*) (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir alle 
müssen uns als gewählte Vertreterinnen und Vertre-
ter in diesem Parlament immer wieder die Frage stel-
len: Sind die Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-
Westfalen bestmöglich auf Katastrophen jeglicher Art 
vorbereitet? Dies ist unsere Aufgabe und, ich denke, 
auch unsere Pflicht. 

Es ist daher auch nicht alleinige Aufgabe der Regie-
rung, sondern auch wir als Parlament sollten den Ka-
tastrophenschutz immer im Blick haben. Konstruktiv 
und hilfreich ist es, wenn Regierungen solche Initiati-
ven auch begleiten und unterstützen und sie nicht per 
se ablehnen, nur weil die guten Ideen und Vor-
schläge von der Opposition kommen. 

Daher begrüße ich, dass die FDP-Fraktion den heu-
tigen Antrag zur Kommunikation und IT-Sicherheit im 
Falle eines Katastrophenfalles auf die Tagesordnung 
gesetzt hat. Auch wir als SPD-Fraktion hatten bereits 
in der letzten Plenarwoche einen ausführlichen An-
trag in das Plenum zum Thema „kritische Infrastruk-
tur“ eingebracht. Wir freuen uns, damit scheinbar 
wichtige Diskussionen auch innerhalb anderer Frak-
tionen ausgelöst zu haben. Ich freue mich auf die bal-
dige Anhörung zu unserem Antrag.  

Die Ausgangslage und spürbare Bedrohung durch 
mögliche Katastrophen ist im Antrag ausführlich be-
schrieben und, ich denke, auch unumstritten. Der 
Überfall Russlands auf die Ukraine hat eine Zeiten-
wende eingeleitet. Die Lage in Europa war in den 
letzten Jahrzehnten seit dem Ende des Kalten Krie-
ges weitestgehend durch Frieden und kooperative 
Zusammenarbeit geprägt. Das aggressive, in einen 
völkerrechtswidrigen und brutalen Angriffskrieg mün-
dende Vorgehen Russlands gegen die Ukraine hat 
uns auf schmerzhafte Weise aufgezeigt, dass auch 
unser Kontinent keine friedliche Insel ist. Aus diesem 
Grund müssen wir wieder verstärkt Sicherheitserfor-
dernisse beachten und Sicherheitsmaßnahmen er-
greifen und ausbauen. Dies betrifft nicht nur den mi-
litärischen Bereich. Auch im Katastrophen- und Zivil-
schutz ist ein Umdenken erforderlich. Und dies gilt in 
besonderem Maße für den Schutz unserer kritischen 
Infrastruktur. 

Auch die vorgeschlagenen Maßnahmen in Ihrem An-
trag begrüßen wir ausdrücklich und freuen uns auf 
die Debatte im Innenausschuss hierzu.  

Wichtig ist uns, dass der Katastrophenschutz, die IT-
Sicherheit sowie die Kommunikationsmöglichkeiten 
für Bürgerinnen und Bürger nicht alleine den Kom-
munen überlassen werden. Als langjähriger Kommu-
nalpolitiker kenne ich das alte Spiel, immer mehr Auf-
gaben auf die Kommunen zu übertragen, und am 

Ende bleiben die Städte und Gemeinden auf den 
Kosten sitzen. Dieses Spiel muss endlich ein Ende 
haben. 

(Beifall von der SPD) 

Katastrophenschutz ist Landesaufgabe und muss 
auch vom Land bezahlt werden. Ein bedarfsorientier-
tes Konzept für ganz Nordrhein-Westfalen ist daher 
unbedingt notwendig. 

Bereits heute gibt es Städte, die gute und sinnvolle 
Konzepte vorweisen. Da kann die Landesregierung 
meiner Meinung nach noch viel lernen. Ich bin mir si-
cher, dass unsere Feuerwehren und Katastrophen-
schutzeinheiten bereits gute Vorschläge zur Krisen-
kommunikation und IT-Sicherheit haben. Diese kann 
und sollte man als Grundlage nutzen, um für Nord-
rhein-Westfalen ein umfangreiches Netzwerk für Cy-
bersicherheit und Kommunikation in Krisenfällen zu 
entwickeln. 

Die Koordination und Bezahlung müssen aber im 
Aufgabenbereich des Landes bleiben, um einheitli-
che Standards in allen Städten und Gemeinden ge-
währleisten zu können. 

In der Haushaltsdebatte habe ich die Stellen für die 
Einrichtung einer neuen zentralen Landesstelle für 
den Katastrophenschutz ausdrücklich gelobt. Das 
war die richtige Entscheidung und mit Sicherheit der 
erste Schritt zu einem besseren Katastrophenschutz 
in Nordrhein-Westfalen. Jetzt muss der Katastro-
phenschutz im 21. Jahrhundert ankommen und digi-
taler, krisenfester und besser ausgestattet werden. 

Um es ganz deutlich zu sagen: Lieber Herr Reul, Sie 
haben recht, wenn Sie auf die Notwendigkeit eines 
funktionierenden Sirenensystems aufmerksam ma-
chen. 

Aber ist das wirklich schon alles? Wir brauchen eine 
gute IT-Sicherheit, ein System, das krisensichere 
Kommunikation, ausreichend Notstromaggregate 
und Satellitentelefone in den Rathäusern, bei den 
Einsatzkräften der Polizei, der Feuerwehr, bei der 
kommunalen Daseinsvorsorge sowie bei den Gerich-
ten und Staatsanwaltschaften gewährleistet. Auch 
bei großen Blackouts oder Cyberangriffen müssen 
unsere Sicherheitssysteme funktionieren und unsere 
Bürgerinnen und Bürger ausreichend Anlaufstatio-
nen haben. 

Wir werden uns nicht vor jeder Katastrophe schützen 
können. Das ist, wie ich denke, klar. In einer Zeit, in 
der Krisen an der Tagesordnung sind, ist es aber un-
sere Aufgabe, die Bürgerinnen und Bürger in Nord-
rhein-Westfalen bestmöglich zu schützen. Ich 
möchte keinen Blackout erleben – schon gar nicht, 
wenn unsere Sicherheitssysteme nicht darauf vorbe-
reitet sind. 

Lassen Sie uns die Debatte im Innenausschuss ge-
meinsam konstruktiv führen und fortsetzen und für 
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mehr Sicherheit und einen besseren Katastrophen-
schutz für unser Land sorgen. Wir als SPD-Fraktion 
werden der Überweisung natürlich zustimmen. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht nun Kollegin Dr. 
Höller. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Heute debattieren wir 
erneut über kritische Infrastrukturen. Das ist gut und 
richtig. Das zeigt, wie groß der Bedarf und vielleicht 
auch der Nachholbedarf ist. 

Das Szenario Blackout wäre verheerend. In einem 
solchen Fall würde nämlich die Kommunikation, wie 
wir sie kennen, wegbrechen, obwohl komplexe Kri-
senlagen eigentlich mehr Kommunikation erfordern. 
Deshalb ist es selbstverständlich, dass der Kommu-
nikations- und IT-Sicherheit als kritischer Infrastruk-
tur im Krisenfall eine besondere Rolle zukommt. 

Wir müssen aber auch bestimmte Dinge auseinan-
derhalten, die mir in Ihrem Antrag ein wenig durchei-
nandergehen. 

Erstens geht es nämlich darum, IT-Systeme so zu 
schützen, dass Cyberangriffe unsere Kommunika-
tion nicht lahmlegen und zu großflächigen Katastro-
phenlagen führen. Da greift die Cyberabwehr, die wir 
im letzten Haushalt bereits gestärkt haben. 

Zweitens geht es darum, wie Einsatzkräfte, sollte 
diese Lage einmal eintreten, kommunizieren können, 
wie sich die Bevölkerung informieren kann und Men-
schen in Krisen kommunizieren können. Da gibt es 
gute Ideen zu Leuchttürmen, Kommunikation über 
Satellitentelefone und anderen Redundanzen, die 
alle nicht neu und schon vielfach in der Umsetzung 
sind. 

Drittens. Wie können wir geschädigte Systeme 
schnellstmöglich wiederherstellen? 

Diese drei Punkte stellen komplett unterschiedliche 
Herausforderungen dar. Für all das brauchen wir un-
terschiedliche Lösungen. 

Das Land kann einen Teil dazu beitragen. Für genau 
diesen Teil haben wir bereits vor ein paar Monaten 
mit unserem schwarz-grünen Antrag die Leitlinien 
vorgegeben, wie kritische Infrastrukturen besser ge-
schützt werden können. 

Der Innenminister hat außerdem mehrfach berichtet, 
dass in dem Bereich viel passiert ist. Zum Beispiel 
sind jetzt Tankstellen mit Notstrom ausgestattet, und 
für einen Netzausfall ist die Polizei mit Satellitentele-
fonen ausgestattet. 

Diesen Weg gehen wir weiter. Über die erste Tran-
che des Sondervermögens haben wir im Dezember 
insgesamt 285 Millionen Euro bereitgestellt, um kriti-
sche Infrastrukturen bei der Umsetzung ihrer eige-
nen Krisenvorsorge zu unterstützen – zum Beispiel 
durch das Sirenenförderprogramm, durch den Er-
werb von Satellitentelefonen oder bei der Beschaf-
fung von Notstromaggregaten. 

Es gab noch keine Landesregierung, die so viel in 
den Schutz kritischer Infrastrukturen investiert hat. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Es ist möglich, dass Ihr Antrag irgendwo aus der 
Schublade gezogen wurde und dies deshalb noch 
nicht berücksichtigt ist. Deshalb gebe ich gerne den 
Hinweis darauf. 

Die KRITIS-Betreiber müssen selbst den anderen 
Teil der Verantwortung übernehmen. 

Wenn Sie als FDP nach dem Staat und nach einheit-
lichen Regeln rufen, dann bedeutet das auch eine 
stärkere Regulierung von kritischen Infrastrukturen. 
Das finde ich, das fanden wir schon immer sinnvoll, 
denn ohne die Unternehmen und ohne die Betreiber 
geht es nicht. Das Gleiche gilt für Kommunen. 

Natürlich braucht es gewisse Standards. Deshalb 
werden wir eine BHKG-Reform umsetzen, die eine 
verbindliche Katastrophenschutzbedarfsplanung 
umfasst. Dadurch sorgen wir übrigens für eine „ein-
heitliche Planbarkeit“ – so der Titel des Antrags –, 
aber ohne den Leuten vor Ort, die im wahrsten Sinne 
des Wortes wissen, wo es brennt, Vorgaben für das 
Operative zu machen. 

Ihre PM von gestern stellt das Cyber-Hilfswerk sehr 
in den Fokus. Die Idee ist gut: viele Expert*innen, die 
im Katastrophenfall Systeme wiederherstellen und 
dadurch analog zum Technischen Hilfswerk bei der 
Lagebewältigung unterstützen. 

Alle, auch die AG KRITIS, sind sich aber darin einig, 
dass es nicht so sein kann, dass IT-Experten in ihrer 
Freizeit im Ehrenamt in andere Firmen gehen kön-
nen, um dort die IT-Systeme wieder ans Laufen zu 
bringen. Stellen Sie sich mal vor, die hauptamtliche 
Vodafone-ITlerin, ehrenamtlich beim Cyber-Hilfs-
werk, hätte vollen Zugriff auf die IT-Systeme der Te-
lekom, weil sie im Schadensfall dort eingesetzt 
würde. Das wäre ein Rohrkrepierer. 

Das wird anders aussehen. Ganz viele kluge Leute 
sind da dran. Es wird insbesondere vonseiten des 
Bundes daran gearbeitet. Wir als Land unterstützen 
das selbstverständlich gerne. 

Das Cyber-Hilfswerk ist aber natürlich ein medien-
wirksamer Baustein zur Wiederherstellung in einer 
solchen Großschadenslage. 

Die Basis für Notfallsysteme, für Notfallpläne in IT-
Systemen ist in unserem Antrag zur IT-Sicherheit 
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sehr gut und professionell formuliert. Ich empfehle 
die Debatte dazu heute Nachmittag. 

Wir alle gemeinsam machen uns also auf den Weg 
in die richtige Richtung. Es ist offensichtlich, dass wir 
einiges aufholen müssen. Deswegen gilt umso mehr: 
Lassen Sie uns den Weg gerne gemeinsam gehen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU)  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die AfD-Fraktion hat jetzt Herr Tritschler das Wort. 
Bitte schön. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute Mor-
gen hat uns unser vormaliger Digitalminister, Herr 
Professor Pinkwart von der FDP, quasi auch formal 
endgültig verlassen. Seine Partei hat aber offenbar 
noch einiges aus seiner Zeit aufzuarbeiten, was in 
der sogenannten NRW-Koalition liegen geblieben ist. 

Die Sicherheit von Kommunikationsnetzen und an-
derer kritischer Infrastruktur ist etwas, was Sie alle – 
die FDP und die CDU und davor die SPD und die 
Grünen – über Jahre und Jahrzehnte sträflich ver-
nachlässigt haben. Wir haben das zum Beispiel bei 
der IT-Ausstattung unserer Krankenhäuser immer 
wieder angemahnt, nur um von Ihnen zu hören, dass 
das eine schlimme Panikmache sei.  

Die letzten knapp drei Jahre haben uns ziemlich ge-
nau das Gegenteil bewiesen. Sie haben uns bewie-
sen, dass unser Gesundheitswesen – immerhin das 
teuerste in der EU und das drittteuerste in Europa – 
selbst bei bestenfalls mittelschweren Erkrankungen 
schnell überlastet ist und kommunikationsmäßig im-
mer noch zwischen Papierrezept und Faxgeräten 
feststeckt. Sie haben uns bewiesen, dass ein Hoch-
wasser ausreicht, um Energie- und Kommunikations-
netze außer Gefecht zu setzen, und dass sich die 
Menschen vor Ort weniger auf staatliche Hilfe als auf 
Selbsthilfe und Ehrenamt verlassen können. Sie ha-
ben uns bewiesen, dass die zweitgrößte Rundfunk-
anstalt Europas – darüber sprechen wir heute auch 
noch – im Falle einer solchen Katastrophe nicht ein-
mal in der Lage ist, die Bevölkerung adäquat vor Le-
bensgefahr zu warnen; ganz zu schweigen von ei-
nem funktionierenden Sirenennetz. 

Gerade auch das letzte Jahr hat uns nachdrücklich vor Au-
gen geführt, wie sehr wir inzwischen Dank der – Zitat – 
„dümmsten Energiepolitik der Welt“ von einigen we-
nigen Energieträgern abhängig sind und wie real die 
Gefahr größerer Stromausfälle inzwischen ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es wahrlich nicht verkehrt, 
wenn die FDP dieses Thema zwar reichlich spät, 
aber immerhin anspricht. Das tut sie aus der Opposi-
tion heraus, aber das schadet nicht. 

Es ist schön, dass sich die FDP tolle Leuchttürme 
vorstellt, wo die Bürger im Katastrophenfall ihr Handy 
aufladen können und auch gleich noch per WLAN ins 
Internet gehen können. Noch schöner ist es, dass 
Sie sich vorstellen, dass alle Behörden mit Satelliten-
internet ausgestattet sind und somit auch im Katastro-
phenfall erreichbar bleiben. 

Sie vergessen freilich, zu erwähnen, dass der Ein-
zige, der Ihnen derzeit eine solche Infrastruktur an-
bieten kann, Elon Musk ist. Das ist aber sicherlich ein 
Versehen. 

Noch viel mehr vergessen Sie den armseligen Digi-
talisierungsstand unserer Behörden. Diese sind be-
reits im Regelbetrieb kaum zu einer digitalen Dienst-
leistung in der Lage, und Sie wollen jetzt das Faxge-
rät buchstäblich an den Satelliten anbinden. Meine 
Damen und Herren, das ist ziemlich weltfremd. 

Eigentlich muss man froh sein, wenn die rudimen-
tärsten Dinge, also etwa das Funknetz der Behörden 
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben – Poli-
zeifunk, Feuerwehrfunk usw. – einen Stromausfall 
durchhalten. Meine Kleine Anfrage im Juli 2021 
ergab, dass die Funkstationen in der Regel mit einer 
Notfallbatterie für vier Stunden ausgestattet sind – 
vier Stunden, meine Damen und Herren! –, und wenn 
dann niemand mit einem Notstromaggregat bereit-
steht, was unwahrscheinlich ist, wie uns das Hoch-
wasser gezeigt hat, bleiben Polizei & Co. unerreich-
bar. 

Das, meine Damen und Herren, ist der Status quo in 
NRW, und das war und ist grob fahrlässig. Hier muss 
man ansetzen. 

Ja, liebe FDP, es wäre schön, im Notfallleuchtturm 
sein Handy aufladen zu können. Den Menschen 
bringt es allerdings natürlich wenig, wenn Sie damit 
nicht einmal die Polizei, die Feuerwehr oder den Ret-
tungsdienst erreichen können.  

Besser als jede dieser Krücken wäre es, unser deut-
sches Stromnetz mit einer ausreichenden Versor-
gung aus Kernenergie oder heimischer Kohle wieder 
in einen Zustand zu versetzen, der uns solche Sor-
gen erspart, damit wir hoffentlich nie in eines dieser 
Schreckensszenarien geraten, die Sie, so zeigt es Ihr 
Antrag, offenbar noch nicht einmal im Ansatz über-
schauen können. 

Ich will aber auch nicht verhehlen, dass der Antrag 
gute Ansätze enthält. Sie zäumen das Pferd zwar 
von hinten auf, aber darüber können wir im Aus-
schuss gerne sprechen. Vielleicht hilft das gegen das 
eine oder andere Szenario, das Sie hier schildern; 
wenn etwa die Heizung oder die Babynahrung kalt 
bleiben oder wenn, wie es heißt, Ampeln nicht mehr 
funktionieren. Aber die funktionieren ja schon seit 
2021 nicht mehr. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD und Dr. Christian Blex 
[fraktionslos]) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Das Wort hat jetzt Dr. Blex, fraktionslos. 

Dr. Christian Blex (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein großflächiger und da-
mit zwangsläufig langanhaltender Blackout hätte auf 
unsere Bevölkerung katastrophale Auswirkungen. 
Ohne elektrischen Strom brechen unser gesamtes 
gewohntes Leben und unsere Versorgung schlagar-
tig zusammen. Die Heizungen fallen aus. Das Ko-
chen wird unmöglich. Die Lebensmittel in Kühl-
schränken und Kühltruhen verderben. Die Trinkwas-
serversorgung bricht zusammen. Und das Aller-
schlimmste für die wohlstandsverwahrlosten Klima-
terroristen wäre: Die komplette Handykommunika-
tion hört schlagartig auf, zu funktionieren. 

Innerhalb von eineinhalb bis zwei Tagen wird es ins-
besondere in den städtischen Ballungsgebieten zu 
großflächigen Plünderungen kommen. In der Bevöl-
kerung wird Panik ausbrechen, und die zivile Ord-
nung wird komplett zusammenbrechen. 

Die ersten Opfer werden die Menschen sein, die au-
ßerhalb von Kliniken beatmet werden oder Dialyse-
patienten sind. Ganz viele werden ihnen folgen. Ein 
großflächiger Stromausfall, der zwangsläufig auch 
länger als 72 Stunden dauern wird, wird für Zehntau-
sende von Opfern verantwortlich sein. 

Die Sorge vor einem großflächigen Blackout war frü-
her in Deutschland unbekannt und komplett unbe-
rechtigt. Noch vor 20 Jahren hatten wir eine der zu-
verlässigsten Stromversorgungen der Welt; über 
kleinere Blackouts lächelte man höchstens herablas-
send im Urlaub in südlicheren Gefilden. Seitdem zer-
stören aber Sie alle und insbesondere auch die An-
tragstellerin, die FDP, zielgerichtet mit Ihrer wahnsin-
nigen sogenannten Energiewende mit Flatterstrom 
unsere Stromversorgung. Mit jeder neuen Photovol-
taikanlage und jedem neuen Vogelschredder, den 
Sie gegen jede technische Vernunft haben wollen, 
gefährden Sie unsere Stromversorgung mehr.  

Zur Blackout-Verhinderung mussten 2006 ganze fünf 
Redispatch-Maßnahmen in Deutschland durchge-
führt werden. 2008 waren es zehn Redispatch-Maß-
nahmen, 200 im Jahr 2010, 998 im Jahr 2012, 3.540 
im Jahr 2014, 3.957 im Jahr 2016, 5.522 im Jahr 
2018, 6.794 im Jahr 2020 und schließlich 8.634 Re-
dispatch-Maßnahmen im Jahr 2021. 

Doch anstatt zu verhindern, dass es überhaupt zur 
Katastrophe kommt, möchte die FDP im vorliegen-
den Antrag die Kommunikation und Sicherheit beim 
Blackout durch „einheitliche Planung“ sicherstellen. 

Meine Damen und Herren, die Energiewende wird 
zwangsläufig an den physikalisch-technischen Rea-
litäten scheitern, und wie bei jeder gescheiterten Ide-
ologie wird sie dabei zu Zehntausenden Opfern füh-
ren. Das werden alles Ihre Opfer sein. Sie allein und 

Ihr fanatischer Glaube an Zufallsstrom werden dafür 
die Verantwortung tragen. Kommen Sie deshalb bes-
ser zur Vernunft, bevor es zu spät sein wird! 

Vizepräsident Christof Rasche: Minister Herbert 
Reul hat jetzt das Wort für die Landesregierung. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Natürlich sind in diesem 
Antrag eine Menge interessanter und guter Aspekte 
zur kritischen Infrastruktur aufgenommen worden, 
aber – das gehört auch zur Wahrheit – ganz viele 
Forderungen, die Sie da aufstellen, sind alles andere 
als neu. 

Es ist ein Themenbereich, der uns sehr beschäftigt. 
Die Landesregierung arbeitet daran sehr konstruktiv. 
Aber eines ist klar: Im Katastrophenfall sind eine 
funktionierende IT und Kommunikation unerlässlich. 
Deshalb ist dazu bereits auch einiges gesetzlich ge-
regelt – für die Betreiber kritischer Infrastrukturen bei-
spielsweise im BSI-Gesetz. 

Aber wir sind auch tätig geworden, um Kommunen 
bei ihren Planungen für mögliche Versorgungsaus-
fälle zu unterstützen. Dazu zählt natürlich auch die 
netzgebundene Kommunikation. 

Bereits vor zwei Jahren haben wir eine Handlungs-
hilfe herausgegeben, die das Krisenmanagement 
ohne Strom behandelt, also den Fall eines Blackouts, 
der auch die kommunalen Behörden betrifft. Dieses 
Papier ist übrigens mit allen Beteiligten und vielen 
Fachleuten abgestimmt, zum Beispiel mit den kom-
munalen Spitzenverbänden, den Feuerwehren, den 
Hilfsorganisationen. 

Im vergangenen Jahr, in einer Zeit, in der durch den 
Russland-Angriff auf die Ukraine Energieknappheit 
auch bei uns zum Thema wurde, haben wir sofort re-
agiert. Mit einem sogenannten Sensibilisierungser-
lass haben wir alle Kommunen darauf hingewiesen, 
dass sie sich vorbereiten sollen und wie das geht. 

Außerdem haben wir eine weitere Handlungshilfe zum 
Thema „Versorgungsausfall“ erstellt, also für Situatio-
nen ohne Strom und ohne Gas. Zur Untermauerung 
haben wir dazu bis heute fünf Konferenzen veran-
staltet, um gemeinsam mit den Bezirksregierungen 
und den kommunalen Aufgabenträgern Fragen zu 
beantworten und sich über bewährte Ansätze auszu-
tauschen. 

Stichwort „Austausch“: Sie fordern einen bundeswei-
ten Informationsverbund, aber auch den gibt es 
schon. Das Gemeinsame Kompetenzzentrum von 
Bund und Ländern ist seit vergangenem Jahr im Echt-
betrieb. Nordrhein-Westfalen hat übrigens als eines 
der ersten Länder einen Vertreter in dieses Zentrum 
entsandt, die anderen planen noch. 
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Übrigens – weil Sie das auch fordern –: Jeder Kreis 
und jede kreisfreie Stadt, also die unteren Katastro-
phenschutzbehörden, bekommen jetzt vom Land 
noch einmal Satellitentelefone, und zwar zwei an der 
Zahl, sofern Bedarf besteht. 

Für meinen Bereich kann ich sagen, dass wir gut 
ausgerüstet sind. Nach der Flutkatastrophe haben 
wir noch einmal zugelegt, wie Sie wissen. 

Sie sprechen auch die sogenannten Katastrophen-
schutzleuchttürme an. Darüber ist eben schon ein-
mal geredet worden. Dazu nur so viel: Die allermeis-
ten Kommunen haben sich diesbezüglich schon 
längst auf den Weg gemacht. 

Noch ein Satz zum Thema „Cyberangriff“: Hier for-
dern Sie ein ehrenamtliches Cyberhilfswerk. Davon 
halte ich allerdings nichts. Ich setze lieber auf die Ka-
pazitäten, die wir als Landesregierung aufgebaut ha-
ben. Unter anderem haben wir die Koordinierungs-
stelle Cybersicherheit bei mir im Ministerium und ein 
hauptamtliches Cybercrime-Kompetenzzentrum 
beim LKA mit zahlreichen Expertinnen und Experten. 

Es gibt ein Kompetenzzentrum für Cybersicherheit in 
der Wirtschaft. Es gibt einen Cybersicherheitsbericht, 
eine Cybersicherheitsstrategie – Sie sehen, die Lan-
desregierung hat in den letzten Jahren umfängliche 
Kapazitäten aufgebaut, um einen Cybervorfall zu er-
kennen und darauf sachgerecht und schnell zu rea-
gieren.  

Gleichzeitig verfolgen wir das Ziel, die Unternehmen 
zu befähigen, sich vor Cyberangriffen auch selbst zu 
schützen. Darüber hinaus gibt es auch noch das BSI. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Wir machen 
da schon eine Menge. Zur Realität gehört aber auch, 
dass es trotz aller Vorbereitungen und Handlungshil-
fen zu Ausfällen von Netzen kommen kann. Es ist 
schlicht nicht möglich, zu jedem Netz, das ausfallen 
kann, ein Ersatznetz vorzuhalten. Das wäre natürlich 
die beste Lösung, ist aber eher die Abteilung 
„Wünsch dir was“. 

Es geht immer darum, sich bestmöglich auf einen 
Ausfall einzustellen und sich darauf vorzubereiten. 
Ich meine, wir haben dazu den richtigen Weg einge-
schlagen. Das heißt aber auch: Wir sind immer noch 
unterwegs und noch lange nicht fertig. Vielleicht wird 
man es niemals hundertprozentig hinkriegen, aber 
wir wollen möglichst immer besser werden. Auf jeden 
Fall kann sich das, was wir in den letzten Jahren be-
gonnen oder erledigt haben, sehen lassen. – Danke 
schön. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Wir 
sind am Schluss der Aussprache und kommen zur 
Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/2564 an den Innenausschuss – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung soll im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung stattfinden. Wer stimmt 
dieser Überweisungsempfehlung zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, Grünen, CDU, FDP, AfD und 
der fraktionslose Abgeordnete Blex. Gibt es Enthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Stimmt jemand da-
gegen? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist die 
Überweisungsempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu 

5 Silvester als Symptom der Realitätsverweige-
rung – Ideologie trifft auf Wirklichkeit 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2561 

Es spricht der Kollege Markus Wagner aus der AfD-
Fraktion. 

Markus Wagner*) (AfD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Ergebnisse Ihrer Politik von 
CDU, SPD und FDP, die Sie alle mit den Grünen ko-
alieren, zeigen sich das ganze Jahr. Die Bahn ist un-
pünktlich, die Post kommt kaum noch, die Brücken 
sind marode, die Energie ist unsicher; tagein, tagaus 
geht es bergab.  

Als wollten Sie all das ganz absichtlich und nicht nur 
aus Unvermögen, steigern Sie, damit es noch weiter 
bergab geht, tagein, tagaus aus die Preise, die 
Schulden und die Migration. Wir stehen im Alltag an 
der Kasse im Supermarkt und müssen immer tiefer 
in die Tasche greifen. Strom- und Gaspreise, die Mie-
ten, das Benzin – alles wird immer teurer. In den In-
nenstädten fühlen sich mittlerweile viele fremd, und 
es sind nicht die Fremden. Das ist unser Alltag. 

Sie haben uns aber nicht nur zu diesem Alltag ver-
dammt. Nein, auch ganz besondere Tage wie der 
Jahreswechsel, wie Silvester, stehen jetzt unter dem 
negativen Einfluss Ihrer Politik. „Silvester in Deutsch-
land – die Gewalt hat einen Migrationshintergrund“ 
titelt die Neue Zürcher Zeitung. „Tatverdächtige kom-
men auf aus 25 Nationen“, weiß die Rheinische Post, 
aber „So schwurbeln Politiker die Wahrheit weg“, in-
formiert die BILD.  

Die Wahrheit wegzuschwurbeln, sie zu unterdrücken 
und zu verdrehen, ist bei Ihnen zum Volkssport, ja 
zum Leistungssport geworden. Was haben Sie uns 
seit 2015 nicht alles erzählt und versprochen? Das 
seien Goldstücke, Geschenke, eine pure Bereiche-
rung. Sie haben allerdings vergessen dazuzusagen: 
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Zu viele von denen sind vor allem eine Bereicherung 
für die Kriminalitätsstatistik.  

Sie erzählten uns, das seien angeblich ganz viele 
Ärzte, Fachkräfte und Wissenschaftler, die dereinst 
unsere Renten sichern würden. Fakt ist aber: Abge-
sichert sind nicht wir, sondern wir sichern deren leis-
tungsloses Einkommen, deren Mieten und Kranken-
kosten. Die Hartz-IV-Zahlen explodieren. Ihre eigene 
Statistiken zeigen es. Hunderttausende Syrer, Af-
ghanen, Iraker sind zu einem massiven Kostenfaktor 
geworden.  

Ihnen ist das egal. Denn Sie und die illegalen Flücht-
linge haben ja eines gemeinsam: Sie haben densel-
ben Finanzier, nämlich uns Steuerzahler – und zwar 
uns angestammte Deutsche genauso wie die hier 
hervorragend assimilierten Ausländer. Es ist doch 
gerade deren guter Ruf, den Sie mit Ihrer Politik be-
schädigen. Türkische Freunde fragen mich: Seid ihr 
als Deutsche eigentlich verrückt? Wir sind doch nicht 
hierhergekommen, damit es hier so wird wie bei uns. 
Wo ist unser Deutschland geblieben? Recht haben 
sie, und auch für sie machen wir als AfD Politik.  

(Beifall von der AfD) 

Jetzt haben wir diese Wissenschaftler im Land, diese 
Raketenwissenschaftler, allerdings nicht solche, die 
uns auf den Mond oder den Mars bringen, sondern 
solche, die mit Leuchtspurmunition auf Frauen und 
Kinder und mit Raketen auf Polizisten schießen. Die 
direkten Opfer sind Notärzte, Polizisten und auch un-
sere Feuerwehrleute – und das nicht nur in Berlin oder 
Hamburg, sondern auch in Euskirchen, Hagen oder 
im beschaulichen Bonn. Da haben mehrere Verbre-
cher, von der Presse „Jugendliche“ genannt, Müll-
container angezündet. Wofür? Um die Feuerwehr 
arglistig in einen Hinterhalt zu locken. Kaum waren 
unsere Helfer da, wurden sie mit Steinen und Böllern 
beworfen.  

Das sind unhaltbare Zustände, und es ist kein Ein-
zelfall. Hagen: In der kompletten Alleestraße sind 
brennende Straßenbarrikaden aus Waschmaschi-
nen und Mülltonnen. Als die Polizei kommt, wird sie 
mit Glasflaschen und Böllern beworfen, und es wird 
mit Raketen auf sie gezielt. Dortmund, Duisburg, Es-
sen: überall dasselbe. Jedem, der sehen kann, ist 
klar: Ihre Integrationspolitik ist gescheitert, Ihre Mig-
rationspolitik ist gescheitert. 

Aber Ihre Reaktion? Sie will keine – Zitat – dämlichen 
Integrationsdebatten führen, sagt die grüne Integrati-
onsministerin in Kiel. Es ist verrückt, aber auf eine 
verdrehte Art hat sie sogar recht. Über integrati-
onsunwillige Verbrecher müssen wir wirklich keine 
Integrationsdebatten, sondern Abschiebedebatten 
führen.  

(Beifall von der AfD) 

Was ich täglich in den Antworten auf meine bisher 
knapp 300 Kleinen Anfragen an die Landesregierung 

lesen muss, ist eine pure Dokumentation des Staats-
versagens. Frage ich nach dem Ermittlungsstand 
von schwersten Verbrechen, ist die Antwort des In-
nenministers im Durchschnitt folgende: Der Täter ist 
orientalischer Staatsangehöriger. Er erhält staatliche 
Leistungen, ist mehrfach vorbestraft, aber noch im-
mer im Land. Nun hat er sein nächstes Opfer gefor-
dert und bleibt trotz dessen.  

Es ist ein Wahnsinn. Sie treiben uns in einen dys-
funktionalen Staat: Schlaglöcher, langsames Inter-
net, ungeschützte Grenzen, Kuscheljustiz, Abschie-
beversagen, die Bundeswehr kaum mehr einsatzbe-
reit. Aber schon alleine das Beschreiben dieser Wirk-
lichkeit ist für Sie ja rechtspopulistisch.  

Ich habe eher folgenden Eindruck: „Rechtspopulist“ 
ist das neue Wort für „Realist“. Ich kann Ihnen nur 
sagen: Wer die Wahrheit unterdrückt, sie verbiegt 
und ihr Aussprechen sozial bestraft, der verschlim-
mert die Probleme. Wir müssen endlich wieder of-
fene Debatten führen, ohne die grüne Hyper- und 
Doppelmoral, der sich der politisch-mediale Komplex 
verschrieben hat.  

Stattdessen erfindet SPD-Chef Klingbeil „Sieg Heil“ 
rufende Neonazis als Silvestertäter. Der neue Vertei-
digungsminister Pistorius faselt von rechtsextremen 
Silvesterverbrechern. Es ist unfassbar: Sie sind sich 
für keine Unwahrheit zu schade. Hauptsache, Ihre 
Multikultibeseeltheit bekommt keine Risse.  

Schuld habe angeblich das Feuerwerk. Das müsse 
man nach Hunderten von Jahren verbieten. Nein, 
Schuld haben nicht die Böller, sondern diejenigen, 
die sie missbrauchen, um damit auf Menschen zu 
zielen. Verbieten Sie solchen Leuten endlich die Ein-
reise und sorgen Sie für harte Strafen und, wo immer 
möglich, für Abschiebungen. Dann müssen wir uns 
auch kein Feuerwerk verbieten lassen.  

Aber Logik ist ja nicht immer Ihr Fall. Im Innenaus-
schuss sind die Grünen der Meinung, wer nach dem 
Vornamen der Täter fragt, sei Rassist und Nazi. Was 
für ein Unsinn; es ergibt doch mehr als Sinn, dass wir 
als AfD und jetzt auch die Berliner CDU danach fra-
gen. Wir müssen doch wissen, um wen es sich han-
delt, wo die Probleme liegen, welche Antworten wir 
geben können, was wir ändern müssen. Dazu gehört 
nun einmal, dass wir die Wahrheit wissen.  

Herr Reul, in der vergangenen Legislaturperiode war 
unsere Nachfrage nach Vornamen kein Problem. 
Nun haben Sie das in dieser Legislaturperiode schon 
mehrfach verweigert. Ich sage Ihnen: Wenn Sie die 
Herausgabe wie das rot-rot-grüne Berlin verweigern 
sollten, werden wir darauf klagen. Verlassen Sie sich 
darauf. 

Wie verlogen die Grünen, diese Weltmeister der 
Doppelmoral, sind und wie taktisch ihr Verhältnis zu 
Gewalt ist, haben wir gerade erst in Lützerath gese-
hen. Der Koalitionspartner von CDU, SPD und FDP 
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steht auf allen Seiten gleichzeitig. In der Regierung 
will er Lützerath räumen lassen, in Lützerath will er 
mit der linksextremen Szene die Räumung verhin-
dern. Es ist eindeutig: Die Grünen sind der parlamen-
tarische Arm der Klimaextremisten. 

(Beifall von der AfD) 

Sahra Wagenknecht hat daher vordergründig recht, 
auch wenn ihre Partei sie dafür rausschmeißen will: 
Die Grünen sind die gefährlichste Partei Deutsch-
lands. Aber Frau Wagenknecht denkt die Sache nicht 
zu Ende. Ich sage Ihnen: Die gefährlichsten Parteien 
in Deutschland sind die, die mit den Grünen koalie-
ren, die sie in die Regierung lassen, die das radikale 
grüne Programm umsetzen. Es sind CDU, FDP und 
SPD. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Das Wort hat jetzt 
Herr Kollege Dietmar Panske für die CDU-Fraktion. 

Dietmar Panske (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Wagner, 
es fiel mir schon schwer, Ihren Antrag zu lesen und 
diesem gedanklich zu folgen. Ihnen aber hier zuzu-
hören – das sage ich Ihnen ganz ehrlich –, ist uner-
träglich. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der FDP) 

Was Ihren Antrag und Ihre Forderungen angeht – Sie 
sind ja Mitglied im Innenausschuss –, hätte ich viel-
mehr erwartet, dass Sie hier sagen, dass der Innen-
minister in der vergangenen Woche einen Teil der 
Forderungen in diesem Antrag beantwortet habe. 
Aber mitnichten: Sie schmeißen alles in einen Topf. 
Das hilft uns in der Sache nicht weiter. Aber auch das 
sage ich Ihnen ganz ehrlich: Anders habe ich es gar 
nicht erwartet. 

Deswegen zur Sache: Es ist keine Frage, dass die 
Silvesterkrawalle – ob in Berlin oder in den Städten 
in Nordrhein-Westfalen – betroffen, fassungslos und 
wütend machen. So erging es sicherlich jedem hier 
im Hause. Sie machen uns fassungslos und wütend, 
weil Feuerwehrleute, Rettungskräfte, Notärzte und 
Polizisten, die helfen wollten, urplötzlich massiv und 
völlig grundlos angegriffen und teilweise sogar in Hin-
terhalte gelockt worden sind. Keine Frage – ich 
glaube, auch hier spreche ich für alle Kolleginnen 
und Kollegen –: Ihnen gilt unsere Solidarität, ihnen 
gilt unser Dank, und ihnen gilt auch unsere Unterstüt-
zung. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wer sie angreift, greift auch den Staat an. Deswegen 
gilt für die Straftäter und alle die, die es noch werden 
wollen: Unser Rechtsstaat ist stark, und wer meint, 
sich nicht an Gesetze halten zu müssen, wird 

bestraft. Wer Sanitäter, Polizisten oder die Feuer-
wehr angreift, wird bestraft. Wer mit Raketen auf an-
dere schießt, wird bestraft. Und dabei ist es egal, wel-
chen Hintergrund er hat. Diese Bestrafung erfolgt 
schnell, konsequent und vor allem mit der notwendi-
gen Härte. 

(Andreas Keith [AfD]: Ein Witz!) 

Wichtig ist aber zunächst – das haben wir in der letz-
ten Woche im Innenausschuss gemacht – eine ehrli-
che Bestandsaufnahme. Das, Herr Wagner, ignorie-
ren Sie allerdings und führen hierzu auch nicht aus. 
Die Randale, die Angriffe sind kein einmaliges Ge-
waltphänomen der Silvesternacht 2022/2023; das 
haben wir eben bei TOP 3 auch schon gehört. Nein, 
Respektlosigkeit, Beleidigungen, tätliche brutale An-
griffe auf Rettungssanitäter, Feuerwehrleute und Po-
lizisten gehen einher mit einer wachsenden Verro-
hung und mangelndem Respekt in der Gesellschaft 
insgesamt.  

Anfang der Woche konnten Sie in der Zeitung lesen, 
dass die Eisenbahngewerkschaft für das vergan-
gene Jahr einen Anstieg der Anzahl massiver körper-
licher Übergriffe auf Zugbegleiterinnen und Zugbe-
gleiter beklagt. 

Vor allem die Qualität der Angriffe auf den Staat ist 
alarmierend, und es muss weiterhin, wie seit Jahren 
der Fall, konsequent dagegen vorgegangen werden. 
Dafür steht die CDU, dafür steht aber auch die 
schwarz-grüne Koalition, und dafür steht ganz be-
sonders dieser Innenminister. 

(Markus Wagner [AfD]: Ihre Kanzlerin hat die 
Probleme verursacht! Vergessen Sie das 
nicht!) 

– Herr Wagner, hören Sie einfach zu. Versuchen Sie, 
es aufzunehmen und zu verstehen und möglicher-
weise Ihre eigene Position an der Stelle zu überden-
ken. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Ursachen für diese Entwicklung betreffen doch 
komplexe Fragestellungen, für die Ihre einfachen 
Antworten möglicherweise nicht ausreichend sind. 
Für die Aufarbeitung dieser Tatkomplexe in der Sil-
vesternacht sind drei zentrale Fragen entscheidend: 
Wer sind die Täter? Warum tun sie das? Und: Was 
muss getan werden, damit die Übergriffe sich zukünf-
tig nicht wiederholen können? 

Zu Frage 1: 30 Straftäter – Herr Wagner, der Minister 
hat es vergangene Woche im Innenausschuss ge-
sagt – sind in NRW ermittelt worden. Richtig ist: Eine 
große Anzahl hat einen Migrationshintergrund. Rich-
tig ist aber auch, dass es eine Anzahl an deutschen 
Straftätern gibt.  

Die verbindenden Merkmale sind nicht spezielle Rei-
sepässe, sondern die verbindenden Merkmale lau-
ten: Sie sind jung, sie sind männlich, sie organisieren 
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sich in Gruppen, sie sind hemmungslos, sie sind 
nicht bereit, die Regeln im Land einzuhalten, sie ha-
ben möglicherweise schlechte Zukunftsperspekti-
ven, und sie kommen häufig aus Problemvierteln und 
möglicherweise aus Problemfamilien. Das ist erst 
einmal die Beschreibung der Tätergruppe, die wir zur 
Kenntnis nehmen müssen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Damit sind wir bei Frage 2, bei dem Warum. Die AfD 
erklärt in ihrem Antrag – Sie haben es ja gerade auch 
gesagt –, die Migrations- und Integrationspolitik der 
letzten Jahre sei gescheitert. 

(Andreas Keith [AfD]: Ja, stimmt!) 

Ganz ehrlich, Herr Wagner: Ich habe von Ihnen und 
Ihrer Fraktion auch nicht mehr erwartet. Aber was ist 
eigentlich mit den Zigtausenden erfolgreichen Integra-
tionsgeschichten in unserem Land, im Einwande-
rungsland NRW, die Sie damit mehr oder weniger mit 
den Füßen treten?  

Bei der Frage nach dem Warum reicht es nicht aus, 
nur die Herkunft oder die Religion nach vorne zu stel-
len. Vielmehr sind es doch die Verhältnisse, in denen 
die Menschen leben. Es sind Frust, Langeweile, ein 
stereotypes und verzerrtes Bild von Einsatz- und 
Rettungskräften in unserer Gesellschaft, vielleicht 
ein Gefühl des Abgehängtseins, die Vergessenen, 
die Verlierer zu sein, nicht dazugehörig zu sein in ei-
ner Gesellschaft, und zwar egal, welchen Pass man 
bei sich trägt. 

Und damit sind wir bei Frage 3: Was muss getan wer-
den? Viel wird getan. Seit Jahren wird gerade in die-
sem Bereich viel getan. 

Sie gehen – Sie haben es gerade auch gesagt – in 
Ihrem Antrag bis ins alte Rom zurück und sprechen 
sich gegen Böllerverbote und das Abschaffen von 
Silvester aus. Unsinn, Herr Wagner! Wer hat das ge-
sagt? Ich kenne niemanden hier im Haus, ich kenne 
keinen Politiker in Nordrhein-Westfalen, der gesagt 
hat: Wir schaffen Silvester ab. – Unsinn! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es hilft nichts, wenn Sie solche Dinge in Ihren Antrag 
schreiben und auch noch hier hinausposaunen. Viel 
wichtiger ist doch – und das habe ich eben schon ge-
sagt – eine klare Antwort des Rechtsstaats, solche 
Taten konsequent zu verfolgen und die Täter schnell 
und spürbar zu bestrafen. 

Wir müssen aber auch in der Gesellschaft die Debat-
ten über Respektlosigkeit und Gewalt intensivieren 
und Hass und Gewalt weiter entschieden entgegen-
treten. Hier komme ich auf die Kollegin Kampmann 
und ihre Ausführungen unter TOP 3 zurück. Sie ha-
ben gesagt, der Innenminister habe letzte Woche 
Donnerstag nur so eine Anstecknadel verteilt. Da 
ging es um die Kampagne für Respekt gegenüber 
Einsatzkräften und Polizei, die schon einige Jahre alt 

ist. Wenn Sie sich einmal mit dem Thema beschäftigt 
hätten – ich sehe Ihnen das nach; Sie sind ja erst seit 
Kurzem im Innenausschuss –, wüssten Sie, was da-
hintersteht. 

(Christina Kampmann [SPD]: Offensichtlich 
hat es nicht geholfen!) 

Ganz ehrlich, Frau Kampmann: Ich hätte von Ihnen 
ein Stück weit mehr erwartet, als das auf eine An-
stecknadel herunterzubrechen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Deswegen müssen wir die Perspektiven für die ver-
meintlich Abgehängten in den Blick nehmen: viel-
leicht mehr Sprachkompetenz, Bildung spielt eine 
Rolle, Teilhabe, mehr Chancen bei der Ausbildung 
und auf einen guten Job. Ich bin überzeugt davon, 
dass das in den nächsten Jahren noch stärker in den 
Blickpunkt unserer Politik rücken wird. 

Wie gesagt, Herr Wagner: Auf alles, was Sie in Ihrem 
Antrag stehen haben, ist in der vergangenen Woche 
mehr oder weniger geantwortet worden. Den parla-
mentarischen Gepflogenheiten folgend, werden wir 
der Überweisung natürlich zustimmen, ich glaube 
aber nicht, dass wir dann noch viel Erhellendes er-
fahren werden. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herzlichen Dank. – 
Für die SPD-Fraktion spricht jetzt der Kollege Yetim, 
der den Kollegen Ott kurzfristig alleine lassen muss. 

(Heiterkeit von Jochen Ott [SPD]: Aber das 
wird ein Knaller jetzt!) 

Ibrahim Yetim (SPD): Herr Präsident! Kolleginnen 
und Kollegen! Da der AfD die Vornamen so wichtig 
sind: Mein Vorname ist Ibrahim. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Zunächst will ich mich im Namen der SPD-Fraktion 
natürlich ganz besonders bei den Einsatzkräften, bei 
den Männern und Frauen der Polizei, der Feuerwehr 
und der Rettungsdienste bedanken und beste Gene-
sungswünsche an jeden schicken, der verletzt wor-
den ist. 

Ich will nicht alles wiederholen, was wir schon unter 
TOP 3 beraten hatten, meine Kollegen Kampmann 
hatte dazu ausgeführt, aber einen Punkt aus dieser 
Debatte möchte ich deutlich hervorheben: Das Land 
steht in der Pflicht, alles zu tun, damit die Frauen und 
Männer, die Einsatzkräfte bei der Polizei und den 
Rettungsdiensten geschützt werden und ihnen der 
Respekt entgegengebracht wird, den sie verdient ha-
ben. Das ist aber nicht nur das Land, das sind wir. 
Wir sind nämlich das Land, und deswegen ist es 
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unsere Aufgabe als Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier, dafür zu sorgen, dass diesen Menschen 
der Respekt entgegengebracht wird, den sie verdie-
nen. 

Jeder und jede, der oder die meint, diese Menschen 
angreifen zu können, muss auf unseren harten Wi-
derstand stoßen, denn das, was in dieser Silvester-
nacht passiert ist, dürfen wir niemals wieder zulas-
sen. 

(Beifall von der SPD) 

Es geht aber nicht, dass die AfD Menschen mit so-
genanntem Migrationshintergrund pauschal als In-
tegrationsverweigerer darstellt und sogar so weit 
geht, Türkinnen und Türken als Kronzeugen für die-
sen Antrag zu benutzen. Das ist so unterirdisch, das 
geht überhaupt nicht. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN, Dietmar 
Panske [CDU] und Marc Lürbke [FDP]) 

Ich will sehr deutlich sagen, dass es auch nicht geht, 
dass die CDU die Kinder und Enkel derjenigen, die 
vor vielen Jahren hier hingekommen sind, als kleine 
Paschas bezeichnet und damit Stimmung gegen 
mehr als 30 % unserer Bevölkerung macht. Es geht 
außerdem nicht, dass eine wahlkämpfende CDU 
meint, am rechten Rand fischen zu müssen und in 
allerbester AfD-Manier nach den Vornamen fragt. Ich 
habe bereits darauf hingewiesen: Unter uns Kollegin-
nen und Kollegen sitzen Tülay, Dilek, Berivan, Vol-
kan, Serdar, Ibrahim, Gönül. Uğur und Özlem haben 
für uns in der Coronazeit den Impfstoff entwickelt. 
Leroy, İlkay und Youssoufa schießen für Deutsch-
land Tore. Pinar und Dunja präsentieren uns die 
Nachrichten. Daran müsste die CDU doch eigentlich 
merken, wie alt und überholt ihr Gesellschaftsbild ist 
und dass es wirklich keinen Sinn macht, damit Wahl-
kampf zu führen. 

(Beifall von der SPD und İlayda Bostancıeri 
[GRÜNE]) 

Das ernsthafte Problem, das wir haben, ist schon 
lange keine Integrationsproblem mehr. Wir haben in 
bestimmten Stadtteilen unserer Städte ein soziales 
Problem. Wir finden überall mangelhafte Bildung vor. 
Da sind prekäre Arbeitsverhältnisse – Arbeitsverhält-
nisse, bei denen Sie sich umdrehen. Es werden Men-
schen herangepfiffen, die dann für fünf Euro schuf-
ten. Da sind unzumutbare Wohnverhältnisse; keiner 
von uns würde so wohnen wollen. Das sind Stadt-
teile, die vergessen worden sind. Deswegen haben 
wir dort mehr als ein Integrationsproblem. Es ist ein 
soziales Problem, weil es eben nicht nur Menschen, 
die Ibrahim, Serdar oder Tülay oder wie auch immer 
heißen, sondern auch sogenannte Biodeutsche be-
trifft, liebe AfD. 

Ich will noch einen Satz zu diesem Antrag der AfD 
sagen, bevor ich zum Schluss komme. Ich finde, 
dass dieser Antrag in die Reihe der Anträge der AfD 

passt, die ich hier erleben durfte. Sie hatten alle im-
mer das Ziel, Menschen in Klassen zu unterteilen. 
Dagegen haben wir uns hier immer gewehrt – und 
ich finde, wir haben uns gut gewehrt. Ich meine, dass 
wir an dem Konsens, den wir hatten, wenn es um die 
Politik der AfD ging, festhalten sollten. Ich zitiere aus 
dem AfD-Antrag einen Satz: „Wir lassen uns unsere 
Art zu leben nicht nehmen.“ Ich bin überzeugt davon, 
dass wir es niemals zulassen werden, dass Sie be-
stimmen, wie wir leben. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und Marc 
Lürbke [FDP] –Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Kolleginnen und Kollegen, das ist nach fast 13 Jah-
ren meine letzte Rede hier in diesem Hohen Haus, 
und ich bin überzeugt davon, dass der ein oder an-
dere ganz froh ist, dass es meine letzte ist. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Ich würde mich aber freuen, wenn der eine oder an-
dere oder die eine oder die andere sagt: Es ist 
schade, dass das deine letzte Rede ist. 

(Zuruf von der SPD: Schade! – Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]: Natürlich!) 

– Danke schön. 

Ich will sie nutzen, um mich ganz herzlich bei meinen 
Wählerinnen und Wählern zu bedanken, die mich 
viermal mit einem sehr großen und deshalb beruhi-
genden Abstand in dieses Parlament geschickt ha-
ben. Natürlich will ich mich auch bei meiner Familie 
bedanken. Diejenigen, die so wie wir tagtäglich un-
terwegs sind – und wir machen das ja fast alle –, wis-
sen, was das an Belastungen für die Familie und für 
Freundschaften mit sich bringt. Sie werden mir also 
nachsehen, dass ich mich an dieser Stelle ganz herz-
lich bei meiner Familie bedanke. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Ganz herzlichen Dank auch an die Kolleginnen und 
Kollegen, besonders an die meiner Fraktion. Aber 
auch bei Ihnen will ich mich ganz herzlich bedanken. 
Ich werde Sie fast alle, zumindest einen großen Teil, 
vermissen. 

Ich möchte mich auch ganz herzlich bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Verwaltung bedanken, 
die wirklich viel für uns tun. Ich habe sehr oft erlebt, 
dass Sie immer da sind, wenn wir etwas brauchen 
und uns dann gut beraten können. 

Ich will mich beim Catering bedanken. Dort kennt 
man unsere Vornamen und unsere Nachnahmen. 
Das finde ich bei 195 Abgeordneten grandios. Beim 
Saalpersonal bedanke ich mich natürlich auch.  

Ich freue mich auf meine neue Funktion in einem 
Stadtteil, der hier in diesem Antrag auch gemeint 
war, nämlich Duisburg-Hochfeld. Da werde ich 
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versuchen, all diese Probleme zu lösen. Ich hoffe, 
dass mich der eine oder andere dabei unterstützen 
wird. 

Ich wünsche Ihnen gute Entscheidungen in der Zu-
kunft. Ich bin mir sicher: Irgendwann, irgendwo und 
irgendwie werden wir uns wiedersehen. – Glückauf. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD, 
der FDP und der Landesregierung) 

Vizepräsident Christof Rasche: Lieber Herr Kol-
lege Yetim, wir sagen Danke schön für die langjäh-
rige Arbeit, die Sie hier immer mit vollem Einsatz und 
meistens mit guter Laune geleistet haben. Viele von 
uns werden Sie sehr wohl vermissen. Sie wirken 
heute überaus gelassen. Vielleicht ist das genau die 
richtige Einstellung für die Zukunft, und vielleicht soll-
ten auch wir alle etwas von dieser Gelassenheit ha-
ben. Danke schön und alles Gute! 

(Ibrahim Yetim [SPD]: Danke schön! – Beifall 
von der CDU, der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Für die Fraktion der Grünen hat jetzt die Kollegin 
Eğlence das Wort. Sie lacht mir zu. Das ist ein gutes 
Zeichen. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleg*innen der demokratischen Frakti-
onen! Auf knapp sechs Seiten legt uns die AfD einen 
als innenpolitisch getarnten Antrag vor, der am Ende 
aber vor allem eins ist: eine Anklage. 

Die Anklageschrift steht fest: Nichtintegrierte migran-
tische Männer greifen den Staat an. In der Nebenan-
klage stehen der Vorwurf der politischen Korrektheit 
und mindestens Blindheit gegenüber der Realität im 
Raum. Die Hauptangeklagten sind in der Welt der 
Antragsteller*innen „Ausländer“ – in der Welt der An-
tragsteller:innen, egal ob mit oder ohne deutschem 
Pass. Die Nebenangeklagten sind natürlich der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk, die „Altparteien“ – so 
werden sie im AfD-Sprech genannt – oder wie wir an-
deren sagen würden: die demokratischen Parteien. 

Die Antragsteller*innen selbst sind natürlich in Personal-
union Ankläger*innen und Richter*innen zugleich. Auch 
das Urteil können wir bereits nachlesen: Die Integration 
sei gescheitert. So ist es im Antragstext zu lesen. 

Wo Ideologie tatsächlich auf Wirklichkeit trifft, er-
kennt man den Reflex, bei jedweder Problematik die 
Migrationsdebatte zu eröffnen; nicht aber im Erfolgs-
fall. Der renommierte Migrationswissenschaftler Pro-
fessor Jochen Oltmer spricht da von einem „Mecha-
nismus der Skandalisierung“, die in „verlässlicher 
Regelmäßigkeit“ auftrete. Er begründet dies damit, 
dass das Thema „Migration“ in großen Teilen der Öf-
fentlichkeit oft kritisch gesehen werde. 

Diesem gefährlichen Populismus gegen eine 
Gruppe, meine Damen und Herren der demokrati-
schen Fraktionen, müssen wir klar entgegentreten. 
Wir müssen die vielfältigen Ebenen der Debatte aus-
einanderhalten und die Debatten führen, die wirklich 
entscheidend sind. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Zur Wirklichkeit gehört auch, dass Kriminalität nicht 
kulturalisiert oder gar ethnisiert werden kann. Es 
sollte eine Selbstverständlichkeit sein, aber ich sage 
es noch einmal für alle zum Mitschreiben: Es gibt kei-
nen wissenschaftlich belegten Kausalzusammen-
hang zwischen Gewaltbereitschaft und Migrations-
geschichte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Auf die eigentlich nennenswerte Wirklichkeit hierbei 
wies Prof. Karim Fereidooni – Rassismusforscher 
der Ruhr-Universität Bochum – unmittelbar hin. Der 
Anteil der neu eingestellten Polizist*innen in Berlin 
etwa lag zuletzt bei 37 %; in NRW sind es übrigens 
15 %. Damit ist diese Gruppe auch diejenige, die zur 
Aufklärung solcher Straftaten beiträgt. 

Schlussendlich können wir also festhalten, dass die-
ser migrationspolitische Antrag abermals nicht nur 
die rechtspopulistische Motivation der Antragstel-
ler*innen zeigt, sondern wie so oft auch sachlich 
falsch ist. Daher stimmen wir bei inhaltlicher Ableh-
nung der Überweisung zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat der Kollege Marc Lürbke 
das Wort. – Bitte sehr. 

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank. – Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vorweg, 
lieber Ibrahim Yetim: Sie haben gesagt, dass es ei-
nige schade finden und andere wiederum nicht. Ich 
persönlich möchte sagen, dass ich es sehr schade 
finde. Wir hatten in den letzten Jahren an unter-
schiedlichen Stellen miteinander zu tun und haben 
uns manches Mal auch gezofft. Was uns aber immer 
einte, war der Blick für die Menschen in NRW. Dieser 
ist bei Ihnen, bei dir, immer da gewesen. Deswegen 
wünsche ich dir persönlich alles Gute. Wir werden 
dich hier vermissen. Vielen Dank. 

(Ibrahim Yetim [SPD]: Danke! – Beifall von der 
FDP, der CDU und den GRÜNEN) 

Jetzt aber zum Antrag der AfD. Das ist ein harter Cut. 

(Heiterkeit von Elisabeth Müller-Witt [SPD]) 

Wir haben eben schon sehr intensiv darüber beraten. 
Deswegen möchte ich nur einige wenige Punkte her-
ausstellen, die aber eigentlich klar sind.  



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 50 Plenarprotokoll 18/21 

 

Wer Polizeibeamte, Feuerwehrleute oder Rettungs-
kräfte behindert, beleidigt oder attackiert, der muss 
ausnahmslos eine schnelle und empfindliche Ant-
wort der Justiz erhalten; so weit, so klar. 

Gerade bei jugendlichen Tätern muss die Strafe 
schnell auf dem Fuße folgen. Herr Minister Reul, ich 
habe eben schon darum gebeten, als Sie noch nicht 
da waren. Vielleicht machen wir es zur Chefsache, 
bei Angriffen auf Einsatzkräfte beschleunigte Verfah-
ren überall viel stärker zu initiieren. Das haben wir 
schon teilweise, aber dies wird flächendeckend be-
nötigt, damit die Strafe wirklich auf dem Fuße folgen 
kann. Das muss in die Tat umgesetzt werden. An-
dernfalls erzählen wir an diesem Pult nur wiederholt 
den frommen Wunsch. 

Zur AfD. Wer sich nicht an Gesetze hält, wird be-
straft, und Recht muss durchgesetzt werden; ganz 
gleich, ob es um Murat oder Markus, Mohammed o-
der Moritz geht. Das sage ich Ihnen ganz deutlich: 
Der Vorname spielt dabei überhaupt keine Rolle und 
hat im Übrigen auch überhaupt keine Aussagekraft. 
Ibrahim Yetim hat das gerade dargestellt. Ich bin et-
was verwundert, dass leider auch die CDU im Bund 
auf diesen Kurs eingeschwenkt ist. 

Der Vorname hat nur wenig Aussagekraft. Was aber 
Aussagekraft hat, meine Damen und Herren, ist: Wer 
Einsatzkräfte angreift, der muss dafür bestraft wer-
den. Darüber sollten wir diskutieren. Und die Bestra-
fung muss schneller und verbindlicher geschehen.  

(Beifall von der FDP) 

Herr Minister Reul, ich weiß, das ist auch ein Ste-
ckenpferd von Ihnen. 

Das gilt für die Taten in der Silvesternacht, aber wenn 
wir ehrlich sind, müssen wir sagen, dass es nicht nur 
um Silvester geht. Es gibt viele weitere Gescheh-
nisse, bei denen Taten aus Gruppen heraus gesche-
hen, Herr Minister Reul, nämlich sogenannte Tumult-
delikte: Junge Männer fühlen sich in einer Gruppen 
stark. Sie glauben, der Rechtsstaat ist schwach und 
sie könnten einfach handeln. 

Es ist oftmals ein fast risikoloses Verbrechen, wenn 
man aus so einer Gruppe heraus agiert, weil es dann 
schwer ist, die entsprechende Person zu erwischen. 
Das ist für die Polizei und für die Justiz eine unglaub-
lich schwierige Aufgabe; das muss man ehrlicher-
weise sagen. 

Deswegen müssen wir diesem Phänomen der Tu-
multdelikte und Taten, die aus Gruppen heraus ge-
schehen, entschlossen entgegentreten und uns noch 
mehr anstrengen.  

Ja, meine Damen und Herren, das ist jetzt die zweite 
Debatte an diesem Tag. Mir war die erste Debatte, 
ehrlich gesagt, lieber. Ich habe dazu schon viele 
Punkte ausgeführt. Wir werden auch im Ausschuss 
noch eine Debatte dazu führen. Ich bin sehr 

gespannt, wie wir uns dann darüber verständigen 
können. 

Dieser Antrag, Herr Kollege Wagner, ist nicht nur 
fragwürdig und schürt nicht nur Ressentiments – 
Herr Kollege Panske hat das eben schon zum Aus-
druck gebracht –, auch Ihre Worte dazu haben jetzt 
noch mal deutlich gemacht, worum es Ihnen eigent-
lich geht. Das war in der Tat unterirdisch. Ich kann 
Ihnen wenig Hoffnung machen, dass dieser Antrag 
auch nur den Hauch einer Chance in diesem Parla-
ment haben wird. – Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Minister Reul 
wurde schon mehrfach angesprochen, und jetzt hat 
er das Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe auch schon ein 
paar Mal – mindestens einmal heute – darüber gere-
det. Im Innenausschuss haben wir diese ganzen Vor-
kommnisse ausführlich behandelt. Ich finde, man 
muss nicht alles wiederholen, denn es ist alles ge-
sagt. 

Ich will mich auf ein paar zentrale Sätze konzentrie-
ren. 

Erstens. Diese Gewalttätigkeit von jungen Männern 
in Gruppen ist ein Problem, das nicht nur an Silvester 
passiert, sondern zu vielen anderen Gelegenheiten 
auch. Deswegen haben wir es im Bereich der Poli-
zeiarbeit auch schon zu einem zentralen Thema ge-
macht, dem nachzugehen. Das findet übrigens auch 
beim Fußball statt, das findet manchmal an noch an-
deren Stellen statt. Deswegen gibt es darauf keine 
einfachen Antworten. 

Zweitens. Zur Silvesternacht auch diesen Hinweis: 
Dass bei denjenigen, die da krawallmäßig unterwegs 
waren – wie bei anderen Gelegenheiten auch –, grö-
ßere Teile einen Migrationshintergrund haben, das 
stimmt. Ich bin auch dafür, dass man das sagt. Doch 
die Grenze muss da gezogen werden, wo man dar-
aus ableitet, alle da seien so. Das ist Quatsch, Gro-
ßer Unsinn! Es sind „sowohl als auch“. Es sind junge 
Männer, die offensichtlich in diese Gesellschaft nicht 
ausreichend integriert sind. Die haben einen sehr un-
terschiedlichen Hintergrund, und bedauerlicherweise 
ist es nicht so einfach, wie hier mancher vorgetragen 
hat. Ansonsten hätten wir das Problem schnell ge-
löst. 

Deswegen erfordert es ein sehr mühsames und lang-
wieriges Sich-Kümmern, Einsetzen und Nachfragen 
und auch eine Analyse, bis man da zu Ergebnissen 
kommen kann. 
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Es zu verschweigen ist falsch, es zum Hauptthema 
machen und damit irgendwelche Ressentiments zu 
bedienen ist falsch, sich darum zu kümmern und Ant-
worten zu suchen ist der richtige Weg. 

Bei Ihrem Antrag, Herr Wagner, ging es leider offen-
sichtlich gar nicht um die Silvesternacht und auch 
nicht um dieses Phänomen, sondern um Migrations-
politik. Das kann man sehen, wenn man sich den An-
trag ansieht. 

Ich will nur eine Stelle zitieren: 

„(…) nach den Interessen des deutschen Volkes 
und der hier gut integrierten und assimilierten 
ausländischen Mitmenschen (…) 

Wenn ich so etwas lese, weiß ich, worum es geht. Da 
geht es nicht um die Lösung dieses Problems, son-
dern um Stimmung für draußen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Herr Wagner, es hilft uns allen doch nicht, wenn wir 
das machen. Das ist nur ein kurzfristiger Erfolg. Des-
wegen – davon können Sie ausgehen – werde ich 
mich weiter bemühen, soweit es rechtlich möglich ist, 
Sachverhalte zu beschreiben. 

Auch damit, die Vornamen zu nennen, habe ich kein 
Problem. Sie werden das sehen: Ich habe gerade 
wieder eine Kleine Anfrage von Ihnen vorliegen, und 
die stehen da drin, aber nicht weil ich glaube, dass 
die uns bei dem Problem helfen, sondern weil ich 
keine Lust habe, dass Sie mit Ihrem ständigen Vor-
beten, wir würden es nicht sagen, Ressentiments 
schüren und Argumentationen dafür bekommen, zu 
behaupten, hier würde irgendwas verschwiegen. 
Hier wird überhaupt nichts verschwiegen. Es wird al-
les benannt, und es wird sich darum gekümmert, 
aber differenziert und nachhaltig. – Danke. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, 
herzlichen Dank. – Wir kommen zum Schluss der Aus-
sprache. Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 

Somit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/2561 an den Innenausschuss federführend sowie 
an den Integrationsausschuss. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. 

Wer stimmt dieser Überweisungsempfehlung zu? – 
Das sind die Fraktionen von SPD, Grünen, CDU, 
FDP und AfD. Wer enthält sich? – Niemand. Wer 
stimmt dagegen? – Auch niemand. Damit ist die 
Überweisungsempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

6 60 Jahre Élysée-Vertrag: Der Landtag 

Nordrhein-Westfalen bekennt sich zur 
deutsch-französischen Freundschaft 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/2551 – 2. Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin 
Plonsker von der CDU-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

Romina Plonsker (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine Europa-
Rede ohne Konrad Adenauer ist wahrlich nahezu un-
möglich, und das nicht nur, weil er unser erster Frak-
tionsvorsitzender der CDU-Fraktion in diesem Hohen 
Haus war, sondern weil auch Konrad Adenauer sich 
Zeit seines Lebens für den europäischen Frieden 
und den Wohlstand in Europa eingesetzt hat. 

Unvergessen sind dabei die Worte seiner Regie-
rungserklärung aus dem Jahr 1954: 

„Die Einheit Europas war ein Traum von Weni-
gen. Sie wurde eine Hoffnung für Viele. Sie ist 
heute eine Notwendigkeit für uns alle.“ 

Genau aus diesen Worte leiten sich auch die Aufga-
ben für die heutige Generation ab. Denn Frieden, 
Freiheit und Toleranz sind allgemeingültig in der eu-
ropäischen Grundrechtecharta und müssen von uns 
jederzeit verteidigt werden. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Mit Stolz können wir feststellen, dass Adenauers eu-
ropäisches Vermächtnis wichtiger Bestandteil der 
DNA Deutschlands und Nordrhein-Westfalens ist 
und dies auch so bleibt. Daran müssen wir als Politik, 
als Gesellschaft und als Wirtschaft weiterhin arbei-
ten, und wir müssen für Europa werben. 

Neben den Beneluxstaaten ist natürlich auch Frank-
reich wichtig für Nordrhein-Westfalen. Was als dama-
lige insbesondere wirtschaftliche Partnerschaft star-
tete, hat sich auch dank solcher Tandems wie Ade-
nauer und de Gaulle oder Kohl und Mitterand zur 
heutigen Freundschaft zwischen Deutschland und 
Frankreich entwickelt. Sie alle trugen die Freund-
schaft nicht nur auf der Zunge, sondern im Herzen. 

Doch große Gefühle sind das eine, wichtig war da-
mals und ist es heute, diesen Worten und Gefühlen 
auch Taten folgen zu lassen. Dies gilt sowohl für die 
Freundschaft zwischen Frankreich und Deutschland 
als auch für die Europäische Union insgesamt. Apro-
pos Europäische Union: Dieses Gemeinschaftspro-
jekt wäre ohne den Mut Adenauers und de Gaulles 
nicht möglich gewesen. Die Freundschaft zwischen 
Deutschland und Frankreich war der Motor der Euro-
päischen Union, der diese immer wieder angetrieben 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 52 Plenarprotokoll 18/21 

 

hat, zuletzt 2019 mit dem Vertrag von Aachen als Er-
neuerung dieser Freundschaft – oder wie Jacques 
Chirac es sagte: Wenn der deutsch-französische Mo-
tor stillsteht, tritt Europa auf der Stelle. 

Dies ist auch ein Appell an uns alle, aber natürlich 
auch an Berlin; denn auf bundesdeutscher Ebene 
müssen wir auch immer wieder für die Freundschaft 
werben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Bei all dieser Bedeutung von damaligen und aktuel-
len Persönlichkeiten und Verträgen gilt: Die Medaille 
der deutsch-französischen Freundschaft braucht 
zwei Seiten. 

Zum einen braucht sie das Visionäre, das von diesen 
Verträgen und großen Gesten ausgeht. Wer früher 
an Deutschland und Frankreich dachte, dachte an 
Soldatenfriedhöfe. Wer heute an diese beiden Län-
der denkt, denkt an Frieden und Freiheit. 

Zum anderen brauchen wir aber auch das Konkrete 
und Greifbare, weil nur so eine Freundschaft spürbar 
und erlebbar ist. Denn wir vereinigen nicht Staaten, 
sondern wir verbinden Menschen, und die Menschen 
brauchen Taten als Antwort auf die Zukunftsfragen. 

Getreu dem Motto „Betroffene zu Beteiligten ma-
chen“ müssen wir den Bürgerinnen und Bürgern die 
Möglichkeit geben, nicht nur ein Teil Europas zu sein, 
sondern Europa mitzugestalten. 

Die Partnerschaft von Hauts-de-France spielt eine 
wesentliche Rolle für uns in Nordrhein-Westfalen, 
genau wie die vielen gelebten Freundschaften, Pro-
jekte und Handelsbeziehungen zwischen Nordrhein-
Westfalen und unseren französischen Partnern. 

Frankreich ist mittlerweile der drittgrößte Handels-
partner von Nordrhein-Westfalen. 

Rund 20.000 Französinnen und Franzosen sind 
wichtige Fachkräfte und Bewohner unseres schönen 
Bundeslandes. Darüber hinaus sind sie Brücken-
bauer zwischen unseren Ländern und Kulturen. Sie 
engagieren sich in Städte- und Schulpartnerschaf-
ten, sind im sportlichen und künstlerischen Bereich 
aktiv und vermitteln Sprache und Wissenswertes 
über unser Land. 

Andersherum lernen auch wir Nordrhein-Westfalen 
von ihnen und sie von uns in Nordrhein-Westfalen 
die Aspekte, die uns hier ausmachen. So entsteht 
und verfestigt sich ein unsichtbares Band der 
Freundschaft zwischen Nordrhein-Westfalen und 
Frankreich, das dann auf vielfältige Art und Weise 
sichtbar wird. 

Insbesondere für die junge Generation, für mich, 
steht im Fokus, dass es sie gibt, die Europäische Ge-
meinschaft, die europäischen Werte und die Freund-
schaft zwischen Frankreich und Deutschland, damit 

der Geist von Konrad Adenauer auch im 21. Jahr-
hundert weiterlebt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Ver-
einzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat jetzt der Kollege Stefan 
Engstfeld das Wort. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! „Wenn ich es noch einmal zu tun hätte, 
würde ich mit der Kultur beginnen.“ Mit diesen Wor-
ten wird der französische Unternehmer Jean Monnet 
zitiert, der gemeinsam mit Robert Schuman als einer 
der Gründerväter der Europäischen Gemeinschaft 
gilt. 

Ja, die Kultur und die Wirtschaft – geht das eine ohne 
das andere? Wohl kaum. Daran, dass die europäi-
sche Idee, also die kulturelle und wirtschaftliche enge 
Verbindung Europas, damit auch zum starken Band 
zwischen Frankreich und Deutschland werden 
konnte, hatten diese beiden Männer einen entschei-
denden Anteil. 

Gekrönt wurde dies mit dem Élysée-Vertrag, den 
Bundeskanzler Konrad Adenauer und Präsident 
Charles de Gaulle am 22. Januar 1963 feierlich un-
terzeichneten – der erste Vertrag, der so enge, regel-
mäßige Regierungskontakte zur Grundlage der wei-
teren Entwicklung der deutsch-französischen Bezie-
hungen machte; ein Vertrag, der seine enorme Be-
deutung insgesamt aus der Symbolkraft des Aktes 
an sich schöpft und uns heute selbstverständlich Er-
scheinendes formalisiert. 

General de Gaulle hatte wenige Monate zuvor 
Deutschland besucht und dabei allein in Nordrhein-
Westfalen drei große Reden gehalten, die berühm-
teste in Bonn auf dem Rathausplatz. Mit seinem Auf-
ruf an die deutsche Nation, vor allem an die deutsche 
Jugend, traf der französische Widerstandskämpfer 
genau den Ton. Die Deutschen dankten ihm auf allen 
Plätzen mit tosendem Applaus dafür, dass er die Au-
genhöhe zwischen den Völkern zur Grundlage der 
neuen, verbindlichen Freundschaft der ehemaligen 
Feinde erklärte. Das war eine Zeitenwende in die 
richtige Richtung. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Die Folgen waren und sind beeindruckend: der 
deutsch-französische Jugendaustausch, die Hun-
derte Schul- und Städtepartnerschaften, die allein 
zwischen Nordrhein-Westfalen und Frankreich ge-
lebt werden, und damit einhergehend auch die viel-
fältigen freundschaftlichen, familiären, kulturellen 
und wirtschaftlichen Beziehungen, die zwischen bei-
den Ländern heute intensiv gepflegt werden. 
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Ja, es stimmt, was vor einigen Tagen in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung stand: Wir müssen insbe-
sondere das Erlernen der Sprachen im jeweiligen 
Land stärker vorantreiben; denn durch Sprache er-
schließt sich das Denken, und daraus folgt logischer-
weise auch ein besseres gegenseitiges Verstehen 
und Handeln. 

Das könnte auch ein Grund dafür sein, dass es poli-
tisch manchmal mit etwas mehr Reibung zwischen 
den Freunden läuft. Aber die Verträge binden uns so 
gut zusammen, dass immer wieder zusammen-
wächst, was zusammengehört, und dass wir bleiben, 
was wir schon seit nunmehr 60 Jahren sind: ziemlich 
beste Freunde. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ver-
einzelt Beifall von der SPD) 

Die Achse Paris–Berlin wurde seit 1991 um War-
schau erweitert und könnte, ja müsste als Weimarer 
Dreieck unserem gemeinsamen Europa auch künftig 
noch verstärkt weitere Impulse geben. 

Auch wenn die Sprachen, wie eben schon angedeu-
tet, nach wie vor ein Hindernis darstellen, so gelten 
im 60. Jahr des Élysée-Vertrages die Beziehungen 
insgesamt in einer Weise als stabil und selbstver-
ständlich, wie man es sich über viele Jahrzehnte des 
vorigen und des vorvorigen Jahrhunderts nicht hätte 
träumen lassen. 

Putins verbrecherischer Krieg fordert einmal mehr 
verstärkte Gemeinsamkeit auf allen Seiten. Das ist 
der eigentliche Grund, dieses 60-jährige Jubiläums 
besonders zu feiern. Wir kämpfen wieder um den 
Frieden in Europa, wir kämpfen wieder um unsere 
Freiheit in Europa, und wir kämpfen um unseren 
Wohlstand in Europa, der uns heute mehr denn je an 
unsere Verantwortung für die ganze Welt erinnert; 
denn wir leben immer noch in einem Europa des 
Ausgleichs und der sozialen und ökologischen Ver-
antwortung. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Umso wichtiger ist es, dass sich auch der Landtag 
Nordrhein-Westfalen bei diesem Jubiläum einmal 
mehr zur deutsch-französischen Freundschaft be-
kennt. Der Landtag hat mit der Gründung der Parla-
mentariergruppe NRW-Frankreich am 14. Dezember 
2010 auf Initiative unseres langjährigen grünen Vize-
präsidenten Oliver Keymis – nach wie vor weist NRW 
übrigens als einziges Landesparlament bundesweit 
eine deutsch-französische Freundschaftsgruppe auf – 
ein deutliches Zeichen gesetzt. Ich darf allen Mitglie-
dern unter dem Vorsitz der Kollegin Elisabeth Müller-
Witt für ihr Engagement danken, das den besonde-
ren Beziehungen Nordrhein-Westfalens zu Frank-
reich dadurch ebenso Bedeutung zuweist wie die er-
folgreiche vierjährige Bevollmächtigung der Minister-
präsidenten Laschet und Wüst zur Pflege der 

deutsch-französischen Beziehungen der Bundeslän-
der, die unsere Freundschaft zu Frankreich auf viel-
fältige Weise zum Ausdruck brachte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Gemeinsamkeit, 
den deutsch-französischen Beziehungen zu dienen, 
macht uns hier im Landtag Nordrhein-Westfalen 
nicht nur politisch aus, sondern auch stark für die an-
stehenden Herausforderungen unseres weiter zu ei-
nenden Europas. Es lebe das freie geeinte Europa, 
es lebe die deutsch-französische Freundschaft! – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD – Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Inge Blask von der SPD-Fraktion hat nun 
das Wort. 

Inge Blask (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am vergangenen 
Sonntag haben Frankreich und Deutschland das 60-
jährige Jubiläum des Élysée-Vertrages zwischen bei-
den Nationen mit einem gemeinsamen Festakt gefei-
ert, am Montag auch hier in Nordrhein-Westfalen. 

Sowohl Bundeskanzler Scholz als auch Präsident 
Macron haben in einer gemeinsamen Erklärung be-
kundet, wie wichtig und wie relevant dieses Doku-
ment auch heute, 60 Jahre nach Unterzeichnung, 
noch immer ist. Diese große Relevanz und Aktualität 
erklären sich nicht nur im Hinblick auf den russischen 
Krieg gegen die Ukraine, sondern gerade auch vor 
dem Hintergrund des Brexits 2020. Frankreich und 
Deutschland müssen und wollen angesichts dieser 
Entwicklungen vorangehen und das europäische 
Projekt weitergestalten.  

Das Bekenntnis zur deutsch-französischen Freund-
schaft und zur weiteren Intensivierung unserer Zu-
sammenarbeit sollte auf allen Ebenen gelebt werden. 
Deswegen unterstützen wir als SPD-Fraktion diesen 
interfraktionellen Antrag aller demokratischen Frakti-
onen des Landtags in Nordrhein-Westfalen.  

Ebenso begrüßen wir, dass sich die antragstellenden 
Fraktionen nicht bloß auf eine Manifestierung des 
Status quo beschränken, sondern sich explizit dazu 
bekennen, die Partnerschaft und Projekte, die hier in 
Nordrhein-Westfalen mit unseren französischen 
Partnerregionen entstanden sind, zu stärken und zu 
vertiefen. Allen Bekenntnissen und Feierlichkeiten 
zum Trotz gilt nämlich: Freundschaften und Partner-
schaften müssen mit Leben gefüllt werden und ge-
pflegt werden. 

Das bedeutet viel Arbeit. Diese Arbeit wird in der 
Hauptsache nicht von Staatsoberhäuptern und Re-
gierungsvertreterinnen geleistet, sondern vor Ort in 
den Kommunen und Schulen, die Schul- und Städte-
partnerschaften organisieren, von Familien, die 
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Austauschkinder aufnehmen, und von Vereinen, die 
sich selbstständig auf die Suche nach Partnerverei-
nen im Ausland machen. 

Kurz gesagt: Beschlossen und besiegelt wurde die 
deutsch-französische Freundschaft in den hohen 
Häusern beider Länder. Gelebt und gepflegt werden 
sie aber seit 60 Jahren von ganz normalen Bürgerin-
nen und Bürgern, die einfach ein Interesse an der 
Kultur und am Austausch mit den Menschen dies- 
und jenseits des Rheins haben.  

Deshalb gilt mein Dank und der meiner Fraktion 
heute ganz besonders allen Ehrenamtlichen sowie 
allen EU- und Partnerschaftsbeauftragten in den 
Städten und Kommunen, die diese Partnerschaft am 
Leben halten. 

Allein in Nordrhein-Westfalen finden sich 269 einge-
tragene Städtepartnerschaften mit Städten und Kom-
munen in Frankreich. Bei mir im Wahlkreis haben 
sich nach über zwei Jahren Coronazwangspause 
jetzt Bürgerinnen und Bürger aus Menden aufge-
macht, um ihre Freunde im französischen Marœuil 
wiederzusehen. In Menden organisiert ein privater 
Verein die „Gemeinschaft der Freunde Marœuil“, al-
les in Eigenregie: von der Aufrechterhaltung der Kon-
takte über die Fahrten und Besuche bis hin zur 
Pflege des Marœuiler Platzes in Menden, wo eine 
Gedenktafel, ein Kunstwerk und Bepflanzung an die 
lebendige Partnerschaft der beiden Gemeinden erin-
nern.  

Dies ist nur ein Beispiel der vielschichtigen Beziehun-
gen, die wir auf allen Ebenen mit unseren französi-
schen Freundinnen und Freunden führen. Damit dies 
auch in Zukunft so bleibt, unterstützen wir den Antrag 
und werden darüber hinaus in diesem Haus weiter 
für eine auskömmliche und solide Finanzierung der-
jenigen Institutionen eintreten und streiten, die Städ-
tepartnerschaften und Austausche ermöglichen und 
unterstützen. Hoch lebe die deutsch-französische 
Freundschaft! Vive l’amitié franco-allemande! – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Merci. – Für die FDP 
spricht der Abgeordnete Dr. Pfeil. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! „60 Jahre Élysée-Vertrag“ bedeutet das Ende 
einer Erz- und Erbfeindschaft zwischen zwei Nach-
barländern in der Mitte Europas und den Beginn ei-
ner in den jeweiligen Bevölkerungen zwischenzeitlich 
tief verwurzelten Freundschaft zwischen diesen bei-
den Ländern. Frankreich und Deutschland stehen 
nicht nur für mehr als 60 Jahre Frieden in Europa, 
sondern auch für den Motor der gesamten 

europäischen Entwicklung und für das vereinte Eu-
ropa von heute und morgen. 

Der grausame Angriffskrieg Putins gegen die Ukra-
ine führt uns allen jeden Tag vor Augen, wie zer-
brechlich der Frieden in Europa ist. Gerade jetzt 
kommt es darauf an, dass Deutschland und Frank-
reich eng zusammenstehen, als vertrauensvolle 
Partner agieren und die europäische Einigkeit ver-
körpern. Vor allem die unterschiedlichen Auffassun-
gen im Umgang mit der Energiekrise sowie einer ge-
meinsamen Verteidigungspolitik spiegeln die biswei-
len verschiedenen politischen Strategien beider Län-
der wider.  

Wir müssen uns immer wieder bewusst machen, wie 
wichtig die deutsch-französische Freundschaft für 
die Verteidigung unserer gemeinsamen europäi-
schen Werte und Freiheiten ist. Dabei ist ganz klar: 
Deutschland und Frankreich sind durch ihre unter-
schiedliche geschichtliche Entwicklung geprägt, und 
doch sind es zwei europäische Nachbarstaaten, die 
bewiesen haben, dass europäische Zusammenar-
beit und europäisches Zusammenleben funktionie-
ren können.  

Der bilaterale Einigungsprozess zwischen Deutsch-
land und Frankreich diente zudem als Motor für die 
europäische Einigung und den Integrationsprozess, 
der mit den Römischen Verträgen und der Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft von 1957 
begonnen hatte. 

Auch heute tut man gut daran, sich auf die Wurzeln 
dieser Freundschaft zwischen den beiden Staaten zu 
besinnen und die Römischen Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft als Geschenk zu 
sehen, das zu einem friedlichen Zusammenleben ge-
führt hat. 

Frieden in Europa ist nicht selbstverständlich. Mit 
dem Krieg in der Ukraine ist es wichtiger denn je, 
dass die Nachbarstaaten Deutschland und Frank-
reich einen einheitlichen Kurs fahren. Insoweit ist es 
gleichermaßen wichtig, die grenzüberschreitende 
Partnerschaft von Nordrhein-Westfalen und Hauts-
de-France sowie das Regionale Weimarer Dreieck 
zwischen Hauts-de-France, Nordrhein-Westfalen 
und Schlesien zu stärken und insgesamt mehr Ko-
operationen einzugehen. Es muss unser klares Ziel 
sein, uns trotz auftretender Störungen immer wieder 
für die Verbesserung der deutsch-französischen Be-
ziehungen einzusetzen. 

Auch künftig wollen, sollen und müssen Deutschland 
und Frankreich gemeinsam Verantwortung überneh-
men und die europäische Integration voranbringen. 
Dazu vereinbarten Präsident Emmanuel Macron und 
Bundeskanzlerin Angela Merkel im Jahr 2018 an-
lässlich des 55. Jahrestages des Élysée-Vertrags die 
Ausarbeitung eines neuen Vertrags. Der Vertrag von 
Aachen, der 2019 im Krönungssaal des Aachener 
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Rathauses unterzeichnet wurde, ergänzte den 
Élysée-Vertrag und führt ihn fort. 

Als Aachener im europäischen Dreiländereck 
Deutschland-Niederlande-Belgien und als überzeug-
ter Europäer darf ich darauf verweisen, dass sich die 
deutsch-französische Freundschaft, aber auch die 
Freundschaft zu unseren niederländischen, belgi-
schen und luxemburgischen Nachbarn in zahllosen 
Projekten widerspiegelt. Hieran müssen und sollten 
wir jeden Tag aufs Neue anknüpfen und das weiter-
entwickeln. Deswegen unterstützt meine Fraktion 
sehr gern diesen interfraktionellen Antrag. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Pfeil. – Für die AfD spricht der Abgeordnete Herr Cle-
mens. 

Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir heute 
des 60. Jahrestags des Élysée-Vertrags gedenken, 
stiftet das Hoffnung in einer Zeit, in der nach den Ju-
goslawienkriegen zum zweiten Mal seit dem letzten 
Weltkrieg ein Krieg in Europa tobt.  

Unabhängig von der Vorgeschichte: Mit seinem An-
griff auf die Ukraine hinterlässt Russland folgen-
schwere tiefe Gräben. Es wird Jahre und Jahrzehnte 
brauchen, um diese Gräben zuzuschütten. Wir kön-
nen nur hoffen, dass sich die künftigen Präsidenten 
beider Länder eines Tages im Kiewer Marienpalast 
treffen können, um Feindschaft in Freundschaft zu 
verwandeln. Vielleicht sitzt dann auch in Berlin eine 
Regierung, die die diplomatische Annäherung unter-
stützt, statt einer immer weiteren militärischen Eska-
lation das Wort zu reden. 

Wir wollen heute aber nicht über den russisch-ukrai-
nischen Bruderkrieg sprechen, sondern über etwas 
Erfreuliches: über die deutsch-französische Freund-
schaft. Obwohl Deutschland 23 Jahre zuvor Frank-
reich überfallen und besetzt hatte und die Franzosen 
fünf Jahre später mit den Alliierten über Deutschland 
siegten, begegneten sich die beiden Staatsmänner 
Charles de Gaulle, der General, und Konrad Ade-
nauer – Zitat: „der Alte aus Rhöndorf“ – auf Augen-
höhe. 

Diesen Eindruck hat man im heutigen deutsch-fran-
zösischen Verhältnis nicht immer. Wirtschaftlich er-
hebt sich Berlin gerne mal über Paris und sieht die 
Franzosen eher im Kreis der hochverschuldeten 
Schwachwährungsländer. Jahrelang galt Deutsch-
land in der Eurokrise als Sparmeister mit erhobenem 
Zeigefinger, ohne jedoch im gleichen Zuge seine 
Rolle als Zahlmeister oder das Korsett des Euros in-
frage zu stellen. 

Auf diesem politischen Terrain, nämlich vor allem in 
Fragen der Außen- oder der Verteidigungspolitik, gibt 
die Atommacht Frankreich den Ton an. Bundeskanz-
ler Olaf Scholz nannte den – Zitat – „deutsch-franzö-
sischen Motor“ gewohnt nüchtern eine – Zitat – 
„Kompromissmaschine“. Emmanuel Macron war mit 
der Formulierung „Pioniere der Neugründung unse-
res Europas“ schon euphorischer. Das versprüht 
mehr Esprit als eine bloß zweckmäßige Arbeitsge-
meinschaft der beiden größten Wirtschaftsnationen 
der EU. 

Überhaupt ist Europa so viel mehr als der Brüsseler 
Bürokratieapparat. Europa ist ein Ballungsraum an 
Hochkultur, wie er sich nirgendwo sonst in dieser 
Konzentration auf der Welt findet. Deutschland und 
Frankreich sind zwei wesentliche Pfeiler dieser 
Hochkultur. 

Als studierter Historiker war es für mich naheliegend, 
mein Erasmus-Semester in der französischen 
Hauptstadt zu verbringen, nicht nur die Champs-
Élysées und den Eiffelturm zu besuchen, sondern 
auch Verdun und Versailles als tragische Orte unse-
rer gemeinsamen Geschichte.  

Wer andere lieben will, der muss auch sich selbst lie-
ben. Auf politischer Ebene bedeutet das, in der Lage 
zu sein, seine nationalen Interessen trennscharf zu 
formulieren, ohne alte Gräben aufzureißen. Frank-
reich schafft das, und vielleicht müsste nicht jede po-
litische Meinungsverschiedenheit mit unseren Nach-
barn typisch deutsch zur moralischen Frage von Gut 
und Böse erhoben werden.  

Man könnte nüchtern die zum Teil unterschiedlichen 
Interessen der drei Länder des alten Weimarer Drei-
ecks sondieren und den Nachbarn Respekt im Ton-
fall zollen, aber die eigenen nationalen Interessen 
selbstbewusst in der Sache entgegensetzen. Auch 
das gehört zu einer ehrlichen Partnerschaft auf Au-
genhöhe. 

(Beifall von der AfD) 

Unvergessen bleibt das gemeinsame Nein von Jac-
ques Chirac und Gerhard Schröder zum Irakkrieg 
von George W. Bush. Chapeau! Dieses gemeinsame 
Non ließ erahnen, welches Potenzial Europa als ei-
genständige friedensstiftende Kraft in der Weltge-
meinschaft haben könnte, die sich vom Rockzipfel 
der USA emanzipiert, ohne Russland und China auf 
den Leim zu gehen. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Doch zum Glück geht es nicht immer nur um die 
große Außenpolitik. Mit Hauts-de-France hat Nord-
rhein-Westfalen einer Partnerregion in Frankreich, 
mit der man die deutsch-französische Freundschaft 
ganz konkret auf regionaler Ebene wiederbeleben 
kann und es auch tut. 
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Der kulturelle, der wissenschaftliche, der schulische 
und der sprachliche Austausch sind immer zu för-
dern. Manchmal wird eine solche Begegnung auch 
zur Vereinigung, wie bei meinem Onkel, der eine 
Französin kennengelernt und geheiratet hat. Ihr 
Sohn, mein Cousin, studiert mittlerweile in Großbri-
tannien und lebt damit das, was grenzüberschrei-
tende Freundschaft und grenzüberschreitenden Aus-
tausch eigentlich ausmachen. 

Für mich war es das Auslandssemester, das mir eine 
persönliche Beziehung zu unserem Nachbarland 
und Erfahrungen fürs Leben geschenkt hat. Die AfD-
Fraktion unterstützt, möglichst vielen jungen Men-
schen unabhängig vom Geldbeutel solch verbin-
dende Momente und Erfahrungen zu ermöglichen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Cle-
mens. – Für die Landesregierung spricht der Minister 
und Chef der Staatskanzlei Liminski.  

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Der 
Freundschaftsvertrag zwischen Deutschland und 
Frankreich war ein Meilenstein der Geschichte – der 
deutschen, der französischen, der deutsch-französi-
schen, aber auch der europäischen. Diese Perspek-
tive hatte er von Anfang an in sich.  

Ich glaube, die Erneuerung durch den Vertrag von 
Aachen, der bereits erwähnt wurde, belegt ein-
drucksvoll: Es ist möglich, dass aus Feinden Freunde 
werden. Das ist ein Hoffnungsschimmer und auch 
ein Zeichen, dass Zuversicht berechtigt ist. Das brau-
chen wir, zumal in diesen Krisenzeiten. 

Deswegen halte ich es auch für richtig und wichtig, 
dass wir solche Anlässe nicht einfach verstreichen 
lassen, sondern dass wir sie feierlich begehen – auf 
nationaler Ebene, wie es geschehen ist, zwischen 
der Bundesregierung und der französischen Natio-
nalregierung, auf regionaler Ebene, wie auch schon 
erwähnt worden ist, und eben lokal.  

Wenn man sich in Nordrhein-Westfalen in diesen Ta-
gen umschaut, dann kann man vielfach beobachten, 
erleben, wie die deutsch-französische Freundschaft 
vor Ort mit Leben gefüllt wird – mit sehr viel Vielfalt, 
Intensität, Kreativität. Ich selber konnte das am Sonn-
tag erleben zur Städtepartnerschaft von Odenthal und 
Cernay-la-Ville. Das ist eine kleine, feine Städtepart-
nerschaft, die mit sehr viel Herzblut gelebt wird. So 
geht deutsch-französische Freundschaft im wahren 
Leben, und so muss das auch sein. 

Dass wir das auch auf regionaler Ebene tun, das war 
uns als Landesregierung gemeinsam mit dem 

Generalkonsul ein großes Anliegen. Ich freue mich 
sehr und will mich bei dieser Gelegenheit bedanken, 
dass ich viele Vertreterinnen und Vertreter dieses 
Hohen Hauses dort begrüßen durfte: der Ausschuss-
vorsitzende des Europaausschusses, die Vorsit-
zende unserer nordrhein-westfälisch-französischen 
Parlamentariergruppe, aber auch andere. Ich glaube, 
damit haben wir ein gutes Zeichen gesetzt. Der Ge-
neralkonsul war geradezu aus dem Häuschen, wenn 
ich das so sagen darf.  

Es war auch schön zu sehen, wie viel konkretes 
deutsch-französisches Leben sich dort versammelt 
hatte – von Universitäten, Städtepartnerschaften, Zi-
vilgesellschaft. Das war ein eindrucksvolles Zeichen. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und Eli-
sabeth Müller-Witt [SPD]) 

Das zeigt mir, dass wir hier an Rhein und Ruhr diese 
Freundschaft nicht nur auf der Zunge tragen, son-
dern auch im Herzen. Das ist umso wichtiger, damit 
diese Freundschaft nicht nur in den Geschichtsbü-
chern und in Verträgen existiert, sondern am Ende 
auch die Zukunft prägt. Dafür müssen aus großen 
Gefühlen große Taten werden. Das liegt nicht zuletzt 
an uns, an den Ländern. 

Wie sehr der deutsch-französische Motor Treiber 
sein kann, dafür gibt es viele Beispiele in der Ge-
schichte. Wie schwierig es wird, wenn er es nicht ist, 
das kann man in diesen Tagen erleben. Für umso 
wichtiger halte ich es, dass wir dann, wenn es auf der 
nationalen Ebene hakt, aus den Regionen heraus, 
aus der Gesellschaft heraus das Zeichen setzen: Wir 
wollen zusammen gehen, wir wollen das zusammen 
machen, gerade wenn es auf der nationalen Ebene 
einmal schwieriger ist. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Dass man nicht immer einer Meinung sein muss, da-
für gibt es Beispiele in der jüngsten Geschichte, 
wenn ich etwa an den Aufbaufonds „Next Generation 
EU“ denke. Deutschland und Frankreich haben sich 
aus sehr unterschiedlichen Kulturen, sehr unter-
schiedlichen Positionen heraus aufeinander zube-
wegt, und es ist am Ende gelungen, zu einem klugen 
Kompromiss zu kommen, um Europa insgesamt ge-
stärkt aus der Coronazeit herauszuführen. Das zeigt, 
dass deutsch-französische Freundschaft nicht Heiti-
tei heißt, sondern das kann auch heißen, unter-
schiedliche Positionen zu haben, die man dann zu-
sammenführt. 

Das tun wir in vielen Partnerschaften – es wurde 
schon erwähnt –, ob in Städte-, Schul- oder Hoch-
schulpartnerschaften. Wir tun es auch auf der regio-
nalen Ebene mit unserer Partnerregion Hauts-de-
France, deren Vizepräsidenten ich kürzlich in Straß-
burg treffen konnte. Das ist ein schönes Beispiel da-
für, wie wir als ehemalige Kohleregionen, wobei uns 
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in der Geschichte viel vereint, jetzt gemeinsam Zu-
kunftsfragen in den Blick nehmen, sei es bei der 
Energieerzeugung, der Energieinfrastruktur, der 
Wasserstoffforschung, der Batterieforschung. All das 
sind Themen, die wir in dieser ganz besonderen Ver-
bindung angehen. 

Wir werden im Weiteren den Jugendaustausch und 
den Austausch der Universitäten verstärken. Dafür 
werden wir in diesem Jahr zu einem ganz konkreten 
Punkt kommen, indem wir in Wuppertal im Oktober 
die französische Gastprofessur eröffnen. Es geht da-
rum, immer wieder Zeichen zu setzen, dass wir dem 
Ganzen eine konkrete Form geben wollen. 

Letzter Gedanke: Bei der Vorbereitung dieses Jubi-
läums fiel auf, dass Charles de Gaulle aus Lille 
kommt und Konrad Adenauer aus Köln. Welch Zufall, 
dass beide aus Regionen kommen, die uns auch 
heute miteinander in dieser Partnerschaft verbinden. 
Das zeigt vielleicht, dass wir geradezu dazu berufen 
sind.  

Für die Landesregierung genießen die Beziehungen 
zu Frankreich eine hohe Priorität. Diesen Antrag neh-
men wir als Ermunterung, daran weiterzuarbeiten. – 
In diesem Sinne herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP haben direkte Abstimmung beantragt. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt des 
Antrages Drucksache 18/2551 – zweiter Neudruck. 
Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das sind CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und AfD. Gibt es 
Gegenstimmen? – Gibt es Enthaltungen? – Beides 
ist nicht der Fall. Damit ist der Antrag Drucksache 
18/2551 – zweiter Neudruck – einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

7 Für einen starken, aber schlanken öffentlich-
rechtlichen Rundfunk – Nordrhein-Westfalen 
muss ein Aktivposten bei der dringenden Mo-
dernisierung und Reform der Landesrundfunk-
anstalten sein 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/2565 

Ich eröffne die Aussprache. Für die FDP spricht als 
Erstes Herr Abgeordneter Witzel. 

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk nimmt mit seiner Grundversorgung an In-
formationen, Kultur und Bildung eine wichtige Rolle 
für unser Land wahr. Er bietet ein Angebot gerade in 
den Feldern, die für die Gesellschaft bedeutsam sind 
und die alleine durch werbefinanzierte private Veran-
stalter nicht hinreichend abgedeckt werden. Deshalb 
wird seine Existenz seit langer Zeit durch das Bun-
desverfassungsgericht geschützt und gesichert. 

Richtig ist aber auch: In vielen Bereichen hat über 
Jahre hinweg eine schleichende, aber kontinuierliche 
Expansion der Angebote stattgefunden. Fast 100 
Programme in Hörfunk und Fernsehen gibt es mitt-
lerweile, flankiert von Mediatheken und umfangrei-
chen Onlineportalen. 

Diese Expansion des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks geht weit über den eigentlichen Auftrag der 
Grundversorgung hinaus und sorgt zusammen mit 
teuren Sportrechten und immensen Pensionslasten 
für einen immer größeren Finanzbedarf, der von den 
Beitragszahlern pflichtig finanziert werden muss.  

Die Forderungen nach der nächsten Erhöhung des 
Rundfunkbeitrags klopfen bereits an der Tür. Das ist 
die Auswirkung eines mit rund 8,5 Milliarden Euro 
weltweit teuersten öffentlich-rechtlichen Rundfunks, 
der sich immer neue Betätigungsfelder gönnt. 

Durch immer mehr Spielshows, Daily Soaps und 
seichte Unterhaltungsformate werden Angebote des 
eigentlichen Programmauftrags zunehmend in dafür 
neu gegründete Spartenkanäle verdrängt. Dadurch 
leiden die Akzeptanz des Programms und das Profil. 

Außerdem zeigen aktuelle Beispiele wie der rbb lei-
der, dass in der Praxis mitunter wenig sparsam mit 
dem Geld der Beitragszahler umgegangen wird. In 
Nordrhein-Westfalen warten wir mit Spannung da-
rauf, wie sich die Kostenexplosion bei der Sanierung 
des WDR-Funkhauses noch weiter entwickeln wird. 

Der zwischenzeitliche ARD-Intendant Tom Buhrow 
hat deshalb völlig zu Recht im Spätherbst letzten 
Jahres eine absolut richtige und wichtige Debatte 
darüber angestoßen, wie wir den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk reformieren, fokussieren und ver-
schlanken müssen, um seine gesellschaftliche Ak-
zeptanz und Finanzierung in unserem Land zu si-
chern. 

Man muss nicht jede einzelne Forderung im Detail 
richtig finden. Die öffentliche Diskussion, die längst in 
den Anstalten angekommen ist, zeigt aber, dass wir 
als Landtag Nordrhein-Westfalen uns im bevölke-
rungsreichsten Bundesland dringend parlamenta-
risch mit den Reformnotwendigkeiten befassen müs-
sen. 

Medienminister Nathanael Liminski hat zu Beginn 
der neuen Legislaturperiode deutlich gemacht, dass 
er strukturellen Reformbedarf im öffentlich-
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rechtlichen Rundfunk sieht, diesen aber noch nicht 
hinreichend konkretisiert. Die Chance bekommt er 
gleich, wenn er hier am Rednerpult steht und seine 
bilaterale Konversation beendet hat. 

(Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales sowie 
Medien im Geschäftsbereich des Ministerprä-
sidenten, unterhält sich mit Ina Scharrenbach, 
Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung.) 

Es wird Zeit, dass wir als erste Staatsgewalt uns aktiv 
in die längst laufende Debatte einbringen, und es ist 
von zentraler Bedeutung, dass es nicht bei einer end-
losen Diskussion bleibt, bei der konkrete Entschei-
dungen für Verbesserungen am Ende des Tages 
Mangelware sind. Es ist unsere Sorge, dass langwie-
rige Diskurse irgendwann still und heimlich folgenlos 
versanden. Dabei brauchen wir dringend Mut zu 
durchgreifenden Reformen, die diesen Namen auch 
verdienen. 

Einige Leitplanken der FDP-Landtagsfraktion sind 
dabei die folgenden: 

Wir brauchen eine spürbare Reduktion der Kanäle 
und Anstalten. Parallelangebote müssen abgebaut 
werden und deren Veranstalter sukzessive fusionie-
ren. Kleinere Anstalten gehören in größere benach-
barte integriert. Gemeinsame operative Aufgaben 
sollen verstärkt von einem bundeseinheitlichen Ser-
vicebereich wahrgenommen werden. 

Die Gremienkontrolle ist intern zu verbessern und um 
eine unabhängige externe Aufsicht nach BBC-Modell 
zu ergänzen. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Pensionen und Besoldungen müssen an einen 
marktüblichen Standard angepasst werden, vor al-
lem bei Führungskräften. Kein Intendant sollte mehr 
verdienen als der Ministerpräsident seines Bundes-
landes. 

Die Pflichtbeiträge sind durch strukturelle Einsparun-
gen zunächst konstant zu halten und mittelfristig 
deutlich abzusenken. 

Beitragsgelder müssen vorrangig für Programmauf-
wendungen verausgabt werden, die der Erfüllung 
des Grundversorgungsauftrags dienen. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Wir brauchen ein neues Senderbewusstsein für eine 
seriöse, objektive und faktenorientierte Berichterstat-
tung und nicht länger Sendungsbewusstsein be-
stimmter Redaktionen, die ihre eigene gesellschaftli-
che Mission vorantreiben wollen. Die Verharmlosung 
der Gewaltchaoten von Lützerath ist ebenso abzu-
lehnen wie der Versuch einer sprachlichen Umerzie-
hung, die dem Regelwerk der deutschen Sprache wi-
derspricht. 

Stellen wir als Gesetzgeber uns mutig den großen 
Aufgaben, die vor uns liegen, und dies ohne Scheu-
klappen und Denkverbote. Die Neujustierung des 
Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bietet 
schon bald neben diesem Antrag eine gute weitere 
Gelegenheit dazu. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Witzel. – 
Für die CDU-Fraktion spricht die Kollegin Stullich. 

Andrea Stullich (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Reform-
prozess im öffentlich-rechtlichen Rundfunk muss in 
allen Häusern weitergehen, und zwar mit aller Kraft 
und Konsequenz – für mehr Sparsamkeit und Trans-
parenz, übersichtlichere Strukturen und regionale 
Vielfalt. Das hat die Rundfunkkommission der Länder 
auf ihrer Klausurtagung letzte Woche sinngemäß so 
vereinbart. 

Ich kann diese deutliche und mahnende Ansage nur 
unterstreichen. 

(Beifall von der CDU) 

Ziel der Reformen ist schließlich, das öffentlich-recht-
liche Profil zu schärfen und verloren gegangenes 
Vertrauen zurückzugewinnen. Das ist leider auch bit-
ter nötig, denn fast jeden Tag gibt es neue Vorwürfe, 
meist im Hinblick auf mangelnde Pluralität. Deshalb 
ist es gut, dass der Beschluss der Länder auch Fol-
gendes ausdrücklich deutlich macht – Zitat –: 

„Die Rundfunkkommission ist der Auffassung, 
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk verlässli-
che und faktenbasierte Inhalte […] bereitstellen 
muss. Nur attraktive, plurale und qualitativ hoch-
wertige Inhalte sind geeignet, die Akzeptanz der 
Angebote und damit des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks insgesamt zu stärken.“ 

Dass solche Selbstverständlichkeiten von allen 16 
Ländern in großer Geschlossenheit und mit Nach-
druck formuliert werden, zeigt deren Notwendigkeit. 

Seitens der CDU-Fraktion im Landtag haben wir uns 
immer zu einem starken öffentlich-rechtlichen Rund-
funk bekannt und zugleich deutlich gemacht, dass 
sich der öffentlich-rechtliche Rundfunk, gerade weil 
er das Privileg hat, von uns allen immer auskömmlich 
finanziert zu sein, zu Recht vor seinem Publikum 
rechtfertigen muss. Er muss jeden Tag neu bewei-
sen, dass er etwas leistet, was andere so nicht leis-
ten können. Er muss jederzeit hohe journalistische 
Qualität, ein vielfältiges Angebot und regionale Prä-
senz zeigen. Er muss natürlich die Kosten in den Griff 
kriegen, Strukturen verschlanken, Kritik und Be-
schwerden ernst nehmen und die Kontrollgremien 
professionalisieren. 
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Das sind Reformen, die natürlich teilweise schon an-
gepackt wurden, jetzt aber zügig vorangetrieben wer-
den müssen. 

Die FDP regt in ihrem Antrag als Reform unter ande-
rem an, dass kleine ARD-Anstalten in größeren auf-
gehen sollen. Das sehe ich sehr kritisch, denn das 
Gefüge der ARD spiegelt aus gutem Grund die föde-
rale Struktur unseres Landes wider. 

Bei senderübergreifenden Aufgaben können die An-
stalten meiner Ansicht nach aber enger und effekti-
ver zusammenarbeiten. Die ARD ist, wie der Name 
schon sagt, eine Arbeitsgemeinschaft. Diesem An-
spruch müssen die Anstalten durch mehr Koopera-
tion besser gerecht werden, zum Beispiel bei der 
Aus- und Fortbildung, im Bereich „Technik“, bei den 
Strukturen und Verwaltungsprozessen und auch im 
Programm. Synergien sparen Kosten und schweißen 
zusammen. Gleichzeitig bewahren sie die einzelnen 
Marken und die senderspezifischen Profile. Genau 
da wollen wir doch hin.  

Auch für das Nebeneinander von ARD und ZDF sage 
ich Ja zu mehr Zusammenarbeit und Nein zu einer 
Zusammenlegung. Eine gemeinsame Plattform als 
Portal zu allen öffentlich-rechtlichen Inhalten ist 
selbstverständlich auch im Hinblick auf einen stabi-
len Rundfunkbeitrag sinnvoll. Allerdings bin ich ge-
gen eine Fusion von ARD und ZDF. Mich wundert es 
sehr, dass ausgerechnet die FDP, die sich sonst im-
mer für Wettbewerb und gegen Monopole stark 
macht, eine Fusion von ARD und ZDF empfiehlt. 
Publizistischer Wettbewerb ist auch im Gefüge des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks wichtig, um Qualität 
und journalistische Vielfalt zu sichern. 

In Ihrem Antrag gehen Sie auf das Beispiel „Frank-
reich“ ein. Dort soll der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
künftig zumindest teilweise mit Steuergeldern finan-
ziert werden. Das finde ich hochgefährlich. Wenn 
Medien Steuergelder bekämen, könnten wechselnde 
politische Mehrheiten darüber entscheiden, ob und in 
welchem Umfang Sender finanziert werden. Das öff-
net Tür und Tor für politische Einflussnahmen, und 
ich möchte keine Medien, die von der Gunst einer 
Regierung oder eines Parlaments abhängig sind. 

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Das sind ARD 
und ZDF ja nicht!) 

Liebe FDP, Sie schlussfolgern in Ihrem Antrag, dass 
von Ihren Vorschlägen im Ergebnis die Medien- und 
Meinungsvielfalt profitieren würde. Das ist komplett 
schräg, denn das Gegenteil ist doch der Fall. Wenn 
Medien fusionieren, gibt es zwangsläufig weniger 
Vielfalt und insbesondere weniger Meinungsvielfalt, 
was für die Demokratie schädlich ist. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf: Es gibt vielleicht Raum für marktwirtschaft-
liche Einflüsse!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Nordrhein-Westfa-
len ist mit Medienminister Nathanael Liminski im Län-
derkreis eine treibende Kraft für einen zügigen und 
gründlichen Reformprozess. Einen solchen braucht 
es auch, um die Akzeptanz und die Qualität zu stär-
ken sowie Vertrauen zurückzugewinnen. Den FDP-
Antrag braucht es für diesen Prozess hingegen nicht. 
Dennoch freue ich mich auf die Debatte im Aus-
schuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Stullich. – Es gibt eine Kurzintervention, die der Kol-
lege Witzel von der FDP angemeldet hat. Herr Wit-
zel, Sie haben das Wort. Bitte. 

Ralf Witzel*) (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Frau Kollegin Stullich, Sie haben sich zu dem Antrag 
am Ende Ihrer Ausführungen kritisch geäußert, und 
Sie haben das Thema „Pluralität“ angesprochen. Für 
uns gilt eine Betrachtung, die Medien in der Gesamt-
summe und damit private und öffentlich-rechtliche 
Medien betrachtet und sich nicht nur auf die Pluralität 
innerhalb der öffentlich-rechtlichen Sphäre kon-
zentriert. In diesem Zusammenhang habe ich eine 
Frage zu etwas, was ich gestern in der Medienschau 
der Landesregierung gelesen habe. 

In dem Pioneer Newsletter ist erwähnt, dass sich et-
liche Kollegen der CDD-Landtagsfraktion aktuell mit 
Kritik zu den Tätigkeiten des Journalisten Kindler an 
den WDR Chef Tom Buhrow als Intendanten ge-
wandt haben. Der Journalist Kindler soll auf seinen 
Social-Media-Kanälen unter anderem gesagt haben – 
ich darf das zitieren –:  

Die CDU ist unser Feind. Ich will die Radikalisierung 
gegen diese Sch…partei. Damit endet an dieser 
Stelle politischer Austausch, und die Agitation hat zu 
beginnen.  

So gibt es das Pioneer Briefing in der Medienschau 
der Landesregierung wieder. 

Ich würde Sie bitten, Ihre Ausführungen zur Pluralität 
vor diesem Hintergrund einzuordnen. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Witzel. – Zur Reaktion auf diese Kurzintervention hat 
die Kollegin Stullich jetzt das Wort. 

Andrea Stullich (CDU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Vielen Dank, Herr Kollege Witzel. Ich denke, 
wir sind uns in diesem Hause alle einig, dass antide-
mokratische Hassbotschaften, wie sie von Ihnen ge-
rade zitiert wurden, unerträglich und für ein öffentlich-
rechtliches Haus auch unwürdig sind. 
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(Sven Werner Tritschler [AfD]: Zumindest, 
wenn sie gegen die CDU gehen!) 

Trotzdem finde ich wichtig, dass wir solche Themen 
aufgreifen und die Kritik bzw. die Beschwerde dort 
anbringen, wo sie hingehört, nämlich in den Rund-
funkrat. Das haben die Kollegen gemacht, und sie 
haben dafür unsere volle Unterstützung. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
SPD hat nun der Kollege Obrok das Wort. 

Christian Obrok (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Ich bin wirklich dankbar dafür, 
dass Sie, liebe FDP, die Diskussion über die Zukunft 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks hier ins Parla-
ment bringen, denn genau hier gehört sie hin. Ich 
denke auch, es besteht große Einigkeit darüber, 
dass Nordrhein-Westfalen als größtem Bundesland 
und wichtigem Medienstandort bei der Reformierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks eine besondere 
Verantwortung und Vorreiterrolle zukommt. 

(Ralf Witzel [FDP]: Genau!) 

Mit dem WDR hat die größte Landesmedienanstalt 
ihren Sitz bei uns in Nordrhein-Westfalen. Aus unse-
rer Sicht ist deshalb der Anspruch gerechtfertigt, von 
hier entscheidende Impulse zur Weiterentwicklung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu senden. 

Ich bin mit meinem Lob noch nicht ganz am Ende. 
Gerade im ersten Analyseteil freut uns das überra-
schend klare Bekenntnis für einen starken öffentlich-
rechtlichen Rundfunk. Das begrüßen wir ausdrück-
lich. 

Einiges von dem, was Sie im Antrag als Ausgangs-
lage beschreiben, trifft auf unsere Zustimmung. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk soll ein breites 
und umfassendes Angebot für alle Bürgerinnen und 
Bürger liefern. Das unterschreiben wir sofort. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk soll, wenn man so 
will, ein inhaltlicher Verstärker und ein mediales 
Rückgrat für eine offene, vielfältige, tolerante, gebil-
dete und demokratisch gefestigte Gesellschaft sein. 
Auch da gehen wir mit. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk als Bollwerk ge-
gen Fake News: Na klar! 

Natürlich sehen auch wir als SPD die Notwendigkeit, 
aus den Verfehlungen einzelner Beschäftigter des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks und dem teilweisen 
Versagen der Aufsichts- und Kontrollstrukturen Kon-
sequenzen zu ziehen. Denn klar ist: Es hat dem An-
sehen und der Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks geschadet, dass wir eine Zeit lang mehr 
über Bodenbeläge und Massagesitze gesprochen 
haben als über spannende Talkshowformate, fes-
selnde Dokus oder preisverdächtige Eigenproduktio-
nen. Es gilt, zügig notwendige Reformen und Maß-
nahmen umzusetzen, damit solche Dinge in Zukunft 
nicht mehr passieren. 

So viel zur Ausgangslage. Natürlich gibt es von uns 
allerdings auch ein „Aber“, denn je weiter man sich 
durch den Antrag durcharbeitet, desto größer wird 
unser inhaltliches Unbehagen. 

Sie schlagen eine Zerschlagung und Teilprivatisie-
rung des ZDF vor. Da sieht man es wieder: Das ist 
dann doch die alte Privatisierungsmaschine FDP. 
Aus unserer Sicht ginge das in die falsche Richtung, 
denn wir glauben, dass eine Privatisierung an dieser 
Stellung eher Probleme schafft. 

Die von Ihnen im Kern vorgeschlagene Deregionali-
sierung – die Kollegin der CDU hat dazu soeben ei-
niges ausgeführt – finden wir im Detail sehr schwie-
rig. Im Gegenteil: In einigen Landesteilen gibt es 
schon jetzt kaum noch Tageszeitungen oder andere 
regionale Informationsangebote abseits der öffent-
lich-rechtlichen Kanäle. Das ist ein Prozess, den man 
stoppen muss. Sich hier ausschließlich auf die freien 
Kräfte des Marktes zu verlassen, ist aus unserer 
Sicht der falsche Weg.  

Auch die angedachte Abkehr vom Vollprogramm, die 
Sie in Ihrem Antrag vorschlagen, sehen wir kritisch, 
denn für uns als SPD-Fraktion gehört zu einem um-
fassenden Angebot auch Unterhaltung und Sport. 
Ein weiterer Kahlschlag hier würde die Akzeptanz 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der Bevölke-
rung auf Dauer eher schmälern und der Aufgabe ei-
ner umfassenden Versorgung nicht gerecht werden.  

Immerhin: Das Bekenntnis der Antragsteller zum Bil-
dungsauftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
ist ungebrochen. Das unterstützen wir ausdrücklich, 
denn wenn Sie eines Tages auch noch die politische 
Axt an die „Sendung mit der Maus“ anlegen wollen, 
dann bekämen Sie es wahrscheinlich nicht nur mit 
meinen Kindern zu tun. 

Insofern finden wir den Antrag an vielen Punkten ge-
rade im Analyseteil durchaus spannend und sehen 
auch interessante Erkenntnisse. Im Maßnahmenteil 
sind wir an vielen Stellen anderer Meinung. Deshalb 
lehnen wir diesen Antrag in diesen Punkten auch in-
haltlich ab, stimmen aber natürlich der Überweisung 
in den Medienausschuss ausdrücklich zu. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht die 
Kollegin Marenholtz. 
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Anja von Marenholtz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! In sozialen Medien wird 
dieser Tage von einer schlimmen Nebenwirkung der 
Coronaschutzimpfung berichtet, die Empfänger der 
Pfizer-Impfung unkontrolliert zum Schütteln bringt. 

Ein besonderer gemeinsamer Aspekt dieser Neben-
wirkung ist, dass sie in einer höchst erstaunlichen, 
überproportionalen Verteilung bei sehr konservativen 
republikanischen Politiker*innen auftritt. 

Das ist ein Beispiel von vielen, welches zeigt: Eine 
Bevölkerung, die nicht sachlich und neutral über eine 
solche Desinformationskampagne aufgeklärt wird 
und umfassend über aktuelle Ereignisse informiert 
bleibt, läuft schnell Gefahr, von gezielt platzierten Lü-
gen gespalten zu werden. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland er-
füllt in seiner ganz überwiegenden Breite einen um-
fassenden Informationsauftrag. Er ist in der Regel gut 
recherchiert, neutral und trägt einen erheblichen Teil 
zur demokratischen Bildung in unserem Land bei. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Sollte es bei diesen Worten den einen oder anderen 
Politiker aus weniger demokratischen Lagern unkon-
trolliert schütteln, dann nehme ich dies als Nebenwir-
kung sehr gerne in Kauf. 

So, wie die Bevölkerung einen öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk braucht, so braucht auch der öffentlich-
rechtliche Rundfunk die Zustimmung und die Akzep-
tanz der Bevölkerung. Um das in Zukunft auch zu ge-
währleisten, braucht es in der Tat Reformen und Mo-
dernisierungen der Instanz.  

Einzelne Fehler in Recherchen kommen vor. Das 
wird sich nie ganz ändern und verhindern lassen. 
Mauscheleien und Skandale wie beim rbb dürfen al-
lerdings nicht vorkommen. Zu diesem Zweck sieht 
die dritte Novellierung des Medienstaatsvertrags be-
reits erste Schritte in Richtung Compliance-Vorga-
ben und Stärkung der Aufsichtsgremien vor, die dann 
in Zukunft erweitert werden können und sollen. 

Ebenfalls Teil der dritten Novellierung ist die Redu-
zierung von Sendern, ähnlich wie von der FDP-
Fraktion in diesem Antrag gefordert. Demnach liegt 
es fortan in der Hoheit der unabhängigen Anstalten, 
ob einzelne Spartensender notwendig sind.  

Das bedeutet aber nicht, dass wir als Politik dazu 
keine Haltung haben dürfen. Ich sage Ihnen klar: Ich 
persönlich gehöre zum Phoenix-Fanclub. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Einsparungen, um unter anderem den Rundfunkbei-
trag in Zeiten steigender Energie- und Personalkos-
ten zu stabilisieren, sind definitiv notwendig. Eine 

Zusammenlegung von ARD und ZDF lehnen wir aber 
entschieden ab. Es soll auch in Zukunft weiterhin Me-
dienvielfalt gewährleistet werden. Ein einziges, bun-
desweites Vollprogramm ließe keinen Platz mehr für 
Konkurrenz zwischen den Anstalten und würde auch 
zulasten von innovativen Ideen gehen. Konkurrenz 
belebt eben bekanntlich das Geschäft, auch im öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk. 

Möglichkeiten für Einsparungen sehen wir daher be-
sonders auf der Verwaltungs- und nicht auf der Pro-
grammseite. Beispielsweise ließen sich die Organi-
sationseinheiten kleinerer Senderanstalten relativ 
problemlos zusammenlegen, ohne dass dies gleich-
zeitig Einbußen bei Programmvielfalt und Qualität mit 
sich bringt. 

(Beifall von den GRÜNEN und Thorsten 
Schick [CDU]) 

Im Hinblick auf eine notwendige vielfältige Berichter-
stattung halte ich diese Option für deutlich aussichts-
reicher.  

Darüber hinaus können Einsparungen nicht die ein-
zige Komponente sein, die bei einer möglichen Re-
form des ÖRR beleuchtet werden. Es sollte viel wei-
ter auch das Ziel sein, den ÖRR wieder zu einem Me-
dium zu machen, das wirklich die Gesamtheit der Be-
völkerung zu erreichen vermag. 

Die Anstalten müssen dafür vor allem im Online-Be-
reich gestärkt werden. Der TikTok-Kanal der Tages-
schau geht dabei mit gutem Beispiel voran. Es reicht 
längst nicht mehr, den Offline-Content eins zu eins in 
die sozialen Medien zu übertragen, vielmehr braucht 
es eine gezielte Anpassung der Inhalte an die jewei-
ligen Kanäle. 

Unser Anspruch ist es, dem ÖRR insgesamt deutlich 
mehr Inklusivität zu ermöglichen. Das beginnt bei 
Diversität durch alle Instanzen der Anstalten bis hoch 
in die Intendanz bei stärkerer Barrierefreiheit der In-
formationsangebote. Auch hier wieder Phoenix: Dort 
läuft die Tagesschau mit Gebärdensprache und ei-
nem nachhaltigerem Gesamtkonzept. 

Wir begrüßen die Aussicht auf eine vielfältig besetzte 
und unabhängige Expert*innenkommission für die 
anstehenden Reformen.  

Aufs Grundsätzliche heruntergebrochen fordert der 
vorliegende Antrag eine ganz richtige Sache: die Mo-
dernisierung des ÖRR und die Sicherung seiner ge-
sellschaftlichen Akzeptanz.  

Des Weiteren fordern die Kolleg*innen der FDP-
Fraktion jedoch gravierende Maßnahmen zulasten 
der Programmvielfalt, die wir so nicht mittragen kön-
nen. Trotzdem stimmen wir der Überweisung in den 
Ausschuss zu und freuen uns auf weitere Debatten. – 
Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die AfD hat der Abgeordnete Herr Tritschler 
das Wort. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ganz 
ungewohnt für mich: Wir diskutieren über Zustand 
und Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in 
Deutschland, und ich bin nicht der erste Redner, wir 
sind nicht die Antragsteller.  

Ich gehöre diesem Haus jetzt seit bald sechs Jahren 
an, und das ist wirklich eine Premiere. Bisher hat nie-
mand von Ihnen – wirklich niemand – etwas an WDR 
und Co. auszusetzen gehabt, und auf einmal sind 
alle ganz reformwillig.  

Wir erinnern uns mal an die Vorfälle alleine aus der 
vergangenen Legislaturperiode. Da waren die Omas 
und die Umweltsäue, offensichtliche Verbindungen 
ins linksradikale Milieu, der unverantwortliche Um-
gang mit Beitragsgeldern, eine stark tendenziöse Be-
richterstattung, eingesperrte Beitragsverweigerer, 
angelegte Listen von ÖRR-Feinden, bedrohte Künst-
ler, unterlassene Hilfeleistung bei der Flutkatastro-
phe und, und, und. Die Liste der Verfehlungen beim 
WDR allein in der vergangenen Legislaturperiode 
ließe sich endlos fortsetzen.  

Die Folgen sind offensichtlich. Das Vertrauen in un-
ser staatliches oder, wie Sie es nennen, öffentlich-
rechtliches Rundfunksystem ist erodiert. Egal, wel-
che Umfrage Sie sich anschauen: Zwei Drittel bis drei 
Viertel der Bürger lehnen diesen teuersten Rundfunk 
der Welt schlichtweg ab. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Statt sich dort am Riemen zu reißen und ernsthafte 
Reformen anzugehen, igelt man sich ein und macht 
munter weiter wie bisher. Die Krawalle der Silvester-
nacht sind laut Tagesschau allenfalls gruppendyna-
mische Prozesse. Stattdessen berichtet man lieber 
von einem afrikanischen Erfinder, der angeblich ei-
nen Fernsehapparat ersonnen habe, der ohne Strom 
funktioniert. Eine kurze Google-Recherche oder ele-
mentare Physikkenntnisse hätten diese Schlagzeile 
wohl verhindert – das übrigens zum Thema „Fake 
News“, Frau von Marenholtz. 

Da ist Florian Silbereisen, der den unsterblichen 
Klaus-Lage-Klassiker „1000 und eine Nacht“ politisch 
korrekt umdichtet, weil man im Ersten jetzt wohl nicht 
mehr „Indianer“ sagen darf. Da ist ein Grünen-Funk-
tionär, der sich als Journalist tarnt und in den Tages-
themen grüne Energiepolitik loben darf. Da ist der 
neue Moderator einer viel gesehenen Politiktalk-
show, der ein naja – ich sag’ mal – sehr enges Ver-
hältnis zur Klimabewegung pflegt, aber sicher weiter-
hin sicherstellen wird, dass die AfD als flächende-
ckend vertretene und demokratisch legitimierte poli-
tische Partei dort nicht zu sehen sein wird. Da ist ein 

Herr Stempfle, der gestern noch für die Tagesschau 
den neuen Verteidigungsminister loben durfte und 
heute wohl zum Dank auf einen hochdotierten Pos-
ten in dessen Ministerium berufen wurde.  

Das alles und noch viel mehr kann man machen, 
wenn man beim Staatsfunk ist, denn es entlockt 
Ihnen ja seit Jahren nicht ein Wort der Kritik, meine 
Damen und Herren. Seit Jahren hören wir hier das 
Hohelied auf WDR und Co. Von SPD und Grünen 
kommt das nicht überraschend, für sie ist er mehr o-
der weniger eine verlängerte PR-Stelle. Aber selbst 
Frau Stullich von der CDU buckelt in der Hoffnung 
auf ein bisschen Gefälligkeitsberichterstattung vor 
den Rundfunkanstalten. 

Ihre Leute im Rundfunkrat, die CDU- und FDP-
Vertreter, haben noch kürzlich eine Erklärung mit ver-
abschiedet, die den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
gar als konstitutiv, also als wesentliche Bedingung für 
die Demokratie bezeichnete. Also haben alle Länder, 
die so etwas nicht haben, offenbar keine Demokra-
tien. Die Zeit vor ARD, WDR, Tagesschau und GEZ 
war offensichtlich auch keine der Demokratie. Lä-
cherlich! 

Jetzt hört der Spaß auf. Erst als der sogenannte Sa-
tiriker Kindler die CDU als Feind und als – Zitat – 
„Scheißpartei“ bezeichnete, sind die CDU-Vertreter 
im Rundfunkrat aufgewacht und haben sich beim In-
tendanten beschwert. Ich kann Ihnen sagen, als AfD-
Mitglied erlebe ich so etwas beim öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk im Tagesrhythmus. Da hat sich bis-
her noch keiner beschwert. Wenn es aber an die ei-
gene Haut geht, passiert es auf einmal. Mit anderen 
Parteien kann man das machen, nicht aber mit der 
CDU.  

Nur die FDP ist in der Frage noch unglaubwürdiger. 
Fünf Jahre lang haben Sie hier alles niedergestimmt, 
was auch nur das kleinste bisschen Reform für den 
WDR bedeutet hätte. Wir haben Sie sogar – Sie wer-
den sich erinnern – über Ihr eigenes Programm ab-
stimmen lassen, in dem Sie vollmundig eine Verklei-
nerung von ARD und ZDF fordern, und Sie haben es 
Wort für Wort abgelehnt. Sie haben regiert und hät-
ten die Mehrheiten gehabt, etwas zu verändern. 
Stattdessen haben Sie lieber die Dienstwagen ge-
nommen. Jetzt sind Sie immer noch an mehreren 
Landesregierungen beteiligt und auch von denen 
kommen keine Reformanstrengungen. Nur hier, wo 
der Wähler Sie für Ihre „großartige“ Tätigkeit schon 
belohnt und die Dienstwagen wieder anderweitig ver-
geben hat, fordern Sie auf einmal Reformen, die Sie 
fünf Jahre lang ausgebremst haben. 

Nein, wer einen grundlegend reformierten, gesund 
geschrumpften und gebührenfreien Rundfunk will, 
bekommt ihn nur mit uns, mit der AfD. Nicht deshalb, 
sondern trotzdem werden wir Ihrem Antrag natürlich 
zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Tritschler. Sie haben vorhin eine unparlamentarische 
Wortwahl verwendet. Wenngleich es ein Zitat war, 
bleibt es das trotzdem. Das muss ich hier entspre-
chend rügen. – Damit hat die Landesregierung das 
Wort. Für diese spricht der Minister und Chef der 
Staatkanzlei, Herr Liminski.  

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Die 
FDP greift mit ihrem Antrag ein wichtiges Thema auf. 
Wir als Landesregierung sind sehr dankbar für die-
sen Antrag – wenn ich das sagen darf, ohne Noten 
zu verteilen – und für die differenzierte Auseinander-
setzung mit diesem sehr komplexen Thema. Das gilt 
auch für die allermeisten Beiträge in dieser Debatte.  

Die Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks hat 
mich, die Landesregierung, die Länder und das Hohe 
Haus schon in den vergangenen Monaten sehr inten-
siv beschäftigt und wird es sicherlich auch weiterhin 
tun. Das ist nicht zuletzt deshalb so, weil die Landes-
regierung und auch die Rundfunkkommission der 
Länder weiteren Reformbedarf beim öffentlich-recht-
lichen Rundfunk sehen. Denn der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk muss heute und auch in Zukunft durch 
ein publizistisch hochstehendes Produkt und eine 
kostenbewusste, effiziente Struktur überzeugen. Nur 
so – das will ich in aller Deutlichkeit sagen – wird ein 
pflichtfinanziertes System dauerhaft Akzeptanz in 
der Bevölkerung finden. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Landesregierung hat deshalb gemeinsam mit an-
deren Ländern bereits Reformen auf den Weg ge-
bracht. Das wurde hier und da schon erwähnt. Mit 
dem dritten Medienänderungsstaatsvertrag haben 
wir Maßnahmen angestoßen, die es den Sendern er-
lauben, ein stärkeres Profil zu entwickeln, Zielgrup-
pen passgenauer auch online zu erreichen. Aber 
gleichzeitig stärken wir damit auch die Aufsichtsgre-
mien. Es ist übrigens vor der Debatte des vergange-
nen Sommers, nicht zuletzt auch auf Initiative aus 
Nordrhein-Westfalen eingeführt worden, unsere Auf-
sichtsgremien, die die gesellschaftliche Aufsicht über 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk darstellen, so 
auszustatten, dass sie dieser Aufsichtsfunktion auch 
tatsächlich substanziell und effektiv nachkommen 
können. Das ist auf den Weg gebracht.  

Das Zweite ist bereits in der Beratung. Es geht da-
rum, Compliance-, Aufsichts- und Transparenzre-
geln zu verbessern. Damit ziehen wir für das Verfah-
ren der Medienänderungsstaatsverträge sehr zügig 
die Konsequenzen aus dem, was beim rbb im ver-
gangenen Sommer vor sich gegangen ist. Wir haben 
dazu eine öffentliche Anhörung laufen und werden 
das sehr bald in entsprechende Formen gießen. 

Ich sage aber auch ganz klar: Weitere Reformen 
werden folgen, weil sie notwendig sind. Wir haben in 
dem Sinne in der vergangenen Woche im Rahmen 
der Klausurtagung der Rundfunkkommission über 
die nächsten Schritte beraten. Wir haben in unserem 
Beschluss, der auch öffentlich nachzulesen ist, klare 
Worte zu der Frage gefunden, welchen Anforderun-
gen das öffentlich-rechtliche Produkt genügen muss; 
dazu ist in dieser Debatte schon Vieles gesagt wor-
den. Es muss ein plurales Angebot sein, das auch 
tatsächlich die Bandbreite der Gesellschaft erreicht. 
Es muss journalistisch den handwerklichen Anforde-
rungen entsprechen. 

Das sind Dinge, die nicht auf jeden Beitrag des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks zutreffen. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Das ist uns bewusst, und daher muss es in den Gre-
mien entsprechend aufgearbeitet werden. 

Unter den Ländern besteht auch Einigkeit, dass wir 
noch in diesem Jahr weitere gesetzliche Rahmenbe-
dingungen fortentwickeln wollen. Die Zusammenar-
beit unter Anstalten muss nicht der Ausnahme- oder 
Sonderfall, sondern der Regelfall werden, und dafür 
braucht es eine effizientere Organisation des Ge-
samtsystems. Das betrifft auch Leitungsstrukturen, 
das betrifft auch Personalkostenbudgets, und das 
sind alles Dinge, die von 16 Ländern geeint in diesem 
Beschluss von vergangener Woche stehen und inso-
fern jetzt die Grundlage für die weitere Arbeit bilden. 

Es ist richtig, dass die Anstalten jetzt selbst einen 
Beitrag leisten müssen, um aus dieser Situation, in 
die sie sich selber hineingebracht haben, herauszu-
finden und den Reformstau an der Stelle aufzulösen. 
Darüber hinaus werden wir das als Länder tun; ich 
habe es gerade schon gesagt. 

Mir ist auch wichtig, dass die Rundfunkkommission 
etwas beschlossen hat, was ich selber in einem In-
terview mit der FAZ im September öffentlich vorge-
schlagen habe, nämlich einen Zukunftsrat, der au-
ßerhalb des Miteinanders und Gegeneinanders von 
Sendern und Ländern eine Position einnimmt, von 
der aus der öffentlich-rechtliche Rundfunk der Zu-
kunft auf die Frage hin konzipiert wird, wie wir es 
schaffen, ein dauerhaft akzeptiertes System dieser 
Art in Deutschland zu haben. Das muss unabhängig 
geschehen. Ich erwarte von diesem Zukunftsrat hilf-
reiche Impulse für die Entscheidungen, die letztlich 
im Kreis der Länder und zu allerletzt hier getroffen 
werden müssen. 

Insofern sind wir offen für neue Ideen und offen für 
die Beratung dieses Antrags. Das wird sicherlich 
auch weiterhin hier Thema sein. Das ist richtig, und 
es tut dem Öffentlich-Rechtlichen gut, dass diese 
Fragen nicht in Berlin, sondern in den Ländern ent-
schieden werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank. Herr Minister. – 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung dieses Antrags in der Druck-
sache 18/2565 an den Ausschuss für Kultur und Me-
dien. Die abschließende Beratung und Abstimmung 
sollen dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand 
gegen die Überweisungsempfehlung? – Möchte sich 
jemand enthalten? – Das ist beide Male nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

8 NRW-Kitas vor dem „Kollaps“ bewahren: Wei-
tere Betreuungsmodelle endlich ermöglichen! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2557 

Ich eröffne die Aussprache, und für die AfD spricht 
als Erstes Herr Abgeordneter Schalley. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Präsident! Werte 
Damen und Herren! Eltern zu werden, ist ein beson-
ders einschneidendes Erlebnis im Leben aller Paare: 
auf der einen Seite das große Glück rund um das 
neugeborene Leben, auf der anderen Seite die harte 
Realität und die Frage, wie das Kind in den ersten 
Monaten oder gar Jahren betreut werden soll. 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Sechs Männer 
sitzen da!) 

Zurzeit ist die Frage für viele Eltern allerdings schon 
recht schnell beantwortet. Der finanzielle Druck in 
Verbindung mit der einseitigen Förderung der 
Fremdbetreuung lässt Eltern gar keine andere Wahl, 
als ihre Kinder in die Kita zu stecken. Aber es ist für 
die meisten Eltern ein regelrechtes Glücksspiel, 
überhaupt einen Betreuungsplatz zu ergattern, der in 
NRW und insbesondere in den klammen Kommunen 
des Ruhrgebiets im Vergleich besonders teuer ist. Es 
ist der klassische Zirkelschluss: Eltern müssen arbei-
ten, um einen Kita-Platz zu bezahlen, den sie nicht 
bräuchten, wenn sie nicht arbeiten müssten, um ei-
nen Kita-Platz zu bezahlen. 

Zu allem Übel gibt es dann noch nicht mal einen fi-
nanziellen Ausgleich, wenn man trotz Rechtsan-
spruchs keinen Platz bekommt. „Na klasse! Vielen 
Dank für nichts!“, können sich die Eltern sagen. 

Es ist aber auch kein Wunder, dass genau dieses 
System, an das Sie sich fester klammern als der 
Säugling an die Mutterbrust, seit Jahren kurz vor der 
Kippe steht. Und da Sie sich weiterhin einen feuchten 

Kehricht darum scheren, etwas daran zu ändern, 
droht es gänzlich abzustürzen. 

Auch wenn Ihnen das völlig egal ist, sehen das nicht 
nur wir so. Mehr als 150 Forscher sehen das deut-
sche Kita-System ebenfalls vor dem Kollaps und for-
dern die Politik zum Handeln auf. Sie befürchten eine 
Beschleunigung der Abwärtsspirale bei der Qualität 
und einen Zusammenbruch des Systems. Herr Pro-
fessor Klaus Fröhlich-Gildhoff vom Zentrum für Kin-
der- und Jugendforschung sieht – Zitat – „die Gefahr, 
dass die Kindertageseinrichtungen von Lern- und Le-
bensorten für Kinder und Familien wieder zu reinen 
Aufbewahrungsstätten werden“. Zitat Ende. Ganz 
genau: zu reinen Aufbewahrungsstätten, in denen 
mittlerweile auch die nordrhein-westfälischen Kita-
Verbände die Aufsichtspflicht gefährdet sehen. 

Und bitte verstehen Sie mich hier nicht falsch. Ich will 
die Kita nicht grundsätzlich schlechtreden. Aber die 
Zustände, in denen sich unsere Bildungseinrichtun-
gen derzeit befinden, bringen deutlich mehr Nach-
teile als Vorteile mit sich. 

Und natürlich sollen alle Eltern selbst entscheiden 
können, ob sie ihr Kind in eine Kita geben oder es 
doch in den ersten drei Lebensjahren zu Hause 
durch Mutter oder sogar Vater betreuen lassen. Doch 
genau diese Option einer Wahlfreiheit wird den El-
tern aus nicht nachvollziehbaren Gründen konse-
quent verwehrt. Dabei wäre es die einfachste Lö-
sung, nicht nur den Wunsch vieler Eltern zu erfüllen, 
sondern auch gleichzeitig immensen Druck vom Kes-
sel zu nehmen. Denn wenn man die Zahlen der Ber-
telsmann Stiftung sieht und ihnen Glauben schenkt, 
dann werden allein in NRW bald mehr als 100.000 
Betreuungsplätze fehlen. Damit droht der Kita-Land-
schaft der totale Kollaps. Wollen Sie das nicht erken-
nen? Die Leidtragenden Ihrer Politik sind wie so häu-
fig die Kinder. 

Ein erschreckendes Warnzeichen waren auch die 
Schlagzeilen der letzten Woche. Die Zahl der Mel-
dungen über Gewalt in Kitas ist in den vergangenen 
Jahren in NRW sprunghaft gestiegen. Die Zahlen zu 
körperlicher Gewalt, pädagogischem Fehlverhalten 
und sexueller Gewalt haben sich in den letzten Jah-
ren verdoppelt und teilweise sogar verdreifacht. In-
wieweit sich die gemeldeten Fälle tatsächlich bestä-
tigen lassen oder ob es sich um eine erhöhte Sensi-
bilisierung und somit lediglich um Verdachte gehan-
delt hat, muss natürlich geklärt werden. In jedem Fall 
ist dies aber ein Alarmsignal für die Zustände in der 
frühkindlichen Bildung und die Belastung der Erzie-
her. Ein gutes Pferd stirbt in den Sielen, wusste 
schon Otto von Bismarck lakonisch zu bemerken. Es 
ist doch völlig irrsinnig, weiter unbeirrt auf dieses 
durch Ihre Politik sterbende Pferd zu setzen. Selbst 
die Bertelsmann Stiftung sagt, dass es einfach nicht 
mehr realistisch sei, die Lücke zwischen Betreuungs-
bedarf und tatsächlicher Betreuungskapazität in den 
kommenden Jahren zu schließen. 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 65 Plenarprotokoll 18/21 

 

In diesem Sinne fordern wir Sie auf: Verschließen Sie 
nicht länger die Augen vor der Realität. Schaffen Sie 
die Voraussetzungen dafür, dass Fremdbetreuung 
Qualitätsstandards solcher Art entspricht, dass der 
Nutzen von frühkindlicher Bildung überhaupt zum 
Tragen kommen kann. Noch viel wichtiger: Solange 
das nicht der Fall ist, müssen Alternativen her. Des-
halb bitten wir Sie: Schaffen Sie eine Alternative, da-
mit Eltern, die ihre Kinder in den ersten drei Lebens-
jahren selbst betreuen würden, auch dazu der Lage 
sind, unabhängig von ihrer finanziellen Situation. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, für die Fraktion der CDU hat nun der 
Kollege Tom Brüntrup das Wort. 

Tom Brüntrup (CDU): Sehr geehrte Frau Landtags-
präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Als ich 
diesen Antrag zum ersten Mal gelesen habe, dachte 
ich: Wer hat noch nicht, wer will noch mal? Man 
nehme ein Thema, das uns alle bewegt, man nehme 
eine Studie, die wir bereits kennen, und formuliere ei-
nen Antrag daraus. 

Tatsächlich hat das Abschreiben der Problembe-
schreibung noch ganz gut funktioniert, schwieriger 
scheint den AfD-Vertretern die Suche nach Lösungs-
ansätzen gefallen zu sein. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

So propagiert man in Punkt 4 der Feststellung, dass 
die bisherigen Lösungsversuche ergebnislos seien 
und sagt hier, dass man auf ein sterbendes Pferd ge-
setzt hätte, nur um in den darauf folgenden Feststel-
lungspunkten die Bedeutung der Fachkräftegewin-
nung hervorzuheben und die Landesregierung im Er-
gebnis dazu aufzufordern, aktiver zu werden. Das 
klingt beinah so, als hätte bislang kein anderer das 
Problem bzw. die Bedeutung der Fachkräftegewin-
nung erkannt. 

Ich darf die Antragsteller aber beruhigen: Wir als 
schwarz-grüne Koalition sind wie auch die Landesre-
gierung aktiv damit beschäftigt, Fachkräfte zu gewin-
nen und die Situation für unsere Kinder weiter zu ver-
bessern. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wir haben hierzu bereits das Alltagshelferprogramm 
verlängert, um die Erzieherinnen und Erzieher von 
nicht pädagogischen Aufgaben zu entlasten. In un-
serem Antrag zur Fachkräfteoffensive für Kinderta-
geseinrichtungen, der morgen im Plenum diskutiert 
wird, schlagen wir darüber hinaus weitere konkrete 
Maßnahmen vor. 

Wir setzen uns für den Einsatz von Verwaltungsas-
sistentinnen und Verwaltungsassistenten ein, wollen 
die Anerkennung von ausländischen Berufsab-
schlüssen erleichtern, und wir wollen weitere Wege 
für Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger in den 
Sozial- und den Erziehungsbereich eröffnen. 

Weil das Interesse für pädagogische Arbeit schon 
früh geweckt werden kann, wollen wir außerdem An-
reize dafür schaffen, Freiwilligendienste im Erzie-
hungswesen zu absolvieren. Mehr Studierendenka-
pazitäten im Bereich der Kindheitspädagogik sowie 
eine Ausbildungsplatzoffensive an Fachschulen sol-
len zudem allen geeigneten Interessentinnen und In-
teressenten die Möglichkeit des Einstiegs in dieses 
Berufsfeld eröffnen. 

Wie Sie an unseren Maßnahmenvorschlägen sehen, 
sind wir uns der Komplexität und der Problemfelder 
bewusst und stärken deshalb die schulische und pra-
xisintegrierte Ausbildung, ergreifen Maßnahmen, um 
die Erziehungsberufe attraktiver zu gestalten, und 
befreien Erzieherinnen und Erzieher von bürokrati-
schen Lasten, wodurch wir es ihnen ermöglichen, 
sich auf ihre pädagogische Arbeit zu konzentrieren. 

Mit Blick auf den vorliegenden AfD-Antrag lassen Sie 
mich hingegen Folgendes feststellen: Wie so oft 
macht es sich die AfD zu einfach; zu einfach deshalb, 
weil sie im Antrag kaum über die Problembeschrei-
bung hinauskommt und – noch viel schlimmer – weil 
sie die qualifizierte pädagogische Betreuung durch 
das Fachpersonal offenbar als schlichtweg aus-
tauschbar versteht. Lassen Sie mich daher eines klar 
sagen: Die Betreuung von Kindern durch eine nicht 
weiter definierte nahestehende Verwandte als neues 
Betreuungsmodell verkaufen zu wollen, ist so wenig 
überzeugend wie sinnvoll. 

(Beifall von der CDU, Tim Achtermeyer 
[GRÜNE] und Astrid Vogelheim [GRÜNE]) 

Im Gegensatz zu den Antragstellern haben wir einen 
Anspruch, und der entspricht dem Anspruch der Kin-
der auf frühkindliche Bildung. Die wertvolle und ge-
sellschaftlich höchst relevante Aufgabe der Erziehe-
rinnen und Erzieher ist die professionelle Betreuung, 
Förderung und Bildung unserer Kinder. Hier wird der 
Grundstein dafür gelegt, dass die soziale Schere 
nicht weiter auseinandergeht. Dem Anspruch, dies 
zu ermöglichen, stellen wir uns gern.  

Lassen Sie uns daher gemeinsam am Bildungsan-
spruch unseren Kindertagesstätten festhalten. Hof-
fen wir darauf, dass der nächste AfD-Antrag einen 
solchen Anspruch ebenfalls hat. – Viele Grüße und 
vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun die Kollegin Nina 
Andrieshen das Wort. 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 66 Plenarprotokoll 18/21 

 

Nina Andrieshen (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vorlie-
gende Antrag der AfD beschreibt zunächst einmal 
die Situation in den Kitas: fehlende Kita-Plätze und 
fehlendes Fachpersonal; so weit, so gut – oder 
schlecht. Ich lehne mich nicht zu weit aus dem Fens-
ter, wenn ich sage, dass wir alle im Parlament dieses 
Problem erkannt haben. Bei der Lösung des Prob-
lems gehen unsere Ansätze jedoch weit auseinan-
der. 

Man kann sagen, dass die AfD in ihren Schlussfolge-
rungen nicht nur falsch abgebogen ist, sondern den 
Rückwärtsgang eingelegt hat, indem sie versucht, 
alte Debatten um das Betreuungsgeld – vielen noch 
unter dem Begriff „Herdprämie“ bekannt – wieder 
aufleben zu lassen. Dieser Ansatz ist damals wie 
heute der falsche Weg, vor allem im Hinblick auf das 
Thema „Chancengleichheit“. 

Hier lohnt sich, wie so oft, ein Blick in die skandinavi-
schen Länder. In Finnland, Norwegen und Schwe-
den wird ein Betreuungsgeld voll oder anteilig ausge-
zahlt, wenn Eltern ihre Kinder zu Hause betreuen. 
Die Höhe liegt bei ca. 10 % des durchschnittlichen 
Einkommens. Interessant wird es, wenn man sich 
anschaut, wer eigentlich das Betreuungsgeld be-
zieht. Der größte Teil der Empfänger*innen sind – 
wer hätte es gedacht? – Frauen: 84 % in Norwegen 
und sogar 92 % in Schweden. Außerdem sind das 
vor allem Mütter mit geringem Einkommen und nied-
rigem Bildungsstand. 

Studien zeigen, dass mit der Einführung des Betreu-
ungsgelds tradierte Geschlechterrollen manifestiert 
werden: Die Frau kümmert sich um Heim und Kind, 
der Mann bringt das Geld nach Hause. Der Gender-
Pay-Gap hat sich in all diesen Ländern erhöht, ge-
sunken ist lediglich die Arbeitsmarktbeteiligung der 
Frauen.  

Außerdem erhöht das Betreuungsgeld in diesen Län-
dern die Gesamtkosten der Kinderbetreuung und der 
Bildung. Es wird Geld aus dem System gezogen, das 
dann leider für den Ausbau der Kita-Plätze und die 
flächendeckende Steigerung der Qualität in den 
Kitas fehlt. Mangelnde Qualität bekommen alle Kin-
der zu spüren, auch diejenigen, die die Kita erst ab 
drei Jahren besuchen.  

Von Chancengleichheit für die Kinder und Frauen 
sind wir mit diesem Modell also meilenweit entfernt. 
Mit dem Ansatz ist nichts gewonnen, aber viel verlo-
ren. Wir sollten so schlau sein, die Fehler von ande-
ren nicht zu wiederholen. 

Der Überweisung in den Ausschuss stimmen wir zu, 
dem Ansatz der AfD allerdings, der Strukturen der 
Ungerechtigkeit zementiert anstatt sie aufzubrechen, 
nicht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erteile ich 
nun der Kollegin Eileen Woestmann das Wort. 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Dass die AfD mal wissen-
schaftliche Studien zitiert, um ihren eigenen Positio-
nen Gehör zu verschaffen, ist schon beeindruckend. 
Allerdings geht es wieder vor allem darum, die ei-
gene Ideologie zu untermauern. 

Wenn wir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf er-
möglichen wollen, dann muss es natürlich eine qua-
litativ hochwertige frühkindliche Bildung geben. Das 
ist gar keine Frage. Dass Kinder aber aktuell per se 
einen Schaden durch familienergänzende Betreuung 
davontrügen, ist mitnichten so. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Der Antrag wird mit seinen allgemeinen Forderungen 
dem Thema nicht gerecht, und ich empfehle, den An-
trag zum Thema „Fachkräfteoffensive“ von der CDU 
und Grünen zu lesen, den wir morgen debattieren 
werden. Zu diesem hat mein Kollege Brüntrup von 
der CDU schon einiges gesagt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP erteile ich nun dem Kolle-
gen Marcel Hafke das Wort. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unsere 
Wirtschaft steht vor einem Fachkräftemangel. Fach-
kräfte fehlen nicht nur in der Industrie oder im Hand-
werk, sondern auch in unseren Kitas. Welche Lösung 
schlägt nun die AfD vor? Eltern sollen ihre Kinder ein-
fach bis zum dritten Lebensjahr zu Hause betreuen. 
Das ist die einzige konkrete Forderung in diesem An-
trag. 

Bravo! Um den Fachkräftemangel in den Kitas zu be-
kämpfen, wollen Sie nun den Fachkräftemangel in al-
len anderen Bereichen verschärfen, indem junge El-
tern, Mütter und Väter, einfach drei Jahre lang zu 
Hause bleiben.  

Dass die AfD darüber hinaus ein Problem mit der 
dringend notwendigen Fachkräftezuwanderung hat, 
brauche ich sicher nicht auszuführen. 

Die AfD zeigt mal wieder, dass sie nicht willens ist, 
sich mit den komplexen Problemlagen in unserem 
Land auseinanderzusetzen. Deswegen lehnen wir 
den Antrag ab. – Vielen Dank, für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der FDP und den GRÜNEN – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung spricht nun Minister Dr. Limbach. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Gut sieben Jahre nach der Abschaf-
fung des Betreuungsgeldes durch ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts rufen Sie von der AfD wieder 
einmal nach dem Backlash. 

Die familiären Herausforderungen der Coronapande-
mie haben weit überwiegend Frauen aufgefangen; 
wie immer, wenn es um Care-Arbeit und die Schwie-
rigkeiten des Alltags geht. Es waren in besonderer 
Weise Frauen, die noch mehr familiäre Sorgearbeit 
übernommen und dafür teilweise Berufliches redu-
ziert haben. Ebenfalls waren es vor allem Frauen, die 
im Gesundheitsbereich oder auch im Einzelhandel 
im wahrsten Sinne des Wortes den Laden am Laufen 
gehalten haben. 

Anstatt dies wirklich zu wertschätzen und echte Ver-
besserungen vorzuschlagen, heißt es bei Ihnen wie-
der: Mutti soll es zu Hause richten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das sind Ihre üblichen antifeministischen Rezepte, 
die in Wahrheit natürlich niemandem helfen; nicht 
den Eltern, nicht den Erzieherinnen und Erziehern 
und vor allen Dingen nicht den Kindern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir als Landesregierung stellen das Kindeswohl und 
die bestmögliche Entwicklung von Kindern in den Fo-
kus unseres politischen Handelns. Deshalb ist es un-
ser Ziel, qualifizierte Kindertagesbetreuungsange-
bote mit gut ausgebildeten Fachkräften auszubauen, 
damit alle Kinder in unserem Land unabhängig von 
Herkunft und sozialem Hintergrund optimal davon 
profitieren können. 

Das Land hat deshalb bereits direkt nach dem Re-
gierungswechsel eine Fachkräfteoffensive etabliert 
und die Weichen für ein verbessertes Fachkräftema-
nagement gestellt. Damit sich Fachkräfte in den Kitas 
in der aktuell sehr herausfordernden Situation mög-
lichst auf ihre pädagogische Arbeit konzentrieren 
können, haben wir außerdem direkt nach dem Re-
gierungswechsel das Alltagshelferinnenprogramm 
verlängert. 

Was wir mittel- und langfristig an weiteren Verände-
rungen in der Kindertagesbetreuung und im Kinder-
bildungsgesetz umsetzen, wollen wir mit allen Akteu-
rinnen und Akteuren diskutieren und auch von der 
Evaluation des KiBiz abhängig machen. 

Aus Mitteln des Sondervermögens unterstützt die 
Landesregierung die nach dem KiBiz geförderten 
Kindertageseinrichtungen und die Angebote der Kin-
dertagespflege mit 60,2 Millionen Euro, um stei-
gende Energiekosten abzufedern. 

Bei allen Herausforderungen, vor denen die Kinder-
tagesbetreuung in NRW steht, möchte ich eines ganz 
deutlich machen: Die Erzieherinnen und Erzieher, 
die Kindertagespflegepersonen, alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in Einrichtungen und in der Kin-
dertagespflege leisten hervorragende Arbeit. Sie ha-
ben unser aller Respekt und unseren Dank verdient. 
Das ist etwas, was Sie in Ihrem Antrag übrigens nicht 
über die Lippen bekommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eines ist sicher: Ein Wiederauflebenlassen des Be-
treuungsgeldes wird es mit uns nicht geben. Wir wer-
den keine Politik gegen die Bedürfnisse und gegen 
den Willen der Mehrheit der Familien machen;  

(Zacharias Schalley [AfD]: Machen Sie doch!) 

denn das kann nicht richtig sein. Wirkliche Wahlfrei-
heit bedeutet, dass wir die soziale Infrastruktur und 
hierbei vor allem die Einrichtungen der frühkindlichen 
Bildung stärken. Das wollen die Familien, und das 
leistet einen wichtigen Beitrag dazu, allen Kindern in 
Nordrhein-Westfalen faire Zukunftschancen und ein 
gutes Aufwachsen zu ermöglichen. 

Diese Landesregierung investiert in Angebote, die 
sich Familien wünschen und durch die sie wirklich 
unterstützt werden. Wir stärken Gleichstellung und 
eine selbstbestimmte Familiengestaltung durch bes-
sere Vereinbarkeit. Wir investieren weiterhin in Bil-
dung und Chancen für alle Kinder. – Vielen Dank, für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen somit 
zum Schluss der Aussprache und gehen zur Abstim-
mung über. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/2557 an den Ausschuss für Fa-
milie, Kinder und Jugend. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung soll dort in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. Wer stimmt der Überweisungsempfehlung 
zu? – Das sind die Fraktionen von CDU, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, FDP und AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Ich sehe keine Gegenstimmen. Wer enthält 
sich? – Ich sehe keine Enthaltungen. Damit ist diese 
Überweisungsempfehlung angenommen.  

Wir kommen zu: 

9 27. Bericht der Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Nordrhein-
Westfalen 

Vorlage 18/18 

In Verbindung mit: 
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Stellungnahme der Landesregierung zum 
27. Datenschutz- und Informationsfreiheitsbe-
richt der Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 

Vorlage 18/485 

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 18/2600 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Kollegen Marc Blondin das Wort. 

Marc Blondin (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
mich im Namen der CDU-Landtagsfraktion bei der 
Landesbeauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit, Bettina Gayk, sowie ihren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern herzlich für die geleistete Arbeit 
bedanken. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Auch in diesem Jahr hat der Landtag wieder einen 
detaillierten und ausführlichen Bericht erhalten, der 
auf Probleme in verschiedensten Themenfeldern 
hinweist und somit einen konstruktiven Beitrag für die 
immer wieder notwendigen Abwägungen darstellt, 
die wir im sensiblen Bereich des Datenschutzes vor-
nehmen müssen. Denn wir reden hier nicht über ir-
gendeine Floskel, sondern über eine wichtige Säule 
unserer Grundrechtsordnung. 

Der moderne Datenschutz ist ein Ausfluss aus dem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung, wel-
ches wiederum Teil des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 
1 unseres Grundgesetzes ist. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Als schwarz-grüne Zukunftskoalition bekennen wir 
uns deutlich zu diesem Grundsatz und wollen den 
Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes dabei hel-
fen, ihr Recht wahrzunehmen und durchzusetzen. 
Unser Ziel ist es insbesondere, die Kompetenzen der 
Bevölkerung in diesen Bereichen zu stärken und sie 
für Risiken zu sensibilisieren. Die Bürgerinnen und 
Bürger müssen sich der Bedeutung ihrer Daten be-
wusst werden und selbst entscheiden können, wie 
sie diese verwenden. 

Das Thema „Datenschutz“ durchzieht dabei viele 
verschiedene Themenbereiche, beispielsweise den 
Schulbereich. Seit vielen Jahren sehen wir dort eine 
fortschreitende Digitalisierung. Einerseits geht damit 
ein Gewinn an Lernmethoden und Flexibilität für un-
sere Schulen einher, aus Sicht eines Datenschützers 
ergeben sich jedoch eine Menge Fragen und Risi-
ken. So ist für den Anwender selten schnell erkenn-

bar, welche Daten gesammelt und wie diese verwen-
det werden.  

An diesem Beispiel zeigt sich, wie wertvoll es ist, eine 
Landesbeauftragte für Datenschutz mit ihrem Team 
zu haben, die rechtzeitig aus der Perspektive eines 
idealen Datenschutzes diese Risiken analysiert. 

(Beifall von der CDU) 

Daran anschließend sind Landesregierung und 
Landtag gefragt, rechtssichere und praktikable Lö-
sungen aufzuzeigen. 

Ein weiterer, schon klassischer Konfliktpunkt im Da-
tenschutz findet sich bei der inneren Sicherheit. Es 
gibt kaum einen anderen Bereich, in dem wir so oft 
und so sensibel die widerstreitenden Grundrechte 
und Interessen gegeneinander abwägen. Es findet 
eine immer wieder aktualisierte Bewertung des 
Schutzes der Daten auf der einen und des Sicher-
heitsbedürfnisses der Gesellschaft auf der anderen 
Seite statt.  

Hier gab es in den vergangenen Jahren mit der Da-
tenbankübergreifenden Analyse und Recherche eine 
neue Entwicklung, die der Polizei die Arbeit deutlich 
erleichtert hat. Es ist begrüßenswert, wie dort die Ar-
beit der Landesdatenschutzbeauftragten und der Po-
litik ineinandergegriffen haben und der im Bericht an-
gesprochene Gesetzentwurf mittlerweile in Kraft ge-
treten ist. 

Eine bedenkliche Entwicklung zeigt die Landesda-
tenschutzbeauftragte ebenfalls auf. Unter Punkt 4.3 
geht sie auf das Thema „Richterschelte im Internet“ 
ein. Gemeint sind Fälle, in denen Richter nach Ur-
teilsspruch im Netz für ihr Urteil angegriffen werden. 
Es erfolgte im genannten Fall keine sachliche inhalt-
liche Kritik am Urteil, sondern es handelte sich um 
diffamierende Unterstellungen. 

Solche Reaktionen auf richterliche Urteile dienen am 
Ende nur einem Zweck: Es ist der Versuch, die Justiz 
einzuschüchtern und sie von unliebsamen Urteilen 
abzuhalten. Ein solches Vorgehen dürfen wir nicht 
tolerieren. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

In den kommenden Jahren werden wir uns im digita-
len Bereich noch stärker die Frage stellen, wie viele 
und welche Daten Sicherheitsbehörden verknüpfen 
dürfen. Ich werbe dafür, an diese Frage offen heran-
zugehen und neben den Risiken auch die sicher-
heitspolitischen Möglichkeiten und Chancen zu se-
hen. Polizei und Sicherheitsbehörden müssen mit 
Kriminellen und Verfassungsfeinden mithalten kön-
nen. Wir müssen ihnen hierfür die Möglichkeit geben, 
entsprechende Datenmengen zu erheben und zu 
verwenden. 

(Beifall von der CDU) 
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Der Datenschutz wird in unserer immer digitaler und 
vernetzter werdenden Informationsgesellschaft wei-
ter an Bedeutung gewinnen. Wir müssen daher auch 
in Zukunft eine gute Balance zwischen der Einhal-
tung der Grundprinzipien der Datenschutz-Grundver-
ordnung und dem Schutz vor einer übertriebenen 
Auslegung dieser Anforderungen finden. – In diesem 
Sinne danke ich für den Bericht und für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun der Kollege Se-
bastian Watermeier. 

Sebastian Watermeier (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Zunächst möchte ich na-
türlich auch vonseiten der SPD-Fraktion der Landes-
datenschutzbeauftragten Frau Gayk und ihren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern noch einmal sehr herz-
lich für den ausführlichen und aufschlussreichen Be-
richt danken. Er ist eine Bereicherung unserer politi-
schen Arbeit im Innenausschuss und stellt ein wich-
tiges Dokument im Interesse der Menschen in Nord-
rhein-Westfalen dar. 

Mit der rasant fortschreitenden technischen Entwick-
lung gewinnt die Frage des Datenschutzes weiter an 
Bedeutung. Dies wird auch an der Vielzahl der Ein-
gaben deutlich, die sich seit Inkrafttreten der Daten-
schutz-Grundverordnung konstant bei etwa 12.000 
bewegt. Das ist eine beeindruckende Zahl. Sie zeigt 
aber auch, wie wichtig die Arbeit der Landesbeauf-
tragten und ihrer Behörde ist. Die fortschreitende 
technische Entwicklung stellt auch die LDI vor immer 
neue Herausforderungen.  

In den ergänzenden Ausführungen der Landesbe-
auftragten zum vorliegenden Bericht im Ausschuss 
ist aber auch deutlich geworden, dass die Landesre-
gierung in einigen wichtigen Themenkomplexen ihre 
Hausaufgaben nicht wirklich gemacht hat.  

Insbesondere bei der Einführung von Lernsoftware 
an den Schulen während der Pandemie hatten sich 
Probleme vor allem bei nicht gestatteter Übertragung 
von personenbezogenen Daten zu den Herstellern in 
die USA ergeben. In der Stellungnahme der Landes-
regierung wird dazu auf eine Angemessenheitsent-
scheidung der EU-Kommission verwiesen, die Ab-
hilfe schaffen würde, was nach Aussage der Landes-
beauftragten aber nicht ausreichend ist. Aus unserer 
Sicht muss vonseiten der Landesregierung nachge-
arbeitet werden. 

Ein weiteres Thema, das wir hier im Hause schon öf-
ter debattiert haben, ist der Umgang mit persönlichen 
Daten im Zusammenhang mit der BAO Janus. Da-
mals sind im Zusammenhang mit rechtsextremen 

Chatgruppen in der Polizei rund 12.500 Telefonnum-
mern an verschiedene Behörden übermittelt worden. 
Wir haben das damals kritisch gesehen, tun es heute 
noch und fühlen uns in der Kritik durch den vorliegen-
den Bericht der Landesbeauftragten bestätigt. 

Es ist schon bezeichnend, wenn hier laut Stellung-
nahme der Landesregierung unterschiedliche 
Rechtsauffassungen vorliegen. Dann wäre es wohl 
zielführend, sich mit der Landesbeauftragten zusam-
menzusetzen, diese unterschiedlichen Rechtsauf-
fassungen zu klären und zu schauen, wie man zu ei-
ner gemeinsamen Rechtsauffassung kommt. 

Bezeichnend ist, dass anscheinend auch die grüne 
Landtagsfraktion ihr Engagement für einen umfas-
senden Datenschutz in dieser Frage etwas zurück-
gefahren hat. Aber vielleicht kommt da von ihrer 
Seite – ich sehe auch dem Redebeitrag interessiert 
entgegen – doch noch Deutlicheres. 

Gleiches gilt für die umfassende datenbankübergrei-
fende Recherche der Polizei mittels der Software Pa-
lantir. Zwar ist inzwischen aufgrund der Intervention 
der LDI eine gesetzliche Grundlage für den Einsatz 
dieser Software geschaffen worden, damit ist das 
Thema aber weder für uns noch für die LDI vom 
Tisch, auch wenn die Landesregierung das in ihrer 
Stellungnahme nahelegt. Nicht umsonst hat die Lan-
desbeauftragte in ihrem Bericht angekündigt, dass 
die Anwendung von Palantir weiter beobachtet wird. 

Lassen Sie mich kurz auf einen weiteren Aspekt des 
Berichts eingehen. Es wird auch die unterschiedliche 
Praxis bei der Kontrolle der Verfahrensrückmeldun-
gen der Staatsanwaltschaften an die Polizei bemängelt. 
Es kann – so wird es im Bericht ja auch deutlich – 
durchaus gravierende Folgen für Bürgerinnen und 
Bürger haben, wenn eingestellte Verfahren den Er-
mittlungsbehörden nicht bekannt sind und sie so 
möglicherweise wieder, durch welche Zufälle auch 
immer, in den Fokus von Ermittlungen geraten. 

Da beruhigt die Aussage der Landesregierung, dass 
die – Zitat – „konsequente Rückmeldung […] sich vo-
raussichtlich mit Fortgang der Digitalisierung bei Po-
lizei und Justiz […] verbessern“ werde, nicht wirklich. 
Weder ist mein Vertrauen in den zügigen Fortgang 
der Digitalisierung bei der Justiz besonders hoch, 
noch finde ich die Formulierung „voraussichtlich“ 
sehr vertrauensbildend. Der eine oder andere von 
uns ist häufiger mit der Bahn unterwegs. Sie wissen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen: Züge, die voraus-
sichtlich pünktlich fahren, neigen dazu, erhebliche 
Verspätungen zu entwickeln. 

Unser Fazit lautet deshalb: Es gibt noch eine Reihe 
von Baustellen, die die Landesregierung in Sachen 
„Datenschutz“ zu bearbeiten hat. 

Die Landesbeauftragte kann sich der Unterstützung 
der SPD-Landtagsfraktion bei der Wahrnehmung ih-
rer so immens wichtigen Aufgabe sicher sein. Wir 
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bedanken uns noch einmal herzlich für die geleistete 
Arbeit. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erteile ich 
nun der Kollegin Julia Eisentraut das Wort. 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleg*innen der demokratischen 
Fraktionen! Erinnern Sie sich noch an das Schamge-
fühl, welches viele von uns hatten, als wir das erste 
Mal positiv auf Corona getestet wurden? Hätten Sie 
gewollt, dass diese Information in der Zeitung steht 
oder alle Nachbar*innen von Ihrem positiven Test 
wissen, vielleicht sogar, wo Sie sich angesteckt ha-
ben? Zeigen Sie jeder beliebigen Person Ihren Brow-
serverlauf, oder lassen Sie Fremde dabei zusehen, 
wie Sie mit einer guten Freundin schreiben? Wie 
geht es Ihnen, wenn Ihre Mutter Ihre alten, peinlichen 
Kinderfotos, am besten auf dem Töpfchen, in den so-
zialen Netzwerken teilt und Sie verlinkt? 

All diese Beispiele zeigen doch, wie wichtig Daten-
schutz als Thema ist – 

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

vor allem, wenn man bedenkt, dass das Internet nie 
vergisst. Trotzdem sehen viele den Datenschutz als 
Blockierer und nicht als Ermöglicher. 

Dabei wahrt der Datenschutz die Rechte auf Pri-
vatsphäre und informationelle Selbstbestimmung, 
welche sich aus dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht ergeben. Das Bundesverfassungsgericht 
schreibt diesen Rechten in ständiger Rechtspre-
chung einen Menschenwürdekern zu. Ein Teil dieser 
Rechte wurzelt demnach im wichtigsten Grundrecht 
unserer Verfassung und ist somit gegen jeden Ein-
griff geschützt. 

Doch warum ist das so? Die freie Entfaltung unserer 
Persönlichkeit – also das zu tun, was wir wollen und 
wann wir es wollen – erfordert es, dass wir uns auch 
frei und unbeobachtet fühlen. Jeder Mensch verhält 
sich in Abhängigkeit davon, ob man sich beobachtet 
fühlt oder nicht, anders. 

Das Bedürfnis, sensibelste Informationen zu unserer 
Persönlichkeit, unserem Verhalten, unseren Vorlie-
ben oder unseren Schwächen vor dem unbefugten 
Zugriff Dritter sicher zu wissen, macht den Men-
schenwürdekern im Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung aus. Diese Basis ermöglicht es 
uns allen, so zu leben, wie wir es möchten. 

Doch Datenschutz geht darüber hinaus. Er garantiert 
auch, dass mein Konsumverhalten nicht beliebig 
durch Algorithmen automatisiert erfasst und katego-
risiert werden kann, um mich in meiner Entschei-

dungsfähigkeit zu beeinflussen. Alle von uns kennen 
wahrscheinlich die aufploppenden Werbeanzeigen 
von Produkten, nach denen wir gerade eben noch 
gesucht haben. 

Die Menschenwürde bedeutet im Kern, dass der 
Mensch als solcher einen Wert hat und nicht zum 
Objekt des Handelns des Staates oder anderer ge-
macht werden darf. Besonders in Bezug auf neue 
Technologien und automatisierte Datenverarbei-
tungsprozesse müssen wir daher darauf achtgeben, 
Menschen nicht als Summe ihrer Daten, sondern als 
freie Individuen wahrzunehmen. Darin liegt eine der 
wichtigsten Aufgaben des Datenschutzes. 

Wir als schwarz-grüne Koalition sehen uns dem ver-
pflichtet, wenn wir vertrauenswürdige digitale Sys-
teme schaffen wollen. Deshalb werden wir auch im 
Dialog mit Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft 
für transparente und diskriminierungsfreie Algorith-
men werben und darauf achten, nur solche einzuset-
zen. 

Vor diesem Hintergrund danke ich den Beschäftigten 
der LDI und ganz besonders ihrer Leitung, Frau 
Gayk, als Beauftragter für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit des Landes Nordrhein-Westfalen für die 
Wahrnehmung ihrer wichtigen Aufgabe in unserem 
Land. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mit der Kontrolle über die Einhaltung datenschutz-
rechtlicher Vorgaben, der Bearbeitung von Daten-
schutzbeschwerden und Ihrer beratenden Tätigkeit 
für Bürger*innen, Unternehmen und öffentliche Stel-
len leisten Sie eine unerlässliche Arbeit für einen um-
fassenden Datenschutz und die Verwirklichung der 
bereits erörterten Grundrechte der Bürgerinnen und 
Bürger. 

Mit Blick auf die zu hohe Belastung wegen der unver-
ändert hohen Eingangszahlen brauchen Sie eine ge-
eignete Personalausstattung. Deshalb haben wir uns 
als Koalition darauf verständigt, Sie in Ihrer Bera-
tungsleistung neben Ihrer Aufsichtsfunktion auch 
personell zu stärken. 

Ich begrüße es daher ausdrücklich, dass wir uns min-
destens einmal im Jahr die Zeit dafür nehmen, hier 
auch Ihre Arbeit zu würdigen. Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU)  

In Ihrem Bericht zeigen Sie die Vielfalt der daten-
schutzrechtlich relevanten Themenfelder auf, die von 
digitalen Lernformen in den Schulen über Teststatio-
nen bis zu polizeilichen Datenbanken und Ermittlun-
gen reichen. Diese Themen sind aus unserer Sicht 
sehr wichtig, und wir danken Ihnen für Ihre Arbeit und 
Hinweise in diesen Bereichen. Es wird deutlich, wie 
Sie in Kooperation mit staatlichen Behörden Daten-
schutzlücken schließen und auch Bürger*innen auf 
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Missstände hinweisen. Auch die privatwirtschaftli-
chen Akteure kontrollieren Sie und sorgen mit fachli-
cher Kompetenz und notfalls Bußgeldern dafür, dass 
auch bei diesen die Daten der Bürger*innen sicher 
sind. 

Zum Schluss meiner Rede danke ich Ihnen daher 
noch mal sehr herzlich und freue mich auf die künf-
tige Zusammenarbeit. Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP erteile ich nun dem Kolle-
gen Marc Lürbke das Wort. 

Marc Lürbke (FDP): Ganz herzlichen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ja, uns liegt der 27. Datenschutzbericht der Lan-
desbeauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit vor. Am letzten Donnerstag hat sich der In-
nenausschuss bereits ausführlich und intensiv damit 
beschäftigt. Der Bericht gibt einen umfassenden 
Überblick über die Entwicklungen im Bereich des Da-
tenschutzes und verdeutlicht vielfältige Problemstel-
lungen, bei denen das Recht auf Datenschutz zu be-
achten ist.  

Ich möchte mich, natürlich auch im Namen der ge-
samten FDP-Fraktion, ganz herzlich bei Frau Gayk, 
der LDI und ihrem ganzen Team für den vorliegen-
den Bericht und die geleistete Arbeit bedanken. Wie 
der Bericht eindrucksvoll belegt, ist Ihre Aufgabe 
heute vielleicht mehr denn je unverzichtbar. Als 
Querschnittsmaterie beinhaltet das Datenschutz-
recht zahlreiche Rechtsgebiete. Es ist breit gefächert 
und betrifft jeden einzelnen Bürger, aber letztlich 
auch Unternehmen und staatliche Institutionen; denn 
es geht dabei nicht nur um den Schutz von Daten an 
sich, sondern um den Schutz der Persönlichkeits-
rechte und Freiheiten der Bürger. Es geht um die 
Funktionsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen und um den Schutz vor Missbrauch 
unserer Daten. 

Modernisierte Datenschutzgesetze, pandemiebe-
dingte Datenverarbeitung, Social Media, eine verän-
derte Arbeitswelt, globaler Datenverkehr und die Di-
gitalisierung insgesamt verdeutlichen aktuell die Dy-
namik – ich denke, das ist uns allen klar –, die im Da-
tenschutz besteht. Es gibt deshalb eine Fülle von da-
tenschutzrechtlichen Themen, die man hier eigent-
lich in aller Ausführlichkeit ansprechen könnte, ja 
müsste. Aber die Zeit wird dafür nicht reichen, und 
wir haben das ja teilweise auch schon im Innenaus-
schuss gemacht. Deswegen möchte ich mich auf nur 
zwei konkrete Punkte beschränken: 

Erstens. Angesichts der Coronapandemie fanden und 
finden immer noch COVID-19-bedingte Datenverar-
beitungen statt. Logisch. Da sind sehr, sehr viele 

Daten angefallen, was uns natürlich auch insgesamt 
vor Herausforderungen stellt. Das zeigt sich bei-
spielsweise am Einsatz von Smartphone-Apps oder 
bei der Testung auf das Coronavirus.  

Ich fand das hier sehr einleuchtend. Der Bericht der 
LDI zeigt nämlich auf, dass es durchaus noch eine 
ganze Menge auch in diesem Bereich zu tun gibt; 
denn mit der Pandemie sind richtigerweise auch bei-
spielsweise schnell sehr viele Coronatestzentren 
entstanden. Für rechtssicheren Datenschutz blieb 
hier aber meist keine Zeit. Nun sind zwei Jahre ver-
gangen, und wir lernen teilweise immer noch, wie 
man mit dem Virus umgehen muss. Wir wissen aber 
bereits, wie wir mit Daten umgehen sollen, um Miss-
brauch zu vermeiden. Deshalb gibt es hier in der Tat 
noch einige Baustellen und Herausforderungen, wel-
chen begegnet werden muss. Gerade bei sensiblen 
Daten, die im Zuge der Pandemie – sei es bei der 
Impfung oder bei der Testung – gesammelt wurden, 
besteht naturgemäß ein großes Missbrauchspoten-
zial. Deswegen muss sichergestellt werden, dass 
nun auch die COVID-19-bedingte Datenverarbeitung 
insbesondere in den Testzentren sicher vonstatten-
geht, um die Grundrechte der Betroffenen zu wahren 
und vor Missbrauch zu schützen. 

Zweitens. Mit fortschreitender Digitalisierung nutzt 
auch unsere Polizei moderne Software. Das haben 
meine Vorredner schon erwähnt. Ich glaube, das ist 
richtig; denn auch das Verbrechen wird immer digita-
ler, immer schneller. Da darf die Polizei nicht rück-
ständig sein, sondern muss schnell und effektiv ar-
beiten. Wir brauchen eine Polizei technisch auf der 
Höhe der Zeit und eben nicht technisch hinter dem 
Berg. 

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Die Polizei in Nordrhein-Westfalen nutzt zur Analyse 
ihrer Daten seit dem Jahr 2020 die „Datenbanküber-
greifende Analyse und Recherche“, DAR, beruhend 
auf der Software Gotham des US-Unternehmens Pa-
lantir. Diese Software ist in der Lage, Informationen 
aus verschiedenen Datenbanken miteinander zu ver-
knüpfen, um Fälle von Terrorismus und schwerer Kri-
minalität zu verhindern.  

Durch die Automatisierung wird der ohnehin bereits be-
stehende Eingriff in das Grundrecht des Art. 2 Abs. 1 
Grundgesetz in Verbindung mit Art. 1 Grundgesetz 
intensiviert. Daher bedarf es auch einer sauberen 
Rechtsgrundlage. Genau diese wurde richtigerweise 
unter Schwarz-Gelb geschaffen, und es wurde auch 
dafür gesorgt, dass hohe rechtliche Hürden den An-
wendungsbereich dieser Rechtsgrundlage begren-
zen. Jedoch heißt das nicht, meine Damen und Her-
ren, dass man bestehendes Recht nicht immer auch 
neu evaluieren und anpassen kann, wenn es Hand-
lungsbedarf gibt. Die LDI hat uns hier auch etwas ins 
Aufgabenheft geschrieben. Daher ist es richtig und 
wichtig, dass die LDI bei dem Datenschutz auf die 
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Einhaltung der Grundrechte achtet, sich kritisch mit 
der eingesetzten Software auseinandersetzt und 
Verbesserungspotenziale aufzeigt. 

All das zeigt: Die Dynamik des Datenschutzes und 
die immer neuen Fragestellungen, welche stets da-
mit einhergehen, stellen uns vor immer neue Heraus-
forderungen. 

Abschließend möchte ich mich noch einmal für diese 
wichtige Arbeit der Landesdatenschutzbeauftragten 
und für die geleistete Arbeit bedanken. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD hat nun der Abgeordnete 
Herr Tritschler das Wort.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Zeitalter 
elektronischer Datenverarbeitung und einer immer 
größeren Datenspur, die jeder Einzelne von uns, ob 
er nun will oder nicht, hinter sich herzieht, ist der 
Schutz unserer persönlichen Daten ein wichtiges An-
liegen. Das macht die Landesbeauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit zu einer wichtigen In-
stitution in unserem Land. Ich möchte Ihnen, Frau 
Gayk, auch im Namen meiner Fraktion, herzlich für 
Ihre Arbeit danken. 

(Beifall von der AfD) 

Allein die bloße Statistik – wir haben es ansatzweise 
schon gehört – ist durchaus eindrucksvoll: knapp 
12.000 schriftliche Eingaben, 6.849 Beschwerden, 
rund 1.500 schriftliche Beratungsanfragen – soweit 
die messbare Arbeit, die in Ihren 130-seitigen Bericht 
eingegangen ist, ein Bericht, der jetzt – viele haben 
sicher seit Jahren darauf gewartet – in Genderspra-
che abgefasst ist und uns somit mit schönen Wort-
schöpfungen wie „Telemediendiensteanbieter*in-
nen“, „Hacker*innen“, „Internet- und Mobilfunkanbie-
ter*innen“ und „Nutzer*innendaten“ begeistert. Gut, 
das kann man machen. Aber die Kritik müssen Sie 
sich dann schon anhören, Frau Gayk. Damit nimmt 
die Gendersprache mehr Raum in Ihrem Bericht ein 
als der grob fahrlässige Umgang mit Personendaten 
im Jahr 2021 auf dem Höhepunkt der Coronahyste-
rie.  

Der widmen Sie gut eine Seite in Ihrem Bericht und 
beleuchten die Problematik damit meines Erachtens 
nicht einmal im Ansatz.  

Kein Wort zu den Personenlisten, die monatelang in 
Kneipen und Gaststätten gleichsam achtlos und 
sinnlos herumlagen und an denen sich entgegen ur-
sprünglicher Zusagen auch Polizeibehörden und an-
dere bedienten. Nur wenige Worte fallen zum höchst 
fahrlässigen Umgang mit Impf- und Testdaten durch 

zum Teil ausgesprochen zwielichtige Betreiber von 
Testzentren und ähnlichen Einrichtungen. 

Ich hatte letztes Jahr an dieser Stelle mit Nachdruck 
darum gebeten, dass Sie genau diese augenfälligen 
Missstände untersuchen und nach Möglichkeit ab-
stellen. Untersucht haben Sie aber offensichtlich we-
nig und abgestellt eigentlich gar nichts, denn das 
Ende der Mängel ging vielmehr mit dem Ende der 
Coronapolitik einher. 

Zynisch ist es dann aber, wenn der Innenminister zu 
dieser sehr zurückhaltenden Kritik lapidar anmerkt, 
dass die Testzentren ja privatrechtlich betrieben wor-
den seien, und damit quasi jede Verantwortung von 
sich weist. Ja, Herr Reul – Sie hören leider nicht zu –, 
sie waren vielleicht in privater Hand, aber Ihre Behör-
den waren es, die uns gezwungen haben, diese Zen-
tren zu besuchen und ihnen unsere Daten zu offen-
baren.  

Andernfalls ging es zeitweise nicht einmal mehr, zur 
Arbeit zu gehen, eine Behörde zu besuchen oder 
bloß mit der Bahn zu fahren. Man kann es sich heute 
schon fast nicht mehr vorstellen, aber das war Ihre 
Wahnsinnspolitik. Es wäre Ihre Pflicht gewesen, den 
Glücksrittern mit ihren zwielichtigen Testzentren auf 
die Finger zu schauen. Das ist nicht passiert. 

(Beifall von der AfD) 

Unser Innenminister hat aber ohnehin ein sehr eige-
nes Verhältnis zum Datenschutz; darüber werden wir 
diese Woche noch einmal sprechen. Als einige Poli-
zisten in den Verdacht gerieten, rechtswidrige Inhalte 
in Chats geteilt zu haben, ließ er ohne nähere Prü-
fung 46 Handys beschlagnahmen und übermittelte 
die dort gespeicherten rund 12.500 Telefonnummern 
von Ärzten, von Freunden, von Anwälten, von Fami-
lie und Kollegen an etliche Behörden: an das BKA, 
an das LKA, an den sogenannten Verfassungs-
schutz in Bund und Land, an die Bundespolizei, ja 
sogar an den Zoll. Ich weiß nicht, ob die sich per 
WhatsApp vielleicht auch noch über Zigaretten-
schmuggel verständigt haben; jedenfalls ist sogar 
der Zoll einbezogen worden. 

Es handelt sich um einen beispiellos unverantwortli-
chen Umgang mit persönlichen Daten, eine Form 
des Generalverdachts und eine Art Gruppenhaftung, 
wie sie in Deutschland eigentlich schon lange aus der 
Mode ist. An dieser Stelle danke ich der Daten-
schutzbeauftragten ganz klar und ausdrücklich dafür, 
dass sie hier Zähne gezeigt und das Verhalten des 
Innenministers in ihrem Bericht ganz deutlich kritisiert 
hat.  

Von der Seite würden wir Sie uns öfter wünschen: 
gegen sammelwütige Sicherheitsbehörden und Mi-
nister, gegen übergriffige Geheimdienste und zum 
Beispiel auch gegen einen Rundfunkbeitragsservice, 
der die Daten von sämtlichen Deutschen hortet, ob 
sie es wollen oder nicht. Vielleicht sehen und hören 
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wir im nächsten Jahr mehr davon. Ich wünsche Ihnen 
gutes Gelingen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung hat nun Minister Herbert Reul das Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der 27. Datenschutzbe-
richt der Landesbeauftragten liegt vor. Das Jahr 2021 
wird behandelt. Die Landesdatenschutzbeauftragte 
stellt in gewohnter Art und Weise – wie es als unab-
hängige Aufsichtsbehörde auch notwendig ist – ihre 
Auffassung zu Datenschutzproblematiken aus fast 
allen Lebensbereichen zusammen; es kommen Wirt-
schaft, das Sozialressort und die Medienlandschaft 
vor. 

Etwa fünfeinhalb Seiten der 130 Seiten sind meinem 
Ressort, der Innenpolitik, gewidmet. Außerdem liegt 
Ihnen die Stellungnahme der Landesregierung zum 
Bericht vor. Wenn ich eine Kurzfassung machen 
dürfte, würde ich sagen: Grundlegende Meinungs-
verschiedenheiten zwischen LDI und Landesregie-
rung bestehen nicht. Daran ändert auch nichts, wenn 
bei Einzelfragen schon einmal unterschiedliche Auf-
fassungen vertreten werden. Das ist auch relativ lo-
gisch: Zum einen hat man verschiedene Positionen, 
und zum anderen soll es sogar vorkommen, dass 
auch zwei oder drei Juristen einen Sachverhalt un-
terschiedlich bewerten. 

Ein Beispiel ist die schon angesprochene Übermitt-
lung von Telefonnummern im Zusammenhang mit 
der BAO „Janus“. Auch wenn die Landesregierung 
hier bei ihrer Auffassung bleibt, ist es mir wichtig zu 
betonen, dass auch solche Meinungsverschieden-
heiten immer mit dem Verständnis für die Position 
des anderen ausgetragen werden. 

Ich will noch zwei grundsätzliche Anmerkungen ma-
chen. 

Erstens. Die Arbeit der LDI ist wichtig und wird ge-
schätzt. Deswegen begrüßt die Landesregierung, 
dass der Landtag mit dem Haushalt für dieses Jahr 
eine erneute personelle Verstärkung für die LDI vor-
gesehen hat. 

Zweitens. Beratung soll bei der LDI perspektivisch 
gestärkt werden, denn die Beratung ist bei daten-
schutzrechtlichen Fragen letztlich noch immer die ef-
fektivste Form der Datenschutzaufsicht. Damit ver-
hindere ich im partnerschaftlichen Miteinander, dass 
es überhaupt zu einem Datenschutzverstoß kommt.  

Das ist immer besser, als erst hinterher mit einer 
Sanktion auf einen Datenschutzverstoß reagieren zu 
müssen. Die Landesdatenschutzbeauftragte hat 
auch angedeutet, dass sie die Darstellung im über-
nächsten Datenschutzbericht verändern will; das ist 

sicherlich auch sehr interessant. Die Landesregie-
rung ist sehr gespannt auf das Ergebnis dieser Über-
legungen. 

Klar ist aber auch, dass das spezifische Geschehen 
in Nordrhein-Westfalen auch weiterhin im Mittelpunkt 
der Darstellung stehen sollte. Ich bin sicher, Frau 
Gayk und ihr Team haben das im Blick. 

Last but not least bedankt sich die Landesregierung 
bei der LDI und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern für gute und konstruktive Zusammenarbeit. Wir 
hoffen auf Fortsetzung in der Zukunft, denn Daten-
schutz und Informationsfreiheit sind und bleiben 
wichtige Themen; so viel ist sicher. Wenn es unter-
schiedliche Bewertungen gibt, ist das überhaupt kein 
Problem: Die müssen dann benannt und ausgetra-
gen werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Wir kommen zum Schluss der Aussprache. Der In-
nenausschuss empfiehlt mit Drucksache 18/2600 die 
Kenntnisnahme der beiden Vorlagen. Gibt es Ein-
wände gegen diese Empfehlung? – Die sehe ich 
nicht. Damit sind die Vorlagen 18/18 und 18/485 zur 
Kenntnis genommen worden.  

Wir kommen zu: 

10 Fragestunde 

Drucksache 18/2674 

Mit Drucksache 18/2674 liegen Ihnen die Mündlichen 
Anfragen 14, 15, 16 und 17 vor.  

Ich weise darauf hin, dass gemäß § 94 Absatz 8 un-
serer Geschäftsordnung die Fragestellerin bzw. der 
Fragesteller nach Beantwortung der Mündlichen An-
frage bis zu drei Zusatzfragen stellen kann, jedes an-
dere Mitglied des Landtages bis zu zwei Zusatzfra-
gen. Diese müssen in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Hauptfrage stehen und dürfen jeweils 
nur eine einzelne, nicht unterteilte Frage enthalten. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 14 

der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias  von der AfD-
Fraktion auf. Thema: „In Ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage 742 weist die Landesregierung darauf hin, 
dass von weiteren Angaben zu den Beschuldigten 
mit Rücksicht auf deren Persönlichkeitsrechte und 
die im Strafverfahren zu beachtende Unschuldsver-
mutung abgesehen wird. Im Bild-Artikel erfolgte jetzt 
u.a. eine Namensnennung der beschuldigten Mitar-
beiterin der Ausländerbehörde, die Veröffentlichung 
eines privaten Fotos sowie Hinweise auf eine Bezie-
hung mit einem syrischen Dolmetscher. Welche 
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Erkenntnisse – über die operierenden Köpfe hinaus – 
hat die Landesregierung in Bezug auf das kriminelle 
Netzwerk?“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf vorsorglich 
darauf hinweisen, dass die Landesregierung in eige-
ner Zuständigkeit entscheidet, welches Mitglied der 
Landesregierung eine Mündliche Anfrage im Plenum 
beantwortet. Die Landesregierung hat angekündigt, 
dass Minister Dr. Limbach antworten wird. – Herr Mi-
nister Limbach, Sie haben somit das Wort. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich beantworte die Frage Nummer 1 wie folgt: 

Die Landesregierung hat sich zu dem in Rede ste-
henden Sachverhalt wiederholt öffentlich geäußert. 
Die öffentliche Bekanntgabe von Einzelheiten aus ei-
nem laufenden Ermittlungsverfahren durch staatliche 
Stellen unterliegt Grenzen. Diese Grenzen setzen 
die Persönlichkeitsrechte der Tatbeteiligten sowie 
die Unschuldsvermutung. Diese Grenzen respektiert 
die Landesregierung. 

Inhaltlich habe ich den Berichten, die alle unschwer 
nachzulesen sind, daher nur eines hinzuzufügen: Die 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Köln dauern an. – 
Danke sehr. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Ich 
sehe die erste Nachfrage von der Abgeordneten Seli-
Zacharias. Sie haben das Wort. 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrter Herr Minister! Vielen Dank 
schon einmal für die Ausführungen vorab. 

Wir wissen nach aktuellem Stand dank der Bild, dass 
wir entsprechend neue Erkenntnisse erfahren ha-
ben. Dazu hätte sicherlich auch das Ministerium 
schon Erkenntnisse nach außen tragen können, hat 
es aber nicht. 

Nichtsdestotrotz liegen uns diese Erkenntnisse nun 
inzwischen vor. Wir wissen, dass dieser syrische Lie-
besschwindler obendrein auch Teil eines Schleuser-
netzwerkes war und diese Mitarbeiterin zur Fäl-
schung von Ausweisdokumenten anscheinend auch 
erfolgreich überredet hat. Wichtig dabei ist, dass wir 
nach aktuellem Ermittlungsstand inzwischen auch 
wissen, dass mindestens 26 Personen illegal nach 
Deutschland einreisen konnten, um hier Asyl zu be-
antragen. 

Zu den Kosten – nur noch mal am Rande erwähnt; 
wir sprechen hier von Kosten, die den schleusungs-
willigen Personen entstanden sind – pro Dokument 
wurden 3.500 Euro bis 4.500 Euro gezahlt; nur mal 
so nebenbei. 

Zu meiner Frage: Inwiefern wurden gegen die nach 
aktuellem Stand 26 Personen, die illegal einge-
schleust wurden, mittlerweile Strafverfahren bzw. – 
das ist mit das Wichtigste – aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen eingeleitet? – Vielen Dank. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Die Frage 2 beantworte ich wie folgt: 

Der Leitende Oberstaatsanwalt in Köln hat mir dazu 
Folgendes berichtet – Zitat Anfang –:  

In Bezug auf Frage 2 ist zunächst klarstellend anzu-
merken, dass nach dem Stand der Ermittlungen nicht 
26, sondern lediglich 15 Personen in das Bundesge-
biet eingeschleust worden sind. In elf weiteren Fällen 
ist eine unerlaubte Einreise lediglich versucht wor-
den. Gegen die 15 eingeschleusten Personen sind 
Ermittlungsverfahren, unter anderem wegen uner-
laubter Einreise, eingeleitet worden, die jeweils durch 
die Staatsanwaltschaft am Ort der Einreise geführt 
werden. 

Zitat Ende. 

Die Frage nach aufenthaltsbeendenden Maßnah-
men stellt sich für die Ausländerämter mit Blick auf 
die laufenden Ermittlungsverfahren derzeit nicht. – 
Danke sehr. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Frage kommt von dem Abgeordneten 
Herrn Loose. 

Christian Loose (AfD): Danke, Frau Präsidentin. – 
Bei den 15 Personen, die hier eingeschleust wurden 
und eingereist sind, stellt sich die Frage, inwieweit 
diese befragt wurden. Meine konkrete Frage ist: In-
wiefern wurden die 15 eingeschleusten Personen 
bisher befragt, insbesondere im Hinblick auf die 
Schleuser und den Reiseweg? – Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Minister, Sie 
haben das Wort. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Hierzu ver-
hält sich die Berichtslage nicht. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Frage kommt von dem Abgeordneten 
Herrn Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Herr Minister, meine Nachfrage ist: 
Welche Erkenntnisse gibt es im Rahmen der 
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bisherigen Ermittlungen mittlerweile über den Reise-
weg nach Nordrhein-Westfalen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Zu den konkreten Reisewegen verhält sich die Be-
richtslage nicht. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
neten Dr. Zerbin. 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Vielen Dank. – Meine 
Frage ist: Inwiefern wurden die bisher bekannten ein-
geschleusten Personen in Bezug auf eine mögliche 
Gefährdung der Öffentlichkeit untersucht? 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Hierzu verhält sich die Berichtslage nicht. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung – das ist die zweite Nach-
frage – kommt von dem Abgeordneten Herrn Loose. 

Christian Loose (AfD): Danke, Frau Präsidentin. – 
Herr Minister, inwiefern wurde bei den eingeschleus-
ten Personen als Minimallösung die Möglichkeit einer 
Dublin-Rücküberstellung untersucht? – Vielen Dank.  

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Hierzu verhält sich die Berichtslage nicht. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Der Abgeordnete 
Herr Tritschler stellt jetzt seine zweite Nachfrage. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Herr Minister, in der Antwort der Lan-
desregierung auf eine Kleine Anfrage meiner Kolle-
gin Seli-Zacharias war von internationaler banden-
mäßiger Schleuserkriminalität die Rede. Inwiefern 
gibt es da Verbindungen zu in NRW ansässigen 
Clans? 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Frau 
Präsidentin! Ich habe die Frage nicht verstanden – 
akustisch. 

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Ich wiederhole 
sie gerne!) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Abgeordne-
ter Tritschler, Sie sind hier ziemlich schlecht zu hö-
ren. Sie müssen etwas deutlicher sprechen. Sie kön-
nen Ihre Frage jetzt wiederholen. 

Sven Werner Tritschler (AfD): In Ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage meiner Kollegin Seli-Zacharias 
wird über – ich zitiere – „internationale, bandenmä-
ßige Schleuserkriminalität“ geschrieben. Inwiefern 
gibt es da Verbindungen zu Clans, die in NRW an-
sässig sind? 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Der Ant-
wort auf Frage 5 der Kleinen Anfrage ist nach der Be-
richtslage meines Hauses nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die nächste 
Frage kommt von dem Abgeordneten Herrn Cle-
mens. 

Carlo Clemens (AfD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrter Herr Minister, inwiefern wurden 
internationale Behörden in die Ermittlungsarbeit ein-
gebunden? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Minister, Sie 
haben das Wort. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Hierzu 
verhält sich die Berichtslage meines Hauses nicht. 

(Heiterkeit von Christina Schulze Föcking [CDU]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Frage kommt von dem Abgeordneten 
Herrn Wagner. 

Markus Wagner*) (AfD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Die Berichtslage scheint Ihren Ausführun-
gen zufolge ja sehr dünn zu sein. Nun gibt es im Hin-
blick auf solche Fälle das Korruptionsbekämpfungs-
gesetz. Meine Frage ist, ob es die Berichtslage mitt-
lerweile hergibt, sagen zu können, inwieweit die be-
schuldigte Mitarbeiterin gemäß des Korruptionsbe-
kämpfungsgesetzes am Rotationsverfahren teilge-
nommen hat. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Minister, Sie 
haben das Wort. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Die 
strafrechtlichen Ermittlungen haben in dieser Ange-
legenheit einen anderen Fokus. 
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Zu der weiteren Frage verhält sich die Berichtslage 
meines Hauses nicht. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Abgeord-
nete Seli-Zacharias, das ist Ihre zweite Nachfrage. 
Sie haben das Wort. 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Vielen Dank, sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin. – Herr Minister, es stellt sich 
schon die Frage, ob Ihnen die hinreichenden Infor-
mationen nicht vorliegen oder ob Sie schlichtweg 
nichts sagen wollen. Beides wäre mehr als fragwür-
dig. Das muss man einmal festhalten. 

Deswegen eine weitere Nachfrage, die im Detail be-
sonders wichtig ist. Mein Kollege hat das Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz angesprochen. Da ist die 
Einhaltung des sogenannten Vieraugenprinzips von 
besonderer Bedeutung. Das wäre auch in diesem 
Fall insofern von großer Bedeutung, weil sich dann 
auch die Frage klären ließe, ob möglicherweise wei-
tere Personen aus dem Staatsdienst beteiligt sind. 

Daher meine Frage an Sie: Was können Sie in Bezug 
auf die Einhaltung des Vieraugenprinzips sagen – 
insbesondere bei den von Ihnen genannten Perso-
nen, die Sie eben aufgeteilt haben, insbesondere bei 
den 15 Personen, die es ins Land geschafft haben? – 
Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Seli-Zacha-
rias, ich weise darauf hin, dass Sie jederzeit die Mög-
lichkeit haben, entlang der Richtlinien und der Ord-
nung, die für alle gelten, Fragen zu stellen. Ich bitte 
Sie um Zurückhaltung dabei, die Antworten derma-
ßen zu beurteilen, und darum, sich bitte an die Ord-
nung zu halten. 

Jetzt kann der Minister Ihre Frage beantworten. Sie 
haben die Möglichkeit dazu, Herr Minister. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Frau 
Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren Abge-
ordnete! Frau Präsidentin, wenn Sie es mir erlauben, 
möchte ich die Unterstellung, ich würde hier nichts 
sagen wollen, was möglicherweise insinuiert, ich 
hätte nicht die Wahrheit gesagt, dass sich die Be-
richtslage dazu nicht verhält, dass ich also das Par-
lament belügen würde, ausdrücklich zurückweisen – 
wenn das damit gemeint war. Frau Präsidentin, wenn 
Sie mir diese Vorbemerkung gestatten, würde ich 
dann die Frage beantworten. 

Der Gegenstand Ihrer Frage ist Gegenstand der an-
dauernden Ermittlungen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Frage kommt von dem Abgeordneten 

Dr. Zerbin. Das ist die zweite und damit auch letzte 
Nachfrage. 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Meine Frage: Inwiefern würden die 
weiteren Ermittlungen durch die Veröffentlichung der 
BILD-Zeitung bzw. der BILD, wie es ja jetzt heißt, be-
einträchtigt? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Minister, Sie 
haben das Wort. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Hierzu 
liegen mir keine Erkenntnisse vor, sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordnete. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Ich sehe eine wei-
tere Wortmeldung: die zweite und somit letzte Nach-
frage vom Abgeordneten Herrn Wagner. 

Markus Wagner*) (AfD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Vieles ist noch Gegenstand der Ermittlun-
gen, wie wir gerade erfahren haben. Herr Minister, 
daher würde mich generell interessieren, wie die Si-
cherheitsmechanismen zur Korruptionsbekämpfung 
insbesondere in den kommunalen Ausländerbehör-
den kontrolliert und wie sichergestellt wird, dass sie 
auch angewandt werden – ganz allgemein. Gibt es 
da ein entsprechendes Kontrollsystem, auf das zu-
rückgegriffen werden kann? 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Soweit durch Ihre Frage überhaupt 
mein Zuständigkeitsbereich als Justizminister be-
rührt worden ist, weise ich darauf hin, dass die 
Staatsanwaltschaften dieses Landes streng nach 
dem Legalitätsprinzip verfahren. – Danke.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Jetzt kommen wir 
zu der dritten und letzten Nachfrage der Abgeordne-
ten Seli-Zacharias. 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Sehr geehrter Herr Minister! Können Sie 
uns etwas zu den inzwischen unternommenen Maß-
nahmen sagen, sofern welche eingeleitet wurden? 
Sprich: Wie könnte man das Korruptionsbekämp-
fungsgesetz in diesen sensiblen Bereichen der Aus-
länderbehörden besser anwenden, um ein Ausmaß, 
wie wir es jetzt dankenswerterweise durch die Bild 
erfahren haben, künftig auszuschließen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Herr Minister, Sie haben das Wort. 
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Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Diese Frage liegt jenseits meiner Zu-
ständigkeit als Minister. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Jetzt kommt die zweite und somit letzte Nachfrage 
des Abgeordneten Herrn Clemens. 

Carlo Clemens (AfD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrter Herr Minister! Welche Maßnah-
men wurden in der Zwischenzeit unternommen, um 
künftig Abweichungen von den Vorgaben gemäß 
dem Korruptionsbekämpfungsgesetz insbesondere 
in sensiblen Bereichen der Ausländerbehörden aus-
zuschließen? 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Auch diese Frage liegt jenseits meiner 
Zuständigkeit als Justizminister des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Ich 
sehe keine weiteren Nachfragen und danke Ihnen, 
Herr Minister Dr. Limbach, für die Beantwortung der 
gestellten Fragen. 

(Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: 
Gerne!) 

Wir gehen jetzt zur nächsten Anfrage über. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 15 

des Abgeordneten Thorsten Klute  von der SPD-
Fraktion zum Thema „Wie ist der aktuelle Stand bei 
den Verhandlungen zur Umsetzung des Kranken-
hausplans?“ auf. 

Ich darf vorsorglich darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung in eigener Zuständigkeit entscheidet, 
welches Mitglied der Landesregierung eine Mündli-
che Anfrage im Plenum beantwortet. Die Landesre-
gierung hat angekündigt, dass Minister Laumann 
antworten wird. – Herr Minister Laumann, Sie haben 
das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsidentin! In 
der Beantwortung der Anfrage 15 möchte ich gerne 
ausführen, dass im Zuge der Umsetzung eines Kran-
kenhausplans schon immer regionale Planungsver-
fahren durchgeführt wurden, deren Ablauf in § 14 
des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen geregelt ist. Es ist also nichts 

Neues, dass die Krankenkassen und die Kranken-
häuser zunächst miteinander verhandeln und dann 
der Bezirksregierung und anschließend dem Ministe-
rium ein Planungskonzept zur Entscheidung vorge-
legt wird. Aktuell wenden wir nur das seit Jahren ge-
regelte Recht an. 

Neu geregelt ist im Krankenhausgestaltungsrecht die 
frühe Beteiligung des Landesausschusses für Kran-
kenhausplanung. Dieses Verfahren ist laut § 14 
Abs. 2 Krankenhausgesetz folgendermaßen festge-
legt: 

„Zu den Verhandlungen über ein regionales Pla-
nungskonzept können die Krankenhausträger, 
die Verbände der Krankenkassen und die zustän-
dige Behörde auffordern. Die Verhandlungen […] 
sind innerhalb von einem Monat nach Aufforde-
rung einzuleiten […], spätestens sechs Monate 
nach ihrer Aufnahme abzuschließen. Ist dies nicht 
der Fall, geht die Verfahrensleitung unverzüglich 
und unmittelbar auf die zuständige Behörde 
über.“ 

Die regionalen Planungskonzepte sind dann gemäß 
§ 14 Abs. 3 Krankenhausgestaltungsgesetz der zu-
ständigen Bezirksregierung vorzulegen. Danach gibt 
die Bezirksregierung die regionalen Planungskon-
zepte der unteren Gesundheitsbehörde, dem MAGS 
sowie den unmittelbar Beteiligten in der Kranken-
hausplanung zur Kenntnis. 

Diese unmittelbar Beteiligten sind gemäß § 15 Abs. 1 
Krankenhausgestaltungsgesetz die Mitglieder des 
Landesausschusses für Krankenhausplanung. Das 
ist, wie Sie wissen, ein großes transparentes Gre-
mium bestehend aus fünf Vertretern von der Kran-
kenhausgesellschaft, sechs von den Verbänden der 
Krankenkassen, den kommunalen Spitzenverbän-
den, Vertretern der katholischen Kirche und der 
evangelischen Landeskirche, Vertretern der Ärzte-
kammern, Vertretern vom Landesausschuss des 
Verbandes der privaten Krankenversicherung sowie, 
wenn psychiatrische Einrichtungen betroffen sind, 
Vertretern der beiden Landschaftsverbände. Soweit 
Einrichtungen betroffen sind, in denen Patienten be-
handelt werden, bei denen eine Psychotherapie an-
gezeigt ist, erfolgt eine Beteiligung der Psychothera-
peutenkammer. Darüber hinaus ist immer ein Vertre-
ter des Wissenschaftsministeriums beteiligt. Für die 
Entwicklung des neuen Krankenhausplans haben wir 
selbstverständlich auch eine Interessenvertretung 
der Pflege in den Krankenhausplanungsausschuss 
aufgenommen. 

Bezüglich dieser Beteiligten werden im Rahmen der 
oben genannten Beteiligung an der laufenden Pla-
nungsrunde laut Krankenhausgestaltungsgesetz fol-
gende Informationen zum Verfahrensstand mitge-
teilt: das Versorgungsgebiet, das Krankenhaus und 
die Betriebsstelle, der Ort, die Versorgungskapazität 
im Soll, in Zahlen die Forderung des Krankenhauses 
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sowie in Zahlen das Votum der Verbände der Kran-
kenkassen. 

Das MAGS prüft das regionale Planungskonzept 
rechtlich und inhaltlich. Sollte eine Schließung von 
Krankenhäusern oder die Aufgabe von Versorgungs-
aufträgen vorgesehen sein, gibt das MAGS der be-
troffenen Gemeinde die Gelegenheit zur Stellung-
nahme. 

Gemäß § 14 Abs. 4 Krankenhausgestaltungsgesetz 
wird daraufhin die Anhörung durch das MAGS einge-
leitet. Die betroffenen Krankenhäuser werden neben 
weiteren Beteiligten gehört. Neben den aufgeführten 
unmittelbar Beteiligten an der Krankenhausplanung 
werden auch die mittelbar Beteiligten an der Kran-
kenhausplanung beteiligt. 

Dazu gehören die Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege, die kreisfreien Städte und Kreise, der 
Landesbezirk NRW der Gewerkschaft ver.di, der 
Landesverband Marburger Bund, die Kassenärztli-
chen Vereinigungen, die Dienstnehmervertretung 
Nordrhein-Westfalen der arbeitsrechtlichen Kommis-
sion des Deutschen Caritasverbandes, der Verband 
der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Rheinland-Westfalen-Lippe sowie die komba ge-
werkschaft. Die Letztentscheidung liegt auch hier 
beim MAGS. 

Mir ist wichtig: Das ist der gesetzliche Rahmen, den 
wir uns für die Umsetzung eines Krankenhausplanes 
in Nordrhein-Westfalen gegeben haben. 

Die Bezirksregierungen haben am 17. Oktober 2022 
von Amts wegen zu den Verhandlungen der Kran-
kenhäuser mit den Krankenkassen über die regiona-
len Planungskonzepte aufgefordert. Mit reichlich Vor-
lauf hatten die Krankenhäuser bereits seit Septem-
ber 2022 Zugang zu den digitalen Plattformen, um 
ihre Antragsunterlagen hochzuladen. 

Die digitale Analyse- und Austauschplattform ermög-
licht eine möglichst bürokratiearme Abwicklung des 
Datenaustausches. Die Beteiligten haben vorweg 
ausführliche Informationen über die Vorgehensweise 
anhand einer Handreichung erhalten und wurden 
auch im laufenden Verfahren durch weitere schriftli-
che Informationen begleitet. 

Die Krankenhäuser haben insgesamt zwei Formblät-
ter für ihre Anträge erhalten. Das erste Formblatt be-
inhaltet die Unterlagen für die Verhandlungsaufforde-
rung, und das Formblatt 2 dient dem Nachweis der 
Fachärzte. 

Mit dem Formblatt 1 werden von Krankenhäusern 
zunächst die vorläufigen Stammdaten überprüft und 
ergänzt. Danach haben die Krankenhäuser ihre Inte-
ressenbekundung anzugeben, also in welchen Leis-
tungsgruppen sie einen Versorgungsauftrag beab-
sichtigen und in welcher Fallzahlhöhe. 

Zur Information wurden von unseren IT-Partnern die 
Fallzahlen von 2019 und 2020 bereits vorab einge-
pflegt. Danach ging es um die Qualitätskriterien. 

Nehmen wir hier das Beispiel der Leistungsgruppe 
„Lebereingriffe“. Die Qualitätskriterien beziehen sich 
auf die Erbringung verwandter Leistungsgruppen, die 
Vorhaltung von gewissen Geräten, fachärztliche Vor-
gaben und sonstige Struktur- und Prozesskriterien. 
Diese wurden im Einvernehmen mit dem Landesaus-
schuss und nach Anhörung der Fachgesellschaften 
festgelegt. 

Als Mindestvoraussetzungen sind folgende Kriterien 
zu erfüllen: Die nachfolgenden verwandten Leis-
tungsgruppen sind am Standort vorzuhalten. Dazu 
zählen die Leistungsgruppen „Allgemeine Chirurgie“, 
„Allgemeine Innere Medizin“, „Intensivmedizin“ mit 
der Qualitätsanforderung „Hochkomplex“. 

Die nachfolgenden Leistungsgruppen bzw. Ange-
bote sind mindestens in Kooperation anzubieten. 
Hierzu zählen Leistungsgruppen aus dem Leitungs-
bereich für Erkrankungen des Blutes und Krebser-
krankungen und die Leistungsgruppe für Erkrankun-
gen des Magen-Darm-Trakts. Auch das Angebot der 
Strahlentherapie wird mindestens in Kooperation ge-
fordert. 

24/7, also sieben Tage rund um die Uhr, werden ein 
Röntgengerät und ein CT oder ein MRT verlangt. Die 
Möglichkeit eines teleradiologischen Befundes muss 
bestehen. 

Es müssen drei Fachärzte der Chirurgie des Bauch-
raumes beschäftigt sein, um eine 24/7-Rufbereit-
schaft zu gewährleisten. Davon muss mindestens ein 
Facharzt die Zusatzweiterbildung zur spezialisierten 
Chirurgie des Bauchraumes nachweisen. 

Die genauen Angaben zu den Facharztnachweisen 
sind im Formblatt zu erbringen. Hier geben die Kran-
kenhäuser namentlich die Ärzte mit der Fachqualifi-
kation an, die in den einzelnen Leistungsgruppen ge-
fordert werden. 

Als weitere Struktur- bzw. Prozesskriterien werden 
interdisziplinäre Tumorkonferenzen verlangt. Diese 
Leistungsgruppe wird auf Planungsebene des Re-
gierungsbezirks geplant. 

Bieten mehr Krankenhäuser Leistungsgruppen an, 
als Bedarf daran besteht, kommt es zu einer Aus-
wahlentscheidung. Hier gewinnt zum Beispiel ein 
Krankenhaus an Relevanz, das auch Palliativmedi-
zin oder Lebertransplantationen anbietet. 

Die Auswahlkriterien sind nicht abschließend zu ver-
stehen, sondern sind je nach Region zu erörtern. 
Weitere Nachweise zu Kooperationsverträgen kön-
nen hochgeladen werden. Andere Qualitätsnach-
weise erfolgen in Form der Selbstauskunft. Die Kos-
tenträger haben Zugriff auf diese Antragsunterlagen. 
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Die Krankenhäuser können auch einen Transpa-
renzbericht einsehen. Hier wird sichtbar, was die an-
deren Krankenhäuser derselben Planungsebene be-
antragt haben. Bei unserem Beispiel der Leistungs-
gruppe der Lebereingriffe wäre das der Regierungs-
bezirk. 

Diese Transparenzberichte beinhalten nur die Fall-
zahlhöhe, aber keine Informationen über die Quali-
tätskriterien der anderen Krankenhäuser im Regie-
rungsbezirk. So können die Beteiligten transparent 
verhandeln. 

Auch die Bezirksregierung und das MAGS haben 
Einblick in die Formblätter und in die weiteren Nach-
weise der Krankenhäuser.  

Die Verhandlungen zwischen den Krankenkassen 
und den Krankenhäusern haben gemäß § 14 Abs. 2 
Krankenhausgestaltungsgesetz einen Monat nach 
Aufforderung, am 17. November, begonnen. 

Es liegt also erstmals in den Händen der Kranken-
hausträger und der Verbände der Krankenkassen, 
einen sinnvollen Planungsvorschlag für die jeweilige 
Region zu verhandeln. Das Land ist in dieser Phase 
nicht beteiligt. 

Sind Verfahren nach sechs Monaten noch nicht ab-
geschlossen, geht die Verfahrensleitung laut Gesetz 
an die Bezirksregierung über. Das wird spätestens 
am 18. Mai 2023 der Fall sein. 

Geeignete regionale Planungskonzepte werden 
durch die Bezirksregierung bewertet und votiert. Ge-
mäß § 14 Abs. 3 Krankenhausgestaltungsgesetz 
werden die regionalen Planungskonzepte den unte-
ren Gesundheitsbehörden, dem MAGS und dem 
Landesausschuss für Krankenhausplanung mitge-
teilt. Die unteren Gesundheitsbehörden beteiligen 
die kommunalen Gesundheitskonferenzen.  

Soweit es im Einzelfall erforderlich ist, kann die Be-
zirksregierung zur Förderung des Verfahrens zu Re-
gionalkonferenzen einladen oder externe Moderato-
ren einbeziehen. Diese Maßnahmen stimmen die 
Bezirksregierungen vorab mit dem MAGS ab. Am 
Ende entscheidet dann das MAGS über den Versor-
gungsauftrag der einzelnen Krankenhäuser. Das 
MAGS bewertet die Verhandlungsergebnisse und 
leitet eine Anhörung ein. 

Nach Auswertung der Stellungnahmen werden die 
Bezirksregierungen bestenfalls angewiesen, die Ent-
scheidungen durch einen Feststellungsbescheid um-
zusetzen. Sollte es erforderlich sein, können alterna-
tiv auch erneut Stellungnahmen angefordert werden 
oder Erörterungen stattfinden. 

Mit dem MKW ist Einvernehmen über die Versor-
gungsaufträge der Unikliniken zu erzielen. Der Ver-
sorgungsauftrag des Krankenhauses wird in einem 
sogenannten Feststellungsbescheid, § 16 Kranken-
hausgestaltungsgesetz, niedergelegt. Damit ist fest-

gelegt, welcher Leistungsbereich und welche Leis-
tungsgruppen die einzelnen Krankenhäuser künftig 
erbringen und in welchem Umfang, also mit welchen 
Fallzahlen, sie dies tun sollen. 

Die den jeweiligen Leistungsgruppen zugehörigen 
Leistungen dürfen nur erbracht werden, wenn diese 
im Feststellungsbescheid zugewiesen wurden. Na-
türlich bleibt die Pflicht der Notfallversorgung unan-
getastet. Auch die Leistungen, die während einer Be-
handlung notwendig werden, bleiben unberührt. 

Der Versorgungsauftrag gemäß § 16 Abs. 1 KHGG 
NRW ist laut Abs. 3 innerhalb von zwölf Monaten 
nach Bekanntgabe des Bescheids umzusetzen. Die 
nächsten zwei Jahre werden daher in NRW von der 
Umsetzung des neuen Krankenhausplanes geprägt 
sein. Bis zum Jahr 2024 möchten wir zu verbindli-
chen Entscheidungen kommen. – So weit die Infor-
mationen zum Verlauf. 

Es ist aber auch klar: Strukturveränderungen kosten 
Geld. Es werden Investitionsmittel für zukünftige 
Strukturen benötigt. Mit dem Haushalt 2023 wurde 
allein für die Umsetzung des neuen Krankenhaus-
plans ein zusätzlicher Etat von 2,51 Milliarden Euro 
für die Jahre 2023 bis 2027 festgeschrieben. Ziel war 
es, Planungssicherheit für die Krankenhäuser durch 
die Festschreibung notwendiger Haushaltsmittel zu 
erreichen. 

Die Förderung folgt der Planung. Was heißt das zu-
nächst? Es müssen Konzepte erarbeitet und verhan-
delt werden, dann können wir verbindliche Förderzu-
sagen abgeben. Das Förderverfahren wird derzeit 
vorbereitet. Für die Ausgestaltung des begleitenden 
Förderverfahrens sind wir im Austausch mit den Akt-
euren der nordrhein-westfälischen Krankenhaus-
landschaft. 

Ziel dessen muss es sein, in zukünftige Strukturen zu 
investieren. Wenn diese Investitionsmittel in Neu- 
und Umbau fließen, sollten die Bauten selbstver-
ständlich auch an die klimatischen Bedingungen und 
Entwicklungen angepasst sein. Wenn wir den Kran-
kenhäusern Geld für Investitionen geben, kann es 
doch nicht falsch sein, wenn ein Teil dieser Investiti-
onen Strukturen schafft, die Patientinnen vor Kälte 
und Hitze schützen. Auch die Krankenhäuser müs-
sen auf den Klimawandel reagieren. Die Kranken-
hausgesellschaft hat uns die Relevanz des Themas 
sehr nahegelegt. 

Das zur Antwort auf die Frage 1. Es tut mir leid, dass 
es jetzt so lange gedauert hat. 

(Thorsten Klute [SPD]: Das war der Gesetzes-
text! Danke!) 

– Nein. Wenn solche Anfragen gestellt werden, muss 
auch einfach mal deutlich und transparent werden,  

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 80 Plenarprotokoll 18/21 

 

wie ein solches Krankenhausplanungsverfahren durch 
den Gesetzgeber in Nordrhein-Westfalen vorgeschrie-
ben wird. – Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, 
herzlichen Dank. So lang Ihre Antwort auch ist, es 
gibt dennoch weitere Fragen. – Kollege Klute fängt 
mit der ersten an. 

Thorsten Klute (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Lieber Herr Minister Laumann, ich bin Handballer 
und mit diesem Sport aufgewachsen. Beim Handball 
hätte man schon längst wegen Zeitspiels abgepfiffen.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Ich habe eine Nachfrage, nämlich die Frage 2, die ich 
auch schon schriftlich eingereicht hatte: Welche Ver-
sorgungsaufträge wurden von den Krankenhäusern 
bzw. Krankenhausträgern beantragt, gerne bitte 
nach regionalen Versorgungsbereichen, Kliniken, 
Leistungsgruppen und gewünschten Fallzahlen diffe-
renziert, sofern das hier zeitlich möglich ist. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, bitte. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ich beantworte selbstverständlich 
auch gern Ihre zweite Frage. Sehr geehrter Herr 
Klute, bereits im November 2022 wurden insgesamt 
16 Kleine Anfragen, eine pro Versorgungsgebiet, ge-
stellt. Es wurde unter anderem danach gefragt, wel-
che Anträge Krankenhäuser im Versorgungsgebiet 
pro Leistungsgruppe gestellt haben und wie die Fall-
zahlen aussehen. 

Es ist sicherlich die Aufgabe der Opposition, kritisch 
zu hinterfragen. Dennoch besteht eine gewisse 
Grenze. Das Ziel ist doch, dass wir unsere Kranken-
häuser weiterbringen. 

Diese haben vor allem mit einem riesigen Problem 
zu kämpfen, und das ist der Fachkräftemangel. Des-
halb ist es gut, dass das MAGS gemeinsam mit der 
Krankenhausgesellschaft, der Ärzteschaft, der 
Pflege, den Kassen, den Kirchen und den kommuna-
len Spitzenverbänden in den letzten Jahren einen 
Krankenhausplan mit Leistungsbereichen und Leis-
tungsgruppen erarbeitet und einvernehmlich verab-
schiedet hat, mit dem wir die Krankenhauslandschaft 
zukünftig gestalten wollen. 

An den 2,5 Milliarden Euro, die wir in den kommen-
den Jahren für die Krankenhäuser zur Verfügung 
stellen werden, können Sie erkennen, dass es dieser 
Koalition mit der Umsetzung sehr ernst ist. In der ver-
gangenen Legislaturperiode, also unter Schwarz-
Gelb, haben die Krankenhäuser bereits 2 Milliarden 

Euro zusätzliche Landesmittel für Investitionen be-
kommen. 

Ich fasse die Zahlen noch einmal zusammen, das ist 
in diesem Zusammenhang auch wichtig: In der Le-
gislaturperiode unter SPD-Ministerpräsidentin Han-
nelore Kraft von 2012 bis 2017 haben die Kranken-
häuser 3,2 Milliarden Euro erhalten. In der darauffol-
genden Legislaturperiode unter Schwarz-Gelb ha-
ben wir einschließlich 2022 rund 5,2 Milliarden Euro 
zur Verfügung gestellt. 

(Thorsten Klute [SPD]: Das war nicht die Frage!) 

Wir werden unseren Krankenhäusern in dieser Wahl-
periode nach der mittelfristigen Finanzplanung 6,4 
Milliarden Euro zur Verfügung stellen.  

(Thorsten Klute [SPD]: Skandalös ist das!) 

Ich finde, dass die Zahlen in diesem Zusammenhang 
auch einmal dargestellt werden müssen. 

Wir müssen die Krankenhausplanung betreiben, weil 
in Nordrhein-Westfalen ein sehr großer Nachholbe-
darf bei den Krankenhausinvestitionen besteht. Des-
wegen müssen wir die Punkte in diesem Bereich set-
zen. Dabei helfen uns die derzeitigen Überlegungen 
in Berlin, bei der Krankenhausfinanzierung ein Stück 
weit von den diagnosebezogenen Fallpauschalen 
wegzukommen. 

Sie kommen immer mit der Frage: Können Sie uns 
genau sagen, was die Krankenhäuser beantragt ha-
ben? Hier vertritt mein Ministerium folgende Rechts-
auffassung: Diese Information können wir Ihnen nicht 
mitteilen, da es sich um Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse der Krankenhäuser handelt. Würde ich die 
gewünschten Informationen herausgeben, würde ich 
die Rechte der Krankenhäuser verletzen, genauer 
gesagt, ihr Grundrecht auf Berufsfreiheit nach Art. 12 
des Grundgesetzes, denn das gewährleistet den 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. 
Genau um solche geht es hier. 

Die Rechtsprechung definiert Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse als auf ein Unternehmen bezo-
gene Tatsachen, Umstände und Vorgänge, die nicht 
offenkundig sind. Diese Geheimnisse sind nur einem 
begrenzten Personenkreis zugänglich. An deren 
Nichtverbreitung hat der Rechtsträger ein berechtig-
tes Interesse. So verhält es sich mit den hier gefor-
derten Informationen. 

Ich darf Ihnen nicht offenlegen, welche Versorgungs-
aufträge, welche Leistungsgruppen oder welche Fall-
zahlen beantragt wurden. Das wäre nicht nur ein 
Rechtsbruch, sondern würde vor allem das Ver-
trauen zwischen Land, Krankenhäusern und Kassen, 
das in den letzten vier Jahren durch die Arbeit am 
Krankenhausplan gewachsen ist, zerstören und da-
mit die Grundlage dafür, zu einem vernünftigen Er-
gebnis zu kommen. 
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Die hier gegenständlichen Informationen sind nicht 
öffentlich zugänglich, weil sie Aufschluss über bereits 
bestehende bzw. anstehende Positionen eines Kran-
kenhauses am Markt geben. Ein Krankenhaus hat 
somit ein berechtigtes Interesse an der Nichtverbrei-
tung dieser Angaben, da Wettbewerber diese Infor-
mationen strategisch nutzen könnten. Dafür bitte ich 
schlicht und ergreifend um Verständnis. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, 
herzlichen Dank. – Minister Laumann hat zunächst 
die erste und jetzt auch die zweite Frage aus der 
Mündlichen Anfrage beantwortet. Nun kommen wir 
zu den Nachfragen. Der Kollege Klute als Fragestel-
ler hat drei Nachfragen, alle anderen Abgeordneten 
haben zwei. Herr Klute hat sich als Erster gemeldet 
und ist somit dran.  

Vorweg möchte ich sagen: Er hat eben mitgeteilt, er 
sei ehemaliger Handballer. Das bin ich auch. Wün-
schen wir uns doch für heute Abend einen klaren 
Sieg gegen unseren netten Nachbarn, den wir heute 
noch für die Zusammenarbeit gelobt haben, nämlich 
Frankreich. 

(Beifall) 

Herr Klute, bitte. 

Thorsten Klute (SPD): Sehr gerne. – Wünschen wir 
uns auch, dass die Zeitspielregelung heute Abend 
konsequent angewandt wird. 

Ich stelle keine weiteren Nachfragen mehr, sondern 
gebe an die Kolleginnen und Kollegen ab. 

Vizepräsident Christof Rasche: Dann ist jetzt der 
Kollege Bakum dran.  

Rodion Bakum (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrter Herr Minister! Wir haben jetzt viel 
gehört, was wir schon wissen. Vielleicht erfahren wir 
noch etwas Neues. 

Wir haben aus dem Kreis der Krankenhäuser erfah-
ren, dass seitens des MAGS, Ihres Ministeriums, im 
vergangenen Jahr versprochen worden sei, dass 
nach Beendigung der Antragsfrist und Eingang aller 
Anträge auf den Portalen der Bezirksregierungen öf-
fentlich und transparent gemacht werde, welche 
Leistungsbereiche und -gruppen beantragt worden 
seien – ohne Fallzahlen zu nennen –, damit die Leis-
tungserbringer fairerweise auch Bescheid wissen, 
wenn sie in die Verhandlungen eintreten. 

Nach unserem Kenntnisstand ist das bis heute nicht 
der Fall. Meine Frage: Wieso nicht? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Die Krankenhäuser können einen 
Transparenzbericht einsehen. Hier wird sichtbar, 
was andere Krankenhäuser in demselben Planungs-
gebiet beantragt haben. Ich habe eben das Beispiel 
der Lebereingriffe aufgemacht. Da kann nachge-
schaut werden, welche Krankenhäuser auf der Be-
zirksregierungsebene sich für welche Leistungsbe-
reiche interessiert haben. Dieser Transparenzbericht 
beinhaltet nur die Fallzahlhöhe, aber keine Informati-
onen über die Qualitätskriterien der anderen Kran-
kenhäuser im Regierungsbezirk. So können die Be-
teiligten transparent verhandeln. 

Wir haben also einerseits unsere Zusage, dass die 
Krankenhäuser das auf den Portalen einsehen kön-
nen, eingehalten, andererseits den Datenschutz in 
Sachen „Konkurrenzfrage“ beachtet. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt ist Herr Kollege Neumann dran. Bitte sehr. 

Josef Neumann (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Ich ziehe meine Frage zurück. 

Vizepräsident Christof Rasche: Das ist interes-
sant. – Frau Kollegin Kirsch. 

Carolin Kirsch (SPD): Natürlich sind auch die Klini-
ken der Stadt Köln derzeit an den Verhandlungen 
zum Krankenhausplan beteiligt. Gleichzeitig wird 
eine mögliche Klinikfusion mit der Uniklinik geprüft; 
diese Prüfung ist offensichtlich noch nicht abge-
schlossen. 

Ich möchte daher fragen: Welche Auswirkungen ha-
ben aktuelle Meldungen zu einem neuen Sanie-
rungsplan und die aktuellen Verhandlungen der Kli-
niken zum Krankenhausplan im Versorgungsgebiet 
auf den Inhalt und Zeitpunkt der Entscheidung zur 
Klinikfusion? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Das hat auf den Planungsbereich 
in Köln überhaupt keinen Einfluss. In Köln sind an-
scheinend noch sehr viele Hausaufgaben sowohl bei 
den kommunalen Kliniken als auch bei der Universi-
tätsklinik in dieser Frage zu machen. Auf den Pro-
zess in Köln hat dies zurzeit allerdings keinen Ein-
fluss. 

Vizepräsident Christof Rasche: Als Nächster 
kommt der Kollege Wolf dran. 
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Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Minister, Sie haben 
soeben die Kleinen Anfragen angesprochen. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: 16 Stück!) 

– 16 Stück. Wir waren fleißig. 

Sie haben mit Verweis auf das Geschäftsgeheimnis 
darauf hingewiesen, dass Sie diese nicht beantwor-
ten können. Sie haben die Fragen insbesondere 
nach den Leistungsmengen nicht beantwortet. Jetzt 
haben Sie ausgeführt, dass es einen Transparenz-
bericht geben soll. Ich möchte meinen Blick ein biss-
chen auf die Transparenz des Parlaments richten. 

Ich habe den Eindruck, dass Sie die wegweisende Ent-
scheidung des Verfassungsgerichtshofs vom 19. Au-
gust 2008 mit dem Aktenzeichen VerfGH 7/07 nicht 
berücksichtigt haben. Sie verweigern hier erneut – 
das haben Sie noch mal betont – die Antwort mit Ver-
weis auf das Geschäftsgeheimnis. Das Verfassungs-
gericht hat Leitsätze entwickelt, wie Fragen von Ab-
geordneten beantwortet werden müssen, wenn Un-
terlagen für die Antwort bei privatwirtschaftlich orga-
nisierten öffentlichen Unternehmen liegen, oder wie 
zu schützende Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
und dabei die Rechte des Parlaments nach Informa-
tionen gewahrt werden. 

Da Sie sich mit dem Urteil scheinbar nicht beschäftigt 
haben, möchte ich eine Passage zitieren, die ich bei 
der Beantwortung der Frage für hilfreich halte. Ich zi-
tiere: 

„Die Pflicht der Landesregierung, im Rahmen der 
Abwägung zwischen Informations- und Geheim-
haltungsinteresse die Möglichkeit einer Unterrich-
tung in nichtöffentlicher, vertraulicher oder gehei-
mer Form in Betracht zu ziehen, setzt keinen hie-
rauf gerichteten besonderen Antrag voraus.“ 

Besonderen Wert legt das Verfassungsgericht auf 
die Abwägung. Im damals vorliegenden Fall bezwei-
felte das Verfassungsgericht, dass es hier überhaupt 
eine Abwägung gegeben habe, und hat das als be-
sonderen Verfassungsverstoß festgestellt. 

Deswegen jetzt meine Frage: Wie wurden die gerade 
von mir ausgeführten Leitsätze und das Urteil des 
Verfassungsgerichts bei Ihrer jetzigen Antwort und 
den bisherigen Antworten der Landesregierung an 
das Parlament berücksichtigt und abgewogen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Kollege Wolf, 
Sie wissen, dass ich gerade großzügig war. – Herr 
Minister, bitte schön. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Erst einmal möchte ich Ihnen sa-
gen, dass ich sicherlich nicht als Minister bekannt 

bin, der die Rechte der Abgeordneten nicht respek-
tieren will. 

In dieser Frage ist es ganz einfach. Die Rechtsauf-
fassung unseres Ministeriums ist in dieser Frage so, 
dass wir die Daten beim besten Willen nicht heraus-
geben können. Sie wissen auch, dass sich das Urteil 
nicht auf öffentliche Krankenhäuser bezieht. 

(Zuruf von Sven Wolf [SPD]) 

Wahrscheinlich ist es immer so, dass man unter-
schiedliche Rechtsauffassungen vertreten kann. 
Dass sich ein Minister an die Rechtsauffassung sei-
nes Ministeriums hält, ist keine Seltenheit, und daher 
halte ich mich an diese Festlegungen. 

Ich denke, dass es zum jetzigen Zeitpunkt der Kran-
kenhausplanung Sinn macht, die einzelnen Struktu-
ren eines Krankenhauses nicht bis ins Detail öffent-
lich darzustellen. Denn Krankenhäuser stehen in ei-
ner gewissen Konkurrenz zueinander. Auch Kran-
kenhausverbünde stehen in einer gewissen Konkur-
renz zueinander. Daher ist die Wahrung bestimmter 
Unternehmensdaten in diesem Bereich angezeigt.  

Ich habe nicht so lange geantwortet, um Zeit zu 
schinden, sondern mir ging es darum, klarzustellen, 
wie transparent in Nordrhein-Westfalen ein Kranken-
hausplanungsverfahren mit den vielen Beteiligten ist. 

(Sven Wolf [SPD]: Außer mit dem Parlament!) 

– Wenn wir die Vorschläge aus den Bezirksregierun-
gen haben, dann ist das Parlament im vollen Umfang 
mit im Boot. Zum jetzigen Zeitpunkt, zu dem wir als 
Landesregierung noch nicht einmal an den Verhand-
lungen beteiligt sind, ist es vielleicht verständlich, 
dass es zunächst, so, wie wir es in das Krankenhaus-
gestaltungsgesetz geschrieben haben, eine Aufgabe 
der Selbstverwaltung im Gesundheitssystem zwi-
schen Kostenträgern und Leistungsanbietern ist. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, vie-
len Dank. – Jetzt kommt noch einmal die Kollegin 
Kirsch. 

Carolin Kirsch (SPD): Im Moment wird seitens der 
OB offensichtlich über eine Privatisierung der Kölner 
Kliniken nachgedacht. Dazu meine Nachfrage: Wie 
würde sich eine Privatisierung der Kliniken auf die ak-
tuellen Verhandlungen zum Krankenhausplan im 
Versorgungsgebiet und den Zeitplan und die Ent-
scheidung hinsichtlich der Klinikfusion auswirken? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Es ist so, verehrte Frau Kollegin: 
Nicht das Land Nordrhein-Westfalen, sondern die 
Stadt Köln ist Besitzer der Kliniken Köln. Wenn die 
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Stadt Köln der Meinung ist, ihre Kliniken in eine pri-
vate Trägerschaft geben zu wollen, ist dafür wahr-
scheinlich ein Ratsbeschluss notwendig. Das ist 
dann der politische Wille der Stadt Köln, und für mich 
ist es nicht mehr als ein Trägerwechsel. 

(Jochen Ott [SPD]: Sie haben ja eine Meinung! – 
Weiterer Zuruf) 

– Ich würde mich sehr wundern, wenn es dafür im 
Kölner Stadtrat eine Mehrheit geben würde, aber 
diese Verantwortung kann ich niemandem abneh-
men. 

(Jochen Ott [SPD]: Unter Schwarz-Grün ist al-
les möglich, Herr Minister! – Lachen von Lisa-
Kristin Kapteinat [SPD]) 

Über die Frage der Klinikfusion entscheidet in aller-
erster Linie das Wissenschaftsministerium. Es geht 
ja auch um Universitätskliniken. Außerdem ist es na-
türlich eine Frage der finanziellen Bindungen. Ich 
würde der Stadt Köln dringend raten, erst einmal in 
den eigenen Kliniken ihre Hausaufgaben zu machen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, vie-
len Dank. – Es liegen keine weiteren Nachfragen vor. 
Somit haben wir die Mündliche Anfrage 15 bearbeitet 
und beendet. Herzlichen Dank an Minister Laumann. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 16 

der Abgeordneten Elisabeth Müller-Witt von der 
SPD-Fraktion zum Thema „Welche Maßnahmen ha-
ben die nordrhein-westfälischen Sicherheitsbehör-
den im Zeitraum vom 31.12.2022 bis zum 
07.01.2023 aufgrund der Hinweise des BKA veran-
lasst?“ auf. Ich darf vorsorglich darauf hinweisen, 
dass die Landesregierung in eigener Zuständigkeit 
entscheidet, welches Mitglied der Landesregierung 
eine Mündliche Anfrage im Plenum beantwortet. Die 
Landesregierung hat angekündigt, dass Minister 
Reul antworten wird. Damit hat Minister Reul jetzt 
das Wort. Bitte schön. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren Abgeordnete! Ich möchte 
vorweg zwei Punkte klarstellen: 

Erstens. Selbstverständlich habe ich die Mitglieder 
des Innenausschusses in der letzten nichtöffentli-
chen Sitzung umfassend über die Abläufe, über die 
Erkenntnisse informiert. Dieser Stand ist heute nach 
wie vor aktuell und umfassend. Es gibt keine Neuig-
keiten. Das heißt: Nein, es gab am 31. Dezember 
2022 keine konkreten Hinweise zu einem möglichen 
Anschlagsziel in NRW in der Silvesternacht. 

Aber ich kann Ihre Nachfrage verstehen, weil die 
Presseberichterstattung durchaus – ich sage es mal 

liebevoll – missverständlich formuliert war. Wenn das 
BKA hier von einer – Zitat – „möglichen Tatörtlichkeit“ 
in NRW spricht, ist nämlich nicht zwingend das An-
schlagsziel gemeint. Es wird jetzt leider ein bisschen 
juristisch, aber ich habe mir das so erklären lassen: 
Die Justiz ermittelt wegen des Verdachts der Verab-
redung und Vorbereitung eines Anschlags. Formalju-
ristisch liegt dort, wo diese Verabredung oder eine 
Vorbereitungshandlung stattgefunden haben könn-
ten, der Tatort im Sinne des Strafrechts. 

In der Presse wird dazu bereits kolportiert, dass es 
sich bei dieser möglichen Tatörtlichkeit um ein „freies 
WLAN“ gehandelt habe, übrigens nicht in Castrop-
Rauxel. Ich würde Ihnen das gerne noch detaillierter 
sagen, aber das darf ich nicht. An dieser Stelle nur 
so viel: Jeder, der schon einmal mit seinem Handy 
über einen Marktplatz gelaufen ist, weiß, dass sich in 
öffentliche Netzwerke täglich Tausende zunächst 
einmal anonyme Handys einloggen, die darüber im 
Zweifel nur kurzfristig online gehen. 

Diejenigen von Ihnen, die im Innenausschuss dabei 
waren, erinnern sich, dass ich an dieser Stelle auf als 
geheim eingestufte Informationen hingewiesen 
habe, die wir von einem ausländischen Dienst be-
kommen haben. Ich möchte wie schon im nichtöffent-
lichen Teil des Innenausschusses deutlich machen: 
Dazu kann ich Ihnen nicht mehr sagen, das ist ge-
heim. Für nähere Ausführungen habe ich auf das 
Parlamentarische Kontrollgremium verwiesen. Das 
kann ich jetzt noch einmal machen. Das tagt übri-
gens morgen. 

(Marc Lürbke [FDP]: Uh!) 

Sehr wahrscheinlich hätten sich Ihre Fragen zum As-
pekt der möglichen Tatörtlichkeit damit schon ge-
klärt. 

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle kurz erklären, wa-
rum wir mit der Geheimhaltung so streng sein müs-
sen: Die Einstufung als sogenannte Verschlusssa-
che „geheim“ ist nicht durch uns erfolgt, sondern 
durch das BKA. Das heißt, es steht gar nicht in mei-
ner Macht, diese Informationen herunter- oder gar 
auszustufen. Das kann allein das BKA. Wenn ich 
Ihnen diese Information jetzt hier in der öffentlichen 
Sitzung mitteilen würde, würde ich mich strafbar ma-
chen. 

Noch wichtiger ist aber ein weiterer Punkt: Das BKA 
stuft die Information nicht aus Lust und Laune als ge-
heim ein, sondern weil der ausländische Nachrich-
tendienst, von dem wir die Information haben, das 
nur unter dieser Voraussetzung mit uns geteilt hat. 
Ich kann Ihnen sagen, dass diese Dienste sehr ge-
nau verfolgen, wie wir mit diesen Informationen um-
gehen; konkret: ob wir uns an die Geheimhaltungs-
vereinbarung halten oder eben nicht. Wenn wir uns 
nicht daran halten, gefährden wir das Vertrauen mas-
siv. Das Vertrauen ist aber die Grundlage der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit. Wenn wir in den 
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Verdacht der Unzuverlässigkeit geraten, hat das sehr 
schnell eine Konsequenz, nämlich die, dass man sol-
che Informationen nicht mehr mit uns teilt. Ich bitte 
also sehr herzlich darum, dass wir alle verantwor-
tungsvoll mit diesem Thema umgehen. 

Zweitens. Ich kann natürlich heute hier in öffentlicher 
Sitzung nicht mehr sagen als vergangene Woche im 
nichtöffentlichen Teil der Innenausschusssitzung. 
Das liegt in der Natur der Sache. Sonst bräuchten wir 
keine nichtöffentlichen Sitzungen und auch keine 
Verschlusssachen. Trotzdem werde ich versuchen, 
Ihre Fragen hier bestmöglich zu beantworten.  

Weil jetzt schon so viel dazu in der Zeitung gestan-
den hat, geht das mittlerweile öffentlich. Ich musste 
da letzte Woche vorsichtiger sein. Wie Sie sicher wis-
sen, hatte letzte Woche übrigens auch der Innenaus-
schuss in Berlin zu diesem Thema nichtöffentlich ge-
tagt. Es war kein NRW-Spezifikum. Trotzdem – das 
scheint mir teilweise in der Diskussion etwas unter-
zugehen – läuft das Ermittlungsverfahren noch. Auch 
deshalb ist nach wie vor eine gewisse Vorsicht gebo-
ten. 

Als kleine Vorwarnung: Denjenigen, die den Bericht 
im Innenausschuss gehört haben, wird das alles sehr 
bekannt vorkommen. Nun im Einzelnen und noch 
einmal vertiefend zu den Fragen. Ich kann das jetzt 
öffentlich machen, weil es – wie auch immer – in die 
Öffentlichkeit gekommen ist. Ich war es nicht.  

Zur ersten Frage. Am 30. Dezember erhielten das 
BKA und das Bundesamt für Verfassungsschutz 
nicht gerichtsverwertbare und als geheim eingestufte 
Informationen eines ausländischen Nachrichten-
dienstes. Das Bundesamt für Verfassungsschutz in-
formierte noch am selben Tag die Verfassungs-
schutzbehörden – alle Verfassungsschutzbehörden 
der Länder – über diesen sehr abstrakten Hinweis 
auf mögliche islamistisch motivierte Anschlagspla-
nungen ohne weitere konkretisierende Angaben. 

Einen Bezug zu Nordrhein-Westfalen enthielt dieser 
Hinweis übrigens nicht. Deswegen ging der Hinweis 
auch gleichermaßen an alle 16 Verfassungsschutz-
behörden der Länder. Daher blieb die Zuständigkeit 
zunächst auf der Bundesebene. 

Am 31. Dezember gegen 12:00 Uhr wurde dem Lan-
deskriminalamt NRW erstmalig eine ebenfalls als ge-
heim eingestufte Information des BKA zu möglichen 
islamistisch motivierten Anschlagsplanungen an Sil-
vester in abstrakter Form übermittelt. In diesem 
Schreiben des BKA vom 31. Dezember waren keine 
Angaben enthalten, die Ansätze für Ermittlungen o-
der weitere polizeiliche Maßnahmen geboten haben, 
die nicht schon vom BKA ausgeschöpft wurden. 

Das heißt: Es wurden keine konkreten Hinweise auf 
Tatverdächtige oder Mittäter, keine konkreten Hin-
weise auf Anschlagsorte oder -ziele, sondern ledig-
lich ein vermeintlich beabsichtigter Anschlagszeit-

punkt zu Silvester und das mögliche Tatmittel „Gift-
stoffe“ benannt. Eine Angabe zum Sachverhalt war 
der nicht weitergehend spezifizierte Bezug zu Nord-
rhein-Westfalen. 

Damit sind wir bei der Information, die für Ihre Frage 
gesorgt hat – Stichwort „freies WLAN-Netzwerk“. Sie 
wissen aus dem Justizbericht und aus der Presse, 
dass in diesem Sachverhalt ein Telegram-Account 
eine Rolle gespielt hat. Nur mal so viel: Wenn Sie bei 
Telegram eine Anfrage stellen, weil Sie eine Aus-
kunft über einen Nutzer haben wollen, kriegen Sie in 
den allermeisten Fällen keine Antwort. Das ist be-
dauerlicherweise ein Fakt. 

Wie eingangs bereits erwähnt, darf ich Ihnen in die-
sem Kreis leider aus Geheimhaltungsgründen nichts 
Genaueres darlegen. Ich habe nur so viel gesagt, wie 
ich sagen konnte, und zusätzliche Informationen ge-
geben, die nichts mit dem Fall zu tun haben, damit 
Sie die Dinge vielleicht zusammenpacken können. 
Ich möchte wieder auf das Parlamentarische Kon-
trollgremium verweisen. 

Ich wiederhole: Konkrete Hinweise auf einen mögli-
chen Anschlagsort, wie es missverständlich in der 
Presseberichterstattung zu lesen war, gab es zu die-
sem Zeitpunkt nicht. Es gab auch keine Information 
zum tatsächlichen Gefährdungsgrad. Das BKA hatte 
vorversandte Informationen schon in möglichen Er-
mittlungsansätzen ausgeschöpft und versucht, mehr 
Informationen zu erlangen. Die Zuständigkeit lag 
nämlich immer noch beim Bund. Man hat aber da-
mals nichts herausbekommen. 

Das Landeskriminalamt NRW sah zu diesem Zeit-
punkt auch keine weiteren Ansatzpunkte für polizeili-
che Sofortmaßnahmen, weder repressive noch prä-
ventive. 

Zu diesem Zeitpunkt konnte – trotz aller bisher invol-
vierten Sicherheitsbehörden – noch kein Tatverdäch-
tiger identifiziert bzw. lokalisiert werden, und auch 
kein möglicher Anschlagsort oder ein mögliches An-
schlagsziel. Aus diesem Grund und weil es nach der 
Bewertung des Landeskriminalamtes NRW um eine 
sehr unspezifische und abstrakte Gefährdung han-
delte, hat sich das … 

(Unruhe bei der SPD) 

– Entschuldigung, ich erzähle das hier, damit Sie zu-
hören, wenn ich das mal so sagen darf. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Das kennen Sie 
doch!) 

– Ich finde es immer schwierig, wenn man Sachen 
erklärt … Ich habe es im Ausschuss schon erzählt, 
ich erzähle es jetzt noch einmal, am Freitag wieder, 
und dann werden immer noch Fragen gestellt. 

(Zuruf von der SPD) 
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Ich bitte um Verständnis dafür, dass mich das ein we-
nig beunruhigt, weil man sich fragen muss, wofür 
man sich diese Arbeit macht. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – An-
gela Freimuth [FDP]: Das frage ich mich auch 
manchmal!) 

Also, es gab keinen Hinweis auf mögliche An-
schlagsorte oder ein mögliches Anschlagsziel. Aus 
diesem Grund und weil es sich nach der Bewertung 
des Landeskriminalamtes NRW um eine sehr unspe-
zifische und abstrakte Gefährdung handelte, hat sich 
das Landeskriminalamt NRW dazu entschieden, 
mein Ministerium am 31. Dezember nicht zu infor-
mieren. 

Im Innenausschuss habe ich Ihnen dazu schon ge-
sagt: Nachdem ich davon gehört habe, war mein ers-
ter Reflex der, dass ich gerne über diesen Sachver-
halt informiert worden wäre, wenn auch einzig mit 
den Stichworten „Silvester“ und „Giftstoffe“, was na-
türlich sehr abstrakt ist. Außerdem war Silvester, und 
viele Leute waren unterwegs, um zu feiern. Aber 
auch wenn ich es gewusst hätte, hätte dies nichts an 
der Bewertung und auch nichts an den Maßnahmen 
geändert. Trotzdem hätte ich es gerne gewusst. Ich 
bin ein neugieriger Mensch. Im Nachhinein ist man 
aber immer schlauer.  

So etwas immer eine schwierige Abwägung, denn 
die nordrhein- westfälischen Sicherheitsbehörden er-
halten regelmäßig sehr viele Gefahrenhinweise von 
innen, von außen, von anderen Staaten, auch zu 
möglichen Anschlägen und zu möglichen Planun-
gen. Nach dem Innenausschuss habe ich nachge-
fragt, wie viele das eigentlich sind. Die Antwort mei-
ner Experten lautete: rund 200 im Jahr, und zwar – 
total unterschiedlich – von abstrakt und unrealistisch 
bis zu relativ konkret. Übrigens beschränkt sich das 
nicht auf den Bereich „Islamismus“, sondern auch 
andere Phänomenbereiche sind dabei miteinbezo-
gen.  

Die meisten Hinweise sind zum Glück aber so abs-
trakt und haben nach entsprechender Bewertung 
nicht die Qualität, dass ich zwingend davon wissen 
muss. Ich vertraue dabei auf die richtige Bewertung 
der Sicherheitsbehörden. Da sind Menschen am 
Werk, auf die man sich verlassen kann. 

Unabhängig davon, was ich jetzt bewertet habe, lie-
fen die Ermittlungen natürlich weiter. Ab dem 2. Ja-
nuar hat sich das Landeskriminalamt NRW weiter mit 
dem BKA abgestimmt. Es ging natürlich darum, mehr 
Substanz in die Sache zu bekommen und mehr zu 
wissen. 

Nach wie vor war es ein festes Ziel des Landeskrimi-
nalamtes, weitere konkrete Hinweise auf Tatver-
dächtige, Mittäter, Anschlagsorte oder Anschlags-
ziele zu gewinnen. Obwohl es Silvester zu keinem 

Anschlag gekommen war, hat das Amt daran weiter-
gearbeitet. 

Sie erinnern sich, dass laut den damaligen vorliegen-
den Informationen der Anschlag für die Silvester-
nacht angekündigt war. Das BKA hat bereits alle 
zwingend notwendigen und möglichen Maßnahmen 
ausgeschöpft, und weitere Ermittlungsansätze ha-
ben nach wie vor nicht bestanden. Da hat sich also 
nichts geändert. 

Das Landeskriminalamt hat trotzdem aufbauend auf 
den durchgeführten Maßnahmen des BKA fortlau-
fende Ermittlungsmaßnahmen wie zum Beispiel wei-
tere Recherchen in offenen zugänglichen Internet-
quellen durchgeführt. Für uns war die abstrakte Ge-
fahrenlage damit also nicht beseitigt. Auch daraus 
ließen sich aber keine weiteren Erkenntnisse ablei-
ten. 

Das BKA wurde noch am 2. Januar vom Landeskri-
minalamt NRW um Übermittlung von nicht als ge-
heim eingestuften Informationen ersucht, um weitere 
polizeiliche und justizielle Maßnahmen ermöglichen 
zu können. Das BKA sagte eine Prüfung zu. Die fe-
derführende Bearbeitung des Sachverhalts wurde 
übrigens auch noch am 3. Januar einvernehmlich bei 
den Bundesbehörden BKA und BfV verortet. 

Alle Maßnahmen der Sicherheitsbehörden des Bun-
des und NRWs führten weiterhin nicht zu konkretisie-
renden Informationen. Auch der abstrakte Bezug 
nach Nordrhein-Westfalen konnte zu diesem Zeit-
punkt nicht weiter aufgehellt werden. 

Noch einmal ganz deutlich: Zu diesem Zeitpunkt 
konnte immer noch kein Tatverdächtiger identifiziert 
oder lokalisiert werden und außerdem kein An-
schlagsort oder Anschlagsziel. 

Die Informationen des BKA vom 31. Dezember wur-
den am 3. Januar vom Landeskriminalamt dem Ver-
fassungsschutz NRW sowie zwei polizeilichen 
Staatsschutzdienststellen übermittelt. Auch diese 
konnten keine weiteren Ermittlungsansätze erken-
nen. 

Erst am 6. Januar erhielt das BKA weitere Informati-
onen im Rahmen des internationalen Informations-
austauschs, mit denen eine Identifizierung eines 
möglichen Tatverdächtigen mit Wohnsitz in Castrop-
Rauxel möglich war. Dabei handelt es sich um eine 
IP-Adresse, die einer Person zugeordnet werden 
konnte. Ich könnte gleich mal fragen, wieso wir die 
IP-Adresse überhaupt einer Person zuordnen kön-
nen. 

Diese zu diesem Zeitpunkt als geheim eingestuften 
Informationen wurden seitens des BKA unverzüglich 
am späten Freitagabend dem Landeskriminalamt 
übermittelt. Damit lag am 6. Januar erstmals ein kon-
kreter Ermittlungsansatz vor. Zudem wurden umge-
hend die Informationen des BKA um die Erkennt-
nisse des Landeskriminalamts zur Person ergänzt 
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und an alle beteiligten Sicherheitsbehörden übermit-
telt. So konnten auch bundesweit weitere Prüfungen 
zu den neuen Erkenntnissen und zum ermittelten 
Tatverdächtigen erfolgen. 

Unverzüglich wurden durch das Landeskriminalamt 
in Abstufung mit dem BKA weitere notwendige 
Schritte eingeleitet. Eine weitere erforderliche Ab-
stimmung mit den Sicherheits- und Justizbehörden 
des Bundes und des Landes wurden veranlasst. Das 
Landeskriminalamt hat eine fortlaufende Prüfung 
möglicher Gefahren für die Allgemeinheit sicherge-
stellt. 

Am 7. Januar mittags fand zur weiteren Abstimmung 
eine erste Sitzung des gemeinsamen Terrorismus-
abwehrzentrums des Bundes mit allen beteiligten Si-
cherheitsbehörden und der Justiz statt. Dabei waren 
übrigens auch Experten vom Robert Koch-Institut 
aufgrund der möglichen Giftstoffe. Der Austausch 
wurde am Tag übrigens kontinuierlich fortgesetzt. 

Das Landeskriminalamt NRW hat unmittelbar im An-
schluss an die Sitzung die Polizeiabteilung in mei-
nem Haus über den konkretisierten Sachverhalt und 
die beabsichtigten weiteren Maßnahmen informiert. 
Am späten Nachmittag des 7. Januar übersandte 
das BKA dann erstmals einen gerichtsverwertbaren, 
nicht als geheim eingestuften Bericht, welcher unver-
züglich der Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf 
durch das LKA übermittelt wurde. Ein Strafverfahren 
wurde unmittelbar eingeleitet. Den weiteren Verlauf 
kennen Sie ja bereits. Die beiden Brüder wurden am 
7. Januar kurz vor Mitternacht in der Wohnung des 
älteren Bruders in Castrop-Rauxel festgenommen 
und sind bis heute in Untersuchungshaft. 

Zur zweiten Frage, wann ich persönlich über den 
Sachverhalt in Kenntnis gesetzt wurde: Unmittelbar, 
nachdem das Landeskriminalamt NRW die Polizei-
abteilung informiert hatte, wurde die Information von 
dort an meine Staatssekretärin und an mich heran-
getragen. Das war am 7. Januar nachmittags. Das 
hatte ich Ihnen aber auch schon im Innenausschuss 
berichtet. 

Auch das Bundesinnenministerium wurde nach mei-
nen Informationen im Übrigen erst am 7. Januar vom 
BKA informiert. Sie sehen also, nicht nur der Innen-
minister von Nordrhein-Westfalen hat die Information 
an diesem Tag bekommen, sondern auch die Bun-
desministerin. – Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit und entschuldige mich für die lange Dauer. 
Aber Sie wollten alles genau wissen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Reul, 
vielen Dank für die ausführliche Antwort. Wir wissen 
genau, dass Sie die Fragen der Abgeordneten gerne 
beantworten, und die Abgeordneten hören natürlich 
auch gerne zu. 

Die Kollegin Müller-Witt sitzt auf dem Platz von Herrn 
Dahm, darf aber trotzdem eine Nachfrage stellen. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Vielen Dank, Herr Minister, für Ihre ausführ-
liche Antwort. Sie werden verstehen, dass wir auch 
im Auftrag aller Wähler sehr genau bei einer solchen 
Situation nachfragen. 

Vorab eine kurze Bemerkung. Es erstaunt schon, 
dass es offensichtlich zwischen BKA und Presse 
eine Kommunikation gegeben hat, die jetzt öffentlich 
wurde – oder LKA; ich weiß nicht, zwischen welchen 
Ämtern – und dann in den Medien verbreitet wurde, 

(Herbert Reul, Minister des Innern: Das ist 
falsch!) 

dass Sie aber nicht in der Lage waren, 

(Zuruf von Herbert Reul, Minister des Innern) 

uns das öffentlich mitzuteilen. 

Ich habe aber noch eine Nachfrage. Wann ist in die-
ser Angelegenheit eine WE-Meldung herausgege-
ben worden, und an wen erfolgte diese WE-
Meldung? Das ist ja eigentlich die uns immer von 
Ihnen vorgetragene geläufige Praxis. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, bitte. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens eine 
kleine Zusatzinformation. Nach meinem Kenntnis-
stand ist die Information an Pressevertreter gegeben 
worden, und die haben Anfragen ans BKA gestellt. 
Also, die Reihenfolge war, glaube ich, anders. Aber 
das ist auch egal. Es ist jetzt öffentlich, und damit 
brauche ich mich damit nicht mehr damit herumzu-
schlagen. Es ist aber so. 

Zu den WE-Meldungen. Ja, es gab zwei WE-
Meldungen am 7. Januar, um 17:52 Uhr und um 
20:06 Uhr, und dann in den weiteren Tagen noch 
weitere Meldungen, aber die sind ja jetzt nicht mehr 
so relevant für Sie. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Kampmann. 

Christina Kampmann (SPD): Vielen Dank für die 
Möglichkeit, hier die Fragen zu stellen. Herr Minister, 
ist die Aussage des BKA korrekt, dass das LKA vom 
BKA darüber informiert wurde, dass eine mögliche 
Tatörtlichkeit in Nordrhein-Westfalen liegt, und wur-
den daraufhin keinerlei Maßnahmen ergriffen, und 
auch Sie wurden zeitnah nicht informiert, wie es laut 
WE-Erlass notwendig gewesen wäre? Ist diese Aus-
sage korrekt? 
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Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Das ist eine sehr 
interessante Frage, weil ich sie natürlich, wie Sie wis-
sen, mit Ja beantworten muss, aber gleichzeitig sa-
gen muss: Damit war keinerlei Information über ei-
nen Ort, einen Tag, ein Ziel oder eine Person verbun-
den. Auf gut Deutsch gesagt: Mit dieser Information 
konnte man nichts anfangen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollege Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, jetzt haben Sie mehrfach be-
tont, dass man mit den Informationen nichts anfan-
gen konnte. Sie haben den Zeitstrahl noch einmal er-
läutert und dargestellt, dass auch Sie nicht umge-
hend informiert worden sind. Können Sie mir sagen, 
wann in diesem Zeitablauf zwischen dem 30. De-
zember und dem 7. Januar, als es dann die WE-
Meldung und den Zugriff gab, konkret diese Informa-
tionen des BKA über das LKA an die Kreispolizeibe-
hörden – mit einem allgemeinen Hinweis, einer War-
nung – gegeben wurden? Der Zeitpunkt, wann dann 
tatsächlich die Kreispolizeibehörden informiert wur-
den, fehlt mir jetzt in dieser Chronologie noch. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Abgeordne-
ter, ich informiere Sie gerne. Wenn Sie ein paar Mi-
nuten Zeit haben, kann ich auch eine Chronologie 
vorlesen. Dann haben wir alle Fakten beisammen. 

Am 31. Dezember ist das als geheim eingestufte 
Schreiben beim BKA eingegangen, mit nicht weiter 
konkretisierten Informationen. Prüfung, Bewertung 
durch LKA ab mittags. Bewertungsergebnis: kein An-
haltspunkt für einen konkreten Gefahrenüberhang, 
keine konkreten Angaben zu Tatverdächtigen und 
Anschlagsorten. Das BKA hatte bereits – das ist 
auch nicht unwichtig – alle zu diesem Zeitpunkt erfor-
derlichen und möglichen Ermittlungen selber getä-
tigt. Deshalb waren keine weiteren Sofortmaßnah-
men durch das LKA möglich. Die Informationen wa-
ren nicht gerichtsverwertbar und waren als geheim 
eingestuft. 

Am Montag, 2. Januar, ab 6:30 Uhr: Es gab keine 
neuen Erkenntnisse. Die Übernahme des als geheim 
eingestuften Schreibens des BKA vom 31.12. wurde 
in die weitere Bearbeitung beim LKA übernommen. 
Sämtliche übermittelten Informationen zum Grund-
sachverhalt sind weiterhin nicht gerichtsverwertbar. 
Eigenständige zusätzliche Recherchen in öffentlich 
zugänglichen Internetquellen im LKA und allgemeine 
Prüfung von möglichen Bezügen zu anderen Sach-

verhalten im Themenbereich. Ersuchen des LKA an 
BKA um Freigabe der Inhalte des als geheim einge-
stuften Schreibens. Sonst dürfen sie damit gar nicht 
umgehen; das müssen sie erst einmal kriegen. 

Am 3. Januar erfolgt dann die telefonische Kontakt-
aufnahme LKA/BKA. Zuständigkeit wird einvernehm-
lich bei den Bundesbehörden gesehen. Die Bundes-
behörden waren also immer noch zuständig. Zusage 
des BKA zur Prüfung der Freigabe der Inhalte des als 
geheim eingestuften Schreibens. Weitersteuerung 
des als geheim eingestuften Schreibens des BKA 
vom 31.12. an zwei Staatsschutzstellen und den Ver-
fassungsschutz – 31.12. Es gab immer noch keine 
konkreten Ermittlungsansätze oder Fakten, die das 
hätten bedürfen können. – Ich breche jetzt einmal ab. 

(Sven Wolf [SPD]: 3. oder 4. Januar?) 

– Das war der 03. 

Wenn Sie wollen – aber dann sagen Sie es bitte –, 
kann ich gleich auch den 04. und 05. weiter vortra-
gen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, vie-
len Dank. – Jetzt kommt Kollegin Stich. 

(Kirsten Stich [SPD]: Ich habe versehentlich 
wieder gedrückt!) 

– Okay. Dann drücken Sie bitte noch einmal. – Se-
kunde. – Bitte schön. 

Kirsten Stich (SPD): Okay. Alles klar. Das dauerte 
etwas länger. 

(Sven Wolf [SPD]: Aber mich haben Sie raus-
geschmissen, Herr Minister! – Zuruf von der 
SPD: Mich auch! – Gegenruf: Ein Verlust ist 
immer!) 

Vizepräsident Christof Rasche: Ein Hinweis, weil 
man sonst ein vollkommen merkwürdiges Bild von 
mir bekommt: Hier werden maximal fünf Namen an-
gezeigt. Meldet sich eine sechste Person zu Wort, 
erscheint sie hier nicht. Wenn schon fünf Namen auf 
dem Bildschirm stehen und ich Frau Stich bitte, sich 
noch einmal einzuwählen, taucht sie hier nicht auf. 
Deswegen habe ich Sie einfach gelöscht, Herr Wolf. 

(Heiterkeit – Sven Wolf [SPD]: Danke, Herr 
Präsident! Wahrscheinlich mit Zustimmung 
des Ministers! – Heiterkeit – Herbert Reul, Mi-
nister des Innern: Nein! Das verstehe ich nicht 
mehr!) 

Kirsten Stich (SPD): Danke. – Sie haben vorhin 
ausgeführt, dass es insgesamt nahezu 200 Meldun-
gen im Jahr geben würde. Aber ist es denn auch so, 
dass diese 200 Meldungen eine derartige Gefahren-



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 88 Plenarprotokoll 18/21 

 

lage beinhalten und dass dort auch eine solche Situ-
ation vorliegt, die dann vom BKA an das LKA gemel-
det wird? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens. Ja, die 
kamen vom BKA. 

Zweitens. Die sind total unterschiedlich in der Ein-
schätzung der Gefahrenlage. Da gibt es welche, die 
sehr konkret sind; dann wird sofort gehandelt, gemel-
det und gehandelt. Dann gibt es welche, wo man auf 
einen Blick sieht, dass sie nicht ernst zu nehmen 
sind; ich sage es einmal ein bisschen salopp. Und es 
gibt welche wie die jetzige, die man ernst nimmt, bei 
denen man aber keine Möglichkeit hat, weiterzukom-
men, weil erstens das BKA schon alles geprüft hat, 
was möglich war, und zweitens keine weiteren Er-
mittlungschancen bestehen. Wenn Sie ermitteln wol-
len, brauchen Sie ja ein paar Fakten. Da waren aber 
keine. Das ist diesmal das Problem. 

Noch einmal: Die 200 sind total verschieden. Des-
halb habe ich jetzt auch verstanden – das hat ein 
bisschen gedauert, gebe ich zu –, dass man nicht alle 
diese Meldungen zu mir weiterleiten muss. Das wäre 
Unsinn. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Kapteinat. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Minister, um in der Chronologie 
wieder ein bisschen vorzurücken: Als Sie dann von 
dem Vorfall bzw. von dem Vorgang erfahren haben, 
welche Maßnahmen haben Sie denn persönlich ein-
geleitet? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich habe gebeten, 
aufzuklären, warum die Information so spät gekom-
men ist. Das wollte ich wissen. 

Zweitens. Maßnahmen habe ich keine ergriffen, weil 
das Gott sei Dank das LKA und die Polizeiabteilung 
längst gemacht hatten. Denn das sind kluge Damen 
und Herren, die wissen, was man machen muss. Sie 
brauchen keinen Minister, der sagt, was sie in sol-
chen Fällen machen müssen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Okay. – Kollege 
Falszewski. 

Benedikt Falszewski*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Sehr geehrter Herr Minister, Sie hatten 

gerade schon einige Ausführungen zu dem Tele-
gram-Account gemacht, der sich außerhalb von Cas-
trop-Rauxel eingeloggt haben soll. Könnten Sie da 
noch einmal konkreter auf die Maßnahmen einge-
hen, die Sie dann eingeleitet haben? 

(Herbert Reul, Minister des Innern: Die was?) 

– Die Maßnahmen, die Sie daraufhin eingeleitet ha-
ben. Könnten Sie die noch einmal konkretisieren, 
bitte? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Jetzt muss ich 
wieder ganz vorsichtig sein. Ich kann gar nicht bestä-
tigen, dass das so war, wie Sie sagen. Aber es hat 
so in den Zeitungen gestanden. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Genau!) 

Nehmen wir also einmal den Sachverhalt, der in den 
Zeitungen gestanden hat, mit diesem freien WLAN-
Netz. Da können Sie gar nichts unternehmen.  

Ich versuche jetzt mal, die Frage stehenzulassen und 
ganz allgemein zu reden. Wenn Sie in einer Stadt 
über einen Marktplatz laufen und sich in irgendein 
Handy-Netz einwählen oder irgendwas absetzen, 
dann weiß kein Mensch, wer das macht. Da werden 
Sie nicht registriert. Bei uns wird nicht registriert: Die 
IP-Nummer so und so hat sich da eingeloggt. 

Vizepräsident Christof Rasche: Das war die Ant-
wort. So nehme ich das wahr. – Jetzt kommt erneut 
Frau Kollegin Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Herr Minister, ich komme noch mal auf das 
Thema „Meldungen und Informationen“ zurück. Gibt 
es eine verbindliche Vorgabe seitens des Hauses be-
züglich der Weitergabe von WE-Meldungen oder -In-
formationen – je nachdem, wie man das Kind nennen 
mag – des BKA an das LKA und dann an Sie, an die 
Hausspitze, und wie ist die Dienstanweisung dazu 
ausgestaltet? Gibt es da ein verbindliches Proze-
dere, und wie sieht das aus? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich unterscheide 
mal zwei Gruppen. Einmal gibt es die WE-
Meldungen. Die laufen im Land. Es gibt einen Erlass 
dazu, wie und an wen die gesteuert werden müssen 
usw.  

Bei Anschlägen oder bei ganz konkreten Gefahren-
lagen – das war das jetzt nicht – gibt es auch eine 
Verfügung, wie damit zu verfahren ist; glasklar.  

Die anderen Meldungen werden dann – nicht auto-
matisch – an das Innenministerium weitergemeldet. 
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Der Eingang und auch der Versand von eingestuften 
Hinweisen und Sachverhalten werden beim LKA do-
kumentiert. Hinweise, welche im Rahmen des Aus-
tausches von Polizeibehörden untereinander als Ver-
schlusssache beim LKA eingehen, werden gemäß 
den Fristen dokumentiert und als Spur erfasst.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt ist der Kollege Bialas auf dem Platz von Herrn 
Dr. Hartmann an der Reihe. – So ganz einfach macht 
ihr es mir nicht. 

Andreas Bialas (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. 
Ich wusste aber, dass ich Sie damit nicht überfordern 
würde. Insoweit herzlichen Dank. – Sehr geehrter 
Herr Minister, ich bin ein wenig verwirrt. Habe ich es 
richtig verstanden? Die erste WE-Meldung in diesem 
gesamten Zusammenhang ist erst am 7. Januar ge-
schrieben worden? Sie sagten vorher, es wären rund 
200 Meldungen im Jahr hinsichtlich potenziell – Sie 
drückten es so aus – unterschiedlich gewichteter Ge-
fahrenstufen im Hinblick auf Anschläge.  

Gleichzeitig ist es so, dass die Erlasslage vorsieht, 
an wen was gesteuert wird, aber der Minister auch 
festlegt, was an ihn herangetragen wird, also was tat-
sächlich zur letztendlichen Kenntnis des Ministers 
geht. Sie sagten vorhin: Ich wäre ganz gerne vorher 
informiert worden. – Insofern ist die Frage: Haben Sie 
im Nachhinein Konsequenzen gezogen, sodass Sie 
bei Anschlägen, bei derartig drohenden Gefahren in-
formiert werden, und auf welche Art und Weise? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Nein, und ich 
kann Ihnen auch sagen, warum: Weil ich jetzt genau 
weiß, was da passiert und wie die Abläufe genau 
sind. Diese 200 Hinweise, die Sie benannt haben, 
sind ja ganz verschiedene Sachen. Das eine sind 
200 Hinweise, die beim LKA über das BKA ankom-
men. Das sind – ich wiederhole es noch einmal – to-
tal verschiedene.  

Einen Teil von denen muss ich gar nicht kennen. Es 
gibt Fachleute, die sagen: Das ist nichts; darum müs-
sen wir uns nicht kümmern. – Es gibt einen Teil, der 
so unpräzise ist, dass der Hinweis keinem hilft, weil 
man nicht weiterkommt. Man kann nichts machen.  

Dann gibt es Hinweise, die erkennbar sind. Daran 
wird gearbeitet, und da erwarte ich – daran hat sich 
aber nichts geändert; das war immer so, das bleibt 
so und das war auch in diesem Fall so; Stichwort: 
„07.01.“ –, dass ich informiert werde. Das ist doch 
vollkommen klar. Aber ich glaube, ein solcher Appa-
rat muss auch unterschiedliche … Nicht jede ein-
zelne Meldung, die gar keinen Sinn hat, muss mir 
vorgelegt werden, wenn ich die Frage so beant-

worten kann. Ich hoffe, ich habe alles beantwortet. 
Oder habe ich was übersehen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Sonst besteht die 
Möglichkeit zu einer weiteren Frage. Die hat jetzt Kol-
legin Kampmann. 

Christina Kampmann (SPD): Herr Minister, es ist 
schon bemerkenswert, dass der Hinweis eines aus-
ländischen Nachrichtendienstes keinen Sinn haben 
soll. Wenn Sie sagen, es gab nichts zu veranlassen, 
weil die Behörden in solchen Fällen ja wüssten, was 
zu tun ist, wenn Sie sagen, es gibt 200 Hinweise in 
diesem Jahr, dann klingt das so, als hätten wir es mit 
Fahrraddiebstählen zu tun und als würden Hinweise – 
das haben Sie eingangs gesagt –, in denen „An-
schlag“ und „Giftstoffe“ steht, tagtäglich reinkommen.  

Deshalb noch mal die ganz konkrete Frage: Wie viele 
der 200 Hinweise aus Mitteilung eines ausländischen 
Nachrichtendienstes deuten denn auf einen An-
schlag hin? Wie viele dieser 200 Mitteilungen gehen 
in diese Richtung, um mal klar zu haben, wie viele 
Hinweise Sie tatsächlich mit dieser Brisanz bekom-
men? Es ist einfach nicht vorstellbar, dass Sie dar-
über nicht informiert wurden und daraufhin auch 
nichts veranlasst wurde. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete, Sie haben die Fähigkeit, Sach-
verhalte als feststehend darzustellen. Ihre einleiten-
den Bemerkungen sind nicht wahr – Punkt eins. 

Zweitens. Antwort auf Ihre Frage: Ich kann Ihnen 
nicht sagen, wie viele davon welchen Gefährdungs-
grad haben, weil ich mir das gar nicht angeschaut 
habe. Das ist auch nicht notwendig. Gott sei Dank 
sind es nur wenige. Gott sei Dank sind es nur wenige, 
die ernst zu nehmen sind, die konkret sind, um die 
wir uns kümmern. 

Wenn Sie sich die letzten Jahre anschauen, werden 
Sie feststellen: Immer dann, wenn solche Hinweise 
da waren, hat die nordrhein-westfälische Polizei sie 
sukzessive und systematisch abgearbeitet. In den 
Fällen, in denen das notwendig war, waren wir erfolg-
reich. Ich möchte mal an den Gelsenkirchener Fall 
mit dem jungen Mann erinnern. Ich könnte Ihnen 
noch ein paar Fälle nennen.  

All diese Hinweise, die Inhalte hatten, die ernst zu 
nehmen waren, sind ernst genommen worden, sind 
verfolgt worden. Ich kenne kein Versagen der nord-
rhein-westfälischen Polizei in den letzten Jahren in 
diesen Fragen. Ich finde, das gehört auch dazu.  

Das gilt übrigens auch in diesem Fall. Auch das war 
richtig. Denn hätten die Silvester, Neujahr und noch 
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fünf Tage rumgewuselt und diskutiert, hätte das 
nichts geändert, weil sie keine Fakten zum Ermitteln 
hatten. Ich bitte, einfach mal zur Kenntnis zu neh-
men, was da eigentlich passiert. Sie brauchen eine 
Information, an der Sie ermitteln können. Wenn Sie 
keine haben, können Sie nicht ermitteln.  

Das BKA hat es ja genauso beurteilt. Das BKA war 
zuständig. Wir waren doch gar nicht zuständig. Den 
Schuh ziehe ich mir nicht an. Wir waren gar nicht zu-
ständig, sondern zuständig war das BKA, und das 
BKA hat alle Möglichkeiten ausgeschöpft und ge-
sagt: Da kommen wir jetzt nicht weiter. Punkt.  

Deswegen sind die auch weiter im Kontakt geblieben 
und haben am 6. von dem ausländischen Dienst eine 
Information dazubekommen. Genau der ist sofort 
nachgegangen worden. Am 7., abends, war das 
Spiel beendet. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister, vie-
len Dank. – Jetzt wechseln wir aus meiner Sicht die 
Seite und gehen von links in die Mitte. Marc Lürbke. 

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Minister, Sie wissen, ich schätze Sie, auch weil 
Sie sehr erfahren sind. Umso mehr bin ich ehrlich er-
schüttert, dass Sie hier eben Geheimnisverrat be-
gangen haben, indem Sie den Zeitpunkt der Tagung 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums öffentlich 
bekannt gegeben haben. 

(Herbert Reul, Minister des Innern: Entschul-
digung!) 

Sie sollten eigentlich wissen, dass das PKG geheim 
tagt. Ich hoffe, die Sitzung kann stattfinden. 

Ich habe noch eine Frage. Sie haben eben darge-
stellt, dass die Meldungen am 31.12. sehr abstrakt 
waren, dass aber schon bekannt war, dass eine Ge-
fährdung durch Giftstoffe vorlag; das haben Sie ge-
sagt. War am 31.12. auch schon bekannt, dass es 
sich um ein mögliches Anschlagszenario mit dem 
konkret benannten Giftstoffe Rizin handelt? Fiel also 
schon am 31.12. das Stichwort „Rizin“? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich bitte um Ver-
ständnis. Sie haben mich zu Recht darauf hingewie-
sen, dass ich eben etwas gesagt habe, was ich nicht 
hätte sagen dürfen. An der Stelle muss ich Ihnen lei-
der sagen: Diese Frage kann ich Ihnen auch nicht 
beantworten.  

Wenn Sie erschüttert sind, dass ich diesen Termin 
bekannt gegeben habe, haben Sie recht. Ich bitte um 
Entschuldigung. Ich war allerdings auch erschüttert, 

als ich Informationen aus nichtöffentlicher Sitzung in 
der Zeitung gelesen habe. 

(Zuruf von der SPD: Das waren wir alle!) 

Dann wird man auch ein bisschen unruhig und fragt 
sich: Was machst du da? Jetzt weiß es jeder, und wir 
sind jetzt in der schwierigen Lage, genau abzuwä-
gen, wie viele Informationen wir herausgeben, ohne 
das Vertrauensverhältnis innerhalb der Sicherheits-
behörden Deutschlands, aber auch zu ausländi-
schen Sicherheitsbehörden zu gefährden, weil wir, 
wie wir alle wissen, sehr darauf angewiesen sind – 
um es vorsichtig zu formulieren. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Jetzt kommt der Kollege Wolf mit seiner 
zweiten Frage. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, Sie haben gerade gesagt, es 
hätte sich nichts geändert. Ich glaube, es hätte sich 
schon etwas geändert: Wenn die Beschuldigten im 
Ermittlungsverfahren in ihrer Tatvorbereitung weiter 
fortgeschritten gewesen wären, wäre es eventuell zu 
einem Anschlag gekommen. Das hätte die ganze Si-
tuation mit Sicherheit deutlich geändert.  

Ich zumindest habe den Sachverhalt der Presse so 
entnommen, dass der Plan tatsächlich war, am 31., 
an Silvester, einen Anschlag zu verüben. Wären die 
etwas schneller gewesen, dann wäre etwas passiert. 
Dann hätten wir alle hier in einer viel dramatischeren 
Situation gesessen; das will ich voranstellen. 

Sie haben gerade gesagt: Ich weiß das jetzt – Ab-
läufe, 200 Meldungen im Jahr, Einschätzung durch 
das LKA. – Jetzt würde sich natürlich die Frage auf-
drängen, seit wann Sie eigentlich Minister für Inneres 
sind. Die Frage stelle ich aber nicht, weil ich weiß, 
seit wann Sie es sind.  

Ich würde gerne folgende Frage stellen: Wie wird der 
Abwägungsprozess im LKA, welche der 200 Meldun-
gen so konkret sind, dass sie weiter gesteuert wer-
den müssen, und welche so abstrakt sind, dass man 
damit gar nichts anfangen kann, um es einfach zu 
sagen, dokumentiert, und wie findet er statt? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Es tut mir leid, 
aber ich werde Ihnen nicht genau beschreiben, wie 
die Prozesse ablaufen; dafür bitte ich um Verständ-
nis. Ich kann es aber etwas allgemein ausführen; 
vielleicht hilft das. 

Es gibt im Landeskriminalamt neuerdings auch ein 
GTAZ, ein eigenes Gremium, in dem über solche 
Fälle geredet wird. Das ist zum Beispiel formell ein 
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Gremium, in dem man reden kann. Da findet aber 
natürlich nicht die Erstbewertung statt, sondern die 
macht ein Fachmann, ein Beamter, wenn er die Un-
terlage bekommt. In der Regel – das sage ich ein 
bisschen ungeschützt – macht er das sicherlich nicht 
allein. Wenn es sich weiterentwickelt, geht das auch 
an das GTAZ, also an ein größeres Gremium. 

Da der Hinweis vom BKA kam, war das eine Sache, 
die wir gar nicht alleine bewertet haben, sondern, wie 
Sie eben gehört haben, im GTAZ des Bundes, wo 
sowohl die Bundesbehörden als auch die Landesbe-
hörden sowie die Strafverfolgungsbehörden alle ein-
gebunden waren. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Herr Kollege Börner. 

Frank Börner (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister, ich habe eine Frage zu einem 
anderen Bereich, nämlich zur zweiten Durchsu-
chung. Wer hat diese zweite Durchsuchung veran-
lasst, und warum wurde sie veranlasst? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Es war kompli-
ziert, denn es gab nicht nur die zwei Durchsuchun-
gen, sondern insgesamt noch viele mehr. Ich will kei-
nen Fehler machen, sondern Ihnen genau erklären, 
wann welche Durchsuchung war. Dafür muss sich 
aber erst das Blatt finden. 

Die erste war, wie Sie wissen, in der Nacht … Die 
erste Durchsuchung war am 07.01. – damit es ganz 
präzise ist. Das war aber noch vor dem Hintergrund 
der Gefahrenabwehr, denn es bestand ja die Gefahr, 
dass Giftstoffe gefunden würden. Es galt, auch für 
Anwohner und Unbeteiligte Gefahren abzuwehren. 
Deswegen waren ein Spezialeinsatzkommando, die 
Feuerwehr Essen und Dortmund, eine analytische 
Taskforce, das BKA und Polizeibeamte des Polizei-
präsidiums Münster dabei. 

Das Wichtige ist – das habe ich, glaube ich, auch 
schon im Innenausschuss gesagt –, dass die Unter-
suchung in Schutzanzügen stattfand. Es wurden we-
der Explosivstoffe noch Giftstoffe gefunden.  

In der Nacht hat man eine zweite Durchsuchung ge-
macht, weil es auch Giftstoffe gibt, die nicht auf den 
ersten Blick erkennbar sind – das war der Hinweis 
vom RKI. Die Durchsuchung begann um 4:00 Uhr 
und dauerte eine Stunde. Daran waren wieder die-
selben Leute beteiligt, wieder in Schutzanzügen, die 
das RKI zur Verfügung gestellt hatte.  

Bei den Schutzanzügen muss man wissen: Durch sie 
gibt es natürlich erhebliche Einschränkungen bei den 
Durchsuchungen. Ich weiß es nicht genau, aber man 
hat zum Beispiel mehrere Handschuhe übereinander 
an. Das detaillierte Durchsuchen ist da etwas 

erschwert. Da gab es die Sicherstellung von Daten-
trägern und unbestimmter Substanzen.  

Bei der anschließenden Fertigung der Dokumente 
wurde dann am 8. festgestellt, dass ein sichergestell-
tes Laptop in der Wohnung geblieben ist, sodass 
man noch mal in die Wohnung musste. Da waren 
wieder Schutzanzüge notwendig. In diesen Schutz-
anzügen kann man auch nicht ewig lange bleiben. 
Das erklärt diese Zeitabläufe. 

Am 12. Januar wurde dann von 14:20 Uhr bis 19:48 
Uhr erneut durchsucht. Diese Durchsuchung war er-
forderlich, weil aufgrund des Verdachts der Kontami-
nation anfänglich nur durch Spezialeinheiten durch-
sucht werden konnte und man jetzt sagte: Aufgrund 
der körperlichen und psychischen Belastung und 
dem begrenzten Volumen an Atemluft – das habe ich 
gerade auch schon vorgetragen – war die Zeit des 
Tragens des Schutzanzugs begrenzt. 

An dem 12. war das RKI der Auffassung, dass die 
Gefahr einer Kontamination nicht mehr da war, so-
dass man das jetzt ohne Verwendung von Schutzan-
zügen machen konnte. Das erklärt diesen 12. 

Bei dieser Durchsuchung kamen auch Spezialkräfte 
der Kriminaltechnischen Untersuchungsstelle, IT-
Sicherung, und Rauschgift- und Datenträgerspür-
hunde zum Einsatz. Da wurden 49 Beweismittel si-
chergestellt. Darunter waren die Kleinstmengen che-
mischer und biologischer Substanzen. Dazu kann 
man leider nicht mehr sagen, weil es untersucht wird. 

Dann gab es am 20.01., als man die Handyauswer-
tung gemacht hat, weitere Erkenntnisse. Da hat man 
sich insbesondere schriftliche Unterlagen noch ein-
mal genau angeschaut. Dazu wurden zusätzlich wie-
der andere Fachleute eingebunden, und es erfolgte 
die Sicherstellung von schriftlichen Unterlagen.  

Sie sehen: Das hat aufeinander aufgebaut – am An-
fang mit den Erschwernissen, nachher immer detail-
lierter, und dann wurde auch noch einmal durch-
sucht, weil man Erkenntnisse aus den vorherigen 
Untersuchungen hatte, die den Hinweis zur Folge 
hatten: Guck da noch einmal hin; da gibt es noch 
schriftliche Unterlagen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Kollege Göddertz. 

Thomas Göddertz (SPD): Vielen lieben Dank für die 
Worterteilung. – Herr Minister, mit welcher fachlichen 
Expertise war das Team besetzt, das die erste Haus-
durchsuchung – Sie sagten gerade, das war am 
07.01. – vornahm? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 
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Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Abgeordne-
ter, ich kann das Blatt noch einmal raussuchen. Ich 
hatte gerade genau vorgelesen, wer bei diesen 
Durchsuchungen alles beteiligt war. Das waren un-
terschiedliche Expertisen. Es waren die RKI-Leute, 
es waren Feuerwehr, Spezialeinsatzkommando, 
analytische Taskforce, BKA, Polizeibeamte vom Po-
lizeipräsidium.  

Das war aber am Anfang; nachher kamen auch noch 
andere Fachleute dazu. Ich lese es gerne noch ein-
mal vor: Das RKI war daran beteiligt. In einer noch 
späteren Durchsuchung, als man nicht mehr die 
Schutzanzüge brauchte, waren auch noch Rausch-
gift- und Datenträgerspürhund, Spezialkräfte der Kri-
minaltechnischen Untersuchungsstelle dabei. Das, 
was ich eben vorgelesen habe, habe ich jetzt noch 
einmal kurz zusammengefasst. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt kommt Kollege Falszewski. 

Benedikt Falszewski*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Am 06.01.2023 wurde nach den bisher 
bekannt gewordenen Informationen schließlich eine 
IP-Adresse ermittelt, die zu den beiden Tatverdächti-
gen in Castrop-Rauxel führte. Dann wurde später 
aufgeführt, dass Sie im Laufe des Nachmittages des 
07.01. von dem Vorgang erfahren haben. Könnten 
Sie sagen, um welche Uhrzeit genau das war? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich kann im Mo-
ment nur sagen: Samstagnachmittag. Vielleicht 
reicht Ihnen das. Die genaue Uhrzeit kann ich jetzt 
nicht sagen. 

(Zuruf von Benedikt Falszewski [SPD]) 

– Ich kann Ihnen jetzt nur sagen: Samstagnachmit-
tag. – Das ist aber sicherlich noch lösbar. 

Vizepräsident Christof Rasche: Kollege Lürbke. 

Marc Lürbke (FDP): Herr Präsident, vielen Dank. – 
Herr Minister, ich nehme noch einmal Bezug zu der 
Frage, die ich eben gestellt habe. Sie haben gesagt, 
Sie können das nicht beantworten.  

Ich hatte gefragt, ob am 31.12. bei der Meldung vom 
BKA an das LKA – abstrakte Gefährdung durch Gift-
stoffe –, schon das Stichwort „Rizin“ gefallen ist. Kön-
nen Sie das nicht sagen, weil Ihnen die Informationen 
jetzt gerade nicht vorliegen? Das zu glauben, würde 
mir schwerfallen, weil das BKA in der Meldung nicht 
zwölf DIN-A4-Seiten geschickt haben wird. Ich 

nehme an, dass Ihnen das vorliegt. Vielleicht können 
Sie das ergänzen. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Nein, ich könnte 
es Ihnen sagen, weil ich es weiß. Aber es steht in 
einem Dokument, das dieses berühmte Zeichen 
vorne drauf hat. 

(Marc Lürbke [FDP]: Okay!) 

Deswegen kann ich es Ihnen nicht sagen. 

(Marc Lürbke [FDP]: Die Antwort kann ich 
nachvollziehen!) 

Man könnte das herabstufen, aber ich selber kann das 
nicht. Das kann nur das BKA. Das ist mein Problem. 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Kollegin Blu-
menthal sitzt auf dem Platz von Herrn Neumann. 
Manchmal habe ich das Gefühl, man will mich aufs 
Glatteis führen. – Bitte. 

Ina Blumenthal (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrter Herr Reul! Herr Präsident, ich 
merke schon, dass man Sie nicht aufs Glatteis führen 
kann. Das muss man an dieser Stelle auch einmal 
festhalten. 

Gleichzeitig muss ich leider sagen: Ich ziehe meine 
Fragen zurück. 

(Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsi-
dent, darf ich noch einmal eben etwas korrigie-
ren?) 

Vizepräsident Christof Rasche: Gerne. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Lürbke, ich 
muss etwas korrigieren. Ich hatte es im Kopf, es 
wurde mir auch noch einmal bestätigt. Gerade haben 
wir gesehen, dass wir in dem Bericht für den Innen-
ausschuss, der ja öffentlich war, geschrieben haben: 
„Zu diesem Zweck plane der Nutzer die Beschaffung 
von Rizin oder Cyanid […].“  

Das habe ich gesagt, insofern kann ich das jetzt hier 
auch sagen. Der Fehler ist also einmal gemacht. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt ist der Kollege Bialas an der Reihe. 

Andreas Bialas (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Sehr geehrter Herr Minister, ich darf noch mal an die 
Frage von vorhin anschließen. Es ist immer schön, 
dabei zu sein, wenn Sie auch nach mehreren Jahren 
noch einmal Ihre Verfahrensabläufe kennenlernen. 

Sie haben gesagt, rund 200 Meldungen pro Jahr be-
züglich potenzieller Anschläge erreichen das LKA.  
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Dann haben Sie in Ihrer Art und Weise weiter nur 
noch über die nicht so ernst zu nehmenden Meldun-
gen gesprochen. 

Wenn ich von den unterschiedlichen Qualitäten aus-
gehe, dann gehe ich auch davon aus, dass es wel-
che gibt, die durchaus ernst zu nehmen sind. Wann 
hat der Gefahrenbegriff denn dann irgendwann die 
kritische Masse erreicht, sodass Sie darüber in 
Kenntnis gesetzt werden? – Punkt 1. 

Daran anschließend, weil Sie eben sagten, Sie woll-
ten daran nichts ändern: Interessiert es Sie nicht, 
wenn in nächster Zeit in Nordrhein-Westfalen ernst 
zu nehmende Anschläge sind, die Ihnen dann nicht 
mitgeteilt würden? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens. Ich bitte, 
mit darüber nachzudenken, dass man, wenn wir das 
mit den 200 Hinweisen so in der Welt stehenlassen, 
ohne darauf hinzuweisen, dass es total unterschied-
liche sind, in der Öffentlichkeit eine Wirkung erzielt, 
die vielleicht falsch sein könnte. Sie verstehen, was 
ich meine. 

(Andreas Bialas [SPD]: Sie können mir sagen, 
wie viele ernst zu nehmen sind! Wie gehen Sie 
mit den ernst zu nehmenden um?) 

Nein, ich wollte den ersten Satz … Das ist der Grund, 
warum ich differenziere. Sie haben wirklich sehr un-
terschiedliche Qualität. Es gibt wenige davon, die so 
sind, dass man sie auch mir zustellt. Die habe ich bis-
her alle erhalten. Ich habe kein Problem damit. 

Wenn Sie sich die Wirklichkeit der letzten Jahre an-
schauen, werden Sie feststellen, dass es keinen An-
schlag gegeben hat. Da, wo welche gedroht haben, 
haben wir die Menschen erwischt. 

Im Grunde ist die Realität der Beweis dafür, dass das 
Verfahren vernünftig ist. 

Vizepräsident Christof Rasche: Kollegin Stich. 

Kirsten Stich (SPD): Ich habe folgende Frage. Sie 
haben ebenso wie der Kollege gerade gesagt, dass 
das BKA am 31.12. die Informationen an das LKA 
gegeben hat. Gibt es die Möglichkeit, diese Informa-
tionen zu bekommen? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Nein, weil die alle 
VS-eingestuft sind.– Unter uns: Das hätte ich am 
liebsten gemacht. Ich habe bis heute Morgen ver-
sucht, zu erreichen, dass wir sie Ihnen einfach vorle-
sen können. Das wäre mir am liebsten. Das kann ich 
aber nicht. Deswegen haben wir versucht, es so zu 
formulieren, dass es kein Zitat ist, Ihnen aber die nö-
tige Klarheit gibt. 

Vizepräsident Christof Rasche: Der Minister be-
antwortet also nicht nur all unsere Fragen, sondern 
sagt uns auch noch, was ihm am liebsten ist. 

Das war die Mündliche Anfrage 16. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 17 

des Abgeordneten Ralf Witzel von der FDP-Fraktion 
auf.  

Wir sind in der Zeit weit fortgeschritten. Deswegen 
frage ich Herrn Kollegen Witzel, ob er eine schriftli-
che Antwort oder eine Verschiebung möchte. Er hat 
bereits geantwortet: Er möchte eine schriftliche Ant-
wort. Damit ist auch dieser Fall erledigt. 

Damit verlassen wir diesen Tagesordnungspunkt 
und kommen in der Tagesordnung weiter, und zwar 
zu: 

11 Aktuellen und zukünftigen Herausforderungen 
der IT-Sicherheit strukturiert begegnen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/2543 

Das Wort hat jetzt Kollege Björn Franken aus der 
Fraktion der CDU. Bitte sehr. 

(Vizepräsidentin Berivan Aymaz übernimmt 
den Vorsitz.) 

Björn Franken (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Digitalisierung ist die Zukunft. Di-
gitalisierung birgt viele Vorteile im privaten wie auch 
im beruflichen Bereich. Während wir diskutieren, 
schreitet sie weiter voran. Mit jedem Wimpernschlag 
gibt es neue Innovationen und neue Anwendungen, 
die die Lebensbereiche durchdringen. 

In unserem Zukunftsvertrag ist Zielvorgabe, die Digi-
talisierung zum Wohle der Menschen einzusetzen. 
Damit uns das gelingt, müssen wir, also die Politik, 
die richtigen Voraussetzungen schaffen. 

Neben den Chancen müssen wir auch und insbeson-
dere die Herausforderungen der Digitalisierung in 
den Fokus nehmen. Schauen wir uns die Berichter-
stattung in den letzten Wochen und Monaten an, wird 
schnell klar, dass die größten Herausforderungen die 
Sicherheit unserer digitalen Daten, aber auch die Si-
cherheit unserer digitalen öffentlichen und kritischen 
Infrastruktur betreffen. Die Digitalisierung bringt näm-
lich nicht nur Chancen für uns, sondern sie bringt 
auch neue Chancen und Möglichkeiten für Krimi-
nelle. 
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Mit Blick auf die Verwaltungen auf kommunaler und 
auf Landesebene muss es unsere Aufgabe sein, die 
notwendigen Rahmenbedingungen für den Schutz 
unserer Daten und Infrastrukturen sicherzustellen. 

Wir haben bundesweit mit der ersten Cyberstrategie 
und hier in Nordrhein-Westfalen mit den ersten 
Schritten hin zu einem Kommunal-CERT bereits 
wichtige Maßnahmen ergriffen. Die jüngsten Ereig-
nisse machen aber deutlich, dass Cyberangriffe auf 
unsere Daten und Systeme immer häufiger auftreten. 
Nicht nur das: Sie werden zunehmend professionel-
ler. 

Ob kommunale Verwaltungen, Hochschulen, Kran-
kenhäuser oder regionale Verbände und Kammern: 
Finden Kriminelle einmal eine Schwachstelle, eine 
Sicherheitslücke im IT-System, nutzen sie diese, um 
Daten abzugreifen oder Server gänzlich zu ver-
schlüsseln. Nicht selten wird Lösegeld gefordert. 
Wird dieses nicht gezahlt, kann es sogar so weit 
kommen, dass teils sensible Daten im Darknet lan-
den und damit weiterer Schaden entsteht. 

Doch bleibt es nicht nur beim Verlust von Daten. 
Nach einem Cyberangriff kommen Regelbetrieb und 
Arbeitsprozesse tage-, wochen-, manchmal monate-
lang zum völligen Erliegen – mit teils gravierenden 
Folgen. 

Daher braucht es weitere Schritte, um die Verwaltun-
gen vor digitalen Angriffen zu schützen. Wir wollen 
mit diesem Antrag eine Sicherheitskonferenz mit der 
Landesverwaltung, der kommunalen Familie und al-
len relevanten Partnern abhalten lassen, damit man 
an einem Tisch über die Herausforderungen reden 
und konkrete Maßnahmen entwickeln kann, die wir 
Hand in Hand umsetzen können, und damit wir alle 
zusammen am selben Ziel arbeiten und nicht jeder 
alleine vor sich hin werkelt. 

Im Falle eines Angriffs müssen die Verantwortlichen 
vor Ort auf die Unterstützung von Profis zurückgrei-
fen können, die im Ernstfall unterstützen und vor Ort 
helfen, um den Schaden zu minimieren. Eine Verwal-
tung mit Kundenverkehr kann es sich nicht leisten, 
monatelang auszufallen. Daher brauchen wir wirk-
same Konzepte, die Reaktionszeiten verkürzen und 
Ausfallzeiten minimieren können. Zum Beispiel ein 
Back-up-System für die kommunalen Daten könnte 
ein wichtiger Bestandteil sein. 

Wir müssen uns technisch, aber vor allen Dingen 
personell noch besser aufstellen, um Angriffsmög-
lichkeiten weitestgehend zu minimieren. Es gilt, die 
Einführung technologischer Möglichkeiten wie des 
Zero-Trust-Prinzips oder der Post-Quanten-Krypto-
graphie zu prüfen. Insbesondere müssen wir aber 
diejenigen Menschen, die tagtäglich mit unseren Da-
ten umgehen und in den Systemen arbeiten, noch 
viel stärker sensibilisieren. Wir müssen sie regelmä-
ßiger schulen. Wir müssen aber vor allem alles dafür 
tun, dass die Sicherheitsmaßnahmen für unsere 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglichst einfach 
und verständlich sind, weil man nur Maßnahmen, die 
man versteht, im Alltag umsetzen und in seine Arbeit 
übernehmen kann. 

Dafür müssen wir mit den kommunalen Akteuren 
weiterhin eng zusammenarbeiten und die Werk-
zeuge des Bundesamtes für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik nutzen und umsetzen. Nur durch den 
Schutz unserer Daten und Systeme schaffen wir das 
notwendige Vertrauen bei den Bürgerinnen und Bür-
gern, und nur so kann es uns gelingen, eine Digitali-
sierung zum Wohle der Menschen umzusetzen. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht nun die Kollegin 
Julia Eisentraut. 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleg*innen der demokratischen 
Fraktionen! In Deutschland haben wir ein Problem 
mit der IT-Sicherheit. Dieses Problem gefährdet wie-
derum unsere Vision eines digitalisierten Staates, um 
Verwaltungen damit effizienter, effektiver, bürger*in-
nennäher und wirtschaftsfreundlicher zu gestalten 
sowie die Mitarbeitenden von Routinearbeiten zu 
entlasten. 

Stellen Sie sich vor, wir hätten ständig massive tech-
nische Ausfälle wegen Cyberangriffen wie das im 
Landkreis Anhalt-Bitterfeld 2021/2022 der Fall war. 
Damals konnte Eltern-, Arbeitslosen- und Sozialgeld 
nicht ausgezahlt werden. Es standen aber auch an-
dere Dienstleistungen wie das An- und Ummelden 
von Fahrzeugen nicht mehr zur Verfügung. Dieser 
Ausfall dauerte 207 Tage an. – Schnell würden Rufe 
laut, die Digitalisierung wieder rückgängig zu ma-
chen. 

Dabei brauchen wir einen digitalen Staat mit all sei-
nen Vorteilen, um den aktuellen und zukünftigen Her-
ausforderungen gerecht zu werden. Die IT-Sicherheit 
wird damit zur unabdingbaren Voraussetzung für die 
Funktionsfähigkeit von Staat und Verwaltung. Die IT-
Sicherheit hat somit mit der Demokratiesicherung zu 
tun, denn Demokratie braucht Vertrauen in staatli-
ches Handeln auch im digitalen Raum. Mit ständigen 
Zwischenfällen ist das auf Dauer aber nicht zu halten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Manche Menschen halten eine zügige Digitalisierung 
mit unseren Ansprüchen an Datenschutz, IT-Sicherheit 
und digitale Souveränität für unvereinbar, doch die-
ser Widerspruch existiert nicht. Digitale Souveränität 
bedeutet, Wahlmöglichkeiten zwischen verschiede-
nen Anbietern von Hard- und Software zu haben; ide-
alerweise mit Angeboten aus Deutschland oder dem 
europäischen Ausland. Damit werden die dort 
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gespeicherten Daten unabhängiger von politischen 
oder wirtschaftlichen Einflüssen, und wir verhindern 
damit gleichzeitig enorme Preissteigerungen, weil wir 
Monopolen entgegenwirken. 

Die Umsetzung von IT-Sicherheit, wie von uns im An-
trag skizziert, wird die Digitalisierung der Verwaltung 
unterstützen, denn es geht darum, Prozesse zu 
schaffen. Maßnahmen zur IT-Sicherheit in Landes- 
und Kommunalverwaltungen sollen so strukturiert 
werden, dass ein kontinuierlicher Prozess entsteht, 
in dem Sicherheitsmaßnahmen fortlaufend überprüft, 
umgesetzt und weiterentwickelt werden. 

Außerdem geht es darum, die Maßnahmen so zu 
vereinfachen, dass sie für Nutzer*innen intuitiv zu 
verwenden sind. Das verringert Fehler und damit die 
Angriffsfläche gegenüber Hackern. 

Ganz wichtig ist uns der Blick nach vorne. Welche 
technologischen Entwicklungen kommen auf uns 
zu? ChatGPT war für viele Menschen die Überra-
schung der letzten Wochen und führte zu Debatten 
rund um Prüfungen und Texte, wie etwa an Schulen 
und Hochschulen. Damit uns das bei anderen The-
men nicht passiert, müssen gerade der Staat und die 
Verwaltungen zum Beispiel beim Quantencomputing 
in Sachen Datenverschlüsselung technisch darauf 
vorbereitet sein, was kommt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es gibt viele gute Gründe und Ideen dafür, die IT-
Sicherheit in NRW zu stärken. Dieser Antrag wird da-
für nicht der letzte Schritt sein, aber er ist ein sehr 
wichtiger und ein jetzt notwendiger Schritt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD erteile ich nun den Kollegen 
Sebastian Watermeier das Wort. 

Sebastian Watermeier (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Mit dem immer weiter fort-
schreitenden Prozess der Digitalisierung aller Le-
bensbereiche gewinnt auch die Frage nach der IT-
Sicherheit immer mehr an Bedeutung. Ich denke, 
darüber sind wir uns in diesem Hause sehr einig. 

Wir benötigen den bestmöglichen Schutz vor Ha-
cker- und Cyberangriffen auf öffentliche Verwaltun-
gen, auf die Privatwirtschaft, natürlich auf die kriti-
sche Infrastruktur und übrigens auch auf das Privat-
leben unserer Bürgerinnen und Bürger. Gerade in 
Bezug auf die kritische Infrastruktur haben wir das 
heute bereits anhand des Antrags der FDP unter 
TOP 4 intensiv diskutiert. 

Der nun vorliegende Antrag zu diesem wichtigen 
Thema hat aber leider eine völlig andere Qualität und 

lässt mich ein wenig ratlos zurück. Um es anders 
auszudrücken: Wir als SPD gingen davon aus, dass 
wir als Land NRW schon ein Stück weiter wären. 
Deshalb irritiert mich der Antrag, und es stellen sich 
einige Fragen, die ich kurz anreißen möchte. 

Der Landtag hat bereits im März 2021 einen Antrag 
der damaligen Regierungskoalition mit der Über-
schrift „Kommunale IT-Sicherheit herstellen – Aufbau 
eines zentralen Kommunal-CERT“ debattiert und im 
Ausschuss mit breiter Mehrheit beschlossen. Der 
dann im Oktober erfolgte schwere Hackerangriff in 
Witten, der die gesamte IT der Stadtverwaltung über 
Tage hinweg lahmlegte, zeigte dann noch deutlicher 
den dringenden Handlungsbedarf seitens der Lan-
desregierung. 

Ich frage mich nun: Was ist aus den damals be-
schlossenen Antrag geworden? Die damalige Kom-
munalministerin ist bekanntlich heute immer noch im 
Amt und jetzt ganz offiziell für die Digitalisierung zu-
ständig; es steht jetzt auch im Namen des Ministeri-
ums. Ich bin sehr gespannt, welchen Umsetzungs-
stand der damalige Antrag eigentlich hat. So weit 
kann er nicht fortgeschritten sein, wenn die Regie-
rungsfraktionen heute eigentlich dasselbe noch ein-
mal beantragen. 

In diesem Zusammenhang wäre es gut ,zu erfahren, 
wie weit die Gespräche des Chief Information 
Officers des Landes mit den kommunalen Spitzen-
verbänden und dem Verband der kommunalen IT-
Dienstleister Früchte getragen haben, die ein ver-
bindliches und einheitliches Meldewesen bei Cybe-
rattacken an das CERT Nordrhein-Westfalen vorbe-
reiten sollten. 

Ein weiteres Beispiel ist der BSI-Grundschutz. Wenn 
dieser tatsächlich noch nicht in allen Teilen der Lan-
desverwaltung umgesetzt ist, fragen wir uns natür-
lich, warum das noch geschehen ist. Was die Umset-
zung dieses Schutzes in den Kommunen anbelangt, 
steht in der Tat auf einem anderen Blatt, denn die 
Kommunen müssten dann finanziell und personell in 
die Lage versetzt werden, mit dieser IT-Bedrohungs-
lage umzugehen.  

Um nicht falsch verstanden zu werden: Wir werden 
uns weiter konstruktiv in die Debatte einbringen. Das 
Thema ist, wie schon mehrfach betont, sehr wichtig. 

Es wäre aber gut, wenn wir auch wirkliche, konkrete 
Fortschritte sehen würden und Sie nicht nach dem 
Motto handeln würden: Habe ich keinen neuen Lie-
der, singe ich die alten Lieder.  

In diesem Sinne stimmen wir der Überweisung in den 
Ausschuss natürlich zu. Wir freuen uns sehr auf die 
Debatte. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Nun spricht die Kollegin Angela Freimuth für die 
Fraktion der FDP. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Digitalisierung öffnet in allen Berei-
chen von Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Verwal-
tung, Mobilität und in vielen anderen zahlreiche neue 
Chancen. 

Allerdings entstehen dabei natürlich auch große 
Mengen personenbezogener Daten, und viele Pro-
zesse erfolgen automatisiert und zum Teil unter Ein-
satz sogenannter künstlicher Intelligenz. Es ist wie so 
oft im Leben: Wo Licht ist, ist auch Schatten. Oder 
wie der Kollege Franken gerade sagte: Wo die Chan-
cen sind, werden die Herausforderungen direkt mit-
geliefert. 

Deshalb ist es wichtig, dass wir uns mit den Themen 
„Datenschutz“ und „Datensicherheit“ intensiv befas-
sen. Ich danke insoweit den antragstellenden Frakti-
onen für die Gelegenheit, den IT-Schutz der Landes- 
und Kommunalverwaltungen erneut in den Blick zu 
nehmen. Wir hatten bereits heute unter Tagesord-
nungspunkt 4 in Teilen dazu die Gelegenheit. 

Die fortlaufende Weiterentwicklung der Cybersicher-
heitsstrategie bleibt notwendig, auch um das Ver-
trauen der Menschen in digitale Verwaltungsleistun-
gen und den Schutz der personenbezogenen Daten 
der Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen. 

In Nordrhein-Westfalen haben wir bereits in der letz-
ten Legislaturperiode mit dem kommunalen Warn- 
und Informationsdienst sowie dem kommunalen und 
Landes-CERT den Grundstein für eine langfristige 
IT-Sicherheitskooperation gelegt. Es ist richtig und 
wichtig, hieran anzuknüpfen. 

Die Bekämpfung von Cyberbedrohungen verlangt 
entschiedenes, eng koordiniertes Vorgehen. Uns 
Freien Demokraten ist es dabei ein wichtiges Anlie-
gen, Gefahren und Risiken von IT-Sicherheits-
vorfällen nicht zu bagatellisieren, aber auch nicht sel-
bige als Alibi zu missbrauchen, um bei der Verwal-
tungsdigitalisierung auf die Bremse zu treten. Wenn 
es zum Beispiel Banken gelingt, benutzerfreundliche 
und sichere Anwendungen zur Verfügung zu stellen, 
dann ist das doch auch für den Bereich der öffentli-
chen Verwaltung kein Hexenwerk und muss doch 
möglich sein. 

Dabei muss es auch bei uns das Bewusstsein dafür 
geben, dass es ein Trade-off zwischen Sicherheit 
und Benutzerfreundlichkeit gibt. Auch wenn es ver-
ständlich ist, im Zweifel lieber ein höheres Sicher-
heitsniveau vorzuschreiben, hilft das aber nicht im-
mer für die Akzeptanz und die Verbreitung von E-
Government-Leistungen. 

Ist es zum Beispiel sicherheitstechnisch notwendig, 
sich mit dem Servicekonto.NRW und dem elektroni-
schen Personalausweis zu authentifizieren, nur um 
ein nicht vorausgefülltes PDF-Formular – ohne jegli-
che personenbezogenen Daten – herunterladen zu 
können? Wir meinen: Nein. 

Die Landesregierung hat unter der Federführung der 
Koordinierungsstelle „Cybersicherheit“ die bundes-
weit erste Cybersicherheitsstrategie entwickelt. Es ist 
richtig, grundlegende Leitlinien und Technologiean-
forderungen festzulegen, die konstant im Dialog mit 
den Sicherheitsexpertinnen und -experten, Entwick-
lerinnen und Entwicklern sowie den Nutzerinnen und 
Nutzern weiterentwickelt werden. 

Es ist auch richtig, frühzeitig mit den Planungen zu 
beginnen, wie von klassischer auf Post-Quanten-
Kryptographie umgestellt werden kann. Mit der Stan-
dardisierung von Post-Quanten-Kryptoalgorithmen 
durch das National Institute of Standards and Tech-
nology der USA im Juli des vergangenen Jahres ist 
eine wichtige Basis gelegt, um Daten sicher vor der 
Entschlüsselung durch Quantencomputer zu ma-
chen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Sie merken, der Antrag bildet eine gute Be-
standsaufnahme ab, und wir freuen uns auch auf die 
weiteren Beratungen im Fachausschuss – möglich-
erweise auch unter Einbeziehung von Sachverstän-
digen. 

Leider erlaubt die Zeit hier nur wenige ergänzende 
Anmerkungen, deswegen will ich das in aller Kürze 
machen. 

Ransomware-Angriffe stellen ganz ohne jeden Zwei-
fel eine massive Bedrohung dar, sind aber nur ein 
Teil der Gesamtzahl der Angriffe. Wir sollten deshalb 
auch die anderen stark wachsenden Angriffsformen 
in den Blick nehmen und diese nicht vernachlässi-
gen.  

Gerade bei den Ransomware-Angriffen besteht zu-
dem die Besonderheit, dass sie sich zum jetzigen 
Zeitpunkt nur in einem relativ kleinen Prozentsatz ge-
gen den öffentlichen Sektor richten, vielleicht auch 
nur deshalb, weil es dafür noch kein richtiges „Ge-
schäftsmodell“ gibt oder weil die Systeme vielleicht 
bereits infiltriert sind und man nur darauf wartet, da-
rauf später zuzugreifen. 

Weil die Redezeit beendet ist, will ich nur noch eine 
Bemerkung machen, was wir stärker in den Blick 
nehmen sollten: Bei all dem, was wir an zertifizierter 
Software einsetzen, brauchen wir auch eine perma-
nente Awareness-Schulung der Beschäftigten, damit 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Sensibilität 
für Bedrohungslagen entwickeln und die Verwal-
tungsdigitalisierung auch aktiv mitbegleiten und mit-
gehen wollen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 
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(Angela Freimuth [FDP] fordert ihre Fraktion 
auf zu klatschen. – Beifall von der FDP – An-
gela Freimuth [FDP], an die Regierungsfrakti-
onen gewandt: Danke, dass ihr aushelfen 
wolltet. Das war sehr freundlich! – Heiterkeit – 
Zurufe) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Ich danke Ihnen. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Tritschler.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn die 
FDP die Applaus-Fragen gelöst hat, können wir in 
der Debatte ja weitermachen. 

Die Gewährleistung einer funktionierenden digitalen 
Infrastruktur ist inzwischen so wichtig wie eine Strom-, 
Trinkwasser- oder Lebensmittelversorgung. 

2019 etwa fiel die IT eines Krankenhauses hier vor 
den Toren der Stadt Düsseldorf in Neuss einem Ha-
ckerangriff zum Opfer. Wir haben damals schon drin-
gend angemahnt, dass sich die Landesregierung ins-
besondere – aber nicht nur – um eine bessere IT-
Ausstattung unserer Krankenhäuser kümmern sollte. 
Wir hatten dazu im Digitalausschuss, den es damals 
noch gab, auch eine sehr erkenntnisreiche Anhö-
rung, die die Missstände deutlich aufgezeigt hat.  

Das alles hat Sie nicht daran gehindert, nicht nur die 
Hände in den Schoß zu legen, sondern uns auch 
noch böswilliger Panikmache zu bezichtigen. Jetzt, 
ein paar Jahre später, fordern die Fraktionen von 
CDU und Grünen von ihrer eigenen Regierung teil-
weise wortgleich das, was die AfD schon vor drei 
Jahren gefordert hat, zum Beispiel die Zertifizierung 
der Landesbehörden nach BSI-Grundschutz. Das 
können Sie in Drucksache 17/4803 nachlesen. Sie 
fordern das wohl wissend, dass dafür im Haushalt 
gar kein Geld vorgesehen ist. Unsere dahin gehen-
den Anträge haben Sie ebenfalls abgelehnt.  

Man könnte diesen Zirkus irgendwie witzig finden, 
wenn es nicht um ganz handfeste Sachen ginge. Am 
Beispiel eines Krankenhauses kann man das viel-
leicht am besten verdeutlichen. Was passiert denn, 
wenn kein Gerät am Netzwerk mehr funktioniert? 
Mittlerweile hängen fast alle Geräte daran, auch le-
benswichtige Geräte. Dann gehen die Lichter aus, 
und es kostet sehr wahrscheinlich Menschenleben. 
Nicht überall sind wie in Neuss weitere Krankenhäu-
ser vor der Tür. 

Insoweit sind wir froh, dass inzwischen auch die 
CDU, die Partei des ewigen Neulands, einen gewis-
sen Handlungsbedarf zu erkennen scheint. Aber, 
meine Damen und Herren von der Union, ein wohl-
klingender Antrag wird nicht ausreichen. Wo sind 
denn die 100 neuen Professoren für Künstliche Intel-
ligenz und Quantencomputing, die Sie in Ihrem 

eigenen Wahlprogramm versprochen haben? Mit 
Gender-Lehrstühlen und anderen Pseudowissen-
schaften werden wir die von Ihnen, wie es im Antrag 
heißt, angestrebte digitale Souveränität sicherlich 
nicht erreichen. Da wird man uns in der Welt weiter-
hin auslachen, ob in Peking oder in Kalifornien. Wenn 
man sich den Antrag so anschaut, lacht man auch 
zurecht. Da kommt bei CDU und Grünen – das sind 
ja beides Parteien mit nicht wenig Regierungserfah-
rung in ihren Reihen – nicht viel mehr heraus als ein 
paar Prüfaufträge, um zum Beispiel festzustellen, ob 
man vielleicht einmal ein Förderprogramm auflegen 
könnte. 

Es ist jetzt knapp zehn Jahre her, dass Frau Merkel 
mit ihren unsterblichen Worten feststellte, das Inter-
net sei Neuland für uns alle. Zumindest für die Partei 
von Frau Merkel scheint dies immer noch zu gelten. 
Man gibt sich irgendwie einen digitalen Anstrich, mit 
solchen Anträgen oder – ein anderes Beispiel, das 
Schlagzeilen gemacht hat – der Wahlkampf-App na-
mens CDU connect, aber wenn man dann von einem 
Außenstehenden auf Sicherheitslücken aufmerksam 
gemacht wird, bedankt man sich nicht, sondern zeigt 
den erst mal an. Das ist die CDU-Digitalpolitik in einer 
Nussschale zusammengefasst. 

Meine Damen und Herren von der CDU und den Grü-
nen, Sie nennen sich Zukunftskoalition und behaup-
ten von sich, Sie könnten innerhalb von zehn Jahren 
eine sogenannte klimaneutrale Wirtschaft aus dem 
Boden stampfen. Vor dem Hintergrund des gerade 
Geschilderten und angesichts des digitalen Fort-
schritts unserer Behörden, Schulen, Hochschulen o-
der eben Krankenhäuser ist das eine ungeheure 
Hybris. Während Sie den digitalen Strukturwandel 
seit Jahren bestenfalls verschlafen oder bremsen 
und man froh sein kann, wenn Sie nicht im Wege ste-
hen, beten Sie schon den nächsten herbei. Machen 
Sie, meine Damen und Herren, erst mal Ihre Haus-
aufgaben. Wir helfen dabei gerne konstruktiv mit und 
überweisen den Antrag natürlich auch sehr gerne in 
den zuständigen Ausschuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, für die Landesregierung spricht nun 
Ministerin Scharrenbach. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! Mit diesem Antrag von CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen wird ein Fokus auf das 
Thema „IT-Informationssicherheit“ gelegt. Das ist in-
sofern ein sehr bedeutendes Thema, weil natürlich 
jedwede Digitalisierung auch immer mit der Informa-
tionssicherheit einherzugehen hat, ob es nun um die 
Frage der Absicherung der IT-Strukturen an sich 
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oder um den Schutz der Daten geht. Denn die Ver-
waltungen, die Landesverwaltung ebenso wie die 
kommunalen Verwaltungen, operieren mit den Daten 
der Bürgerinnen und Bürger, die ein Schutzgut an 
sich darstellen. Insofern haben wir das auch informa-
tionssicherheitstechnisch entsprechend abzubilden 
und in die Tat umzusetzen. 

Wir haben in den vergangenen drei Jahren unter der 
vorherigen Landesregierung insbesondere im Hin-
blick auf das CERT NRW den kommunalen Warn- 
und Informationsdienst auf den Weg gebracht. Das 
CERT NRW ist Meldekopf im Sinne des Kommunal-
CERTs und wir arbeiten derzeit am Mobile Incident 
Response Team, worüber auch die kommunale Teil-
habe sichergestellt werden soll. 

Auf den weiteren Austausch zu diesem Thema im 
Ausschuss bin ich zugegebenermaßen sehr ge-
spannt; denn ein gleichmäßiges Hochziehen der IT-
Informationssicherheit von den Landesbehörden 
über die kommunalen Behörden ist angesichts der 
Struktur in Nordrhein-Westfalen mit 427 Kommunen 
eine riesige Aufgabenstellung. Die Kommunen sind 
zugegebenermaßen unterschiedlich weit. Deswegen 
sind wir gerade dabei, entsprechende Strukturen auf-
zusetzen, die aus dem Kommunalministerium ganz 
gut implementiert werden können, glaube ich. Aber 
wir können letztendlich auch nur auf das aufsetzen, 
was wir von der Vorgängerregierung übernommen 
haben. 

Ich freue ich auf die weiteren Beratungen und danke 
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. Wir 
kommen somit zum Schluss der Aussprache. 

Wir gehen zur Abstimmung über. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/2543 an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und 
Digitalisierung – federführend – sowie an den Innen-
ausschuss. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung sollen im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich frage: Wer stimmt der Überweisungs-
empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Ich sehe keine Gegenstimmen. 
Wer enthält sich? – Auch keine Enthaltung. Damit ist 
diese Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen zu: 

12 Übergang von der Pandemie zur Endemie – 
Nordrhein-Westfalen muss jetzt den Weg zur 
Aufhebung der verbindlichen Infektionsschutz-
maßnahmen aufzeigen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/2597 

Ich weise darauf hin, dass die antragstellende Frak-
tion der FDP den Antrag vorhin schriftlich gemäß 
§ 84 unserer Geschäftsordnung zurückgenommen 
hat. Damit hat sich die Befassung mit diesem Antrag 
erledigt, und wir können zum nächsten Tagesord-
nungspunkt übergehen.  

13 Fachkräftewende schaffen: Offensive für Beruf-
liche Bildung 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2556 

Ich eröffne, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Aus-
sprache und erteile nun für die antragstellende Frak-
tion der AfD Herrn Abgeordneten Carlo Clemens das 
Wort. 

Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Mittel-
schicht in Deutschland schrumpft, und das fortlau-
fend. Das für die Generation der Babyboomer über 
weite Strecken eingelöste Aufstiegsversprechen – 
Sie erinnern sich – „Wohlstand für alle“ ist für die heu-
tige Jugend keine Selbstverständlichkeit mehr. 

Im Gegenteil: Die soziale Durchlässigkeit nimmt ab, 
die Jugend wächst in zunehmender Unsicherheit auf. 
Die klassische Festanstellung, das jahrzehntelange 
Dauerarbeitsverhältnis, die feste Bindung zwischen 
Betrieb und Angestelltem, all das, was unsere sozi-
ale Marktwirtschaft über viele Jahrzehnte des Nach-
kriegsdeutschlands geprägt hat, nämlich Teilhabe 
und Sicherheit einer wachsenden Mittelschicht, steht 
zur Disposition. Der Wirtschaftspublizist Daniel Gof-
fart nimmt bereits – Zitat – „Abschied von einem deut-
schen Erfolgsmodell“. 

Globalisierung und Digitalisierung fordern uns her-
aus. Gleichzeitig befinden wir uns seit Jahren im 
Dauerkrisenmodus: von der Finanzkrise, Asylkrise, 
Coronakrise bis zur Inflationskrise, und immer häufi-
ger Fachkräftekrise. 

Da wären wir wieder bei den Babyboomern. Im 
Handwerk zum Beispiel ist mehr als ein Drittel aller 
Beschäftigten über 50 Jahre alt. Ihr absehbares Aus-
scheiden aus dem Arbeitsmarkt lässt erahnen, von 
welchem Ausmaß wir hier sprechen. Schon jetzt 
treibt der Handwerkermangel die Kosten im dringend 
benötigten Wohnungsneubau, und auch Ihre energe-
tische Transformation erfolgt nicht durch schreiende 
Klimakleber, sondern durch ausgebildete Techniker. 
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Der Fachkräftemangel geht quer durch alle Berufs-
zweige. Es gibt zu wenig Nachwuchs. Laut Ausbil-
dungsumfrage 2022 der Deutschen Industrie- und 
Handelskammer konnte fast die Hälfte aller Ausbil-
dungsbetriebe nicht alle ihre angebotenen Ausbil-
dungsplätze besetzen – ein neuer Negativrekord. 

Die Zahl der Vertragsneuabschlüsse ging innerhalb 
von zehn Jahren über 17 % zurück. Für die Zukunft 
unserer Jugend wie auch für die Zukunft unseres 
Wirtschaftsstandortes Nordrhein-Westfalen müssen 
wir zusehen, dass wir die Fachkräftewende schaffen. 

(Beifall von der AfD) 

Die Zahlen sind kein Geheimnis, und so kündigte die 
Landesregierung mit einem Antrag im Herbst auch 
an, eine umfangreiche Arbeits- und Fachkräfteoffen-
sive zu initiieren. Doch ein entscheidender Faktor 
kommt in diesem reichlich unverbindlichen Antrag 
nicht zur Sprache: Das Defizit an Auszubildenden, 
das dem Fachkräftemangel vorausgeht, hängt ent-
scheidend mit einer Überakademisierung zusam-
men, und hierfür trägt die Bildungspolitik die klare 
Verantwortung. 

(Beifall von der AfD) 

Lag die Quote der Studienberechtigten Anfang der 
70er-Jahre noch bei 15 % pro Jahrgang, so liegt sie 
mittlerweile bei deutlich über 50 %. Die Zahl der Aus-
zubildenden entwickelte sich umgekehrt. Im Jahr 
2020 gab es erstmals mehr Studienanfänger als 
Lehrlinge. 

Und bitte werfen Sie uns nicht gleich wieder vor, man 
würde das eine gegen das andere ausspielen; ich 
sehe es schon kommen. Ich bin selber ein Arbeiter-
kind. Meine Eltern genossen beide keine höhere Bil-
dung. Ich bin dankbar dafür, dass ich über die Real-
schule mein Abitur nachholen und ein Hochschulstu-
dium absolvieren durfte. Wir waren kein Haushalt, in 
dem permanent darüber gesprochen wurde, wo man 
denn ein Praktikum machen und über welchen Berufs-
zweig man sich denn mal informieren könne. Also 
dachte ich mir wie die meisten meiner Klassenkame-
raden: Erst mal Abi machen und dann studieren – 
Hauptsache, irgendwas. Nur so kann man später mal 
Geld verdienen, ohne sich den Rücken krumm zu 
machen. 

Die Berufsausbildung galt ganz klar als untergeord-
net. Wir wussten schlichtweg zu wenig über die tollen 
Chancen, die Aufstiegs- und vor allem die Verdienst-
möglichkeiten, die sich einem bieten – von den Zu-
kunftsperspektiven ganz zu schweigen. 

Ich muss leider sagen, dass auch Lehrer gerade in 
der gymnasialen Oberstufe ihren Teil zur Gering-
schätzung der Berufslehre beigetragen haben. Viele 
kamen mit falschen Erwartungen an die Universität. 
Die hohen Abbruchquoten bei rund einem Drittel der 
Studenten im Bachelor sprechen für sich. 

Häufig finden Studienabbrecher verspätet dann doch 
den Weg in die Berufsausbildung. Das ist allerdings 
ein kostspieliger Umweg für Hunderttausende junge 
Menschen, der mit einer rechtzeitigen Berufsorientie-
rung und vor allem einem klar ausdifferenzierten 
Schulsystem nicht in diesem Ausmaß stattfinden 
würde. 

(Beifall von der AfD) 

Denn auch das fehlt im Antrag von Schwarz-Grün: 
das klare Bekenntnis zu mittleren Schulabschlüssen, 
zur Real- und auch zur Hauptschule. Damit einher-
gehend erfolgt die Kritik an der Abiturinflation durch 
Leistungsabsenkung und Einheitsschule, die sich 
nicht nur dadurch auszeichnet, dass der Anteil der 
Abiturienten immer weiter zunimmt, sondern auch 
der Gesamtdurchschnitt aller Abiturnoten immer wei-
ter nach oben steigt. Der nordrhein-westfälische Phi-
lologenverband befürchtet in einer Vergleichsstudie 
aus dem letzten Jahr eine Entwertung des Abiturs. 

Sehen Sie also diesen Antrag als notwendige Ergän-
zung mit konkreten Vorschlägen: mehr Informations-
angebote, eine einwöchige Handwerksmesse, pra-
xisnahe Potenzialanalysen, mehr Praktika, Azubi-
Wohnheime, bessere Bedingungen fürs Aufstiegs-
BAföG und eine Meisterprämie, die sich nicht nur 
aufs Handwerk beschränkt. 

Es braucht Aufklärung, Anreize und vor allem den 
politischen Willen, um die Fachkräftewende zu schaf-
fen. Die AfD-Fraktion wird nicht nur mit diesem An-
trag ihre Vorschläge machen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Fraktion 
der CDU spricht nun der Abgeordnetenkollege Herr 
Scholz. 

Rüdiger Scholz (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist schon alles beantragt, 
nur noch nicht von jedem – anders kann man Ihren 
Antrag nicht verstehen. 

Da ist es gut, wenn man mit etwas Hintergrund an die 
Sache herangehen kann. Ich war an meiner Schule 
der sogenannte StuBo, der Studien- und Berufsori-
entierungslehrer. Ich weiß, wie schwierig es ist, vor 
allem Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I 
davon zu überzeugen, eine Berufsausbildung anzu-
streben. 

Leider lag in den letzten Jahrzehnten der Blick vor 
allem auf der akademischen Ausbildung. Das ver-
stärkte den Drang zum Abitur und schwächte die Be-
reitschaft zu einer handwerklichen oder kaufmänni-
schen Ausbildung. Mittlerweile ist die Erkenntnis im 
Lande angekommen, dass dieser Weg in eine Sack-
gasse führt. Eine Trendwende ist notwendig, und 
diese scheint mittlerweile auch einzusetzen. So 
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zitierte der Deutschlandfunk vorgestern aus einer 
Studie der Bertelsmann Stiftung, dass mittlerweile 
47 % der Abiturienten eine Berufsausbildung begin-
nen. Diese Zahl lag im Jahr 2011 bei nur 35 %. 

Trotz dieser Entwicklung bedarf es mehr Wertschät-
zung für die duale Ausbildung. Schulabgängerinnen 
und Schulabgänger aller Schulformen und mit allen 
Abschlüssen müssen motiviert und beraten werden, 
den Weg zu einer dualen Ausbildung zu gehen. 

Der Koalitionsvertrag widmet sich in einem ganzen 
Kapitel der beruflichen Ausbildung. Dort haben CDU 
und Grüne vereinbart, zusammen mit der Wirtschaft, 
den Sozialpartnern und den Kammern Nordrhein-
Westfalen zum Berufsbildungsland Nummer eins zu 
machen. Dazu gehört unter anderem, dass wir die 
Berufsschulen stärken werden. Ebenfalls muss die 
Phase der Berufsfindung früher stattfinden. Schüle-
rinnen und Schüler sollen entsprechende Angebote 
eher kennenlernen, um sie von den Chancen einer 
dualen Ausbildung zu überzeugen und ihnen aufzu-
zeigen, welche Karrieremöglichkeiten es in einzelnen 
Berufen nach einem erfolgreichen Abschluss gibt. 

Wir wollen Ausbildungsbotschafterinnen und Ausbil-
dungsbotschafter einsetzen, die in den Schulen über 
ihre Erfahrungen mit der dualen Ausbildung berich-
ten. Schon heute organisieren viele StuBo Besuche 
ehemaliger Schülerinnen und Schüler ihrer Schule, 
die eine Berufsausbildung begonnen haben und ihre 
persönlichen Erfahrungen nun an die derzeitigen 
Schülerinnen und Schüler weitergeben. 

Außerdem werden wir das Übergangssystem von 
der Schule in den Beruf „Kein Abschluss ohne An-
schluss“, auch „KAoA“ genannt, weiterentwickeln. 
Die Praxisanteile müssen hier deutlich erhöht wer-
den. 

Schließlich wollen wir die Durchlässigkeit zwischen 
beruflicher und akademischer Ausbildung stärken. 
Studentinnen und Studenten, die frühzeitig erken-
nen, dass die von ihnen begonnene akademische 
Ausbildung vielleicht doch nicht der richtige Weg war, 
müssen zeitnah durch eine verbesserte Beratung 
Angebote für eine duale Ausbildung erhalten. 

Mit dem Antrag der Koalition zur Arbeits- und Fach-
kräfteoffensive, der gegenwärtig beraten wird, wer-
den wir erste Pflöcke einschlagen, um Nordrhein-
Westfalen zum Berufsbildungsland Nummer eins zu 
machen. Dazu bedarf es eigentlich keiner weiteren 
Anträge. Wir stimmen der Überweisung trotzdem zu. 

(Beifall von der CDU und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE] – Zuruf von der CDU: Sehr gut!) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun die Kollegin 
Frau Stich. 

Kirsten Stich (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! Der Fachkräftemangel hat sich über 
Jahre angekündigt. Es ist heute nahezu egal, in wel-
che Bereiche wir schauen: Überall fehlen gut ausge-
bildete Arbeitskräfte. Und dies ist nur ein Vorge-
schmack auf das, was in den kommenden Jahren 
und Jahrzehnten noch auf uns zukommen wird. 

Viele Handwerksbetriebe suchen erfolglos eine 
Nachfolge. Ausbildungsplätze bleiben unbesetzt, 
gleichzeitig finden viele junge Menschen keinen 
passgenauen Arbeits- oder Ausbildungsplatz. Hinzu 
kommen der fehlende gesellschaftliche Respekt ge-
genüber den Ausbildungsberufen und das nach wie 
vor schlechte Image. 

(Zuruf von der CDU: Das stimmt!) 

Wer baut, montiert und installiert die Infrastruktur von 
morgen, die wir für die Bewältigung der Klimakrise so 
dringend benötigen? Wir müssen endlich handeln. 
Das Handwerk muss wieder in den Fokus der Bil-
dungs- und Arbeitspolitik gerückt werden. Die Ent-
scheidung, ob das Studium oder die Ausbildung die 
richtige Wahl ist, muss fair getroffen werden können. 
Dafür braucht es unter anderem die politische Stär-
kung der beruflichen Ausbildung gegenüber dem 
Hochschulstudium. 

Was es allerdings nicht braucht, ist eine derartige Po-
larisierung im Zusammenhang mit Studierenden, wie 
es die AfD in ihrem Antrag teilweise betreibt. 

(Beifall von der SPD) 

Wir, die SPD-Fraktion, haben bereits im Dezember 
2021 in unserem Antrag „Aufschwung durch Ausbil-
dung: Fachkräfte jetzt für das Morgen gewinnen!“ 
festgestellt, dass eine Gleichwertigkeit von Auszubil-
denden und Studierenden dringend notwendig ist 
und dass hierfür dringend finanzielle Mittel in die du-
ale Ausbildung und damit in den Lernort Berufskolleg 
fließen müssen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Es ist völlig unstrittig, dass wir die Berufskollegs stär-
ken müssen, egal, ob es um die Bezahlung von 
Werkstattlehrerinnen und -lehrern geht oder um den 
dortigen Lehrkräftemangel. 

Plötzlich ist nun auch die AfD aus ihrem Dornrös-
chenschlaf erwacht – wobei ich mir das bildlich kaum 
vorstellen mag. Ruckzuck, nach über einem Jahr fällt 
der AfD-Fraktion ein, dass wir in NRW etwas für die 
berufliche Bildung tun müssen. Respekt! Doch woher 
kommt auf einmal dieser plötzliche Sinneswandel? 

Wir, die SPD, haben gefordert, ein Programm „Gute 
Berufsschule 2030“ aufzulegen, um Berufsschulen 
schnellstmöglich zu sanieren und zu modernisieren. 
Wir, die SPD, haben gefordert, auf eine Gleichstel-
lung von dualer Berufsausbildung und Studium hin-
zuarbeiten. Eine unserer SPD-Forderungen war, 
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dass die Meisterausbildung, wie der Master an der 
Hochschule, kostenfrei werden soll und der Meister 
dem Master gleichzustellen ist. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD – Zuruf von der 
CDU) 

Während Sie von der AfD junge Menschen mit in Ih-
ren Augen falschen Vornamen diskreditiert haben, 
hat die SPD die Förderung von Azubi-Wohnheimen 
eingefordert. Nun steht in Ihrem Antrag eine identi-
sche Forderung. Hier zeigt sich der Politikstil der AfD: 
hetzen und abschreiben. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD] – Zuruf von An-
dreas Keith [AfD] – Lachen von der AfD ) 

Das ist natürlich auch der Grund, warum Sie dem 
SPD-Antrag noch im März 2022 im Ausschuss und 
im April 2022 im Plenum nicht zugestimmt haben. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Damit waren Sie natürlich nicht allein. Auch die CDU 
hat seinerzeit dagegengestimmt und im November 
dann einen Antrag zum Thema „Arbeits- und Fach-
kräfteoffensive“ gestellt, der in der nächsten Woche 
zur Anhörung ansteht. 

Es bleibt also die Hoffnung, dass endlich im Sinne 
der jungen Menschen, der Lehrerinnen und Lehrer 
an Berufskollegs und im Sinne der Arbeitgeberschaft 
hier in Nordrhein-Westfalen gehandelt wird. Der An-
trag der AfD ist getreu dem Motto zu bewerten: Es ist 
schon alles gesagt, aber eben nicht von jedem. – 
Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Stich. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-
legin Abgeordnete Zingsheim-Zobel das Wort. 

Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! Ganz im Sinne des lebenslangen Ler-
nens schlage ich vor, dass wir die Anhörung zur be-
ruflichen Bildung am kommenden Mittwoch abwar-
ten, um die Expertinnen und Experten aus den Fach-
gebieten sprechen zu lassen und dann ernsthaft über 
weitere Schritte zu debattieren. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die FDP hat die Abgeordnete Schneider 
das Wort. Es ist ihre erste Rede in dieser Legislatur-
periode. Viel Erfolg!  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Den Antrag kann man wie 
folgt zusammenfassen: platte Pauschalisierungen 
anstatt einer differenzierten Sichtweise. 

(Zuruf von Andreas Keith [AfD]) 

Neue Trends, wie etwa, dass immer mehr Abiturien-
ten eine Berufsausbildung attraktiv finden und begin-
nen, werden dabei völlig ignoriert. Vor allem aber 
wird verallgemeinernd eine Überakademisierung un-
terstellt, ohne dass gesellschaftliche Entwicklungen 
in vielen Bereichen zur Kenntnis genommen werden. 

Anders als der Antragsteller wollen wir Akademiker 
und Studierende nicht gegen Auszubildende aus-
spielen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir wollen auch keinen Bildungsweg schlechtreden. 
Wir stehen für die Gleichwertigkeit akademischer 
und beruflicher Bildung. Wir gönnen das Abitur je-
dem, der es machen möchte und dem es gelingt, von 
Herzen. Unsere Abiturienten und Studierenden pau-
schal schlechtzumachen, ist einfach nur schäbig. 

(Beifall von der FDP) 

Für die FDP-Landtagsfraktion ist die Förderung der 
Berufsausbildungsinfrastruktur ein erklärtes Ziel. Ein 
Meister ist für uns genauso viel wert wie ein Master. 
Daher wollen wir die Gleichwertigkeit von beruflicher 
Bildung und akademischer Bildung weiter vorantrei-
ben und die berufliche Bildung weiter stärken. 

Für uns ist klar, dass wir für mehr Innovation mehr 
Fachkräfte benötigen. Nur so werden wir künftig bei 
Nachhaltigkeit, wirtschaftlicher Transformation, 
Energieversorgung und Klimaneutralität entschei-
dend vorankommen. 

Die berufliche Bildung muss daher mehr Wertschät-
zung erfahren. Dazu gehört mehr gesellschaftliche 
Anerkennung. Vor allem aber muss im Bildungssys-
tem die Durchlässigkeit zwischen dem akademi-
schen und dem beruflichen Pfad verbessert werden. 
Schließlich werden Erwerbsbiografien immer vielfäl-
tiger und längst sind Lebensläufe nicht immer gerad-
linig. 

Die mittleren Schulabschlüsse sowie das mehrglied-
rige Schulsystem treffen bei uns, der FDP-Landtags-
fraktion, auf große Wertschätzung. Wir bekennen 
uns zum Erhalt dieses Systems und wollen, dass alle 
Schulformen ihre Stärken ausspielen können. Daher 
müssen die Informationen über unser Schulsystem 
und die verschiedenen Bildungswege in Deutschland 
weiter verbessert werden. Wir haben dies auch in der 
vergangenen Woche in einer Anhörung zum Anmel-
deverfahren an den weiterführenden Schulen wieder 
gehört. 

Eltern müssen umfassend informiert werden, damit 
die Familien eigenständig entscheiden können, 
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welcher Weg für die Kinder am besten ist. Wir wollen 
darüber hinaus etwa durch mehr modulare Ausbil-
dungen, Teilzeitausbildungen und Zertifizierungen 
den Einstieg in die Ausbildung erleichtern; denn die 
Ausbildung muss zu den unterschiedlichen Lebens-
entwürfen und Biografien der Menschen passen. 
Dazu kann auch der Ausbau digitaler Ausbildungs-
angebote beitragen. 

Wir brauchen weitere Schritte, damit in noch mehr 
Lebensbereichen Auszubildende die gleichen Bedin-
gungen wie Studierende vorfinden. Das gilt in beson-
derer Weise für preisgünstigen Wohnraum. Aber 
auch die Möglichkeit zu Auslandsaufenthalten muss 
verbessert werden. 

Viel zu häufig widerspricht der Zustand unserer be-
rufsbildenden Schulen dem Vorhaben, der berufli-
chen Bildung mehr Anerkennung zukommen zu las-
sen. Die Wertschätzung für unsere Auszubildenden 
muss sich zuallererst an den Gebäuden zeigen. 

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Daher muss zeitnah der Sanierungsbedarf unserer 
Einrichtungen der berufsschulischen Bildung ermit-
telt werden. 

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Es gibt noch viel zu tun, um echte Gleichwertigkeit 
zwischen akademischer und beruflicher Bildung her-
zustellen. Die FDP-Landtagsfraktion setzt sich dafür 
auch in Zukunft mit Leidenschaft ein. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von der FDP und Kirsten Stich [SPD]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die Landesregierung hat Minister Laumann 
das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es steht außer 
Frage, dass für die Landesregierung die berufliche 
Ausbildung eine besondere Bedeutung und einen 
hohen Stellenwert hat. Wir sind davon überzeugt: 
Wer beruflich ausgebildet ist, hat die besten Chan-
cen auf ein glückliches und selbstbestimmtes Leben. 
Aufgrund des Fachkräftemangels ist es offensicht-
lich, dass beruflich ausgebildete junge Leute in allen 
Bereichen des Erwerbslebens gebraucht und ge-
sucht werden.  

Bei aller berechtigten Werbung für die berufliche Bil-
dung sollte man aber bei den Fakten bleiben. Die an-
tragstellende Fraktion behauptet in ihrem Antrag, 
dass die Überakademisierung der dualen Berufsaus-
bildung den Nachwuchs abgrabe und dass es Re-
kordzahlen bei den Studienanfängern gebe. Ich sage 
Ihnen als Minister für berufliche Bildung in Nordrhein-

Westfalen: Das ist sachlich falsch und entspricht 
nicht der Realität. 

Der Rekordwert der Neueinschreibungen an Univer-
sitäten war im Jahr 2013. Von 2013 bis 2021 ist die 
Zahl der Studienanfängerinnen und -anfänger in 
Nordrhein-Westfalen um 19 % gesunken, alleine von 
2020 auf 2021 um 7,8 %. 

Eine viel zu wenig beachtete Folge dieser Entwick-
lung ist, dass im Jahre 2021 erstmals wieder mehr 
junge Menschen in Nordrhein-Westfalen mit einer 
dualen Ausbildung begonnen haben, als junge Men-
schen ein Studium aufgenommen haben. Wir hatten 
105.000 neue Auszubildende und 103.500 neue Stu-
dierende. 

Es wird noch deutlicher, wenn man zusätzlich die 
mehr als 40.000 jungen Menschen berücksichtigt, 
die eine Ausbildung in der Pflege, in Gesundheits-, 
Erziehungs- oder Sozialberufen begonnen haben. 
Wir nennen sie offiziell immer Schülerinnen und 
Schüler, obwohl deren Ausbildung fast einer dualen 
Ausbildung gleicht. Diese Ausbildungen sind nicht im 
Berufsbildungsgesetz des Bundes abgebildet, son-
dern landesrechtlich geregelt. 

Auch die vorläufigen Zahlen für 2022 bestätigen den 
Trend, nämlich dass die Zahl der abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge steigt und die Zahl der Studien-
anfänger sinkt. Von einer faktischen Abwertung der 
dualen Ausbildung, die im Antrag aufgeführt wird, 
kann daher keine Rede sein. 

Das zeigt, dass die von der Landesregierung seit 
2017 getroffenen Maßnahmen wirken. Gleichwohl 
arbeiten wir weiter an der Attraktivität der beruflichen 
Bildung. 

Wir haben die Meisterprämie für das Handwerk in 
Höhe von 2.500 Euro beschlossen und werden uns 
noch stärker als in den Vorjahren an den Kosten der 
überbetrieblichen Lehrlingsunterweisung beteiligen. 

Wir werden noch in diesem Jahr die Weiterentwick-
lung unserer erfolgreichen Unterstützungs- und 
Coachingangebote, „Ausbildungsprogramm NRW“ 
und „Kurs auf Ausbildung“ an den Start bringen. Wir 
werden das Überganssystem „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“ weiterentwickeln, vereinfachen und noch 
stärker auf die duale Ausbildung ausrichten. 

Für diese Politik bedarf es dieses Antrags nun wirk-
lich nicht. – Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank, Herr Mi-
nister Laumann. – Mir liegt keine weitere Wortmel-
dung mehr vor. Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/2556 an den Ausschuss für Schule und Bildung – 
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federführend – sowie an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung sollen im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand 
dagegen? – Möchte sich jemand enthalten? – Dann 
darf ich feststellen, dass wir die Überweisungsemp-
fehlung einstimmig so angenommen haben. 

Ich rufe auf: 

14 Klimaschutz ist Gesundheitsschutz – NRW 
macht sich auf den Weg zu einer klimagerech-
ten Gesundheitsversorgung 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/2544 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellenden Fraktionen zunächst dem Abgeordneten 
Schmitz das Wort. 

Marco Schmitz (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Kollegin Schneider, ich 
freue mich, dass du wieder hier im Plenum bist, auch 
wenn wir jetzt nicht mehr als Koalitionspartner zu-
sammenarbeiten. Aber umso mehr freue ich mich 
und bin sehr auf die zukünftige Zusammenarbeit ge-
spannt. Schön, dass du wieder mit dabei bist, Susi. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich komme zu unserem Antrag. Die Folgen des glo-
balen Klimawandels gehören inzwischen für uns alle 
zum täglichen Leben. Wie wir alle wissen, beein-
trächtigten die Folgen des Klimawandels zunehmend 
die Gesundheit der Bevölkerung in Nordrhein-West-
falen und in Deutschland. Wetterextreme, steigende 
Durchschnittstemperaturen und mildere Winter füh-
ren zu einer Verschärfung von Allergien und einer 
Ausbreitung von Krankheitsüberträgern. Besonders 
vulnerable Personengruppen und Menschen mit 
niedrigem sozioökonomischem Status sind davon 
betroffen und müssen besonders geschützt werden. 

Als schwarz-grüne Zukunftskoalition in Nordrhein-
Westfalen sehen wir es als unsere Verantwortung 
an, die Bekämpfung der Klimakrise als Ursache für 
diese gesundheitlichen Gefahren in den Fokus zu rü-
cken. Dazu gehört auch die Anpassung der beste-
henden Strukturen im Gesundheitswesen an ein ver-
ändertes Krankheitsspektrum und ein erhöhtes Pati-
entenaufkommen. 

Doch nicht nur die Gesundheitsvorsorge muss sich 
an die Auswirkungen des Klimawandels anpassen, 
sondern auch der Gesundheitssektor selbst trägt mit 
über 5 % des bundesweiten CO2-Ausstoßes erheb-
lich zur Klimakrise bei. Um den Zielen der Klimaneut-
ralität im Gesundheitswesen und insbesondere im 

Krankenhaussektor näherzukommen, müssen wir 
klimaschädliche Emissionen, Verschmutzungen, Ab-
fall und Ressourcenverbrauch reduzieren. 

Klimaschutz ist Gesundheitsschutz. NRW macht sich 
auf den Weg zu einer klimagerechten Gesundheits-
versorgung. Damit widmen wir uns einem Schwer-
punkt der schwarz-grünen Zukunftskoalition in Nord-
rhein-Westfalen. Wir wollen die Bevölkerung vor den 
gesundheitlichen Gefahren, die durch den globalen 
Klimawandel entstehen, schützen. 

Im Rahmen der Landesgesundheitskonferenz im Ok-
tober letzten Jahres setzten sich alle beteiligten Ak-
teure im Gesundheitswesen ein wichtiges Ziel: das 
Gesundheitswesen auf die Herausforderungen des 
Klimawandels vorzubereiten und die dazu notwendi-
gen Instrumente zu schaffen. 

Wie sehen diese Instrumente nun aus? Ich möchte 
an dieser Stelle einige Beispiele nennen: Energie-
sparmaßnahmen an Gebäuden umsetzen und er-
neuerbare Energien nutzen, Arbeitsplätze klimage-
recht ausgestalten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
für eine klimagerechte Mobilität sensibilisieren und 
Anreize dafür schaffen, die Aus- und Fortbildung in 
den Gesundheitsberufen um das Wissen und die Ge-
sundheitsgefahren des Klimawandels erweitern, die 
Kommunen beim Klimaschutz und der Klimaanpas-
sung unterstützen, etwa bei der Konzeption und der 
Umsetzung von Hitzeaktionsplänen. 

(Beifall von der CDU) 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, ich muss ge-
rade unterbrechen. Es gibt den Wunsch nach einer 
Zwischenfrage aus den Reihen der AfD. Lassen Sie 
die zu? 

Marco Schmitz (CDU): Ja. 

Präsident André Kuper: Dann hat der Kollege 
Loose das Wort. 

Christian Loose (AfD): Danke, Herr Präsident. – 
Danke, Herr Schmitz, dass Sie die Frage zulassen. 

Beim Klimaschutz geht es Ihnen jetzt um die Ge-
sundheit. Deswegen eine einfache Frage: Es soll ja 
immer wärmer werden. Sind aus Ihrer Sicht die Käl-
tetoten oder die Wärmetoten das größere Problem 
auf der Welt? – Vielen Dank. 

Marco Schmitz (CDU): Ich habe gerade von Klima-
schutzmaßnahmen gesprochen. Das betrifft sowohl 
Kältetote als auch Wärmetote. Da habe ich keine Dif-
ferenzierung gemacht. Ich glaube, wir müssen uns 
darum kümmern, dass diejenigen, die von Extrem-
wettersituationen betroffen sind, geschützt werden. 
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Das ist in beide Richtungen notwendig. Das kann ein 
einbrechender Winter sein, den wir an verschiede-
nen Stellen der Welt haben. Das kann genauso eine 
Hitzewelle sein, die zu mehr Toten führt. Aber wir dif-
ferenzieren nicht bei den Toten, sondern wir küm-
mern uns darum, dass das verhindert wird. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Auf einen Punkt möchte ich aber noch einmal geson-
dert eingehen. Wie Sie alle schon im Vorfeld richtig 
festgestellt haben, soll ein Drittel der zusätzlichen In-
vestitionen, die wir im Rahmen der Krankenhauspla-
nung zur Verfügung stellen, für den Klimaschutz ein-
gesetzt werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, lieber 
Herr Kollege Klute, 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

nachdem Sie schon vor der Wahl verzweifelt ver-
sucht haben, den von allen Akteuren beschlossenen 
Krankenhausplan schlechtzureden, versuchen Sie 
es jetzt mit den Investitionen. Vielleicht sollten Sie 
sich einmal fragen, warum in den Krankenhäusern 
überhaupt ein Investitionsstau aufgetreten ist. 

Seit 2017 investieren wir Jahr für Jahr mehr Geld in 
die Krankenhäuser, geben jetzt allein für die Kran-
kenhausplanung 2,5 Milliarden Euro zusätzlich aus, 
und das Einzige, was Sie können, ist zu meckern. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Sie sollten sich freuen, dass endlich jemand die 
Krankenhäuser in den Blick nimmt und zukunftsfähig 
aufstellt. Ihre destruktive Kritik und das Schlechtre-
den des Gesundheitssektors helfen keinem hier, 
wirklich keinem. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

wir wollen uns in Nordrhein-Westfalen auf den Weg 
machen in eine klimagerechte Zukunft im Gesund-
heitswesen. Klimaschutz und die Anpassung an den 
Klimawandel sind Daueraufgaben. Sie tragen zur Si-
cherstellung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssektors bei sowie zum Schutz und zur Förde-
rung der menschlichen Gesundheit. 

Der Schutz des Klimas ist unsere gemeinsame ge-
sellschaftspolitische Aufgabe und Verpflichtung, und 
das über alle Grenzen hinweg. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Schmitz. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-
legin Thoms das Wort.  

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste! 
Der letzte Sommer war einer der wärmsten seit Be-
ginn der Aufzeichnungen. Aktuell ist es draußen 
ziemlich kalt, und der nächste heiße Sommer scheint 
weit entfernt. Doch ganz klar ist: Hitzewellen werden 
in Zukunft weitaus häufiger vorkommen, genauso 
wie Extremwetterereignisse. 

Ein Baby, das im Jahr 2020 geboren wurde, wird 
mindestens viermal so viele Hitzewellen erleben wie 
eines, das 1960 geboren wurde. Das RKI zählte im 
letzten Sommer 4.500 Hitzetote in Deutschland, 900 
davon alleine in Nordrhein-Westfalen. 

Fest steht: Die Klimakrise macht uns krank. Hitzebe-
dingte Erkrankungen und Todesfälle werden zuneh-
men. Wir werden mit einer steigenden Krankheitslast 
durch Allergien und Asthma zu kämpfen haben. Auch 
Extremwetterereignisse werden sich häufen und Ein-
fluss auf die psychische Gesundheit der Menschen 
in Nordrhein-Westfalen haben. Es wird eine Zu-
nahme von Infektionskrankheiten geben, die von Tie-
ren übertragen werden, wie Borreliose, Hirnhautent-
zündung oder Denguefieber. 

Die Liste der möglichen Folgen der Klimakrise für die 
Gesundheit der Menschen in NRW ist leider lang. Die 
Folgen sind schon heute deutlich spürbar und wer-
den in Zukunft noch zunehmen. Da sind sich alle Ex-
pertinnen und Experten einig. Die WHO sieht den Kli-
mawandel als die größte Gesundheitsbedrohung für 
die Menschheit an. 

Dieser globalen Herausforderung müssen wir mit 
entschlossenen Maßnahmen im Klimaschutz und zur 
Klimafolgenanpassung entgegentreten, auch hier bei 
uns in Nordrhein-Westfalen. 

Die Landesgesundheitskonferenz Nordrhein-West-
falen hat letztes Jahr Klimaschutz und Klimafolgen-
anpassung als zentrales Thema aufgegriffen; das 
haben wir gerade schon von Herrn Schmitz gehört. 

Mit dem vorliegenden Antrag bringen wir ein breites 
Maßnahmenpaket auf den Weg. 

Wir werden die Gesundheitsversorgung in Nord-
rhein-Westfalen klimagerecht und klimaresilient auf-
stellen – für die Menschen, die heute hier bei uns in 
Nordrhein-Westfalen leben, und für alle zukünftigen 
Generationen. 

Wir werden die Menschen in NRW über die gesund-
heitlichen Konsequenzen des Klimawandels aufklä-
ren und Prävention stärken. 

Wir wollen insbesondere die Menschen erreichen, 
die von den Gefahren zum Beispiel zunehmender 
Hitze besonders betroffen werden. Wir wissen alle: 
Das sind ältere Menschen, sehr kleine Kinder und 
Schwangere. Das sind aber auch die Menschen, die 
durch ihre Berufstätigkeit oder durch das Wohnum-
feld besonders betroffen werden; denken wir nur an 
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Beschäftigte im Straßenbau während einer Hitze-
welle. 

Die Kommunen werden wir bei der Konzeption und 
Umsetzung von Hitzeaktionsplänen angemessen un-
terstützen. 

Auch die Aus- und Fortbildung muss die Klimakrise 
und die gesundheitlichen Auswirkungen der Klima-
krise besser integrieren. 

Eine klimagerechte Gesundheitsversorgung bedeu-
tet allerdings auch, dass der Gesundheitssektor ei-
gene Verantwortung für den Klimawandel hat und 
sich dieser stellen muss. 5,2 % des nationalen CO2-
Ausstoßes in Deutschland – das ist ungefähr so viel, 
wie die Stahlindustrie ausstößt – kommt von unseren 
Gesundheitseinrichtungen, ein großer Teil davon aus 
den Krankenhäusern. 

Die Klinikträger haben dieses Problem schon längst 
erkannt und fordern finanzielle Unterstützung auf 
dem Weg zur Klimaneutralität. Hier werden wir lie-
fern. In den kommenden Jahren werden wir ein Drit-
tel der zusätzlichen Mittel für die Krankenhauspla-
nung, also mehr als 800 Millionen Euro, für die not-
wendigen Klimaschutz- und Klimafolgenanpas-
sungsmaßnahmen einsetzen. 

Von diesen Geldern werden auch die Menschen in 
den Kliniken unmittelbar profitieren; denn ohne ge-
bäudetechnische Maßnahmen zum Hitzeschutz lei-
den bei Hitzewellen natürlich die Patientinnen und 
Patienten, aber auch die Beschäftigten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Zudem führt eine Reduktion der immens hohen Ener-
giekosten nachhaltig zu finanziellen Einsparungen im 
Gesundheitssektor. 

Meine Damen und Herren, gerade die junge Gene-
ration verlangt von uns völlig zu Recht, dass wir die 
Gefahren des Klimawandels ernst nehmen. Für uns 
ist klar: Klimaschutz ist zugleich Gesundheitsschutz 
für die Menschen bei uns in Nordrhein-Westfalen. Mit 
unserem Antrag beschreiten wir in der Gesundheits-
versorgung in NRW auch in diesem Feld einen am-
bitionierten Weg und werden hier Vorreiter sein. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Ich fordere Sie auf, diesen Weg hin zu einem klima-
gerechten Gesundheitssystem mit uns gemeinsam 
zu gehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Thoms. – 
Für die SPD spricht der Abgeordnete Klute. 

Thorsten Klute (SPD): Herzlichen Dank. – Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Natürlich ist es richtig, Klimaschutz und Klima-

anpassung auch im Gesundheitssektor, gerade in 
den Krankenhäusern und in Pflegeeinrichtungen, zu 
betreiben. Das ist selbstverständlich richtig. Wir re-
den heute ja nicht zum ersten Mal darüber. 

Natürlich ist es richtig, Personal, wie Sie sagen, über 
die Gefahren und über Möglichkeiten der Energieein-
sparung aufzuklären. Auch das ist selbstverständlich 
richtig. Manchmal habe ich übrigens den Eindruck, 
dass das Personal, das Sie da mit in den Fokus neh-
men, auf dem Gebiet auch mental sehr viel weiter ist, 
als wir das hier in manchen Diskussionen sind. Wir 
schielen dabei also nicht nur auf das Personal, wie 
es hier gerade gemacht wurde, sondern nehmen uns 
auch selbst mit in den Blick. 

Natürlich ist es richtig, das zu betreiben. Die Frage ist 
nur, wie Sie es finanzieren. Denn Sie haben erst vor 
kurzer Zeit den Haushaltsplan für das kommende 
Jahr und die Planung für die Folgejahre verabschie-
det und ganz stolz gesagt, dass es Ihnen gelungen 
ist, beim Finanzminister 2,5 Milliarden Euro für die 
Umsetzung des Krankenhausplans in den nächsten 
Jahren herauszuholen. Ich habe noch gut die Worte 
von Minister Laumann in Erinnerung, der sagte: Mit 
2,5 Milliarden haben wir richtig etwas herausgeholt. 

Aber das ist in einem Land wie Nordrhein-Westfalen 
auch nicht zu üppig. Hier brauchen die Krankenhäu-
ser eine ganze Menge Geld, wenn wir den Kranken-
hausplan ordentlich umsetzen wollen. Da geht es um 
Investitionen in riesiger Größenordnung. 

Jetzt stellen Sie hier einen Antrag und sagen: Mo-
ment mal, von diesen 2,5 Milliarden Euro nehmen wir 
aber erst mal ein Drittel für Klimaschutz- und Klima-
folgenanpassungsmaßnahmen weg. – Sie verwei-
sen darauf, dass das natürlich auch dem Gesund-
heitsschutz dient. Selbstverständlich ist es im Alten-
heim oder im Krankenhaus gut, wenn die Tempera-
tur nicht zu sehr ansteigt und wenn da endlich eine 
Unterstützung erfolgen kann. Die Frage ist, woher 
Sie es nehmen. Nehmen Sie es nicht von den ohne-
hin knappen Mitteln für die Umsetzung des Kranken-
hausplans, sondern stocken Sie den dafür notwendi-
gen allgemeinen Investitionsetat für die Krankenhäu-
ser auf.  

(Beifall von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD] und 
Carolin Kirsch [SPD]) 

Sonst droht nämlich, dass unsere Krankenhäuser 
demnächst zwar dreifach verglaste Fenster und eine 
Dachbegrünung haben, aber Kinderstation? Fehlan-
zeige. Dazu darf es eben nicht kommen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD – Zuruf von 
Marco Schmitz [CDU] – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE] – Zuruf von Marco 
Schmitz [CDU]: Das ist wirklich nur noch selt-
sam!) 
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– Ich lasse Sie jetzt gerne ausschreien. Ich bringe es 
aber trotzdem noch zu Ende. Es scheint Sie ja sehr 
zu treffen. Da ist ja was dran. Da ist ja was dran. 

Wissen Sie, wenn Sie wirklich Klimaschutz betreiben 
wollten und nicht nur ein Fähnchen heraushängen 
wollten, vielleicht auch im Zuge der Ereignisse der 
letzten Woche, wo manche denken, sie müssten 
noch mal ganz besonders etwas herausstellen …  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Außer 
euch glaubt das keiner mehr! Niemand! Nicht 
mal die Krankenhausgesellschaft!) 

Wenn es wirklich darum ginge, nicht nur ein Fähn-
chen herauszuhängen, sondern wirklich notwendige 
Klimaschutzmaßnahmen in Krankenhäusern nicht 
zulasten des Krankenhausplans und der dort not-
wendigen Investitionen vorzunehmen, dann würden 
Sie den allgemeinen Investitionskostenetat aufsto-
cken, und dann würden Sie beim Windkraftausbau 
endlich Tempo machen. Warum tun Sie es denn 
nicht? Warum liegt das denn so am Boden? 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

So kommen wir jetzt zu dem Punkt, dass wir sagen, 
es ist gut, Klimaschutz in Krankenhäusern zu betrei-
ben. Es ist gut, die Krankenhäuser auf steigende 
Temperaturen – gerade im Sommer – vorzubereiten. 
Es ist richtig, dafür Mittel bereitzustellen. Diese von 
den ohnehin knappen Mitteln zur Umsetzung des 
Krankenhausplans wegzunehmen, wird uns noch in 
diesem Jahr zu Diskussionen führen, wenn Herr 
Laumann irgendwann doch nicht mehr drumherum 
kommt, Auskunft zu geben, weil die Fakten so sind, 
wie sie sind. Dann werden wir sehen, das Geld für 
die Umsetzung des Krankenhausplans wird ver-
dammt knapp. Dann werden wir genau über diesen 
Punkt noch mal reden. 

Der Überweisung in den Ausschuss stimmen wir na-
türlich zu. Dort werden wir es kritisch begleiten. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Klute. – 
Für die FDP spricht die Abgeordnete Frau Gebauer.  

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lassen Sie mich eines vor-
neweg sagen, genauso wie das Kollege Klute getan 
hat: Klimaschutz und Maßnahmen zur Beherrschung 
und Steuerung des Klimawandels sind wichtig. Wir 
reden bei diesem Thema über eine weltweite Her-
ausforderung. Der Klimawandel hat globale Aus-
maße und muss deshalb zuallererst durch weltweite 
Vereinbarungen und Maßnahmen bewältigt werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wann?) 

– Wann? Ich glaube, derzeit laufen viele Verhandlun-
gen in diesem Zusammenhang. Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass Sie das nicht mitbekommen. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Ich glaube aber, dass gerade Sie, die Grünen, mo-
mentan derzeit einen wertvollen Lernprozess durch-
laufen. Das stimmt. Während Ihre Parteitage früher 
in Oppositionszeiten im Hambacher Forst stattfan-
den, wirft Ihnen Fridays for Future in diesen Tagen 
die Braunkohlebriketts aus Protest vor die Partei-
zentrale.  

(Thorsten Klute [SPD]: Genau! Darum geht es!) 

Deshalb ist die entscheidende Frage, die man sich 
hier stellen muss: Wo fängt Klimaschutz bei den Grü-
nen eigentlich an? 

(Beifall von der FDP und Thorsten Klute [SPD]) 

Ich hoffe, sagen zu dürfen: doch wohl nicht am OP-
Tisch, wenn es um energieintensive – wie gerade 
schon dargestellt worden ist – und lebensrettende 
Maßnahmen geht. 

Die Grünen und – das muss ich jetzt sagen – mit die-
sem Antrag leider auch die CDU haben an dieser 
Stelle den Blick für Maß und Mitte verloren.  

(Beifall von der FDP) 

Richtig ist, wir dürfen den Klimaschutz vor Ort nicht 
vernachlässigen. Auch in Krankenhäusern und Ein-
richtungen für Pflege- und Krankenversorgung müs-
sen Maßnahmen für den Klimaschutz und den Hitze-
schutz ergriffen werden, so, wie selbstverständlich 
auch in allen anderen Bereichen des Lebens. Das 
heißt also, der vorliegende Antrag greift grundsätz-
lich ein Thema mit Forderungen auf, für die man na-
türlich Sympathien entwickeln kann. Er steht aber lei-
der nicht für eine notwendige Prioritätensetzung im 
Interesse der Menschen und in diesem Fall im Inte-
resse der Patientinnen und Patienten. 

Deshalb frage ich: Wäre es nicht viel wichtiger, heute 
über einen Antrag zu debattieren, der sich auf die In-
standsetzung unserer Krankenhauslandschaft insge-
samt konzentriert? Warum diskutiert hier die 
schwarz-grüne Landesregierung lieber zuerst die 
letzte Klimaanpassungsmaßnahme im Krankenhaus 
vor Ort, bevor sie sichergestellt hat, dass kranke 
Menschen überhaupt zeit- und auch ortsnah ambu-
lant bzw. stationär behandelt werden können? 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Forderungen des Antrags. Es soll eine Aufklärungs-
kampagne für die breite Bevölkerung geben. Unab-
hängig davon, wer demnächst den Menschen von 
wo aus mit welchen Kosten erklären soll, was zu tun 
sein wird, wenn es warm ist, frage ich jetzt einmal 
ganz offen in die Runde: Trauen wir den Menschen 
eigentlich nicht mehr zu, im Tagesablauf auf verän-
derte Temperaturen zu reagieren? Ist das das neue 



Landtag   25.01.2023 

Nordrhein-Westfalen 107 Plenarprotokoll 18/21 

 

schwarz-grüne Verständnis von Eigenverantwor-
tung?  

Ein zweiter Punkt: Anpassungen in der medizini-
schen Lehre. In meinen Augen ist das eine klassi-
sche ideologische Forderung. Wenn die Grünen an 
der Stelle glauben, dass die Medizin bislang die 
Wechselhaftigkeit der Außentemperatur auf den 
menschlichen Organismus nicht erforscht hat, dann 
kann ich nur davon ausgehen, dass sie in den ver-
gangenen Jahren anscheinend nicht hier in Deutsch-
land bzw. auf dieser Erde, sondern eher auf einem 
anderen Planeten gelebt haben. 

Dritter Punkt. Sie wollen die Kommunen bei der Auf-
stellung von Hitzeschutzplänen unterstützen. Ja, 
bitte machen Sie das. Aber dann zeigen Sie auch 
gleichzeitig auf, wie genau das gehen soll, und zei-
gen Sie uns die Haushaltsstelle, bei der eine solche 
Unterstützung entsprechend verankert ist. 

Den letzten Punkt hat Herr Klute angesprochen. Sie 
wollen tatsächlich von den 2,5 Milliarden Euro zur 
Modernisierung der Krankenhauslandschaft ganze 
800 Millionen Euro für Klimaschutzmaßnahmen aus-
geben. Bei dieser Summe komme ich noch mal auf 
das Thema „Prioritätensetzung“ zurück. Ja, auch 
Krankenhäuser müssen klimabewusst betrieben 
werden. Das liegt übrigens auch im Interesse der 
Krankenhäuser selbst. Dazu brauchen unsere Kran-
kenhäuser aber keine Lehr- und Fortbildungsveran-
staltungen.  

Ich meine, wir müssen jeden Euro in eine leistungs-
fähige Infrastruktur investieren, damit sie den Men-
schen vor Ort hilft, denn – auch Herr Klute hat es 
schon gesagt –: Was nutzt uns das klimafreund-
lichste Krankenhaus, wenn der Hochleistungs-OP 
nicht betrieben werden kann? 

(Beifall von der FDP)  

Wollen wir wirklich energieintensive Bildgebungsme-
thoden aussetzen und die Gesundheitsversorgung 
riskieren?  

Ich darf unsere heutige Botschaft an Schwarz-Grün 
nennen: Stecken Sie so viel Geld wie möglich in eine 
leistungsfähige Gesundheitsversorgung für alle Men-
schen in diesem Land, die Hilfe brauchen, wenn es 
um ihre Gesundheit und ihr Leben geht. Klimaschutz 
ist richtig, Klimaschutz ist wichtig, aber vom Klima-
schutz allein gesundet kein Mensch, überlebt kein le-
bensbedrohlich erkrankter Patient. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ge-
bauer. – Für die AfD hat der Fraktionsvorsitzende Dr. 
Vincentz das Wort. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
meine Rede in zwei Teile aufteilen, was sich anhand 
des Forderungskatalogs logisch anbietet. 

Zum einen fordern Sie eine Reihe von Klimafolgen-
anpassungen. Das ist gut, das haben wir in der letz-
ten Legislaturperiode auch schon gefordert. Hätten 
Sie damals den Antrag nicht gemeinsam abgelehnt, 
in dem wir übrigens vieles von dem gefordert haben, 
was Sie aufgegriffen haben, damals mit einem ge-
wissen Maß an Häme in Ihrer Ablehnung, wären wir 
schon viel weiter. Dann wären wir unter Umständen 
in einer Situation, in der Pflegeheime und Kranken-
häuser auf die Hitzewellen durchaus besser vorbe-
reitet wären. 

Sie haben es in den letzten Monaten vielleicht noch 
einmal nachschlagen können, als wir viel über Über-
sterblichkeit gesprochen haben: In jedem Jahr haben 
wir bei besonders warmen Sommern eine erhöhte 
Sterblichkeit in den Sommermonaten, weil unser 
System einfach nicht gut darauf vorbereitet ist. Es ist 
verhältnismäßig günstig, dort tatsächlich Klimafol-
genanpassung zu betreiben im Gegensatz zu Ihrer 
immens teuren Energiewende. Dort wäre ein Euro 
gut eingesetzt, um die Menschen auf Extremwetter 
besser vorzubereiten. 

Im Übrigen stimmt, was Kollege Loose vorhin in einer 
Zwischenfrage insinuierte: Natürlich sterben immer 
noch mehr Menschen durch die Kälte als durch die 
Wärme, das wird oft im öffentlichen Diskurs völlig 
verkannt, wenn man immer von der Überhitzung des 
Planeten spricht. Es sterben immer noch viel mehr 
Menschen durch die globale Kälte als tatsächlich 
durch globale Hitzewellen. 

(Beifall von der AfD) 

Zum anderen geht es um Klimaschutz im Gesund-
heitssystem. Wir befinden uns gerade in einer Situa-
tion – die Pressemitteilungen sind heute erst wieder 
rausgegangen –, in der ein Drittel der Kliniken vor der 
Schließung steht; sie schreiben tiefrote Zahlen. Sie 
wollen von den 2,5 Milliarden Euro, die dringend be-
nötigt werden, um die über Jahre aufgelaufenen In-
vestitionsstrukturkosten, die über Jahre nicht ge-
deckt wurden – Herr Minister, Sie haben heute noch 
selbst ausgeführt, dass Vorgängerregierungen dort 
viel zu wenig investiert haben, was Sie jetzt aufge-
stockt haben, was gut ist –, ein Drittel wegnehmen, 
und das in einer Situation, in der ein Drittel der Klini-
ken vor der Schließung stehen. Wenn Sie da CO2-
Output realistischerweise einsparen, dann wohl 
durch Klinikschließungen. Das kann aber nicht im 
Sinne der Patienten sein, und das werden wir in die-
ser Art und Weise auch nicht mittragen. 

(Beifall von der AfD) 

Diese 800 Millionen Euro werden dringend benötigt, 
um unser Gesundheitssystem in dieser Art und 
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Weise tatsächlich auch auf den demografischen 
Wandel vorzubereiten. Es nützt niemandem, wenn 
diese 800 Millionen Euro am Ende fehlen, also keine 
Pflegekraft zum Pflegen kommt, dann aber CO2-
neutral. Das ist kein Gesundheitssystem, wie ich es 
mir vorstelle. 

Einen Vorschlag zum direkten Umwelt- und auch Kli-
maschutz wäre beispielsweise die Abschaffung der 
Maskenpflicht. Unsere medizinischen Professionals 
wissen sehr wohl, wo sie sich tatsächlich eine Maske 
anziehen müssen, wo sie mit infektiösen Erregern ar-
beiten müssen, aber nicht in dieser Art und Weise, 
wie es im Moment unter Ihnen im Klinikalltag stattfin-
det.  

Das wäre tatsächlich eine echte Hilfe, weil man viele 
Einmal- und Wegwerfartikel sparen könnte. Wenn 
Sie einmal durch Grünanlagen radeln oder spazieren 
oder joggen, werden Sie sehen, dass die Masken-
pflicht der letzten Jahre genau das mit sich gebracht 
hat: viele Masken, die dort im Grünen liegen. Das al-
les könnte man auf einen Schlag ändern. 

(Beifall von der AfD) 

Wenn es Ihnen wirklich um Klimaschutz und nicht nur 
um Partei-Klein-Klein geht, empfehle ich Ihnen die 
wirklich hervorragende Rede des hervorragenden 
Konstantin Kisin, die er an der Oxford University ge-
halten hat. Sie zeigt noch einmal den Sinn Ihrer Maß-
nahmen im globalen Kontext und was wir als westli-
che Nation tatsächlich ändern können. 

Frau Thoms, Panikmache ist an dieser Stelle aller-
dings völlig unangebracht. Ein Kind, das im Jahr 
2020 geboren wird, wird aller Voraussicht nach deut-
lich älter als ein Mensch, der 1960 geboren wurde, 
auch wegen unseres hervorragenden Gesundheits-
systems. Ich bitte Sie: Machen Sie das nicht kaputt. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Dr. Vin-
centz. – Für die Landesregierung spricht Minister 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte gerne 
heute aus dieser Debatte drei Punkte herausgreifen, 
die mit diesem Antrag und mit diesem Thema zusam-
menhängen. 

Erst einmal müssen wir doch gemeinsam – und ich 
finde auch lobend – feststellen, dass das nordrhein-
westfälische Gesundheitssystem selbst erkannt hat, 
dass man sich mehr mit den Fragen des Klimaschut-
zes und der Veränderung des Wetters mit mehr Hit-
zeperioden beschäftigen muss. Deswegen ist es 
doch gut, dass die Landesgesundheitskonferenz 

beschlossen hat, sich in der nächsten Zeit ganz er-
heblich mit dem Thema „Klimaschutz und Gesund-
heitswesen“ zu beschäftigen, und zwar nicht, weil die 
Landesregierung das verordnet hat, sondern weil die 
Teilnehmer der Landesgesundheitskonferenz in 
Nordrhein-Westfalen – das sind im Grunde genom-
men alle Player unseres Gesundheitswesens – ein-
mütig der Meinung waren, dass das jetzt einfach ein 
wichtiges Thema ist, das man angehen muss, und 
dass sie es auch in Selbstverantwortung angehen 
müssen. Wir werden das begleiten. 

Am Ende wird es natürlich auch eine Evaluation dazu 
geben, was in den unterschiedlichen Bereichen ge-
macht worden ist, denn jeder Mensch, der einigerma-
ßen denken kann, weiß, dass wir dieses Thema eben 
sehr viel ernster nehmen müssen, als wir das vor vie-
len Jahren getan haben, weil wir alle die Auswirkun-
gen der Veränderung unseres Klimas miterleben. 
Man muss nur an die Flutkatastrophe denken, die 
uns ereilt hat, und viele andere Dinge. 

Das ist doch vernünftig. Dazu kann jeder seinen Bei-
trag leisten: sowohl das Apothekenwesen als auch 
die Arztpraxen als natürlich auch unsere Kranken-
häuser. Dann ist es selbstverständlich die Aufgabe 
eines Landesgesundheitsministeriums und vor allen 
Dingen des Landeszentrums Gesundheit in Bochum, 
das sich mehr mit diesen Grundsatzfragen beschäf-
tigt, einen solchen Prozess zu begleiten und von wis-
senschaftlicher Seite inhaltliche Anstöße für diesen 
Prozess zu geben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Es gibt noch einen weiteren Punkt, der eigentlich nur 
außer Frage stehen kann: Ich glaube schon, dass es 
die Aufgabe der Politik ist – sowohl über die Fraktio-
nen des Parlaments, was in diesem Antrag deutlich 
wird, als natürlich auch einer Regierung –, immer 
wieder Anstöße dazu zu geben, wie man Klima-
schutz dort machen kann, wo die Menschen leben. 
Und da sind wir natürlich bei der Gestaltung unserer 
Städte und Gemeinden, bei der Gestaltung unserer 
Innenstädte. Es ist natürlich für alte Leute gut, wenn 
wir zum Beispiel mehr Schatten in den Innenstädten 
haben, wenn an vielen Stellen zum Beispiel Wasser 
vorhanden ist, nicht nur zum Trinken, sondern Was-
ser hat bei Hitze auf Menschen eine sehr positive 
Wirkung, auch auf das Umfeld. 

Man muss nur in die großen Städte gucken. Ich war 
letzten Sommer, als es so heiß war, mal in Köln-
Chorweiler. Da war es für die Kinder sehr schön, 
dass auf dem Marktplatz ein großer Springbrunnen 
stand, was das Leben bei solcher Hitze für kleine Kin-
der einfach schöner macht, die nicht den Vorteil ha-
ben wie wir bei uns auf dem Land, in jedem Garten 
etwas aufbauen können, wodurch die Kinder bei sol-
chem Wetter auch Möglichkeiten haben, damit um-
zugehen. 
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Es ist einfach vernünftig, diese Beispiele zu nennen, 
zu fördern. Das machen wir auch in den Konferenzen 
als Landesgesundheitsministerium, aber auch zu-
sammen mit dem LZG in Bochum, sehr stark zurzeit 
auch mit Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpo-
litikern. 

Ich war selber viele Jahre in meinem Leben, über 25 
Jahre, in einem Stadtrat, der in Wahrheit aus vier 
Dörfern bestand. Aber wir haben irgendwann Stadt-
rechte bekommen. Ich kann Ihnen nur sagen: Da ist 
man auch für Anregungen dankbar. Es ist gut, wenn 
man nicht überall das Rad neu erfindet, sondern 
dass gute Beispiele auch transportiert werden, dass 
man gucken kann: Wie kann man das gestalten? Ich 
finde, diese Transformation ist auch eine Aufgabe ei-
nes Gesundheitsministeriums, eines Landeszent-
rums Gesundheit in Bochum. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Dann kommen wir jetzt einfach mal zu den Kranken-
häusern und zu den 2,5 Milliarden Euro und den 800 
Millionen Euro für Klimaschutz. Ich möchte Sie ein-
fach bitten: Spielen Sie Krankenhausmodernisierung 
und Klimaschutz nicht gegeneinander aus! 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Das ist doch eine völlig irrsinnige Debatte. Dass Sie 
als Sozialdemokraten das jetzt tun, das verstehe ich 
ja. Ich war auch mal Oppositionsführer. Auch wenn 
einem nichts mehr einfällt, irgendwas muss man ja 
kritisieren. Sie können sich ja nicht hier hinstellen und 
sagen: Die machen alles gut. Das verstehe ich, habe 
ich früher auch nicht gemacht. Da muss man das 
Haar in der Suppe suchen. Da haben Sie etwas ge-
funden: Aha, da haben die im Koalitionsvertrag ste-
hen, 2,5 Milliarden Euro für die Krankenhausreform, 
und jetzt nehmen sie 800 Millionen Euro für grüne 
Dächer und Tannen auf irgendwelchen Krankenhäu-
sern. 

Das wird nicht stattfinden. Es wird stattfinden, dass 
wir unsere Krankenhäuser modernisieren. Ein mo-
dernes Krankenhaus ist immer auch ein Beitrag zum 
Klimaschutz. Das widerspricht sich doch überhaupt 
nicht. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wenn wir dafür sorgen, dass ein Krankenhaus ein 
neues Dach bekommt, das Dach nach heutigem 
Standard gedämmt ist, dann sind auch die Kranken-
zimmer unter diesem Dach im Sommer angenehmer, 
als sie es zurzeit sind, und im Winter sparen wir Heiz-
kosten. Das kann doch keine verkehrte Politik sein. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Und dass einige Krankenhäuser in Nordrhein-West-
falen nach vielen Jahren der SPD-Gesundheitspolitik 
wirklich neue Dächer brauchen, das ist wohl die 
Wahrheit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich finde, das gegeneinander auszuspielen, ist doch 
verrückt. Wenn ein Krankenhaus neue Fenster 
kriegt: Ich kann euch Krankenhäuser zeigen, da ist 
noch nicht mal Thermopenverglasung drin. Wenn 
Sie alte Fenster sehen möchten, müssen Sie nord-
rhein-westfälische Krankenhäuser besuchen, weil es 
einen Investitionsstau gibt. Dann sind auch neue 
Fenster in einem Krankenhaus ein Beitrag zum Kli-
maschutz und gleichzeitig ein Beitrag dazu, dass die 
Menschen, die hinter diesen Fenstern im Sommer 
bei Hitze liegen müssen, bessere Bedingungen ha-
ben, als wenn da Fenster drin sind, wie wir sie in den 
50er- und 60er-Jahren gebaut haben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Deswegen hören Sie einfach … 

Präsident André Kuper: Herr Minister, ich muss 
einmal stören. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ja, ich bin am Ende. Deswegen 
hören Sie einfach auf, dieses gegeneinander auszu-
spielen. Wir werden die Krankenhäuser modernisie-
ren. Und wenn man heute etwas modernisiert, ist der 
Klimaschutz immer mit drin. Basta, aus! Und so ma-
chen wir die Politik. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Ich habe konkludent entnommen, dass der Minister 
durch sein Verhalten die Zwischenfrage nicht zuge-
lassen hat. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ist das so? – Karl-Josef 
Laumann, Minister für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales: Mir läuft ja nichts weg!) 

– Okay. 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Wir machen es pragmatisch. Das ist eine Kurzinter-
vention. Bitte. 

Thorsten Klute (SPD): Gerne auch das. Ganz herz-
lichen Dank erstens für die Leidenschaft – ich mag 
leidenschaftliche Debatten –, zweitens auch noch 
mal für den pragmatischen Umgang. 

Ich höre jetzt zum zweiten Mal, lieber Herr Minister 
Laumann, dass man das ja gar nicht so voneinander 
trennen kann, dass, wenn man sowieso ein neues 
Dach braucht, das selbstverständlich nach den neu-
esten Bauvorschriften und damit auch nach den neu-
esten Klimaschutzvorschriften geschieht. 
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Wenn das also alles Maßnahmen sind, die sowieso 
kommen: Warum muss man es dann extra noch ab-
zweigen und gesondert ausweisen? Dann ist es doch 
die Mogelpackung, dass es nur darum geht, darzu-
stellen: Wir tun was für Klimaschutz bei Sachen, die 
sowieso laufen. Dann ist es doch nicht zusätzlich, o-
der aber es ist doch etwas Zusätzliches, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

was man wegnimmt von den 2,5 Milliarden Euro. 
Darüber werden wir uns dann aber in der nächsten 
Zeit noch einmal intensiver unterhalten, nämlich 
dann, wenn sich abzeichnet, dass die Investitionsmit-
tel hinten und vorne nicht reichen werden, um den 
Krankenhausplan ordentlich umzusetzen. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wurde lei-
der auch nicht besser!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Klute. – 
Wenn der Minister möchte, kann er noch ein State-
ment anschließen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Siehst du, jetzt hast du 
noch Redezeit! – Gegenruf von Jochen Klen-
ner [CDU]: Ob das gut für dich ist?) 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Herr Klute, ich will Ihnen mal sa-
gen: Sie müssen einfach mal einsehen, dass Sie die 
Debatte über die Krankenhausreform in Nordrhein-
Westfalen verloren haben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Sie sind in den Wahlkampf gegangen und haben ge-
sagt: Wir wollen diese Krankenhausreform nicht. Und 
das, was das MAGS da jetzt macht mit dem Leis-
tungsbereich und den Leistungsgruppen, ist alles 
des Teufels, und dann kommt in Berlin Ihr Partei-
freund und macht genau eine Krankenhausreform im 
Bund mit diesen Themen und sagt noch: Nordrhein-
Westfalen ist auf dem richtigen Weg, aber ist viel zu 
harmlos. Die müssen das viel klarer machen, viel 
brutaler machen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Das war nicht meine 
Frage!) 

Das war doch seine Pressekonferenz. Liebe Leute, 
jetzt sucht ihr das Haar in der Suppe. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Thors-
ten Klute [SPD]) 

Sie müssen einfach eines sehen: Eine intelligente 
Gesundheitspolitik sorgt dafür, dass ich jeden Euro, 
den ich kriegen kann, für die Krankenhäuser haben 
will. Jeder Euro, den ich für die nordrhein-westfäli-
schen Krankenhäuser mobilisiere, ist aus meiner 
Sicht ein guter Euro. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Deswegen habe ich während der Coronazeit über 2 Mil-
liarden Euro zusätzlich für nordrhein-westfälische 
Krankenhäuser besorgt. Und das Geld ist in Investi-
tionen gegangen und hilft unseren Krankenhäusern. 

(Beifall von der CDU) 

Jetzt sage ich euch Folgendes: Wenn die Zeiten so 
sind, dass man auch Geld besorgen kann, wenn man 
das Wort „Klima“ mit reinschreibt, dann mache ich es 
einfach. 

(Thorsten Klute [SPD]: Also doch Mogelpa-
ckung!) 

Dann sage ich Ihnen: Jede Modernisierung im nord-
rhein-westfälischen Krankenhaus ist ein Beitrag zum 
Klimaschutz. Das werden wir dann schon gemein-
schaftlich vor allen Dingen in unserer Koalition so lö-
sen, dass es nicht nur eine Floskel ist, sondern dass 
es den Menschen hilft, dass es die Krankenhäuser 
modernisiert und dass die Krankenhäuser, die wir 
modernisiert haben, für die Patienten angenehmer 
sind als die alten Schinken, die Sie uns hinterlassen 
haben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Laumann. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Wir sind am Schluss der Aussprache. 

Ich komme zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/2544 an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales – federführend –, an den Ausschuss für 
Heimat und Kommunales sowie an den Ausschuss 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen im federfüh-
renden Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist 
jemand gegen diesen Vorschlag? – Das ist nicht der 
Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Auch das ist 
nicht der Fall. Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

15 Nordrhein-Westfalen zum Standort für zukunfts-
weisende Fusionstechnologien ausbauen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/2569 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als Erstes der 
Rednerin für die FDP, der Abgeordneten Frau Frei-
muth, das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 
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und Herren! Mit unserem Antrag wollen wir die neu-
este Entwicklung im Forschungsbereich „Fusions-
technologie“ aufgreifen – nicht nur, weil die Fusions-
technologie einen wichtigen, klassische erneuerbare 
Energien ergänzenden Beitrag zur Sicherung unse-
res Energiebedarfs unter der Maßgabe der Vermei-
dung der Freisetzung von CO2 leisten könnte; wenn 
wir das wollen – und auch hier in Nordrhein-Westfa-
len die Chancen ergreifen. 

Die Fusionstechnologie erlangte nach dem 5. De-
zember 2022 besondere Aufmerksamkeit, denn erst-
mals demonstrierten Forschende der National Igni-
tion Facility des Lawrence Livermore National Labo-
ratory in Kalifornien, dass mit einer Fusionsreaktion 
mehr Energie entstanden ist, als mit den verwende-
ten Lasern eingestrahlt wurde. Konkret wurde damit 
der Nachweis einer neuen Form der Energiegewin-
nung erbracht, die unseren Energiemix perspekti-
visch um eine klimaneutrale und verlässliche Quelle 
ergänzen könnte. 

Noch besser: Deuterium und Lithium als Ressourcen 
für die Kernfusion sind in Wasser und Gestein welt-
weit nahezu unbegrenzt verfügbar und bergen daher 
nicht die Gefahr einer geostrategischen Abhängig-
keit. 

Die Wissenschaftslandschaft in Deutschland ist in 
Bezug auf die Fusionstechnologie eigentlich gut auf-
gestellt. Nordrhein-Westfalen sollte deshalb die sich 
daraus ergebenden Chancen nutzen – mit einem 
ganzheitlichen, breiten Ansatz, der der Innovations-
freudigkeit im Bereich der vielversprechenden Fusi-
onstechnologie einen entscheidenden Schub verlei-
hen könnte. 

(Beifall von der FDP) 

Zu nennen sind insbesondere Projektfinanzierungen 
in Verbindung mit dem europäischen Förderpro-
gramm EUROfusion oder mit ITER. Diese sind si-
cherzustellen und zu verstetigen. 

Es ist sich dafür einzusetzen, dass ein Exzellenzclus-
ter für Fusionsforschung in Nordrhein-Westfalen auf-
gebaut wird. 

Mit dem Forschungszentrum Jülich sowie mit den In-
stituten in Münster, Bochum und Düsseldorf, die sich 
mit Plasmaphysik beschäftigen, haben wir schon 
gute Voraussetzungen, um Forschung und Entwick-
lung zur Kernfusion in die Energieforschungsoffen-
sive und die Innovationsstrategie des Landes zu in-
tegrieren und einen Zugang zu landeseigenen För-
derprogrammen zu ermöglichen. 

Ferner braucht es einen Rechts- und Förderrahmen, 
der die kommerzielle Erforschung und Entwicklung 
der Fusionstechnologien ermöglicht. 

Uns Freien Demokraten ist es ein Anliegen, die 
Chancen von Technologieoffenheit zu unterstrei-
chen. 

Kein Missverständnis: Wir bekennen uns zum Aus-
bau der klassischen erneuerbaren Energien Photo-
voltaik, Wasserkraft, Biogas, Geothermie sowie 
Windenergie, auch wenn wir in einem dicht besiedel-
ten Bundesland wie Nordrhein-Westfalen mit seiner 
Topografie und Geologie Begrenzungen haben. Wir 
wollen aber eben andere Technologien nicht aus 
dem Blick verlieren und insbesondere eine dahin ge-
hende Forschung ermöglichen. 

Ob der Optimismus meiner Kollegin Bundesministe-
rin Bettina Stark-Watzinger, dass wir in Deutschland 
in zehn Jahren das erste Fusionskraftwerk am Netz 
haben werden, gerechtfertigt ist? Der Bund plant die 
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungs-
verfahren. Vielleicht weiß sie also mehr. 

Ich weiß nicht, ob wir in zehn Jahren die Technologie 
haben, die all unsere Energiefragen und -probleme 
löst. Ich weiß aber, dass Wissenschaft und For-
schung insbesondere in internationaler Kooperation 
Enormes leisten können. Energiesicherheit und kli-
maschonende Energieversorgung sind eine welt-
weite Herausforderung, an der bereits ganz viele ar-
beiten. 

Wenn Fusionskraftwerke in der Grundlast bzw. der 
Residuallast das System der klassischen erneuerba-
ren Energien ergänzen können, dann ist doch ein 
wichtiger Schwachpunkt der erneuerbaren Energien 
beseitigt. 

Die Technologie und die Forschungsschritte sind 
vielversprechend. Wir sollten die Chance nicht unge-
nutzt lassen, diese Technologie nutzbar zu machen. 
Wir sollten die Grundlagenforschung und die techni-
sche Entwicklung weiter fördern. Lassen Sie uns die 
Chancen ergreifen, herauszufinden, ob die Fusions-
technologie halten kann, was die ersten Forschungs-
ergebnisse in Aussicht stellen. In diesem Sinne freue 
ich mich auf die weitere, hoffentlich konstruktive Be-
ratung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Frei-
muth. – Für die CDU spricht der Abgeordnete Herr 
Tigges. 

Raphael Tigges (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Nachricht 
über das bahnbrechende Fusionsexperiment an der 
amerikanischen Forschungseinrichtung National Ig-
nition Facility in Kalifornien schlug Anfang Dezember 
vergangenen Jahres hohe Wellen – nicht nur in der 
Forschungsgemeinschaft, sondern insbesondere 
auch in der Öffentlichkeit und in den Medien.  

Gerade in einer Zeit, in der wir intensiv über den Aus-
bau regenerativer Energien sprechen und alternative 
Möglichkeiten zur Energiegewinnung suchen, weckt 
diese Nachricht natürlich viele Hoffnungen. 
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Der Erfolg in den USA ist ein weiterer wichtiger 
Schritt zur Nutzung der Kernfusionsenergie. Klar ist 
aber auch, dass wir damit unsere Energieprobleme 
nicht ad hoc lösen können, weil diese Quelle kurz- 
oder mittelfristig noch nicht zur Verfügung steht. 

Genau wie bei den erneuerbaren Energien ist auch 
die Entwicklung der Kernfusion auf Zeit angelegt. Die 
Investitionen dafür sind extrem kostenintensiv, und 
die technischen Hürden für diese Anlagen sehr hoch. 
Dennoch gilt die Kernfusion als zukunftsträchtige und 
vielversprechende Energieform. Im Vergleich zu an-
deren Energiequellen ist sie auch sauber und sicher, 
und sie bietet, wie gerade gesagt wurde, großes Po-
tenzial hinsichtlich der Verfügbarkeit. 

Aus diesem Grund sollten wir uns für diese Art der 
Energiegewinnung offen zeigen und die Forschung 
und Entwicklung mit unseren Möglichkeiten und rea-
listischen Ansätzen positiv begleiten. Die schwarz-
grüne Landesregierung verfolgt im Bereich der For-
schungs- und Wissenschaftspolitik einen themen- 
und technologieoffenen Ansatz. Dieser Ansatz war 
uns von der CDU auch in den letzten Jahren immer 
ein wichtiges Anliegen, um die Forschungsfreiheit in 
Nordrhein-Westfalen zu stärken und ohne Ideologie 
alle Optionen nutzen zu können. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich habe daher, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen von der FDP, gewisse Sympathien für den An-
trag und freue mich auf die Diskussion im Aus-
schuss. Dort werden wir auch die Gelegenheit ha-
ben, uns fachkundig zu machen, wie die von der Zu-
kunftskoalition von CDU und Grünen mit dem letzten 
Haushalt beschlossenen und verabschiedeten For-
schungsgelder zielgerichtet investiert werden müs-
sen und welche Rahmenbedingungen dazu erforder-
lich sind.  

Gewundert hat mich, dass die FDP im Landtag dem 
Haushalt im Dezember letzten Jahres nicht zuge-
stimmt hat, der viel Geld für eine exzellente For-
schungsförderung, welches Sie jetzt wiederum ein-
fordern, beinhalt. 

(Angela Freimuth [FDP]: Im Haushalt waren 
aber auch noch ein paar andere Posten!) 

Gerade wir in Nordrhein-Westfalen verfügen bereits 
über eine sehr exzellente Forschungslandschaft mit 
vielen innovativen Hochschulen, mit Einrichtungen 
und mit Forschungsprojekten wie zum Beispiel in den 
Bereichen „Klimaschutz“, „Energie“, „Digitalisierung“ 
und „KI“. Mit dem Forschungszentrum in Jülich ha-
ben wir in NRW eine der größten und wichtigsten 
Forschungseinrichtungen in Europa. Dort ist unter 
anderem das Institut für Plasmaphysik ansässig, wel-
ches sich bereits intensiv mit der entstehenden Ener-
gieauskopplung bei der Fusionsreaktion beschäftigt. 

Das Fraunhofer-Institut für Lasertechnik am Standort 
in Aachen forscht zu diesem Thema ebenfalls und 

arbeitet sehr eng mit der RWTH Aachen und einigen 
anderen Unternehmen zusammen, die bereit sind, 
hier zu investieren. Der Institutsleiter Professor Häf-
ner ist im Übrigen der Vorsitzende der Expertenkom-
mission auf Bundesebene zu diesem Thema. Inso-
fern ist Sachverstand aus NRW schon vorne mit da-
bei. 

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Diese Institute sind Teil einer weltweit eng vernetzten 
Forschungsgemeinschaft, die es sich zum Ziel gesetzt 
hat, effiziente Kernfusionskraftwerke in die Realität 
umzusetzen. Mit solchen Projekten beteiligt sich also 
auch die Forschungslandschaft in Nordrhein-Westfa-
len an der Kernfusionsforschung, und wir werden 
dies unsererseits nach unseren Möglichkeiten unter-
stützen. 

Das Land ist wie immer Partner der Hochschulen, 
der Einrichtungen und der Institute, und es steht in 
einem engen und regelmäßigen Austausch mit den 
Akteuren zu diesen wichtigen Zukunftsthemen. Wir 
müssen jedoch auch bedenken – das vielleicht noch 
als Letztes –, dass die Einrichtungen im Sinne der 
Forschungsfreiheit eigenverantwortlich arbeiten. 
Darüber hinaus hatte ich bislang noch nicht den Ein-
druck, dass es eines Antrags der FDP bedarf, um in 
diesem Themenfeld weiter voranzukommen. 

Dazu passt im Übrigen auch nicht die Zurückhaltung 
des FDP-geführten Bundesministeriums bei der Be-
teiligung an der Finanzierung von zukunftsweisender 
Forschungsinfrastruktur, wie dies zuletzt bei der Ab-
sage der FDP-Bundesministerin Stark-Watzinger zur 
Unterstützung des Einstein-Teleskops der Fall war, 
Frau Kollegin Freimuth. So etwas sollte künftig der 
Vergangenheit angehören, damit wir bei solchen 
Themen weiterkommen. 

Des Weiteren steht der Bund hier zuvorderst in der 
Pflicht, den rechtlichen Rahmen zu setzen. Bis auf 
die Einsetzung dieser Expertenkommission ist da 
noch nicht so viel passiert. Wir werden sehen, wie es 
sich auf der Bundesebene weiterentwickelt.  

Der Überweisung des Antrags in den Ausschuss 
stimmen wir dennoch zu, und wir freuen uns auf die 
Diskussion im Ausschuss. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Tigges. – 
Für die SPD spricht der Abgeordnete Dr. Hartmann. 

Dr. Bastian Hartmann*) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben in 
der Wissenschaftspolitik immer wieder die span-
nende, wenn auch nicht ganz einfache Aufgabe, über 
Phänomene oder Entwicklungen zu berichten und zu 
debattieren, die manchmal mehr nach einem Holly-
wood-Blockbuster als nach einem realen For-
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schungsansatz klingen. Wir haben zum Beispiel vor 
wenigen Wochen über das Einstein-Teleskops und 
die damit verbundene Möglichkeit gesprochen, buch-
stäblich mehrere Milliarden Jahre in die Vergangen-
heit zu blicken und letztlich die Entstehung des Uni-
versums erklären zu können. 

Heute geht es – nicht weniger spektakulär – um das 
wahrscheinlich mit Abstand mächtigste Kraftwerk un-
serer Galaxie. Rund 150 Millionen Kilometer von der 
Erde entfernt – Sie können schnell nachrechnen; das 
sind rund 8,3 Lichtminuten – fusionieren im Inneren 
unserer Sonne etwa 600 Millionen Tonnen Wasser-
stoff zu Helium. Bei der damit einhergehenden Mas-
sereduktion wird mehr als das Zehntausendfache 
des weltweiten jährlichen Energiebedarfs freigesetzt, 
und zwar in jeder Sekunde. 

Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt be-
zeichnet dies nicht zu Unrecht als Höllenfeuer. Ge-
nau dieses Höllenfeuer für die Menschheit nutzbar zu 
machen, ist für manche der größte energiepolitische 
Traum bzw. das größte energiepolitische Verspre-
chen unserer Zeit. Denn das, was auf der Sonne seit 
gut 4,5 Milliarden Jahren geschieht, soll schon bis 
Mitte dieses Jahrhunderts auf der Erde möglich wer-
den. 

Die Kernfusionstechnologie ist eine potenziell uner-
schöpfliche, kostengünstige, von der Zulieferung 
durch autokratische Systeme unabhängige und vor 
allem klimaneutrale und mit nur einer geringen Ge-
fahr für die Natur und Umwelt verbundene Energie-
quelle. Erforscht wird diese Technologie unter ande-
rem im Rahmen eines der ambitioniertesten Projekte 
weltweit, dem ITER im französischen Cadarache. 
Weitere Standorte sind, wie eben schon genannt, 
das Max-Planck-Institut in Greifswald und das Law-
rence Livermore National Laboratory in Kalifornien. 

Genau dort, in Kalifornien, ist es auch vor Kurzem 
durch die sogenannte Trägheitsfusion erstmalig ge-
lungen, mehr Energie freizusetzen, als per Laser auf 
eine Kapsel mit Fusionsgemisch übertragen wurde. 
Erzeugt wurde in diesem bombastischen Experiment 
genug Energie, um sich etwa 20 Minuten lang die 
Haare zu föhnen. Optimisten – auch innerhalb der 
FDP und darüber hinaus – sehen dies als einen his-
torischen Durchbruch an, auf den noch in den 
2030er-Jahren das erste kommerzielle Fusionskraft-
werk folgen könnte. 

Ich fürchte, diese Hoffnung ist überzogen. Denn ein 
sehr wichtiges Detail wird übersehen. Zwar wurde 
bei dieser Fusion mehr Energie freigesetzt, als durch 
den Laser in die Reaktion hineingegeben wurde, 
häufig wird aber vergessen, dass, um diesen Laser 
zu erzeugen und aufrecht zu erhalten, noch das Hun-
dertfache an Energie benötigt wird. 

Das heißt, die Energiebilanz des Experiments ist nur 
in einem sehr kleinen Ausschnitt positiv. Drumherum ist 
es noch sehr hochenergiebedürftig. Realistischerweise 

können wir kaum vor 2060 mit einem regulären Kraft-
werkseinsatz rechnen. 

Auch deswegen ist klar: Kernfusion ist nicht das al-
leinige Heilmittel auf dem Weg zu einer klimaneutra-
len Energieerzeugung, aber sie könnte das Potenzial 
haben, neben Wind- und Solarenergie die sehr wert-
volle Grundlastfähigkeit sicherzustellen. Deswegen 
muss die Devise lauten: Ja zu weiteren Forschungs-
bemühungen – unbedingt –, Nein zu überzogenen 
Erwartungen. 

Unsere größten Forschungsverbünde und Wissen-
schaftsorganisationen haben dies vergangene Wo-
che gegenüber dem Bundestag noch einmal bekräf-
tigt. Der Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung hat sich im Rahmen ei-
ner Sachverständigenanhörung auch mit der Kernfu-
sion befasst.  

Ich möchte beispielsweise Professor Hans-Martin 
Henning herausgreifen. Er ist Leiter des Fraunhofer-
Instituts für Solare Energiesysteme. Er sagt: Fusi-
onskraftwerke könnten mittel- und langfristig einen 
wichtigen Beitrag in der – so wörtlich – „Post-Ener-
giewendezeit“ leisten. 

Mit anderen Worten: Fusionsenergie könnte uns in 
Zukunft helfen, darf uns aber nicht von dem massi-
ven Ausbau erneuerbarer Energien und entspre-
chenden Forschungsleistungen abhalten. 

Dieser Einschätzung schließen wir uns als SPD-
Fraktion an. Wir freuen uns, im Ausschuss über die 
Forschungsbemühungen weiter zu beraten, und 
stimmen der Überweisung natürlich zu. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Dr. Hart-
mann. – Für die Fraktion der Grünen spricht die Kol-
legin Abgeordnete Eisentraut. 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleg*innen der demokratischen Frak-
tionen! Kernfusion als Technologie basiert auf der 
Idee, Energie aus der Verschmelzung von Atomker-
nen zu gewinnen. Im Gegensatz zur Kernspaltung, 
bei der Energie durch Spaltung von Atomkernen ge-
wonnen wird, fallen bei der Kernfusion keine radioak-
tiven Abfälle an, die endgelagert werden müssen, 
und die notwendigen Ressourcen gelten als nahezu 
unerschöpflich. 

Diese Vision einer saubereren Technologie begeis-
tert Menschen schon lange. Trotzdem ist die Kernfu-
sion noch weit von der Marktreife entfernt. Zwar mel-
dete die US-amerikanische Forschungseinrichtung 
National Ignition Facility im Dezember 2022 einen 
wissenschaftlichen Durchbruch, doch das ändert 
nichts an der Zukunftsferne. 
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Denn schauen wir uns genau an, wie viel Energie er-
zeugt und wie viel Energie dafür insgesamt aufge-
wendet wurde, dann stellen wir einen Energieverlust 
von über 90 Prozent fest. Das Experiment hat etwa 
170 Kilojoule Energie erzeugt, dafür wurden aber La-
ser mit 1,9 Megajoule betrieben. 

Ich möchte nicht unerwähnt lassen, dass es sich bei 
der National Ignition Facility um eine militärische For-
schungseinrichtung handelt. Professor Dr. Hartmut 
Zohm, der am Max-Planck-Institut für Plasmaphysik 
zu Fusionsreaktoren forscht, sagt sogar Folgendes:  

„Aus den Experimenten, die dort gemacht wer-
den, kann man auf jeden Fall auch etwas für die 
Energiegewinnung durch Kernfusion lernen. Aber 
das Prinzip, das dort verwendet wird, müsste man 
grundlegend ändern, wenn man es für die zivile 
Nutzung anwenden wollen würde.“ 

Das europäische Forschungsprojekt ITER zielt dage-
gen unmittelbar darauf ab, die Kernfusion als Ener-
giequelle zu nutzen und den Nachweis zu erbringen, 
dass Kernfusion auf kommerziell tragfähige Weise 
möglich ist. Das Projekt bringt Wissenschaftler*innen 
aus der ganzen Welt zusammen, um die Herausfor-
derungen der Kernfusion zu überwinden. Genau 
diese transnationale Kooperation statt kleiner, lokaler 
Initiativen wird gebraucht, um eine vielverspre-
chende Technologie wie die Kernfusion voranzutrei-
ben. 

Fusionsenergie wird uns jedoch nicht helfen, die ver-
einbarten Klimaziele zu erreichen. Wir müssen jetzt 
schon engagiert mit den vorhandenen Technologien 
handeln. Selbst optimistischste Wissenschaftler*in-
nen gehen davon aus, dass es noch mindestens 20 
bis 30 Jahre dauern wird, bis die ersten Kernfusions-
kraftwerke ans Netz gehen. 

Um derart vage und zukunftsferne technologische 
Versprechen abzuwarten, fehlt uns für die Bekämp-
fung der Klimakrise einfach die Zeit. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Der Überweisung an den Ausschuss stimmen wir 
selbstverständlich trotzdem zu. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Eisen-
traut. – Für die AfD spricht Herr Professor Dr. Zerbin. 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Carl Friedrich von Weizsäcker 
hat vor einigen Jahren einmal geschrieben: Wer die 
Quantenphysik verstanden hat oder dies behauptet, 
hat sie nicht verstanden. – Was wollte er damit sa-
gen? Er wollte damit sagen, dass es noch viel zu 

entdecken gibt. Wir stehen wahrscheinlich erst am 
Anfang der menschlichen Entwicklung dieser Tech-
nologie. 

Zwei Herausforderungen müssen wir bestehen. In-
ternational leben heute 8 Milliarden Menschen auf 
diesem Erdball. Ende des Jahrhunderts wird es 
wahrscheinlich deutlich zweistellig werden. Langfris-
tig wird die Bevölkerung wachsen, auch wenn es viel-
leicht lokal oder temporär Einschnitte gibt. 

Was bedeutet das? Wir werden einen erhöhten Ener-
giebedarf haben – insbesondere natürlich in Dritte-
Welt-Ländern, weil diese nachrüsten und sich tech-
nologisch weiterentwickeln. 

National besteht die Herausforderung der versiegen-
den natürlichen Ressourcen. Steinkohle, Braunkohle 
und Gas werden weniger, und aus ökonomischen oder 
ökologischen Faktoren lohnt sich ihr Abbau nicht 
mehr. 

Dann haben wir den demografischen Faktor: Es gibt 
immer weniger kluge Köpfe, die immer mehr ältere 
Menschen ernähren müssen. 

Was ist die Lösung für dieses Energieproblem? Sind 
es erneuerbare Energien? – Vielleicht können sie 
das Problem zum Teil lösen, endgültig können sie es 
aber nicht. Die wichtigste Frage der nächsten Deka-
den lautet daher: Welche Arten der Energieerzeu-
gung haben eine Zukunft und in welcher Kombina-
tion?  

Von daher ist der FDP-Antrag sinnvoll. Die Fusions-
technologie ist eine zukunftsweisende Technik mit 
dem Ziel der Verschmelzung von Atomkernen in ei-
nem Kraftwerk zur Energiegewinnung. Die Fusions-
brennstoffe Deuterium und Tritium sind billig, gleich-
mäßig auf der Erde verteilt und teilweise unerschöpf-
lich. Die Abfallprodukte sind zwar radioaktiv, aber nur 
schwach.  

Der FDP-Antrag besagt, dass aus einem Gramm 
Brennstoff circa 90.000 kW Energie erzeugt werden 
können, was der Verbrennungsenergie als Wärme 
von elf Tonnen Kohle entspricht. Das bestätigt auch 
das Max-Planck-Institut für Plasmatechnik. Dieses 
Institut sagt – Zitat –:  

„Da ein Fusionskraftwerk zudem günstige Um-
welt- und Sicherheitseigenschaften aufweisen 
wird, könnte die Fusion nachhaltig zur künftigen 
Energieversorgung beitragen.“ 

Was ist generell das Problem? Das haben wir gerade 
bei der Debatte gehört: Fusion kann man nicht ohne 
Spaltung denken, weil die Fusion, die ganze Technik, 
noch Jahre brauchen wird. Die Kernenergie hat aber 
einen schlechten Ruf. Hiroshima, Nagasaki, 
Tschernobyl und Fukushima waren Beispiele dafür. 
Radioaktivität ist eine unsichtbare Gefahr, und wir 
Menschen haben einen Urinstinkt: Was gefährlich ist 
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und was man nicht sehen kann, macht uns beson-
dere Angst.  

Die Skepsis gegenüber der Kernenergie gehört zur 
kulturellen DNA und zur Basisidentität der Grünen. 
Sie passt sehr gut zur German Angst, lässt sich gut 
mit ihr kombinieren und ist eine Modeerscheinung 
der letzten Jahre. Seitdem man 2011 die Kernener-
gie in ihrer Gesamtheit eingestampft hat, haben wir 
uns mehr oder weniger isoliert. Dies erfolgte auf-
grund kurzfristigen und populistischen Kalküls.  

Was können wir uns jetzt noch leisten? Die Schiff-
fahrt hat man auch nicht eingestampft, weil die Tita-
nic untergegangen ist, sondern es gibt weiterhin 
Schifffahrt, weiterhin logistische Lieferungen per 
Schiff und auch immer mehr Kreuzfahrten. Ein Bei-
spiel ist auch die Ukraine, in der das Unglück von 
Tschernobyl passierte. Die Kernkraft steht in der Uk-
raine ganz oben, und es gibt überhaupt keine Diskus-
sion darüber, sie abzuschaffen. 

Wir haben den FDP-Antrag positiv zur Kenntnis ge-
nommen. Er weist in die richtige Richtung. Wir wür-
den uns freuen, wenn auch andere Parteien ihr Pa-
radigma überdenken und ihren grünen Hippie-Trip 
beenden würden, bevor das Land energietechnisch 
völlig an die Wand gefahren wird.  

Deutschland, auch Nordrhein-Westfalen, braucht 
verlässliche, umweltfreundliche und günstige Ener-
gie, um weiterhin zukunftsfähig und wettbewerbsfä-
hig zu sein. Forschung und technologische Lösun-
gen sind die wahre Kultur und DNA der Menschen 
hier in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen.  

Wir werden der Überweisung des Antrags zustim-
men und hoffen, dass sich auch andere von überhol-
ten Ideologien befreien. Es ist wichtig, dass wir hier 
in Nordrhein-Westfalen in der Forschung weiterhin 
breit und tief aufgestellt sind und in sie investieren. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung spricht nun Frau Ministerin Feller in 
Vertretung von Frau Ministerin Brandes. 

Dorothee Feller, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mit der Kernfusion verbinden sich faszi-
nierende Perspektiven. Funktioniert sie, könnte sie 
das Vielfache dessen an Energie erzeugen, was sich 
aus der gleichen Menge an Kohle gewinnen ließe. 
Perspektivisch könnte die Fusionstechnologie daher 
einen wichtigen Beitrag zu einem klimaneutralen 
Energiesystem leisten sowie die Wettbewerbs- und 
Zukunftsfähigkeit des Industriestandortes Nordrhein-
Westfalen stärken.  

Seit vielen Jahren sieht sich die Fusionsforschung je-
doch dem Vorwurf ausgesetzt, trotz eines hohen fi-
nanziellen Aufwands keine substanziellen Erfolge 
vorweisen zu können. Wann das erste funktionie-
rende Fusionskraftwerk in Betrieb gehen wird, ist 
nach wie vor ungewiss. Es handelt sich aktuell um 
eine Technologie, die noch weitere, sehr umfangrei-
che finanzielle Mittel und viel Zeit benötigt, bevor sie 
Realität werden kann. Auch wenn US-Forschern vor 
Kurzem ein Erfolg in der Fusionstechnologie gelun-
gen ist, wird die Kernfusion nach aktuellem Stand der 
Wissenschaft kurz- bis mittelfristig keinen Beitrag zur 
Energiewende leisten können. 

Gleichwohl würdigt die Landesregierung die vielfälti-
gen Aktivitäten zur Fusionsforschung. Mit dem For-
schungszentrum Jülich wirkt eine Einrichtung in 
Nordrhein-Westfalen aktiv an der Entstehung des eu-
ropäischen Versuchskernfusionsreaktors ITER mit, 
gemeinsam mit dem Karlsruher Institut für Technolo-
gie und dem Max-Planck-Institut für Plasmaphysik. 
Die finanzielle Unterstützung dieses Engagements 
erfolgt aus der programmorientierten Förderung der 
Helmholtz-Gemeinschaft und damit auch mit Mitteln 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Das Forschungs-
zentrum Jülich erhält zudem Drittmittel von der ITER-
Organisation.  

Grundsätzlich wäre eine Förderung von Fusions-
technologien auch im Rahmen der themenoffenen 
Forschungsförderung des Landes Nordrhein-West-
falen möglich, da sich die komplett themenoffenen 
Aufrufe der Forschungsförderung an alle Hochschul-
typen und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen richten. Jedoch sind die finanziellen Mittel, die in 
der Fusionsforschung notwendig sind, um der Tech-
nologie zum Durchbruch zu verhelfen, für ein einzel-
nes Bundesland wie Nordrhein-Westfalen unkalku-
lierbar hoch und faktisch nicht zu stemmen.  

Die notwendigen Forschungs- und Entwicklungsmit-
tel zur Weiterentwicklung der Fusionstechnologie 
müssen daher aus Bundes- und EU-Programmen 
kommen. So stellt die Bundesregierung der EU im 
Rahmen des 7. Energieforschungsprogramms jähr-
lich rund 1,3 Milliarden Euro für die Forschung, Ent-
wicklung, Demonstration und Erprobung zukunftsfä-
higer Technologien und Konzepte zur Verfügung. 
Aus diesen Gründen sieht die Landesregierung keine 
Notwendigkeit, die Fusionsforschung im Sinne einer 
Landespriorität in die Innovationsstrategie einzubin-
den.  

Die Landesregierung beabsichtigt auch nicht, Ein-
fluss auf die inhaltliche Ausrichtung möglicher An-
träge in der zweiten Ausschreibungsrunde der Exzel-
lenzcluster zu nehmen. Wir sind davon überzeugt, 
dass die nordrhein-westfälischen Universitäten im 
Rahmen ihrer Wissenschaftsfreiheit die Erfolgsaus-
sichten ihrer Anträge selbst am besten einschätzen 
können. Ebenso frei sind sie in der Auswahl ihrer 
Partner im Falle von Verbundanträgen. Der große 
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Erfolg der nordrhein-westfälischen Universitäten in 
der ersten Ausschreibungsrunde der Exzellenzclus-
ter hat gezeigt, dass diese Herangehensweise richtig 
ist. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Daher schließe ich die Aussprache, und wir kommen 
zur Abstimmung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/2569 an den Wissenschafts-
ausschuss – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie. 
Die abschließende Beratung und Abstimmung soll im 
federführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung er-
folgen. Stimmt jemand dagegen? – Enthält sich je-
mand? – Das ist beides nicht der Fall. Damit darf ich 
feststellen, dass die Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen ist. 

Damit rufe ich auf: 

16 Gesundheitsversorgung in Gefahr – Massiver 
Mangel bei Blutkonserven in Nordrhein West-
falen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2562 

Ich eröffne die Aussprache, und als Erster hat für die 
Fraktion der AfD ihr Fraktionsvorsitzender Herr Dr. 
Vincentz das Wort. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank. – Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Blutspenden retten Leben. So einfach ist das. 
Das ist ausnahmsweise auch mal keine leere Hülse, 
sondern tatsächlich der Fall, und zwar nicht nur, wie 
man vielleicht denken mag, nach Unfällen. Vielmehr 
bringen es auch einige Krebs- oder andere Erkran-
kungen mit sich, dass man dringend Bluttransfusio-
nen geben muss.  

Ein Beispiel dafür ist ein rupturiertes Bauchaorten-
aneurysma. Das ist eine nicht ganz unseltene Er-
krankung, bei der die Hauptschlagader im Bauch-
raum reißt. Das bringt zwei Spezifitäten mit sich: Der 
Chirurg hat sehr wenig Zeit, und man braucht sehr 
viel Blut; das kann man sich vorstellen. Da ist es ein 
sehr gutes Gefühl, wenn eine gute gefüllte Blutbank 
im Hintergrund ist, bei der man problemlos anrufen 
kann, um schnell mal ein paar Konserven zu kreu-
zen. 

Aber im Zuge von Corona ist ein deutlicher Einbruch 
der Spendebereitschaft zu verzeichnen. Viel zu viele 

Menschen hatten Angst – auch durch Angstmache 
durch die Politik –, sich zu melden und dort vielleicht 
etwas einzufangen. Viele Menschen haben sich 
schlichtweg nicht mehr ins Krankenhaus und eben 
auch nicht mehr zur Blutspende getraut. Das ist 
schlecht. Es wird also äußerste Zeit, an dieser Stelle 
mal wieder zur Blut- und Plasmaspende aufzurufen 
und über die Möglichkeiten zu informieren. 

Dabei kann fast jeder Blut spenden. Das Untermaß 
an Körpergewicht beträgt 50 kg, und wenn ich mich 
mal umschaue, dann dürften dieses nur die wenigs-
ten hier reißen. Auch wenn die eine oder andere 
Rede vielleicht ein wenig blutleer ist, würde ich eine 
echte Anämie, eine Blutarmut, nur bei den wenigsten 
hier diagnostizieren. 

Auch wenn auf Sie gegebenenfalls einer der Risiko-
faktoren zutrifft, falls Sie eine Erkrankung haben, die 
es Ihnen nicht ermöglicht, Blut zu spenden, aber den-
noch an einer Gruppenspende teilnehmen wollen, 
dann ist selbst das möglich. Wenn Ihr Betrieb, wenn 
Ihre Fraktion, wenn wer auch immer Sie dazu aufruft, 
doch mit Blut spenden zu gehen, und Sie nicht als 
möglicher Erkrankter dastehen wollen, dann können 
Sie das machen. Sie können nämlich auf dem Bogen 
ankreuzen, dass man Ihr Blut nicht verwendet. Das 
ist kein Problem. Dann fallen Sie nicht unangenehm 
auf. All das ist möglich. 

Es ist selten so einfach, etwas Gutes zu tun. Sie kön-
nen tatsächlich ein richtiger Alltagsheld werden. 
Wenn Sie also etwas Gutes tun möchten, gehen Sie 
Blut spenden. Wenn die Politik etwas Gutes tun 
möchte, dann stimmt sie an dieser Stelle unserem 
Antrag zu. Denn es wurde viel zu lange nicht öffent-
lich dazu aufgerufen. Viel zu wenig hat die Politik in 
den letzten Monaten dafür getan, dass die Menschen 
wieder Blut spenden und Ärzte im Bereitschafts-
dienst bzw. im Notfalldienst das sichere Gefühl ha-
ben, auf eine gut gefüllte Blutbank zurückgreifen zu 
können, in der vielleicht auch die seltenen Blutgrup-
pen noch zu finden sind. 

Wenn Sie also etwas Gutes tun möchten, dann stim-
men Sie unserem Antrag zu. Denn damit bringen Sie 
auf den Weg, dass endlich wieder groß in der Öffent-
lichkeit diskutiert wird, wie man auch langfristig die 
Spendebereitschaft wieder erhöhen kann. Denn das 
war in der Vergangenheit immer ein Problem. Es gab 
auch vor Corona schon zu wenige Spender. Corona 
hat es noch einmal verschärft. Wir müssen uns drin-
gend Gedanken darüber machen, wie wir das lang-
fristig ändern können. Ich kann Sie an dieser Stelle 
nur höflich darum bitten, nicht nur zu spenden, son-
dern uns auch zuzustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Dr. Vin-
centz. – Für die CDU hat der Abgeordnete Herr Ber-
ger das Wort. 
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Christian Berger (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zur fortge-
schrittenen Stunde debattieren wir einen Antrag der 
AfD zum Thema „Mangel an Blutkonserven“. Das 
Thema ist sehr wichtig – sogar lebensnotwendig für 
Menschen in akuter Notlage. Es handelt sich dabei 
um eine solidarische Aufgabe der Gesellschaft. Es ist 
eine persönliche Entscheidung, ob jemand sein Blut 
spenden möchte oder nicht. Als Politik können wir die 
dafür notwendigen Rahmenbedingungen schaffen 
und vor allem für Aufklärung und Öffentlichkeitsarbeit 
sorgen. 

Hinsichtlich Aufklärung und Werbung behandelt der 
AfD-Antrag nur einen dieser Punkte – und Aufklärung 
ist es sicherlich nicht. Ich fand es schon befremdlich, 
in Ihrem Antrag zu lesen, dass täglich über 15.000 l 
Blut benötigt werden. Im Zusammenhang mit Blut-
spenden habe ich die Angabe „Liter“ noch nicht ge-
hört. Die Aussage ist aber auch falsch. Es sind 
15.000 Blutspenden pro Tag, nicht Liter. Bei einem 
so wichtigen Thema kann man schon erwarten, dass 
hier sorgfältiger und seriös gearbeitet wird. 

(Beifall von der CDU – Markus Wagner [AfD]: 
Wie viel wird denn gespendet bei einer 
Spende? Meine Güte!) 

– Mit Sicherheit kein Liter. 

Ich hatte eingangs von Aufklärung und Werbung ge-
sprochen. Werbung – oder besser: Öffentlichkeitsar-
beit – behandeln Sie in Ihrem Antrag aber ganz an-
ders, als Sie es sich hier sicherlich vorgestellt haben; 
das verspreche ich Ihnen. 

Sie fordern in Punkt 1, eine Kampagne zu initiieren. 
Einen ähnlichen Wortlaut kann man in einem Antrag 
von CDU und FDP aus dem Jahr 2020 zum Thema 
„Blutspende und Blutplasmaspende“ nachlesen. Es 
gibt aber sicherlich schlimmere Dinge, als von je-
mandem abzuschreiben, der es eben kann. Darüber 
will ich mal hinwegsehen. Viel wichtiger ist, dass es 
den Beschluss bereits gab und dass hier auch gear-
beitet wurde.  

An dieser Stelle möchte ich Danke sagen. Ich danke 
Herrn Minister Karl-Josef Laumann und seinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. Ich danke dafür, dass 
Sie das Thema ernst nehmen und sich nicht nur re-
gelmäßig mit den Blutspendediensten austauschen, 
sondern auch aktiv mit ihnen zusammenarbeiten, 
und zwar mit Erfolg. 

Der Beweis für den Erfolg guter Öffentlichkeitsarbeit 
ist dabei genau dieser Antrag der AfD. Sie haben den 
Aufruf des DRK-Blutspendedienstes gelesen. Sie zi-
tieren in Ihrem Antrag einen Artikel aus dem FOCUS 
zu diesem Thema. In sehr einfachen Worten: Sie 
sind auf die Kampagne des Blutspendedienstes auf-
merksam geworden und stellen hier einen Antrag, 
um eine Kampagne zu starten. – Ich hoffe, Sie be-
merken den Fehler. 

Ich komme zum Schluss. Blut zu spenden ist wichtig. 
Gehen Sie zur Blutspende. Motivieren Sie Freunde 
und Kollegen. Für diesen Aufruf sage ich auf jeden 
Fall Danke schön. Den Antrag der AfD braucht hin-
gegen niemand. Wir lehnen ihn ab. – Vielen Dank 
und schönen Abend. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun Frau Kollegin Weng 
das Wort. 

Christina Weng (SPD): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Statistisch 
gesehen ist jede dritte Bundesbürgerin bzw. jeder 
dritte Bundesbürger – also auch wir hier in diesem 
Saal – einmal im Leben auf ein Blutprodukt angewie-
sen. Der vorliegende Antrag beschreibt eine be-
kannte und zu bestimmten Zeiten tatsächlich kriti-
sche Lage in der Versorgung mit Blutkonserven und 
Blutprodukten. Eine stabile Vorratshaltung reduziert 
sich inzwischen auf wenige Tage bis hin zu einem 
Tag. Die Zahl der Blutspenderinnen und Blutspender 
nimmt in der Tat ab. 

Ich hätte im Ausschuss gerne über die Diskriminie-
rung potenzieller Blutspenderinnen und Blutspender 
wegen ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Identi-
tät, über deren Ausschlüsse oder Rückstellungen 
von der Blutspende diskutiert. Das passiert gerade 
auf Bundesebene im Zusammenhang mit der Verän-
derung des UPD-Gesetzes.  

(Zuruf von Dr. Martin Vincentz [AfD]) 

Auch über die inzwischen vorhandenen Diagnostik-
möglichkeiten, um Rückstellungsfristen deutlich zu 
verkürzen, wie wir es im europäischen Umland seit 
Längerem beobachten, hätten wir diskutieren kön-
nen. Darüber, wie wir aufsuchend Blutspenden orga-
nisieren können – das erleben wir ja auch hier im 
Landtag – hätten wir ebenfalls sprechen können. Auf 
jeden Fall gilt es, das Lehrpersonal nicht mit dieser 
zusätzlichen Aufgabe zu belasten. 

Von Ihnen wurde das angesichts der beantragten di-
rekten Abstimmung nicht gewünscht. Daher trägt die-
ser Antrag nicht zu einer Lösung bei. Meine Fraktion 
wird ihn ablehnen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
die Kollegin Christina Osei. Es ist, wenn ich das rich-
tig sehe, ihre erste Rede in diesem Hohen Haus. 
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(Beifall von den GRÜNEN und Lisa-Kristin 
Kapteinat [SPD] – Vereinzelt Beifall von der 
CDU) 

Christina Osei (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Der vorlie-
gende Antrag ist wie alle Anträge der AfD zu kurz ge-
sprungen. In blumigen Worten wird hier die Not bei 
Blutkonserven beschrieben, und es werden Unfälle 
und chronische Krankheiten bemüht, um auf die Ver-
knappung hinzuweisen. Dabei verschweigen Sie al-
lerdings, dass das Spendenniveau seit Jahren nied-
rig ist. Die Gründe dafür sind unter anderem der 
Wegfall der Generation „Babyboomer“, die Altersbe-
schränkung und die Krankheitsfälle von Spendenden 
und Pflegerinnen in diesem Winter. 

Sie haben in Ihren Ausführungen außerdem verges-
sen, auf die neuesten Erkenntnisse der Blutspende-
dienste, wie die des DRK, einzugehen. Diese besa-
gen einen massiven Anstieg der Blutspenden, aus-
gelöst durch umfangreiche mediale Aufrufe. 

Auch scheinen Sie nicht zu wissen, dass die Landes-
regierung im ständigen Austausch mit den Blutspen-
dediensten, mit dem DRK ist und die Maßnahmen 
bei Bedarf mit unterstützt. So ermöglichen schon jetzt 
viele Unternehmen die bezahlte Freistellung der Mit-
arbeitenden für die Zeit der Blutspende; mehr noch: 
Viele Unternehmen stellen auch Räumlichkeiten zur 
Verfügung. 

Das Thema „Blutspende“ ist wirklich relevant, ohne 
Frage, aber als Schwerpunkt im Unterricht ist es ab-
solut nicht geeignet, da Menschen erst ab 18 spen-
den dürfen und dann die Schule zum Teil schon ver-
lassen haben. Aber ich kann Sie beruhigen: Es gibt 
die Hoffnung, die Zahl der Spender zu steigern. 

(Zuruf von Andreas Keith [AfD]) 

Auf Bundesebene, wo die Zuständigkeit für die recht-
lichen Grundlagen der Blutspenden liegt, ist ein Ge-
setz in Planung, mit dem die verdeckte Diskriminie-
rung von Männern, die Sex mit Männern haben, be-
endet werden soll. 

(Beifall von den GRÜNEN und Thorsten Klute 
[SPD]) 

Zukünftig soll nur noch das individuelle Verhalten der 
spendewilligen Personen ein Kriterium sein, grup-
penbezogene Ausschlüsse darf es nicht mehr ge-
ben. Damit wird sich die Zahl der Spender deutlich 
erhöhen. 

Auch hier im Landtag gibt es regelmäßig die Möglich-
keit, Blut zu spenden. Da können Sie dann ganz im 
Sinne Ihres Antrags aktiv werden. Wir lehnen diesen 
Antrag auf jeden Fall ab. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU und der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank und 
herzlichen Glückwunsch zu Ihrer ersten Rede. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun Kollegin Yvonne Ge-
bauer das Wort. 

Yvonne Gebauer (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Von meinen Vor-
rednerinnen und Vorrednern ist schon vieles, nahezu 
alles zu diesem Antrag gesagt worden. Vielleicht nur 
ein kurzer Gedanke meinerseits – auch das ist schon 
angesprochen worden –: Hier im Landtag gibt es 
auch die Möglichkeit. Es war damals eine Initiative 
meiner Kollegin Susi Schneider im Ausschuss, hier 
auch das Blutspenden zu ermöglichen. 

Ich könnte mir allerdings vorstellen, dass wir dieses 
Angebot erstens ausweiten, besonders an Plenarta-
gen, wenn wir tatsächlich alle vor Ort sind, und dass 
wir zweitens alle gezielt daran teilnehmen. Die Teil-
nahmezahlen der Kolleginnen und Kollegen, aber 
auch die der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren 
in vergangenen Zeiten sehr überschaubar. 

Mein Vorschlag lautet daher, an zwei Plenarwochen 
im Jahr uns Parlamentariern und den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern ein Angebot zu machen und 
dem Roten Kreuz Räumlichkeiten zur Verfügung zu 
stellen. Wenn man eine Stunde pro Patient braucht 
und fünf Patienten in der Stunde versorgt, kann man 
in der Woche, wenn man das Angebot an fünf Tagen 
bereitstellt, hochgerechnet 200 Spenderinnen und 
Spender gewinnen. 

In diesem Zusammenhang hat meine Kollegin noch 
einen wichtigen Hinweis gegeben: Es geht nicht nur 
Blutspenden, sondern auch um Plasmaspenden für 
die Herstellung von wichtigen Medikamenten. Es 
kann jeder seinen Beitrag leisten. Wenn wir das im 
Landtag alle gemeinsam auf den Weg bringen könn-
ten, wäre das sicherlich eine gute Initiative. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der FDP und Matthias Kerkhoff 
[CDU]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Ich danke Ihnen. – 
Für die Landesregierung spricht nun Minister 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Kolleginnen und Kollegen! Ohne 
moderne Transfusionsmedizin wären viele Operatio-
nen, Behandlungen, die heute möglich sind, in dieser 
Form nicht durchführbar. Blut wird heute nicht mehr 
nur bei Fällen akuten Blutverlusts, wie zum Beispiel 
bei einem Unfall, benötigt. Mit der Zunahme des Fort-
schrittes in unserer hochtechnisierten Medizin steigt 
der Bedarf an Blut und den daraus gewonnenen Arz-
neimitteln immer weiter an. 
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In Deutschland liegt der gesetzliche Sicherstellungs-
auftrag im Blutspendewesen bei den Blutspende-
diensten. Zwar gab es zum Jahreswechsel 2022/23 
tatsächlich eine sich abzeichnende Verknappung der 
Blutkonserven, die im Wesentlichen aus einem au-
ßergewöhnlich hohen Krankenstand in der Bevölke-
rung, aber auch bei den Blutspendediensten resul-
tierte, aber durch die umfangreichen medialen Auf-
rufe der Blutspendedienste konnte dem sich abzeich-
nenden Mangel unmittelbar entgegengewirkt wer-
den. Laut Bericht des DRK war die Spendenbereit-
schaft nach den Aufrufen sogar so groß, dass ein his-
torisches Hoch an Blutspenden verzeichnet wurde.  

Der im Rahmen des Antrages der AfD-Fraktion zi-
tierte Engpass hat sich somit in dem dargestellten 
Umfang nicht realisiert. Dennoch machen mir die Be-
richte über die sich anscheinend veränderte Spen-
derstruktur durchaus Sorgen. Es scheint dabei so-
wohl Unterschiede zwischen Jung und Alt als auch 
zwischen Stadt und Land zu geben. 

Ich möchte betonen, dass ich die Unterstützung der 
Blutspendedienste als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe sehe. Jeder Bürgerin und jedem Bürger muss 
klar sein: Die moderne Medizin ist ohne Blutspenden 
nicht möglich. Blutspenden sollte zum bürgerlichen 
Leben dazugehören. Man sollte sich an Blutspende-
terminen beteiligen, andernfalls werden wir auf 
Dauer die Blutkonserven für eine gute Krankenhaus-
versorgung, für eine gute medizinische Versorgung 
nicht sicherstellen können. 

Es ist natürlich wichtig, dass wir Blutspendetermine 
immer stärker auch dort anbieten, wo die Menschen 
sind. Deswegen haben Frau Scharrenbach und ich 
uns noch einmal an die Kommunen gewandt, damit 
Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt werden, was 
aber in vielen Orten eine Selbstständigkeit ist. 

Wir müssen zusehen, dass wir auch in großen Un-
ternehmen, in großen Behörden während der Ar-
beitszeiten Blutspendetermine anbieten. Ich appel-
liere an dieser Stelle auch an die Verantwortlichen in 
großen Verwaltungen, in großen Behörden aber 
auch in den Unternehmen, dies bitte zusammen mit 
den Blutspendediensten des Deutschen Roten Kreu-
zes zu organisieren, da wir dadurch auch an neue 
Spenderinnen und Spender kommen. 

Es ist außerdem wichtig, dass wir an die Jugend her-
ankommen. Es ist wahr, dass man erst ab 18 Jahren 
spenden kann, aber wir haben zum Beispiel Berufs-
schulen, wo fast alle Schülerinnen und Schüler die-
ses Alter erreicht haben. Ich fände es gut, wenn in 
nordrhein-westfälischen Berufsschulen die Blut-
spende schlicht und ergreifend mit dazugehören 
würde, dort Blutspendetermine stattfinden und 
dadurch ganz gezielt junge Leute angesprochen wür-
den. – Schönen Dank, für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Unruhe) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich mitteile, 
dass wir zum Schluss der Aussprache und somit zur 
Abstimmung kommen, würde ich vor allen Dingen 
Sie, die Kolleginnen in den Reihen der SPD, darum 
bitten, etwas mehr zur Ruhe zu kommen. – Ich danke 
Ihnen. 

Somit kommen wir zum Schluss der Aussprache und 
zur Abstimmung. Die antragstellende Fraktion der 
AfD hat direkte Abstimmung beantragt. Wir stimmen 
somit über den Inhalt des Antrags ab mit der Druck-
sache 18/2562. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das 
ist die Fraktion der AfD und der fraktionslose Abge-
ordnete Dr. Blex. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen der CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und der FDP. Wer enthält sich? – Keine Enthal-
tungen. Damit ist der Antrag Drucksache 18/2562 
abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

17 Chancen der Harmonisierung von Schul- und 
Semesterferien nutzen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/2555 

Eine Aussprache ist hierzu nicht vorgesehen. Wir 
kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags mit der 
Drucksache 18/2555 an den Wissenschaftsaus-
schuss – federführend – sowie an den Ausschuss für 
Schule und Bildung. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen nach Vorlage einer Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschus-
ses erfolgen. 

Wer stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen der CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP und AfD und der fraktionslose Abge-
ordnete Dr. Blex. Wer stimmt dagegen? – Ich sehe 
keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Auch 
keine Enthaltungen. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

18 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 115/22 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/2601 

Ich weise darauf hin … 

(Unruhe) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist mir immer 
noch zu unruhig. Ich bitte Sie – auch wenn ich Ver-
ständnis dafür habe, dass wir seit mehreren Stunden 
hier sitzen –, etwas zur Ruhe zu kommen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/2601 zu dem 
Verfahren über die Verfassungsbeschwerde VerfGH 
115/22 vor dem Verfassungsgerichtshof für das Land 
Nordrhein-Westfalen keine Stellung zu nehmen. 

Wir stimmen somit jetzt über diese Empfehlung ab. 
Wer stimmt der Empfehlung zu? – Das sind die Frak-
tionen der CDU, SPD, FDP und der AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? 
– Das ist der fraktionslose Abgeordnete Dr. Blex. Da-
mit schließt sich der Landtag der Empfehlung des 
Rechtsausschusses an. 

Wir kommen zu: 

19 Wahl eines Mitglieds in das Kontrollgremium 
gemäß § 23 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2593 

Gemäß § 24 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen wählt der Land-
tag die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums aus seiner 
Mitte. Gewählt ist, wer die Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereint. Eine 
Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht 
vorgesehen. Wir kommen somit zur Abstimmung 
über den Wahlvorschlag der Fraktion der AfD mit der 
Drucksache 18/2593. 

Die Fraktion der AfD hat gemäß § 44 unserer Ge-
schäftsordnung eine namentliche Abstimmung zu 
dem Wahlvorschlag mit der Drucksache 18/2593 be-
antragt. Nach Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt die 
namentliche Abstimmung durch Aufruf der Namen 
der Abgeordneten. Die Abstimmenden haben bei 
Namensaufruf mit „Ja“ oder „Nein“ zu antworten oder 
zu erklären, dass sie sich der Stimme enthalten. Ich 
bitte nun den Abgeordneten Herrn Nettekoven, mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt.) 

Meine Damen und Herren, ich frage gerne noch ein-
mal in die Runde, ob alle Abgeordneten ihre Stimme 
abgegeben haben. Oder befindet sich hier noch eine 
Kollegin oder ein Kollege, die oder der noch nicht ab-
gestimmt hat? Frau Kollegin? 

(Zuruf: Nein!) 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Habe ich irgendje-
manden vergessen oder den Namen falsch vorgele-
sen? 

(Heiterkeit) 

Fühlt sich jemand benachteiligt? – Nein. Okay. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Nach dem Ap-
plaus für den Kollegen auch noch einmal mein Dank 
dafür. 

Nach der Nachmeldung, die wir hatten, schließe ich 
jetzt die Abstimmung und bitte die Schriftführer und 
Schriftführerinnen, die Auszählung vorzunehmen. 
Ich unterbreche kurz die Sitzung zur Auszählung der 
abgegebenen Stimmen. 

(Die Auszählung erfolgt.)  

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung 
wieder und gebe Ihnen nun das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung bekannt: Ihre Stimme abge-
geben haben 171 Abgeordnete. Mit Ja stimmten 12 
Abgeordnete, mit Nein stimmten 159 Abgeordnete, 
der Stimme enthalten hat sich niemand (siehe An-
lage 1). Damit ist der Wahlvorschlag Drucksache 
18/2593 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

20 Wahl eines stellv. Mitglieds in das Kontrollgre-
mium gemäß § 23 des Gesetzes über den Ver-
fassungsschutz in Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/2594 

Hinsichtlich der gemäß § 24 Abs. 1 des Gesetzes 
über den Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen 
erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln verweise ich 
auf meine Ausführungen zu Tagesordnungspunkt 19. 

Eine Aussprache ist zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag der Fraktion der AfD Drucksache 18/2594. 
Die Fraktion der AfD hat gemäß § 44 unserer Ge-
schäftsordnung eine namentliche Abstimmung zu 
dem Wahlvorschlag Drucksache 18/2594 beantragt. 
Nach Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt die namentli-
che Abstimmung durch Aufruf der Namen der Abge-
ordneten. Die Abstimmenden haben bei Na-
mensaufruf mit Ja oder Nein zu antworten oder zu 
erklären, dass sie sich der Stimme enthalten. Ich bitte 
nun den Abgeordneten Herrn Nettekoven erneut, mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. 
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(Jochen Ott [SPD]: Jetzt hat er ja geübt! Jetzt 
geht es! – Der Namensaufruf erfolgt.)  

Meine Damen und Herren, haben alle Abgeordneten 
nun ihre Stimme abgegeben? – Das ist der Fall.  

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführer und die Schriftführerin, die Auszählung 
vorzunehmen. Ich unterbreche kurz die Sitzung zur 
Auszählung der abgegebenen Stimmen. 

(Die Auszählung erfolgt.)  

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung 
wieder und gebe Ihnen das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung bekannt: Ihre Stimme abgegeben 
haben 173 Abgeordnete. Mit Ja stimmten 12 Abge-
ordnete, mit Nein stimmten 161 Abgeordnete, der 
Stimme enthalten hat sich niemand (siehe Anlage 2). 
Damit ist der Wahlvorschlag Drucksache 18/2594 
abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

21 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 4 
gemäß § 82 Abs. 2 der GO 
Drucksache 18/2541 

Die Übersicht 4 enthält sechs Anträge, die vom Ple-
num nach § 82 Abs. 2 der Geschäftsordnung an die 
Ausschüsse zur abschließenden Erledigung über-
wiesen wurden. Die Beratungsverläufe und Abstim-
mungsergebnisse sind in der Übersicht ersichtlich. 

Ich lasse nun über die Bestätigung der Übersicht 4 ab-
stimmen. Ich frage: Wer stimmt der Übersicht zu? – 
Das sind die Fraktionen CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Ich 
sehe keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? – 
Auch keine Enthaltungen. Damit sind die in Druck-
sache 18/2541 enthaltenen Beratungsverläufe 
und Abstimmungsergebnisse der Ausschüsse 
bestätigt. 

Nun kommen wir zu: 

22 Beschlüsse und Petitionen 

Übersicht 18/7 

Gemäß § 97 Abs. 8 unserer Geschäftsordnung sind 
die Beschlüsse des Petitionsausschusses mindes-
tens vierteljährlich dem Landtag zur Bestätigung vor-
zulegen. Mit der Übersicht 18/7 liegen Ihnen die Be-
schlüsse zu Petitionen vor, über deren Bestätigung 
wir nun abstimmen. Eine Aussprache dazu ist nicht 
vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Ich frage: Wer 
stimmt für die Bestätigung der Beschlüsse? – Das 

sind die Fraktionen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Ich 
sehe keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Ich 
sehe auch keine Enthaltungen. Damit sind die Be-
schlüsse des Petitionsausschusses in der Über-
sicht 18/7 bestätigt worden. 

Jetzt sind wir am Ende unserer heutigen Sitzung. Ich 
habe die Ehre, Ihnen einen angenehmen Abend zu 
wünschen. 

Die Sitzung ist geschlossen. Bis morgen! 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und den 
GRÜNEN) 

Schluss: 20:27 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 

 

: 
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Anlage 1 

Namentliche Abstimmung zu TOP 19: Wahl eines Mitglieds in das Kontrollgremium gemäß § 23 des 
Gesetzes über den Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen – Drucksache 18/2593 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

1 
Achtermeyer, Tim GRÜNE 

 X  

2 
Andrieshen, Nina SPD 

 X  

3 
Aymaz, Berivan GRÜNE 

 X  

4 
Baer, Alexander SPD 

 X  

5 
Bakum, Rodion SPD 

 X  

6 
Baran, Volkan SPD 

 X  

7 
Berger, Christian CDU 

 X  

8 
Dr. Bergmann, Günther J. CDU 

 X  

9 
Besche Krastl, Ina GRÜNE 

 X  

10 
Dr. Beucker, Hartmut AfD 

X   

11 
Bialas, Andreas SPD 

 
X 

 

12 
Blask, Inge SPD 

 
X 

 

13 
Dr. Blex, Christian fraktionslos 

X   

14 
Blöming, Jörg CDU 

 
X 

 

15 
Blondin, Marc CDU 

 
X 

 

16 
Blumenrath, Peter CDU 

 
X 

 

17 
Blumenthal, Ina SPD 

abwesend 

18 
Börner, Frank SPD 

 
X 

 

19 
Bongers, Sonja SPD 

 
X 

 

20 
Bostancıeri, İlayda  GRÜNE 

 
X 

 

21 
Braun, Florian CDU 

 
X 

 

22 
Brems, Wibke GRÜNE 

 
X 

 

23 
Brockes, Dietmar FDP 

 
X 

 

24 
Brüntrup, Tom CDU 

 
X 

 

25 
Dr. Büteführ, Nadja SPD 

 
X 

 

26 
Busche, Andrea SPD 

 
X 

 

27 
Butschkau, Anja SPD 

 
X 

 

28 
Clemens, Carlo AfD 

X   

29 
Cordes, Frederick SPD 

 
X 

 

30 
Creuzmann, Norika GRÜNE 

 
X 

 

31 
Dahm, Christian SPD 

 
X 

 

32 
Deppermann, Dorothea GRÜNE 

 
X 
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

33 
Déus, Guido CDU 

 
X 

 

34 
Dudas, Gordan SPD 

 
X 

 

35 
Durdu, Tülay SPD 

 
X 

 

36 
Eggers, Matthias CDU 

 
X 

 

37 
Eğlence, Gönül  GRÜNE 

 
X 

 

38 
Eisentraut, Julia GRÜNE 

 
X 

 

39 
Engin, Dilek SPD 

abwesend 

40 
Engstfeld, Stefan GRÜNE 

 
X 

 

41 
Erwin, Angela CDU 

 
X 

 

42 
Esser, Klaus AfD 

X   

43 
Falszewski, Benedikt SPD 

 
X 

 

44 
Fohn, Annika CDU 

 
X 

 

45 
Franken, Björn CDU 

 
X 

 

46 
Freimuth, Angela FDP 

 
X 

 

47 
Frieling, Heinrich CDU 

 
X 

 

48 
Fuchs-Dreisbach, Anke CDU 

 
X 

 

49 
Ganzke, Hartmut SPD 

 
X 

 

50 
Gebauer, Katharina CDU 

 
X 

 

51 
Gebauer, Yvonne FDP 

 
X 

 

52 
Dr. Geerlings, Jörg CDU 

 
X 

 

53 
Göddertz, Thomas SPD 

 
X 

 

54 
Goeken, Matthias CDU 

entschuldigt 

55 
Görtz, Guido CDU 

 X  

56 
Golland, Gregor CDU 

 X  

57 
Gosewinkel, Silvia SPD 

 X  

58 
Grothus, Antje GRÜNE 

entschuldigt 

59 
Grunwald, Jonathan CDU 

 X  

60 
Hafke, Marcel FDP 

 X  

61 
Hagemeier, Daniel CDU 

 X  

62 
Hansen, Klaus CDU 

 X  

63 
Hanses, Dagmar GRÜNE 

 X  

64 
Dr. Hartmann, Bastian SPD 

 X  

65 
Haug, Sebastian CDU 

 X  

66 
Dr. Heinisch, Jan CDU 

 X  

67 
Dr. Höller, Julia GRÜNE 

 X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

68 
Höne, Henning FDP 

 X  

69 
Höner, Markus CDU 

 X  

70 
Hoppe-Biermeyer, Bernhard CDU 

entschuldigt 

71 
Hovenjürgen, Josef CDU 

 X  

72 
Jablonski, Frank GRÜNE 

 X  

73 
Jörg, Wolfgang SPD 

 X  

74 
Kahle-Hausmann, Julia SPD 

 X  

75 
Dr. Kaiser, Gregor GRÜNE 

 X  

76 
Kaiser, Klaus CDU 

abwesend 

77 
Kamieth, Jens CDU 

 X  

78 
Kampmann, Christina SPD 

 X  

79 
Kapteinat, Lisa-Kristin SPD 

 X  

80 
Dr. Katzidis, Christos CDU 

 X  

81 
Kavena, Anna SPD 

entschuldigt 

82 
Keith, Andreas AfD 

X 
 

 

83 
Kerkhoff, Matthias CDU 

 X  

84 
Kirsch, Carolin SPD 

 X  

85 
Klenner, Jochen CDU 

 X  

86 
Klocke, Arndt GRÜNE 

entschuldigt (ab 19 Uhr) 

87 
Klute, Thorsten SPD 

 X  

88 
Dr. Korte, Robin GRÜNE 

 X  

89 
Korth, Wilhelm CDU 

 X  

90 
Krauß, Oliver CDU 

 X  

91 
Krückel, Bernd CDU 

entschuldigt 

92 
Kuper, André CDU 

 X  

93 
Kutschaty, Thomas SPD 

 X  

94 
Laumann, Karl-Josef CDU 

 X  

95 
Lehne, Olaf CDU 

abwesend 

96 
Lienenkämper, Lutz CDU 

abwesend 

97 
Lienesch, Sascha CDU 

entschuldigt 

98 
Löcker, Carsten SPD 

 X  

99 
Löttgen, Bodo CDU 

entschuldigt 

100 
Loose, Christian AfD 

X 
 

 

101 
Lucke, Martin CDU 

 X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

102 
Lüders, Nadja SPD 

 X  

103 
Lürbke, Marc FDP 

 X  

104 
Dr. Maelzer, Dennis SPD 

 X  

105 
von Marenholtz, Anja GRÜNE 

 X  

106 
Matzoll, Jan GRÜNE 

 X  

107 
Metz, Martin GRÜNE 

 X  

108 
Moor, Justus SPD 

 X  

109 
Mostofizadeh, Mehrdad GRÜNE 

 X  

110 
Müller, Frank SPD 

 X  

111 
Müller-Witt, Elisabeth SPD 

 X  

112 
Nettekoven, Jens-Peter CDU 

 X  

113 
Neubaur, Mona GRÜNE 

 X  

114 
Neumann, Josef SPD 

entschuldigt 

115 
Dr. Nolten, Ralf CDU 

 X  

116 
Obrok, Christian SPD 

 X  

117 
Odermatt, Vanessa CDU 

entschuldigt (ab 17 Uhr) 

118 
Oellers, Britta CDU 

 X  

119 
Okos, Thomas CDU 

 X  

120 
Dr. Optendrenk, Marcus CDU 

entschuldigt 

121 
Osei, Christina GRÜNE 

 X  

122 
Ott, Jochen SPD 

 X  

123 
Panske, Dietmar CDU 

 X  

124 
Paul, Josefine GRÜNE 

entschuldigt 

125 
Dr. Peill, Patricia CDU 

 X  

126 
Dr. Pfeil, Werner FDP 

 X  

127 
Philipp, Sarah SPD 

 X  

128 
Plonsker, Romina CDU 

 X  

129 
Postma, Laura GRÜNE 

 X  

130 
Quik, Charlotte CDU 

 X  

131 
Rasche, Christof FDP 

 X  

132 
Rauer, Benjamin GRÜNE 

 X  

133 
Reul, Herbert CDU 

abwesend 

134 
Ritter, Jochen CDU 

 X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

135 
Rock, Simon GRÜNE 

 X  

136 
Röls, Michael GRÜNE 

 X  

137 
Rüße, Norwich GRÜNE 

 X  

138 
Schäffer, Verena GRÜNE 

 
X 

 

139 
Schalley, Zacharias AfD 

X   

140 
Scharrenbach, Ina CDU 

entschuldigt 

141 
Scheen-Pauls, Daniel CDU 

 X  

142 
Schick, Thorsten CDU 

 X  

143 
Schlottmann, Claudia CDU 

 X  

144 
Schmeltzer, Rainer SPD 

entschuldigt 

145 
Schmitz, Hendrik CDU 

 X  

146 
Schmitz, Marco CDU 

 X  

148 
Schneider, René SPD 

 X  

147 
Schneider, Susanne FDP 

 X  

149 
Schnelle, Thomas CDU 

abwesend 

150 
Scholz, Rüdiger CDU 

abwesend 

151 
Schrumpf, Fabian CDU 

 X  

152 
Schulze Föcking, Christina CDU 

 
X 

 

153 
Schwarzkopf, Ralf CDU 

 
X 

 

154 
Seli-Zacharias, Enxhi AfD 

X   

155 
Siebel, Christin SPD 

 X  

156 
Sonne, Dennis GRÜNE 

 
X 

 

157 
Stamm, Christin-Marie SPD 

 
X 

 

158 
Dr. Stamp, Joachim FDP 

 
X 

 

159 
Stich, Kirsten SPD 

 
X 

 

160 
Stinka, André SPD 

 
X 

 

161 
Stock, Ellen SPD 

 
X 

 

162 
Stoltze, Ralf SPD 

 
X 

 

163 
Sträßer, Martin CDU 

 
X 

 

164 
Stullich, Andrea CDU 

 
X 

 

165 
Tarner, Hedwig GRÜNE 

 
X 

 

166 
Teschlade, Lena SPD 

 
X 

 

167 
Thoms, Meral GRÜNE 

abwesend 

168 
Tigges, Raphael CDU 

 X  

169 
Tritschler, Sven W. AfD 

X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

170 
Troles, Heike CDU 

 X  

171 
Dr. Untrieser, Christian CDU 

 X  

172 
Dr. Vincentz, Martin AfD 

X   

173 
Vogelheim, Astrid GRÜNE 

 
X 

 

174 
Vogt, Alexander SPD 

 
X 

 

175 
Voussem, Klaus CDU 

 
X 

 

176 
Wagner, Markus AfD 

X   

177 
Watermeier, Sebastian SPD 

 
X 

 

178 
Wedel, Dirk FDP 

 
X 

 

179 
Wendland, Simone CDU 

 
X 

 

180 
Weng, Christina SPD 

 
X 

 

181 
Wenzel, Jule GRÜNE 

 
X 

 

182 
Wermer, Heike CDU 

 
X 

 

183 
Dr. Wille, Volkhard GRÜNE 

 
X 

 

184 
Winkelmann, Bianca CDU 

 
X 

 

185 
Witzel, Ralf FDP 

 
X 

 

186 
Woestmann, Eileen GRÜNE 

 
X 

 

187 
Wolf, Sven SPD 

 
X 

 

188 
Wolters, Stephan CDU 

 
X 

 

189 
Wüst, Hendrik CDU 

 
X 

 

190 
Yetim, Ibrahim SPD 

 
X 

 

191 
Yüksel, Serdar SPD 

 
X 

 

192 
Prof. Dr. Zerbin, Daniel AfD 

X   

193 
Zimkeit, Stefan SPD 

 
X 

 

194 
Zimmermann, Marc GRÜNE 

 
X 

 

195 
Zingsheim-Zobel, Lena GRÜNE 

entschuldigt (ab 19 Uhr) 

 Ergebnis:  12 159 0 
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Anlage 2 

Namentliche Abstimmung zu TOP 20: Wahl eines stellv. Mitglieds in das Kontrollgremium gemäß § 23 
des Gesetzes über den Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen – Drucksache 18/2594 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

1 
Achtermeyer, Tim GRÜNE 

 X  

2 
Andrieshen, Nina SPD 

 X  

3 
Aymaz, Berivan GRÜNE 

 X  

4 
Baer, Alexander SPD 

 X  

5 
Bakum, Rodion SPD 

 X  

6 
Baran, Volkan SPD 

 X  

7 
Berger, Christian CDU 

 X  

8 
Dr. Bergmann, Günther J. CDU 

 X  

9 
Besche Krastl, Ina GRÜNE 

 X  

10 
Dr. Beucker, Hartmut AfD 

X   

11 
Bialas, Andreas SPD 

 
X 

 

12 
Blask, Inge SPD 

 
X 

 

13 
Dr. Blex, Christian fraktionslos 

X   

14 
Blöming, Jörg CDU 

 
X 

 

15 
Blondin, Marc CDU 

 
X 

 

16 
Blumenrath, Peter CDU 

 
X 

 

17 
Blumenthal, Ina SPD 

abwesend 

18 
Börner, Frank SPD 

 
X 

 

19 
Bongers, Sonja SPD 

 
X 

 

20 
Bostancıeri, İlayda  GRÜNE 

 
X 

 

21 
Braun, Florian CDU 

 
X 

 

22 
Brems, Wibke GRÜNE 

 
X 

 

23 
Brockes, Dietmar FDP 

 
X 

 

24 
Brüntrup, Tom CDU 

 
X 

 

25 
Dr. Büteführ, Nadja SPD 

 
X 

 

26 
Busche, Andrea SPD 

 
X 

 

27 
Butschkau, Anja SPD 

 
X 

 

28 
Clemens, Carlo AfD 

X   

29 
Cordes, Frederick SPD 

 
X 

 

30 
Creuzmann, Norika GRÜNE 

 
X 

 

31 
Dahm, Christian SPD 

 
X 
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

32 
Deppermann, Dorothea GRÜNE 

 
X 

 

33 
Déus, Guido CDU 

 
X 

 

34 
Dudas, Gordan SPD 

 
X 

 

35 
Durdu, Tülay SPD 

 
X 

 

36 
Eggers, Matthias CDU 

 
X 

 

37 
Eğlence, Gönül  GRÜNE 

 
X 

 

38 
Eisentraut, Julia GRÜNE 

 
X 

 

39 
Engin, Dilek SPD 

abwesend 

40 
Engstfeld, Stefan GRÜNE 

 
X 

 

41 
Erwin, Angela CDU 

 
X 

 

42 
Esser, Klaus AfD 

X   

43 
Falszewski, Benedikt SPD 

 
X 

 

44 
Fohn, Annika CDU 

 
X 

 

45 
Franken, Björn CDU 

 
X 

 

46 
Freimuth, Angela FDP 

 
X 

 

47 
Frieling, Heinrich CDU 

 
X 

 

48 
Fuchs-Dreisbach, Anke CDU 

 
X 

 

49 
Ganzke, Hartmut SPD 

 
X 

 

50 
Gebauer, Katharina CDU 

 
X 

 

51 
Gebauer, Yvonne FDP 

 
X 

 

52 
Dr. Geerlings, Jörg CDU 

 
X 

 

53 
Göddertz, Thomas SPD 

 
X 

 

54 
Goeken, Matthias CDU 

entschuldigt 

55 
Görtz, Guido CDU 

 X  

56 
Golland, Gregor CDU 

 X  

57 
Gosewinkel, Silvia SPD 

 X  

58 
Grothus, Antje GRÜNE 

entschuldigt 

59 
Grunwald, Jonathan CDU 

 X  

60 
Hafke, Marcel FDP 

 X  

61 
Hagemeier, Daniel CDU 

 X  

62 
Hansen, Klaus CDU 

 X  

63 
Hanses, Dagmar GRÜNE 

 X  

64 
Dr. Hartmann, Bastian SPD 

 X  

65 
Haug, Sebastian CDU 

 X  

66 
Dr. Heinisch, Jan CDU 

 X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

67 
Dr. Höller, Julia GRÜNE 

 X  

68 
Höne, Henning FDP 

 X  

69 
Höner, Markus CDU 

 X  

70 
Hoppe-Biermeyer, Bernhard CDU 

entschuldigt 

71 
Hovenjürgen, Josef CDU 

 X  

72 
Jablonski, Frank GRÜNE 

 X  

73 
Jörg, Wolfgang SPD 

 X  

74 
Kahle-Hausmann, Julia SPD 

 X  

75 
Dr. Kaiser, Gregor GRÜNE 

 X  

76 
Kaiser, Klaus CDU 

abwesend 

77 
Kamieth, Jens CDU 

 X  

78 
Kampmann, Christina SPD 

 X  

79 
Kapteinat, Lisa-Kristin SPD 

 X  

80 
Dr. Katzidis, Christos CDU 

 X  

81 
Kavena, Anna SPD 

entschuldigt 

82 
Keith, Andreas AfD 

X 
 

 

83 
Kerkhoff, Matthias CDU 

 X  

84 
Kirsch, Carolin SPD 

 X  

85 
Klenner, Jochen CDU 

 X  

86 
Klocke, Arndt GRÜNE 

entschuldigt (ab 19 Uhr) 

87 
Klute, Thorsten SPD 

 X  

88 
Dr. Korte, Robin GRÜNE 

 X  

89 
Korth, Wilhelm CDU 

 X  

90 
Krauß, Oliver CDU 

 X  

91 
Krückel, Bernd CDU 

entschuldigt 

92 
Kuper, André CDU 

 X  

93 
Kutschaty, Thomas SPD 

 X  

94 
Laumann, Karl-Josef CDU 

 X  

95 
Lehne, Olaf CDU 

abwesend 

96 
Lienenkämper, Lutz CDU 

 X  

97 
Lienesch, Sascha CDU 

entschuldigt 

98 
Löcker, Carsten SPD 

 X  

99 
Löttgen, Bodo CDU 

entschuldigt 

100 
Loose, Christian AfD 

X 
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

101 
Lucke, Martin CDU 

 X  

102 
Lüders, Nadja SPD 

 X  

103 
Lürbke, Marc FDP 

 X  

104 
Dr. Maelzer, Dennis SPD 

 X  

105 
von Marenholtz, Anja GRÜNE 

 X  

106 
Matzoll, Jan GRÜNE 

 X  

107 
Metz, Martin GRÜNE 

 X  

108 
Moor, Justus SPD 

 X  

109 
Mostofizadeh, Mehrdad GRÜNE 

 X  

110 
Müller, Frank SPD 

 X  

111 
Müller-Witt, Elisabeth SPD 

 X  

112 
Nettekoven, Jens-Peter CDU 

 X  

113 
Neubaur, Mona GRÜNE 

 X  

114 
Neumann, Josef SPD 

entschuldigt 

115 
Dr. Nolten, Ralf CDU 

 X  

116 
Obrok, Christian SPD 

 X  

117 
Odermatt, Vanessa CDU 

entschuldigt (ab 17 Uhr) 

118 
Oellers, Britta CDU 

 X  

119 
Okos, Thomas CDU 

 X  

120 
Dr. Optendrenk, Marcus CDU 

entschuldigt 

121 
Osei, Christina GRÜNE 

 X  

122 
Ott, Jochen SPD 

 X  

123 
Panske, Dietmar CDU 

 X  

124 
Paul, Josefine GRÜNE 

entschuldigt 

125 
Dr. Peill, Patricia CDU 

 X  

126 
Dr. Pfeil, Werner FDP 

 X  

127 
Philipp, Sarah SPD 

 X  

128 
Plonsker, Romina CDU 

 X  

129 
Postma, Laura GRÜNE 

 X  

130 
Quik, Charlotte CDU 

 X  

131 
Rasche, Christof FDP 

 X  

132 
Rauer, Benjamin GRÜNE 

 X  

133 
Reul, Herbert CDU 

abwesend 
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

134 
Ritter, Jochen CDU 

 X  

135 
Rock, Simon GRÜNE 

 X  

136 
Röls, Michael GRÜNE 

 X  

137 
Rüße, Norwich GRÜNE 

 X  

138 
Schäffer, Verena GRÜNE 

 
X 

 

139 
Schalley, Zacharias AfD 

X   

140 
Scharrenbach, Ina CDU 

entschuldigt 

141 
Scheen-Pauls, Daniel CDU 

 X  

142 
Schick, Thorsten CDU 

 X  

143 
Schlottmann, Claudia CDU 

 X  

144 
Schmeltzer, Rainer SPD 

entschuldigt 

145 
Schmitz, Hendrik CDU 

 X  

146 
Schmitz, Marco CDU 

 X  

148 
Schneider, René SPD 

 X  

147 
Schneider, Susanne FDP 

 X  

149 
Schnelle, Thomas CDU 

abwesend 

150 
Scholz, Rüdiger CDU 

 X  

151 
Schrumpf, Fabian CDU 

 X  

152 
Schulze Föcking, Christina CDU 

 
X 

 

153 
Schwarzkopf, Ralf CDU 

 
X 

 

154 
Seli-Zacharias, Enxhi AfD 

X   

155 
Siebel, Christin SPD 

 X  

156 
Sonne, Dennis GRÜNE 

 
X 

 

157 
Stamm, Christin-Marie SPD 

 
X 

 

158 
Dr. Stamp, Joachim FDP 

 
X 

 

159 
Stich, Kirsten SPD 

 
X 

 

160 
Stinka, André SPD 

 
X 

 

161 
Stock, Ellen SPD 

 
X 

 

162 
Stoltze, Ralf SPD 

 
X 

 

163 
Sträßer, Martin CDU 

 
X 

 

164 
Stullich, Andrea CDU 

 
X 

 

165 
Tarner, Hedwig GRÜNE 

 
X 

 

166 
Teschlade, Lena SPD 

 
X 

 

167 
Thoms, Meral GRÜNE 

abwesend 

168 
Tigges, Raphael CDU 

 X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimment- 
haltung 

169 
Tritschler, Sven W. AfD 

X   

170 
Troles, Heike CDU 

 X  

171 
Dr. Untrieser, Christian CDU 

 X  

172 
Dr. Vincentz, Martin AfD 

X   

173 
Vogelheim, Astrid GRÜNE 

 
X 

 

174 
Vogt, Alexander SPD 

 
X 

 

175 
Voussem, Klaus CDU 

 
X 

 

176 
Wagner, Markus AfD 

X   

177 
Watermeier, Sebastian SPD 

 
X 

 

178 
Wedel, Dirk FDP 

 
X 

 

179 
Wendland, Simone CDU 

 
X 

 

180 
Weng, Christina SPD 

 
X 

 

181 
Wenzel, Jule GRÜNE 

 
X 

 

182 
Wermer, Heike CDU 

 
X 

 

183 
Dr. Wille, Volkhard GRÜNE 

 
X 

 

184 
Winkelmann, Bianca CDU 

 
X 

 

185 
Witzel, Ralf FDP 

 
X 

 

186 
Woestmann, Eileen GRÜNE 

 
X 

 

187 
Wolf, Sven SPD 

 
X 

 

188 
Wolters, Stephan CDU 

 
X 

 

189 
Wüst, Hendrik CDU 

 
X 

 

190 
Yetim, Ibrahim SPD 

 
X 

 

191 
Yüksel, Serdar SPD 

 
X 

 

192 
Prof. Dr. Zerbin, Daniel AfD 

X   

193 
Zimkeit, Stefan SPD 

 
X 

 

194 
Zimmermann, Marc GRÜNE 

 
X 

 

195 
Zingsheim-Zobel, Lena GRÜNE 

entschuldigt (ab 19 Uhr) 

 Ergebnis:  12 161 0 

 


